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Beginn: 10:04 Uhr 

Präsidentin Carina Gödecke: Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich begrüße Sie alle ganz herzlich zu unse-
rer heutigen, 93. Sitzung des Landtags Nordrhein-
Westfalen. Mein Gruß gilt unseren Gästen auf der 
Zuschauertribüne sowie den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Medien.  

Für die heutige Sitzung haben sich 16 Abgeordne-
te entschuldigt; ihre Namen werden wir in das Pro-
tokoll aufnehmen.  

Wir dürfen auch heute einer Kollegin zum Geburts-
tag gratulieren. Ihren Geburtstag feiert heute Frau 
Kollegin Ina Scharrenbach von der CDU-Fraktion. 

(Lebhafter Beifall von allen Fraktionen) 

Frau Kollegin, ganz herzlichen Glückwunsch, alles 
Gute und einen wunderschönen Tag im Kreise der 
Kolleginnen und Kollegen und, wenn Sie die Gele-
genheit haben, dann auch heute Abend noch im 
Kreise Ihrer Familie!  

Wir treten ohne weitere Vorbemerkungen in die Be-
ratung der heutigen Tagesordnung ein. Ich rufe 
auf: 

1 Nachwahl einer Schriftführerin des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/9815 

Eine Aussprache hierzu ist nicht vorgesehen.  

Deshalb stimmen wir direkt über den Wahlvorschlag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ab. Wer die-
sem Wahlvorschlag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP und 
Piraten. Stimmt jemand dagegen? – Das ist nicht 
der Fall. Möchte sich jemand enthalten? – Das ist 
auch nicht der Fall. Damit ist der Wahlvorschlag 
Drucksache 16/9815 angenommen, und Frau Kol-
legin Grochowiak-Schmieding ist die neue Schrift-
führerin.  

(Beifall von allen Fraktionen) 

Herzlichen Glückwunsch dazu! Sie werden sicher-
lich Ihren Dienst im Laufe dieser beiden Tage auch 
schon antreten.  

Damit rufe ich auf: 

2 Familienbericht Nordrhein-Westfalen: „Fami-
lien gestalten Zukunft“ 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

Der Chef der Staatskanzlei hat mit Schreiben vom 
22. September 2015 mitgeteilt, dass die Landesre-
gierung beabsichtigt, den Landtag in der heutigen 
Plenarsitzung zu dem Thema „Familienbericht 
Nordrhein-Westfalen: ‚Familien gestalten Zukunft“ 
zu unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt durch Frau 
Ministerin Schäfer. 

Ich weise darauf hin, dass sich die im Landtag ver-
tretenen Fraktionen und die Landesregierung für die 
Unterrichtung auf die in der Tagesordnung ausge-
wiesene Redezeit verständigt haben. – Frau Minis-
terin Schäfer hat jetzt das Wort und damit auch das 
Redepult zur Verfügung.  

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport: Einen wunderschönen guten Mor-
gen! Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kol-
legen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
„Familien gestalten Zukunft“ – unter diesen Titel ha-
ben wir den Familienbericht Nordrhein-Westfalen 
gestellt. Bevor ich auf einige Inhalte eingehe, noch 
ein kurzer Blick in die Vergangenheit.  

Der letzte und bisher einzige Familienbericht für 
Nordrhein-Westfalen wurde 1990 veröffentlicht. Die-
se Landesregierung ist also die erste seit 25 Jahren, 
die eine ausführliche Beschreibung der Situation zu 
Familien in Nordrhein-Westfalen unternommen hat.  

Der jetzt vorliegende Report stellt deshalb keine ab-
schließende Analyse dar, sondern will vielmehr den 
Grundstein für eine regelmäßige Berichterstattung 
legen, um künftig die Entwicklungen in der Famili-
enpolitik aufzuzeigen.  

In den nächsten Legislaturperioden wird die Lan-
desregierung weitere Berichte erstellen, die den vor-
liegenden Report fortschreiben und um aktuelle As-
pekte und neue Schwerpunktthemen ergänzen. 

Jetzt zum Aufbau und zum Inhalt dieses Familien-
berichtes: Im ersten Teil des Berichtes werden Sta-
tistiken und Studien für NRW ausgewertet, also 
Zahlen, Daten, Fakten analysiert und wissenschaft-
lich bewertet, zum Beispiel Familienformen, Famili-
engründungen, Familien- und Erwerbsarbeit und die 
wirtschaftliche Lage von Familien.  

Nun sind Statistiken gut und sinnvoll. Doch wie be-
werten Familien selbst ihre Situation? Dieser Frage 
geht der zweite Teil des Familienberichtes nach, der 
die Ergebnisse der Beteiligung von Familien dar-
stellt.  

Die Familien in unserem Bundesland konnten ins-
gesamt über drei verschiedene Beteiligungswege 
sozusagen zu Mitautoren und Mitautorinnen dieses 
Familienberichtes werden: über die sogenannten 
Familiendialoge auf der einen Seite – das waren 
neun Veranstaltungen in ganz Nordrhein-
Westfalen – oder über das dafür eigens eingerichte-
te Internetportal oder durch die Teilnahme an einer 
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repräsentativen Familienbefragung in Nordrhein-
Westfalen.  

Noch nie – das darf man sagen – hat ein Flächen-
land in Deutschland Familien so umfassend an der 
Entstehung eines Familienberichtes beteiligt. 

Zur repräsentativen Umfrage: Im März 2015 führte 
das Meinungsforschungsinstitut Emnid im Auftrag 
der Landesregierung eine telefonische Befragung 
bei rund 1.000 Personen aus Familien in Nordrhein-
Westfalen durch. Sechs Themenfelder standen zur 
Bewertung, um zu identifizieren, wo Familien in 
Nordrhein-Westfalen vorrangig Problemdruck emp-
finden: Zeit, Geld, Kinderbetreuung, Wohnen, Bera-
tung und Sicherheit. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, die Ergebnisse sind mehr als eindeutig. In 
allererster Linie fehlt es den Familien in Nordrhein-
Westfalen an Zeit. 55 % der befragten Eltern nen-
nen Zeitmangel als Problem, darunter 22 % sogar 
als ein großes Problem – mehr als in allen anderen 
Themenbereichen wie „Geld“, „Kinderbetreuung“, 
„Wohnberatung“ und „Sicherheit“.  

Ein weiteres Ergebnis der Elternbefragung zeigt die 
Beurteilung der Qualität der Kinderbetreuung in 
Nordrhein-Westfalen. Und das ist ein schönes Er-
gebnis für unser Bundesland: Sowohl die Eltern von 
U3-Kindern, die in der Betreuung sind, als auch die 
Eltern der Kinder, die sich in Ü3-Betreuung befin-
den, sind mit der Qualität der Betreuung ausgespro-
chen zufrieden. 76 % der Eltern von Kindern in U3-
Betreuung bewerten die Qualität der Betreuung mit 
„sehr gut“ bis „gut“; mit „sehr gut“ werteten 44 %, mit 
„gut“ 32 %. 68 % der Eltern mit Kindern in Ü3-
Betreuung bewerten die Qualität der Betreuung mit 
„sehr gut“ bis „gut“; mit „sehr gut“ werteten 24 %, mit 
„gut“ 44 %. 

Das ist in der Tat ein wirklich sehr erfreuliches Er-
gebnis, welches zeigt, dass die Eltern in Nordrhein-
Westfalen den Kindertageseinrichtungen sowie der 
Kindertagespflege mit ihren Erzieherinnen und Er-
ziehern sowie Tagesmüttern und Tagesvätern ein 
großes Vertrauen entgegenbringen. Und es ver-
deutlicht auch, dass es sich lohnt, in den nächsten 
Jahren weiterhin die Kinderbetreuung den Bedarfen 
der Eltern entsprechend auszubauen, so wie wir es 
in den vergangenen fünf Jahren ja auch hervorra-
gend geschafft haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Themenbereiche „Geld“ oder „Wohnraum“ wer-
den von der Mehrheit der befragten Eltern eher als 
unproblematisch oder nicht sehr problematisch an-
gesehen. Bei einer differenzierten Betrachtung be-
deutet das allerdings nicht, dass hier kein Hand-
lungsbedarf besteht; denn bestimmte Gruppen von 
Familien brauchen auch in diesen Bereichen unsere 
besondere Unterstützung, zum Beispiel die Alleiner-
ziehenden in puncto Geld sowie kinderreiche Fami-
lien und Familien mit Migrationshintergrund in punc-

to Wohnraum. Aufgrund der aktuellen Lage wird 
sich diese Situation mit Sicherheit auch nicht so 
leicht entspannen lassen. 

Ein weiteres wichtiges Ergebnis – das ist allerdings 
nicht wirklich überraschend – ist, dass Alleinerzie-
hende durchweg in allen Themenfeldern mit mehr 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben als Familien im 
Durchschnitt. – So weit erst einmal die wichtigsten 
Ergebnisse.  

Was aber folgt daraus? Dazu werden wir im dritten 
und letzten Teil des Familienberichtes erste Eck-
punkte für eine zukünftige Familienpolitik in den 
nächsten Jahren formulieren, bzw. sie sind bereits 
formuliert worden. Bei der Formulierung der Maß-
nahmen, die wir konkret ergreifen wollen, haben wir 
uns von dem Gedanken leiten lassen, dass Famili-
enpolitik dann auch da ansetzen muss, wo Familien 
den größten Problemdruck erleben.  

Zeitmangel ist das Problem, das die Familien in 
Nordrhein-Westfalen am meisten belastet. Deshalb 
wird die Landesregierung als eine erste Konse-
quenz aus diesem Familienbericht noch in diesem 
Jahr zu einem Familiengipfel einladen. Die Famili-
enbefragung hat ergeben, dass nicht nur die Länge 
der Arbeitszeit, sondern auch die Frage, in welchem 
Zeitraum die Arbeitszeit liegt, sowie fehlende Flexi-
bilität zu diesem Zeitmangel führen.  

Im Bereich der Zeitpolitik gilt in besonderem Maße, 
dass Familienpolitik nur gemeinsam mit anderen 
engagierten Partnern gelingen kann. Deshalb wer-
den alle beteiligten Akteure – Vertreter der Wirt-
schaft, der Arbeitgeberverbände, der Gewerkschaf-
ten, der kommunalen Spitzenverbände, der Fami-
lienverbände und der Politik – im Rahmen dieses 
Familiengipfels an einen Tisch geholt, um sich ge-
meinsam auf Ziele für eine bessere Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zu verständigen.  

Dabei soll auch die besondere Problematik der Al-
leinerziehenden thematisiert werden. Darüber hin-
aus wird die Landesregierung im Rahmen einer Vä-
terkampagne die Vaterrolle stärken und Väter zur 
Inanspruchnahme von mehr Elternzeit ermutigen. 
Sie werden sich erinnern – darüber habe ich schon 
einmal gesprochen –, dass wir bei diesem Punkt 
leider noch hinter Bayern liegen. 

Der vorliegende Bericht bildet mit seinen ersten 
Eckpunkten für eine zukünftige Familienpolitik einen 
Grundstein und den Auftakt zur Weiterentwicklung 
der Familienpolitik in den nächsten Jahren. Ganz 
wichtig ist uns als Landesregierung aber dabei, die-
se Aufgabe nicht allein anzugehen, sondern Hand 
in Hand mit den Partnern, die ich eben im Zusam-
menhang mit dem Familiengipfel schon genannt 
habe. Das hat in der Vergangenheit gut funktioniert, 
und ich bin zuversichtlich, dass alle auch weiterhin 
am gleichen Strang ziehen werden. 

Ich gehe davon aus, dass der Familienbericht auch 
eine sehr gute Grundlage für die Arbeit der En-
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quetekommission „Zukunft der Familienpolitik in 
Nordrhein-Westfalen“ darstellt. – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Anhaltender Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall von SPD 
und GRÜNEN) 

Frau Ministerin, an dem Beifall des größten Teils 
des Hauses merken Sie: Alle wissen, dass dies Ihre 
letzte Unterrichtung als Ministerin an dieser Stelle 
war. Der Beifall soll sicherlich etwas mehr ausdrü-
cken als nur den Dank für diese Unterrichtung. 

Damit eröffne ich die Aussprache. Als erste Redne-
rin hat für die CDU-Fraktion Frau Kollegin Schulze 
Föcking das Wort. 

Christina Schulze Föcking (CDU): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine 
ganze Generation liegt zwischen dem letzten Fami-
lienbericht und dem, der uns heute vorliegt, den wir 
diskutieren. Wir alle wissen: Seither hat sich vieles 
verändert. 

Diejenigen, die zum Zeitpunkt des letzten Familien-
berichtes geboren wurden, gründen heute ihre ei-
genen Familien. Eltern sind Großeltern geworden, 
Großeltern Urgroßeltern, Ehen wurden geschlos-
sen, andere geschieden, neue Beziehungen wurden 
eingegangen mit unterschiedlichem rechtlichem 
Status. Und auch das Familienrecht und die fami-
lienpolitischen Leistungen wurden an vielen Stellen 
deutlich verändert. 

Kurzum: Wenn eine Landesregierung nach einem 
Vierteljahrhundert einen neuen Familienbericht vor-
legt, dann kann man vor allem eines sagen: endlich! 
Dieser Bericht ist nicht allein im Ministerium erdacht 
worden. Besonders herzlich danke ich daher auch 
all jenen, die als Einzelpersonen, als Vertreter von 
Institutionen und Verbänden zu dem Bericht, wie er 
uns heute vorliegt, beigetragen haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Es ist gut, dass die Familienpolitik mit diesem Be-
richt stärker in den Mittelpunkt gerückt wird. Da ge-
hört sie auch hin. Wir brauchen mehr Anerkennung 
und Wertschätzung für das, was Menschen in der 
Familie an Fürsorge, Zuwendung, Liebe, Pflege, Er-
ziehung und Bildung geben, ohne einen Cent dafür 
zu verlangen. Das ist wunderbar. Ein Staat, der das, 
was in der Familie geleistet wird, komplett durch 
staatliche Leistungen ersetzen wollte, wäre schnell 
ruiniert. 

(Beifall von der CDU) 

Deshalb ist es wichtig, dass wir uns fragen: Wie le-
ben Familien in Nordrhein-Westfalen heute? Wel-
che Wünsche und Erwartungen haben Familien und 
junge Menschen an ein gelingendes Familienleben? 
Was kann und muss die Landespolitik leisten? Und 
wo besteht konkreter familienpolitischer Handlungs-
bedarf? 

Der Blick in den Bericht zeigt – die Ministerin hat 
dies auch besonders herausgestellt –: Das Fami-
lienleben ist in den letzten 25 Jahren vielfältiger ge-
worden. In annähernd jeder fünften Familie erziehen 
Mutter oder Vater die Kinder allein. 7,3 % der Fami-
lien sind sogenannte Lebensgemeinschaften mit 
Kindern; darunter auch gleichgeschlechtliche Eltern. 
Es ist wichtig, einen genauen Blick auf diese Verän-
derungen zu werfen.  

Aber manches ist auch unverändert – und das hät-
ten Sie, Frau Ministerin, ebenfalls erwähnen kön-
nen. Ich nenne an erster Stelle die hohe Wertschät-
zung, die die Ehe genießt. Rund 75 % der Eltern, 
die Kinder unter 18 Jahren großziehen, sind verhei-
ratet. 

Ein Zweites ist die enorme Wertschätzung für die 
Familie, gerade auch unter den jungen Menschen. 
Familie ist „in“. Politik kann einen Beitrag leisten, 
damit Familie auch wirklich gelebt werden kann. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Sigrid Beer 
[GRÜNE]) 

Das Dritte, das unverändert geblieben ist, ist die 
Überzeugung vieler Mütter und Väter, gerade in den 
ersten zwei Lebensjahren die eigenen Kinder zu 
Hause gut erziehen zu können. Das sind die objek-
tiven Fakten des Berichts.  

Jeder, der schon einmal über das Thema „Familie“ 
gesprochen hat, weiß, dass es sich um höchstper-
sönliche Überzeugungen und individuelle Erfahrun-
gen handelt. Wie erlebe ich Familie? 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

– Frau Asch: Ja, ich bin Mutter, und das von zwei 
schulpflichtigen Kindern. Ich weiß, wie das Leben 
mit Kindern ist. Sie machen glücklich, sie sind eine 
klare Bereicherung und ein großartiges Geschenk. 

(Beifall von der CDU) 

Aber natürlich gehören auch manche Sorgen dazu. 
Wenn ein Kind krank ist, wenn es in der Schule mal 
nicht so gut läuft – all das sind Sorgen, die sich Mil-
lionen Mütter und Väter machen. Hinzu kommen die 
Herausforderungen, wenn die eigenen Eltern krank 
werden und Hilfe benötigen. Auch dann stellt sich 
oft die Frage, wie all das bewältigt und mit dem Be-
ruf in Einklang gebracht werden kann. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Ergebnisse 
der Familienbefragung zeigen ebenfalls, vor wel-
chen Herausforderungen Familien in Nordrhein-
Westfalen stehen, vor allem Familien mit kleinen 
Kindern. Ich will nur einige nennen: Frauen und 
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Mütter wollen am Berufsleben teilhaben – zu einem 
nicht geringen Teil müssen sie das auch –, aber sie 
wünschen sich flexible Teilzeitmodelle und keine 
starr vorgegebene Stundenmodelle.  

Besorgniserregend ist oftmals auch die Situation 
von Alleinerziehenden; Sie sagten es bereits. Auch 
die Erfahrung, dass es an Zeit für das Familienleben 
fehlt, bedeutet eine Herausforderung, ebenso wie 
die finanzielle Benachteiligung von Familien mit 
Kindern im Vergleich zu kinderlosen Paaren und Al-
leinstehenden. 

(Beifall von der CDU) 

Man muss sich schon fragen, was angesichts dieser 
zahlreichen Probleme, die der Bericht auflistet, die 
präventive Finanzpolitik der Ministerpräsidentin den 
Familien in unserem Land bisher eigentlich gebracht 
hat. 

(Beifall von der CDU) 

In der Summe ist der Familienbericht daher vor al-
lem ein umfangreiches Lastenheft, das die schei-
dende Ministerin ihrer Nachfolgerin auf den Schreib-
tisch gelegt hat. 

(Beifall von der CDU und Marcel Hafke 
[FDP] – Zurufe) 

Denn im Familienbericht sind vor allem viele Aufga-
ben beschrieben. Was unsere Familien aber brau-
chen, sind Lösungen für ihre ganz konkreten Prob-
leme. Wie müssen diese Lösungen aussehen? Was 
können wir tun? Für uns als Union ist die Wahlfrei-
heit der Maßstab. Wir tun gut daran, Familienpolitik 
auch einmal etwas grundsätzlicher zu diskutieren. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Die Einsicht liegt doch auf der Hand. Wenn sich die 
Familienpolitik konsequent an den Wünschen und 
Bedürfnissen von Familien orientieren soll, dann 
heißt das, Menschen dabei zu unterstützen, ihr 
höchstpersönliches Familienbild auch zu verwirkli-
chen. 

(Beifall von der CDU) 

Das bedeutet, Freiräume für Familien zu schaffen – 
Freiräume, in denen sie über Familienmodelle, Kin-
dererziehung und die Balance von Familienpflege 
und Erwerbsarbeit frei entscheiden können; dar-
über, ob Oma und Opa im hohen Alter in der eige-
nen Wohnung leben können und von den Kindern 
betreut werden, oder ob sie lieber in ein Senioren-
wohnheim ziehen möchten; darüber, wie Vater und 
Mutter Erwerbsarbeit und Familienzeit untereinan-
der aufteilen oder die Hausarbeit organisieren, ab 
welchem Zeitpunkt die Kinder in die Kita möchten 
und kommen, ob es eine städtische Kita sein soll 
oder eine, die beispielsweise von der Pfarrgemein-
de oder dem DRK geleitet wird.  

All das sind Entscheidungen, die Eltern eigenver-
antwortlich zum Wohle ihrer Kinder treffen wollen. 

Das ist die Wahlfreiheit, wie wir sie als Christdemo-
kraten verstehen. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Josefine 
Paul [GRÜNE]) 

Und an diesem Maßstab messen wir, wie es um die 
Familienpolitik in Nordrhein-Westfalen steht.  

Aber wie sieht die Realität aus? 

(Armin Laschet [CDU]: Ja!) 

Da kann man nichts schönreden, Frau Ministerin, 
gar nichts! Nordrhein-Westfalen bildet bei den U3-
Betreuungsplätzen noch immer das Schlusslicht in 
ganz Deutschland. Das ist das Gegenteil von Wahl-
freiheit! 

(Beifall von der CDU – Armin Laschet [CDU]: 
So ist es! Aber so eine Klappe!) 

Zur Wahlfreiheit gehört auch die Trägervielfalt. 
Wenn die Kirchen und andere Träger in Nordrhein-
Westfalen Alarm schlagen, weil die Kindpauschalen 
nicht auskömmlich sind, dann ist auch das eine 
große familienpolitische Herausforderung, der wir 
uns stellen müssen. 

(Beifall von der CDU) 

Des Weiteren darf es auch nicht sein, dass nach 
den BAföG-Mitteln nun auch die Mittel aus dem Be-
treuungsgeld im allgemeinen Haushalt versickern. 
Diese Mittel müssen konkret den Familien zugute-
kommen. 

(Beifall von der CDU) 

Immer mehr Eltern wünschen sich einen Ausbau 
von Beratungs- und Unterstützungsangeboten. 
Auch hier muss die Landesregierung mehr tun. Die 
gute Arbeit der Familienzentren sowie der Familien-
beratung und Familienbildung – insbesondere die 
der Kirchen und der freien Wohlfahrtspflege – 
braucht mehr politische Unterstützung. 

Und ja, mit dem Zuzug von Hunderttausenden von 
Flüchtlingen ist eine weitere gewaltige Aufgabe für 
die Familienpolitik hinzugekommen. Wir müssen al-
les dafür tun, damit die Kinder, die aus Syrien oder 
dem Irak nach Deutschland kommen, eine gute Zu-
kunft in unserem Land haben.  

(Beifall von der CDU) 

Gerade erst am Samstag habe ich ein kleines Mäd-
chen aus Syrien kennengelernt. Sie hat binnen vier 
Monaten ein richtig gutes Deutsch gelernt. Hier 
steckt unglaublich viel Potenzial. Wir müssen diesen 
Kindern eine Chance geben, sie integrieren und 
ihnen vor allem helfen. 

(Beifall von der CDU) 

Schließlich müssen wir mehr denn je in die frühkind-
liche Bildung investieren, so wie das alle Fraktionen 
im gemeinsamen Bericht der Enquetekommission 
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„Tragfähigkeit der öffentlichen Haushalte“ formuliert 
haben. 

(Beifall von der CDU) 

Hier im Landtag und vor allem in der Enquetekom-
mission „Zukunft der Familienpolitik in Nordrhein-
Westfalen“ muss es darum gehen, die Familien zu 
stärken und den Kindern gute Perspektiven zu bie-
ten. Wir brauchen aber nicht nur Reden und Gipfel – 
es muss angepackt werden! 

(Beifall von der CDU) 

Ziel meiner Fraktion ist es, Familien dort zu unter-
stützen, wo sie Hilfe benötigen, damit sie ihre Auf-
gaben verlässlich und aus eigener Verantwortung 
heraus erfüllen können. Wir wollen ein positives 
Klima für Familien, wir wollen ein Nordrhein-
Westfalen, das Kindern Chancen eröffnet und ihnen 
Wege bereitet. Wir wollen ein zukunftsfähiges Nord-
rhein-Westfalen, das auch in Zeiten demografischer 
Veränderungen stark und liebenswert bleibt. 

(Langanhaltender Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Schulze Föcking. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Hack. 

Ingrid Hack (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Zuschauerinnen und 
Zuschauer! Vielen Dank, Frau Schulze Föcking, ich 
kann mich Ihrem Dank an diejenigen, die den Be-
richt erstellt haben und daran beteiligt waren, 
durchaus anschließen. So sollte auch meine Rede 
beginnen. Das möchte ich ausdrücklich sagen. 

In anderen Punkten – das haben Sie sicher auch 
nicht anders erwartet – unterscheiden wir uns. Das 
ist auch ganz gut so, weil wir von vielen Bürgerin-
nen und Bürgern oft hören: Die Parteien wollen 
doch immer alle das Gleiche. Was sollen wir da ei-
gentlich noch diskutieren? 

Die Familienpolitik ist aus meiner Sicht – und an Ih-
rer Rede hat sich das teilweise auch wieder ge-
zeigt – ein Thema, bei dem wir unterschiedliche An-
sichten verfolgen und möglicherweise auch unter-
schiedliche Ziele und Wege im Auge haben. Zu die-
sem Zweck ist – Sie haben es ebenfalls erwähnt – 
die Enquetekommission „Zukunft der Familienpolitik 
in Nordrhein-Westfalen“ unter anderem auch einge-
richtet worden. Aber darum soll es heute konkret 
nicht gehen. 

Wie gesagt: Mein ganz herzlicher Dank gilt Frau Mi-
nisterin Schäfer und ihren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern im Haus, die diesen Bericht mit ermöglicht 
haben. Mein Dank gilt auch dem Beirat und vor al-
len Dingen den Familien, die dazu beigetragen ha-
ben, dass wir nun nach 25 Jahren – es ist schon 
erwähnt worden – wieder eine umfangreiche Infor-
mation zur Lage der Familie vor Augen haben.  

Dies als Lastenheft zu bezeichnen, Frau Schulze 
Föcking, finde ich ein bisschen unangebracht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Schließlich handelt es sich um Aufgaben zur Zu-
kunftsgestaltung unseres Landes. So viel Zeit muss 
sein. 

Den mitwirkenden Familien gilt, wie gesagt, mein 
ganz besonderer Dank. Ich danke ihnen dafür, dass 
sie sich Zeit für diese Dialogveranstaltungen und die 
Auseinandersetzung genommen haben. Das gilt 
insbesondere vor dem Hintergrund der Probleme, 
die der vorliegende Bericht benennt: Die größten 
Probleme von und für Familien sind Zeit und Zeit-
souveränität. Es würde aber meines Erachtens dem 
Inhalt und Umfang des Berichts nicht gerecht, wür-
den wir seine Aussage auf diese eine Thematik be-
schränken. 

Der bereits in unserer rot-grünen Koalitionsverein-
barung festgeschriebene Bericht beleuchtet viel-
mehr eine Vielzahl von Themen – sie sind bereits 
angeklungen – des Familienlebens, des Alltags, von 
Sorgen und Wünschen, von Hindernissen, aber 
auch von Gelingendem an dem Ort, an dem Men-
schen unterschiedlicher Generationen füreinander 
Verantwortung übernehmen. So lautet auch die De-
finition, die der Bericht gewählt hat. 

Lassen Sie mich nun nur einige wenige Befunde 
nennen, die aus meiner Sicht deutlichen Verände-
rungsbedarf – da stimme ich völlig zu – signalisie-
ren. Inzwischen hinreichend bekannt ist, dass viele 
Mütter den Wunsch haben, ihre Erwerbstätigkeit 
auszudehnen, wohingegen viele Väter den Wunsch 
nach kürzerer Arbeitszeit haben. Die Realität sieht 
aber anders aus. Das ist bereits in der bisherigen 
Arbeit unserer Enquetekommission thematisiert 
worden, und es wird uns auch weiterhin beschäfti-
gen. 

Der Umsetzung dieser Wünsche stehen jedoch An-
forderungen der persönlichen und der familiären 
Existenzsicherung entgegen, vor allem aber Anfor-
derungen der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber. 
Väter und Mütter werden am Arbeitsplatz eben nicht 
in diesen Rollen bzw. Funktionen gesehen, sondern 
schlicht in ihren Funktionen für den Job, der ge-
macht werden soll. 

Ich will hier ausdrücklich nicht diejenigen Arbeitge-
berinnen und Arbeitgeber ansprechen, die bereits 
eine ganze Menge in dieser Hinsicht geändert ha-
ben.  

Aber ich appelliere ganz deutlich an diejenigen Ar-
beitgeberinnen und Arbeitgeber, die nach wie vor 
beispielsweise Teilzeit und Führungsposition als ein 
Ding der Unmöglichkeit betrachten, die nach wie vor 
ausschließlich Arbeit im Betrieb für den Beweis von 
Arbeitseinsatz halten und die familienbewusste Ar-
beitszeitmodelle für – so will ich es einmal nennen – 
überflüssige Spielerei halten. Besonders Väter mit 
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Wünschen nach mehr Familienzeit sind von dieser 
traditionellen Ausgestaltung der Arbeitswelt betrof-
fen.  

Meine Damen und Herren, ich bin überzeugt, dass 
hier eine Öffentlichkeitskampagne – so wichtig In-
formation und Sensibilisierung an dieser Stelle 
sind – nicht ausreichend für Veränderung sorgen 
kann. Spürbare Verbesserungen können meines 
Erachtens nur verbindliche Regelungen schaffen – 
sei es in Tarifvereinbarungen, sei es in gesetzlichen 
Regelungen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich will auf ein weiteres Ergebnis der Familienbefra-
gung eingehen – auch das haben Sie, Kollegin 
Schulze Föcking, angesprochen –: Zahlreiche Bera-
tungs- und Unterstützungsangebote für Familien 
sind denjenigen, die ihrer besonders bedürfen, nicht 
bekannt und werden von ihnen deshalb auch nicht 
genutzt. Die Befragung zeigt, dass dies besonders 
häufig auf Familien mit niedrigem Bildungsstand, 
Familien mit niedrigem Einkommen und Familien 
mit Migrationshintergrund zutrifft. 

Ich zitiere: 

„Es geht darum, mehr Eltern zu erreichen, die 
zwar Unterstützungsbedarf haben, die Angebote 
aber nicht von sich aus nutzen.“ 

Diese Anforderung aus den Eckpunkten müssen wir 
meines Erachtens sehr zügig umsetzen und die 
Familienberatungs- und -bildungsangebote verbind-
licher aufsuchend gestalten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mich freut die Er-
kenntnis des Berichts, dass die Verbindungen zwi-
schen den Generationen als sehr gut und hilfreich 
eingeschätzt werden – ich zitiere –, „weshalb ‚von 
sich auflösender Solidarität zwischen den Generati-
onen nicht gesprochen‘ werden kann“. 

Allzu oft – das stelle ich zumindest öfter fest – wird 
dieser positive Sachverhalt nicht ausreichend gese-
hen. Er ist aber ein Wert für Familien in unserem 
Land. 

Sehr positiv bewerte ich auch den Umgang des Be-
richts mit der Frage, ob Familien mit Migrationshin-
tergrund ein besonderes – besser: gesondertes – 
Augenmerk zukommen soll. Nicht nur angesichts 
der aktuellen Situation, die zahlreiche Familien un-
terschiedlichster Herkunft nach Deutschland und 
damit auch in unser Bundesland führt, ist die Be-
trachtung ihrer spezifischen Chancen und Bedarfe 
vorausschauend und absolut angebracht. Auch im 
Hinblick auf die Geschichte unseres Landes, die 
zahlreiche Integrations- und Migrationsbewegungen 
erlebt hat, ist es wichtig, dem gerecht zu werden 
und ein besonderes Augenmerk darauf zu richten, 
ohne dass dies segregierenden Charakter in die-
sem Bericht oder in unserer Politik haben soll. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Schluss sei 
mir eine grundsätzliche Anmerkung erlaubt. Ausge-
hend von der Zeitproblematik von Familien stelle ich 
fest, dass Familien ihre Zeit in die Organisation und 
die Bedarfe anderer einbauen müssen. Nicht Fami-
lienzeit bestimmt die Aufteilung des Alltags, sondern 
vor allem die Zeit für Erwerbsarbeit. Daraus spricht 
die Wertung, die Familie genießt. Sie ist eben nicht 
Taktgeber in unserer Gesellschaft, sondern hat sich 
immer noch nach anderem und anderen zu richten, 
deren Funktionieren reibungslos erfolgen muss, 
beispielsweise Produktionsabläufen. 

Völlig unterschätzt wird meines Erachtens die Leis-
tung von Familien als Investoren in unserem Land – 
in Bildung, in Konsum, in Mobilität. Familien inves-
tieren in gelingendes Aufwachsen, in zufriedenstel-
lende Lebensgestaltung der erwerbstätigen Genera-
tion. Sie erbringen Leistungen für würdiges und ge-
sundes Altern. 

Diese – lassen Sie es mich so nennen – Produkte 
und ihre Wachstumschancen sollten Maßstab für 
uns sein. Sie sollten die Kennziffern bilden, nach 
denen wir den Zustand unseres Landes bemessen. 
Dann kann gelingen, was der Bericht benennt: Fa-
milien gestalten Zukunft. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Hack. – Für die FDP-Fraktion hat jetzt Herr 
Kollege Hafke das Wort. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu 
Beginn möchte ich meinen persönlichen Dank – 
auch im Namen der FDP-Fraktion – an die Ministe-
rin richten. Ich möchte Ihnen recht herzlich für die 
geleistete Arbeit der letzten fünf Jahre danken. 
Auch wenn wir auf dem Weg nicht immer einer Mei-
nung waren, habe ich sehr bewundert, dass Sie 
stets äußerst respektvoll mit uns diskutiert haben, 
immer einen fairen Diskurs gesucht haben und die 
andere Meinung akzeptiert und respektiert haben. 
Vielen Dank für diese Arbeit! 

(Lebhafter Beifall von allen Fraktionen) 

Frau Ministerin, wir müssen heute auf Ihren Wunsch 
hin aber noch eine wichtige Grundsatzdebatte über 
die Familienpolitik führen. Sie haben einen Famili-
enbericht in Auftrag gegeben und vorgelegt. Ich bin 
froh, dass wir ihn heute in dieser Form diskutieren 
können, weil er doch einige Elemente enthält, über 
die man unterschiedlicher Auffassung sein kann. 

Wichtig ist in unserer heutigen Zeit mit Sicherheit 
das Thema „Zeit, Zeitmanagement, Zeitknappheit“. 
Familienpolitik besteht aber nicht nur aus Zeitpolitik, 
sondern umfasst viel mehr. 

Wenn man sich die ersten Seiten mit der statisti-
schen Auswertung der zusammengetragenen Zah-
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len anschaut, stellen wir leider einige Aspekte fest, 
bei denen Nordrhein-Westfalen noch Aufholbedarf 
hat. In den letzten Jahren – unter Schwarz-Gelb an-
gefangen, unter Rot-Grün fortgeführt – ist zwar viel 
im Bereich des U3-Ausbaus passiert. Aber – die 
CDU hat es freundlicherweise angesprochen – 
Nordrhein-Westfalen ist mit einer Betreuungsquote 
von 24 % immer noch bundesweites Schlusslicht. 
Hier liegt noch ein großer Aufgabenbereich vor die-
ser Landesregierung, Fahrt aufzunehmen. 

Wenn man sich die Daten weiter anschaut, stellt 
man fest, dass die Landesregierung sie an der ei-
nen oder anderen Stelle sehr individuell interpretiert 
hat, eigene Schlussfolgerungen gezogen hat und 
gewisse Punkte nicht in den medialen Fokus gestellt 
hat. 

Insbesondere drei Punkte möchte ich ansprechen: 

In diesem Bericht ist zum Beispiel keine Aussage 
vorhanden, ob für Familien eher gute Betreuungs-
möglichkeiten wichtig sind oder eher Familienzeit 
vorne steht. Gerade wenn die SPD sich dieses 
Thema so auf die Fahne schreibt, wäre es doch 
wichtig, eine solche Aussage einmal in einem Fami-
lienbericht zu behandeln. 

(Beifall von der FDP) 

Der zweite Punkt baut auf der ersten Aussage auf. 
In dem Bericht steht: 39 % der Eltern möchten mehr 
Familienzeit haben. – Aber genauso wichtig ist – 
das geht in der Debatte immer wieder unter –, dass 
37 %, also nur 2 % weniger, eine exzellente, be-
darfsgerechte Kitabetreuung haben möchten, die 
offensichtlich noch nicht vorliegt. Sonst wäre der 
Wunsch nicht so groß.  

Dann kann man das Ganze einmal weiterspinnen. 
Sie haben gefragt, warum manche Eltern in Nord-
rhein-Westfalen keinen Kitaplatz für unter Dreijähri-
ge in Anspruch nehmen. Nach den statistischen 
Auswertungen sind das 65 % der Eltern. Ihre Aus-
sage ist, dass diese Eltern das gar nicht haben 
möchten. Wenn man sich den Familienbericht aber 
genau anschaut, stellt man fest, dass 20 % dieser 
Eltern gar keinen Betreuungsplatz bekommen ha-
ben. 

Damit kommen wir zum eigentlichen Skandal hier in 
Nordrhein-Westfalen: 155.000 U3-Plätze haben wir 
in Nordrhein-Westfalen. Diese stehen für ungefähr 
35 % aller Kinder zur Verfügung, und insgesamt re-
den wir von rund 285.000 Kindern ohne Betreu-
ungsplatz. Wenn man jetzt davon ausgeht, dass 
von diesen 285.000 Kindern ein Fünftel gar keinen 
Platz in Nordrhein-Westfalen gefunden hat, dann 
fehlen in Nordrhein-Westfalen 57.000 Plätze für U3-
Kinder. Insofern ist es für mich unverständlich, dass 
diese Landesregierung keinen einzigen zusätzli-
chen Cent in den Haushalt eingestellt hat, um U3-
Investitionen auf den Weg zu bringen. Das ist ein-
fach zu wenig, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Wenn wir über eine bedarfsgerechte Kitabetreuung 
sprechen, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
und auch Familienzeit ermöglicht, müssen wir natür-
lich auch über die Auskömmlichkeit der Finanzie-
rung sprechen. Da ist in den letzten Jahren sicher-
lich viel getan worden. Das haben wir auch nie in 
der Summe, sondern nur in der Ausführung kriti-
siert. Man muss sich aber auch einmal anschauen, 
was Schwarz-Gelb in das Gesetz geschrieben hat: 

(Heike Gebhard [SPD]: Warum hat man es 
nicht von Anfang an besser ausgestattet?) 

Wir haben hineingeschrieben, dass die Dynamisie-
rung überprüft werden soll, dass die Kindpauscha-
len überprüft werden sollen. – Das Gesetz wurde an 
dieser Stelle einfach missachtet. 

Fünf Jahre diskutieren wir in diesem Parlament über 
die Auskömmlichkeit der Kindpauschalen und dar-
über, ob sie konnexitätsrelevant sind oder nicht. 
Mittlerweile ist die Situation so brenzlig, dass meh-
rere Träger und insbesondere die Kirchen gesagt 
haben, dass nächstes Jahr 80 % der Kitas defizitär 
laufen. 

Was macht diese Landesregierung zurzeit? Es wird 
einfach keine Aktivität entfaltet, um dieses Problem 
anzugehen. Wir finden keine zusätzlichen finanziel-
len Mittel im Haushalt. Es gibt keinen Gesetzent-
wurf, der das auf den Weg bringt. Es wird noch 
einmal das Angebot von der Opposition wahrge-
nommen, gemeinsam diesen Weg zu gehen und die 
Träger dabei zu unterstützen. 

(Beifall von der FDP) 

Auf der anderen Seite werden für 160 Millionen € 
die Elternbeiträge für das dritte Kindergartenjahr 
abgeschafft – ein Wahlversprechen, das SPD und 
Grüne zu Recht umsetzen. 

Aber die Frage ist doch: Wo liegen die Prioritäten in 
diesem Land? Wollen wir nicht erst einmal einen 
vernünftigen U3-Ausbau gewährleisten? Wollen wir 
nicht erst einmal schauen, dass die Qualität an den 
Kitas stimmt und die Finanzierung sichergestellt ist, 
bevor wir in einem hoch verschuldeten Land wie 
Nordrhein-Westfalen eine Beitragsfreiheit einfüh-
ren? Deswegen halte ich das für eine falsche Priori-
tätensetzung. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir können das Thema 
auch noch weiterspinnen. Wenn man über Kitas 
hinausschaut, stellen wir fest, dass in der Kinderta-
gespflege viel vom Glück abhängt, wo sich die Ta-
gesmutter oder der Tagesvater gerade selbststän-
dig macht. Wir haben eine komplett unterschiedliche 
Landschaft in Nordrhein-Westfalen. In den letzten 
fünf Jahren wurde die Situation sogar verschärft, 
indem das Zuzahlungsverbot ohne Kompensation 
eingestellt wurde. Die Tagesmütter und Tagesväter 
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berichten von schwierigen Situationen. Vertreter al-
ler Fraktionen haben vor Kurzem in Köln an einer 
spannenden Diskussion dazu teilgenommen. Ange-
sichts der bestehenden Herausforderungen, die dort 
deutlich geworden sind, erwarte ich von einer Lan-
desregierung, dass diese Probleme aktiv angegan-
gen werden. 

(Beifall von der FDP) 

Noch eine letzte Anmerkung – das ist ein Appell an 
die neue Ministerin, aber insbesondere auch an das 
Parlament und die regierungstragenden Fraktio-
nen –:  

Wenn man Familienpolitik machen möchte, dann 
muss man das, was dieser Landtag beschlossen 
hat, regelmäßig überprüfen. Wir geben Steuergel-
der in Millionen- und Milliardenhöhe aus. Insofern 
muss man familienpolitische Leistungen evaluieren 
– darauf hat der Steuerzahler einen Anspruch – und 
schauen, ob diese Leistungen auch wirklich da an-
kommen, wo sie hingehören.  

Ich finde es unverantwortlich, dass Sie sich in die-
sem Landesparlament solchen Maßnahmen ver-
weigern, und würde mir wünschen, dass Sie hier 
zur Einsicht kommen und das auf den Weg bringen, 
was der Steuerzahler erwartet, nämlich die Evalua-
tion familienpolitischer Leistungen, um zu sehen, wo 
dieses Geld wirklich vernünftig eingesetzt wird. 

(Beifall von der FDP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ich freue mich auf 
die weiteren Debatten in diesem Haus zum Thema 
„Familienpolitik in den nächsten Jahren“. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Danke, Herr Kollege 
Hafke. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
spricht Frau Kollegin Asch. 

Andrea Asch (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Nach 25 Jahren legt die-
se Landesregierung einen Familienbericht vor. Frau 
Ministerin Schäfer danke ich ausdrücklich dafür, 
dass sie das angepackt hat. Ich möchte ihr auch 
ausdrücklich dafür danken, dass sie das unter gro-
ßer Beteiligung der Familien getan hat. In diesem 
Bericht wird nämlich nicht nur über Familien ge-
sprochen und nicht nur ihre Situation beschrieben. 
Vielmehr kamen die Familien selber zu Wort und 
haben ihre Bedürfnisse, ihre Wünsche geäußert. Ich 
glaube, das ist der gute Stil, den wir als Rot-Grün 
pflegen, dass wir Beteiligte … dass wir Betroffene 
zu Beteiligten machen. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Beteiligte zu Be-
troffenen! So ist das richtig!) 

Danke, Frau Schäfer, dass Sie das auch in diesem 
Punkt umgesetzt haben! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Lutz Lienenkämper [CDU]: Beteiligte zu Be-
troffenen! So ist das!) 

In diesen letzten 25 Jahren hat sich Familie deutlich 
geändert. Familien sind heute bunt und vielfältig. 
Wir haben Patchworkfamilien. Es gibt viele Alleiner-
ziehende. Die Regenbogenfamilien kommen hinzu. 
Ein großer Teil der Familien mit Kindern hat einen 
Migrationshintergrund. Und noch etwas hat sich ge-
ändert: Es gibt ein Verständnis von Familie, das 
sehr viel weiter gefasst ist – nämlich, dass Familie 
überall dort ist, wo Menschen füreinander verbind-
lich Verantwortung übernehmen. 

Dieser Bericht zeigt uns ein sehr detailliertes Bild 
von der Situation und den Bedürfnissen der Fami-
lien in Nordrhein-Westfalen. Und eines zeigt er in 
aller Deutlichkeit – meine Vorrednerinnen haben 
das zum Teil aufgegriffen –: Er zeigt, dass Familien 
vielfach in der Zeitfalle sitzen. 

Familien und Eltern fehlt es vor allen Dingen an 
Zeit. 55 % der Befragten gaben an, zu wenig Raum 
für die Familie zu haben. 68 % nennen als Grund 
dafür, dass sie zu lange arbeiten müssen und zu 
unflexiblere Arbeitszeiten haben; das lasse ihnen zu 
wenig Raum für die Familie und insbesondere für 
die Kinder. Gerade die jungen Väter – das ist ein 
bemerkenswerter Wandel im Rollenverständnis – 
wünschen sich, mehr Zeit mit ihren Kindern verbrin-
gen zu können. 

Das zeigt den Rollenwandel. Aber auch noch eine 
andere Zahl macht deutlich, dass junge Menschen 
aus diesen traditionellen Rollenbildern ausbrechen 
wollen; denn 45 % der befragten Eltern wünschen 
sich, dass beide Elternteile erwerbstätig sind und 
sich gemeinsam um Haushalt und Familie küm-
mern. Das ist doch eine sehr positive Erkenntnis, 
die Anlass zu Hoffnung gibt. 

Allerdings halten die Bedingungen der Arbeitswelt 
diesen Wünschen nicht stand. Die Wirklichkeit sieht 
anders aus. In einem Drittel der Familien sind die 
Männer immer noch die Alleinverdiener. Die Er-
werbsquote von Frauen in Paarfamilien liegt heute 
immer noch bei insgesamt nur 64 %. 

Die Zahl der Familien, in denen die Väter oder beide 
Elternteile in Teilzeit arbeiten, ist mit 3 % ver-
schwindend gering. Auch die Anzahl der Väter, die 
in Elternzeit gehen, ist übrigens sehr gering. Wir 
haben immer noch den großen Anteil der Zweimo-
natsväter, die diese zwei Monate zusätzlich nehmen 
und bei ihren Kindern zu Hause bleiben, aber da-
nach die Sorgearbeit wieder den Müttern überlas-
sen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier sind Wirtschaft 
und Politik gefordert, Arbeitszeitmodelle zu entwi-
ckeln, um Raum und Zeit für das Miteinander in der 
Familie und die Sorgearbeit für Kinder, aber auch 
die Sorgearbeit für zu pflegende Angehörige zu er-
möglichen. 
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Dazu gibt es Modelle, die eine Reduzierung der Ar-
beitszeit oder eine flexible Ausgestaltung der Wo-
chenarbeitszeit in bestimmten Zeitfenstern vor-
schlagen. Sie liegen auf dem Tisch. 

Es liegt im eigenen Interesse der Arbeitgeber und 
der Wirtschaft, sich solchen Vorschlägen nicht zu 
verschließen. Sie dienen nämlich auch der Fach-
kräftesicherung. Last, but not least dienen sie dem 
Erhalt von motivierten, glücklichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern. Was kann sich ein Arbeitgeber 
Besseres wünschen? 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, erfreulich ist, dass seit 
2008 der Anteil der erwerbstätigen Mütter von Kin-
dern im Alter von einem Jahr um immerhin 4,3 % 
und von Kindern im Alter von zwei Jahren um 4,7 % 
gestiegen ist. Das ist natürlich der gestiegenen U3-
Betreuungsquote zu verdanken, die – wir wissen 
es – für die Ein- und Zweijährigen in Nordrhein-
Westfalen bei 54,9 % liegt. Wir arbeiten weiter da-
ran, dass wir da noch besser werden und noch 
mehr dem Bedarf von jungen Eltern gerecht wer-
den. 

Wir setzen in der Kita aber nicht nur auf Quantität, 
sondern insbesondere auf den qualitativen Ausbau. 
Da freue ich mich besonders über einen Punkt, der 
in dem Familienbericht enthalten ist und den Frau 
Ministerin Schäfer bereits erwähnt hat. 76 % der El-
tern von Kindern in einer U3-Betreuung bewerten 
die Betreuungsqualität als sehr gut oder gut. Das 
zeigt, dass wir mit unserer rot-grünen Politik erfolg-
reich sind. Rot-Grün wirkt für die Kinder und für die 
Familien. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sehen diese 
positive Resonanz auch als Ansporn und werden 
weiterhin die Qualität der frühkindlichen Bildung in 
den Mittelpunkt stellen. 

Herr Hafke, Sie brauchen sich gar nicht zu sorgen. 
Die Haushaltsberatungen stehen bevor. Dann wer-
den wir sehen, welche Fraktion welche substanziel-
len Vorschläge auf den Tisch legt. Hier sollten wir 
nicht vorgreifen. 

Ein Aspekt ist mir noch wichtig. Frühkindliche Bil-
dung wirkt präventiv gegen Armut. 18 % Kinderar-
mut in Nordrhein-Westfalen – das ist eine Heraus-
forderung, die wir gemeinsam mit dem Bund bewäl-
tigen müssen. Wir haben die plusKITA eingeführt. 
Wir haben einen wichtigen Schritt gemacht, um die 
Armutsspirale, in der sich Kinder und Familien be-
finden, zu stoppen. 

Aber hier ist auch der Bund gefragt. Es geht auch 
um materielle Armut. Der materiellen Armut können 
wir letztendlich nur begegnen, indem wir eine Kin-
dergrundsicherung einführen, damit Kinder in 
Deutschland für Eltern nicht weiter ein Armutsrisiko 
sind. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir leben heute in einem Bundesland mit 19 % Al-
leinerziehenden. Das ist eine hohe Zahl. Gerade 
diese Frauen sind besonders armutsgefährdet. Hier 
zeigt sich, dass wir darauf noch einmal ein großes 
Augenmerk legen müssen und eine besondere Un-
terstützung anbieten müssen. 

Meine Damen und Herren, der Familienbericht ist 
eine gute Grundlage, an die wir für unsere Politik für 
Kinder und Familien in Nordrhein-Westfalen an-
knüpfen können. Ich freue mich, dass die scheiden-
de Familienministerin Ute Schäfer angekündigt hat, 
dass der Bericht weiter fortgeschrieben wird. Ich 
hoffe, dass ihre Nachfolgerin das auch aufgreifen 
wird. 

Frau Schäfer, Ihre Nachfolgerin hat ja schon ange-
kündigt, dass der Familiengipfel, den Sie vorge-
schlagen haben, umgesetzt wird. Das ist wichtig 
und richtig; denn wir brauchen starke Partnerinnen. 
Wir brauchen auch ein Umdenken in der Wirtschaft. 
Es ist wichtig, dass die Unternehmen da mit am 
Tisch sitzen, um Familie in Nordrhein-Westfalen 
stark und lebbar zu machen. 

Zum Schluss, meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen, erlauben Sie mir, dass ich mich bei der Frau 
bedanke, die in den letzten fünf Jahren in Nord-
rhein-Westfalen die Familienpolitik geprägt hat. Das 
ist Ute Schäfer. Liebe Ute, ich möchte mich aus-
drücklich für unsere gute und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit bedanken. Wir haben gemeinsam 
viel auf den Weg gebracht und manche schwierige 
Herausforderung in sehr gutem Einvernehmen mit-
einander bewältigt. Ich danke dir ausdrücklich und 
sehr für deine große Leistung, die du für Familien 
und für Jugendliche und Kinder in Nordrhein-
Westfalen erbracht hast. 

Als du 2010 dieses Ressort übernommen hast, gab 
es ganz viel Misstrauen im Lande gegenüber der 
Landespolitik und auch gegenüber dem Ministeri-
um. Du hast es geschafft, dass neues Vertrauen in 
die Politik des Landes entstehen konnte. Das ist ei-
ne sehr große Leistung, die nicht hoch genug zu 
bewerten ist. Du hast in vielen Gesprächen und 
Veranstaltungen Menschen zugehört und Beteili-
gung – wie wir auch jetzt am Familienbericht se-
hen – möglich gemacht. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Die ganz große Herausforderung, den U3-
Rechtsanspruch zu gewährleisten, hast du gegen 
alle Kassandrarufe zum Erfolg gebracht. Ich glaube, 
mit diesem Meilenstein wird auch dein Name weiter 
verbunden bleiben. 

Ich wünsche dir alles Gute für deine Zukunft. Ge-
nieße die Zeit, die du jetzt mehr haben wirst. Danke 
schön für alles! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 
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Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Asch. – Für die Piraten hat Herr Kollege 
Düngel das Wort. 

Daniel Düngel (PIRATEN): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrte Frau Ministerin Schäfer! Ich komme gleich 
ganz zum Schluss noch einmal dazu und werde 
auch ein paar persönliche Worte an Sie richten. 
Dem Jubelschrei, den Frau Kollegin Asch gerade 
ausgerufen hat, kann ich mich natürlich nicht ganz 
anschließen. Ich bin mir auch unsicher, ob für eine 
scheidende Familienministerin der Familienbericht, 
also sozusagen Familienpolitik in der Retrospektive, 
die richtige Themenwahl ist, weil es ja tatsächlich 
sehr viele kritische Punkte gibt, die auch ganz klar 
aus diesem Familienbericht hervorgehen.  

Wir ziehen also heute Bilanz Ihres familienpoliti-
schen Wirkens im Land. Frau Ministerpräsidentin 
Kraft hat für Ihren Bereich den Wahlkampf eingeläu-
tet. Das Ministerium wird verjüngt. Die digitale Re-
volution zieht ins Familienministerium ein – so hof-
fen wir Piraten jedenfalls. 

(Zuruf von den PIRATEN: Mal sehen!) 

Wie weit Frau Kampmann als Fachfremde in Sa-
chen Familienpolitik allerdings wirklich Zeichen set-
zen kann, bleibt abzuwarten. Baustellen, um not-
wendige Zeichen zu setzen, gibt es jedenfalls ge-
nug. 

„Familien gestalten Zukunft“ ist der Titel des Famili-
enberichts. Mich bewegt seit Tagen die Frage: Wa-
rum jetzt, warum erst jetzt, warum 20 Jahre zu 
spät? Sie haben es eben selbst erwähnt, Frau Mi-
nisterin: Das ist nach 25 Jahren der zweite Famili-
enbericht in Nordrhein-Westfalen. 

Sie selbst haben diesen Verantwortungsbereich fünf 
Jahre lang geleitet. Das ist sicherlich ein Zeitraum, 
nach dem es dann auch angemessen ist, in einem 
solchen Familienbericht zurückzuschauen und ei-
nen Ausblick nach vorne zu wagen. Ich glaube 
aber, dass wir uns in diesem Haus einig sind, dass 
da in den vergangenen zwei Jahrzehnten eine 
Menge liegen geblieben ist. 

In Ihrer Partei dauerte dieser Prozess 20 Jahre. In-
nerhalb der SPD ist das möglicherweise sogar rela-
tiv schnell. Schließlich hat sie in der Vergangenheit 
auch einen Kanzler gestellt, der Familienpolitik als 
„Gedöns“ bezeichnet hat. Insofern kann ich schon 
nachvollziehen, dass es in Ihrer Partei vielleicht ein 
bisschen länger dauert, der Familienpolitik einen 
gewissen Stellenwert zu geben. 

Schauen wir auf Nordrhein-Westfalen. In Nordrhein-
Westfalen lebt heute schon jedes dritte Kind unter-
halb der Armutsgrenze. Wie Frau Schulze Föcking 
zu Beginn schon ausgeführt hat, haben wir große 
Herausforderungen, die die aktuelle Flüchtlingssitu-
ation mit sich bringt. Wir sehen gerade im Famili-

enministerium wenige Vorbereitungen, was die 
frühkindliche Bildung für Flüchtlingskinder angeht. 
Auch diese Familien, die in den letzten Wochen und 
Monaten zu uns gekommen sind und auch in der 
nächsten Zeit zu uns kommen werden, sind Fami-
lien in Nordrhein-Westfalen. 

„Refugees welcome“ haben wir schon mehrfach ge-
sagt. Dazu werden wir beim nächsten Tagesord-
nungspunkt sicherlich auch noch einiges hören. Er-
lauben Sie mir an dieser Stelle den Satz: Auch 
wenn oder gerade weil es große Herausforderun-
gen sind, denen wir dort entgegensehen, ist es 
wichtig, in dieser Zeit immer und an jeder Stelle Zei-
chen gegen Wutbürger, gegen sogenannte besorg-
te Bürger und gegen Nazis zu setzen und sich 
ihnen entgegenzustellen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Zurück zum Familienbericht: Es sind jetzt Investitio-
nen für Menschen, vor allem in Bildung und Wohn-
raum, vordringlich und notwendig. Beitragsfreie Bil-
dung im Elementarbereich darf nicht von haushalte-
rischen Freiräumen abhängig sein. So steht es im 
Familienbericht. Wenn das nämlich Voraussetzung 
ist, ist es nicht weit her mit dem familienpolitischen 
Ziel der regierungstragenden Fraktionen: Bildung 
beitragsfrei – in der Kita, in der Schule, an der Uni, 
überall. 

Herr Hafke hatte eben die Kindpauschalen ange-
sprochen. Zur Wahrheit gehört natürlich nicht nur, 
dass die jetzige Landesregierung das vier, fünf Jah-
re lang liegen gelassen und das Gesetz ignoriert 
hat, sondern auch, dass schon bei der Verabschie-
dung des Kinderbildungsgesetzes allen Beteiligten 
klar war, dass diese Kindpauschale nicht ausrei-
chen wird. Das muss man fairerweise dazusagen. 

Herr Hafke hat außerdem angesprochen, dass im 
Familienbericht auch steht, Familienpolitik sei wis-
senschaftsbasiert geworden. Wir haben uns erst in 
der letzten Ausschusssitzung im Rahmen der Aus-
sprache über eine Große Anfrage der FDP-Fraktion 
und auch im Plenum darüber unterhalten. 

Das meiste, was man bei den Antworten auf die 
Große Anfrage gesehen hat, war, dass nur wenige 
familienpolitische Leistungen tatsächlich wissen-
schaftlich evaluiert werden. Da widerspricht sich et-
was. Da müssen Sie in Zukunft noch eine ganze 
Menge tun. 

Sie bleiben den Menschen in diesem Land eine 
wirklich zukunftsfähige Familienpolitik schuldig. Die 
Frage bleibt: Werden die notwendigen Schritte für 
Familie 4.0 eingeleitet? Der Familienbericht scheint 
nicht wegweisend für eine gute Zukunft bei der lau-
fenden digitalen Revolution zu sein. 

Ich möchte die verbleibende Zeit für einen Blick 
nach vorne nutzen. Wie werden Familien in Zukunft 
leben und arbeiten? Wie bereiten wir Familienpolitik 
auf das digitale Zeitalter vor? Ich zitiere: 
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„Die technologische Entwicklung ermöglicht es, 
dass nicht mehr jede monotone, wenig sinnstif-
tende oder sogar gefährliche Aufgabe von Men-
schenhand erledigt werden muss. Wir sehen 
dies als großen Fortschritt, den wir begrüßen 
und weiter vorantreiben wollen. Daher betrach-
ten wir das Streben nach absoluter Vollbeschäf-
tigung als weder zeitgemäß noch sozial wün-
schenswert. Stattdessen wollen wir uns dafür 
einsetzen, dass alle Menschen gerecht am Ge-
samtwohlstand beteiligt werden und werden da-
zu die Einführung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens prüfen.“ 

Piraten-Grundsatzprogramm! 

Die digitale Revolution verlangt mehr als nur eine 
neue Zeitpolitik, wie sie auf Bundesebene bereits im 
Siebten und Achten Familienbericht der Bundesre-
gierung als Erkenntnisgewinn vorliegt. Es braucht 
mehr als eine neue Zeitpolitik, in der das Flächen-
land Nordrhein-Westfalen irgendwie als Pilotprojekt 
herhalten muss. Zeitpolitik ist vor allem auch Fol-
gendes: zum Ersten Finanzpolitik, zum Zweiten Ar-
beitsmarktpolitik und zum Dritten Sozialpolitik. 

Zeit alleine ist eine endliche Ressource. Davon ha-
ben wir 24 Stunden. Das ist in Ergänzung mit den 
weiteren politischen Feldern zu sehen. Der Doppel-
verdienerfamilie im Schichtbetrieb ist nicht damit 
geholfen, dass sie ausreichend Geld hat, wenn 
dann keine Zeit für Familie da ist. So ist auch der 
Hartz-IV-Familie nicht geholfen, wenn sie zwar die 
Zeit, aber nicht das Geld zur Verfügung hat, um viel-
leicht gemeinsam in den Zoo zu gehen oder um 
auch nur die Fahrt mit Bus und Bahn zu finanzieren. 

Wir müssen Visionen erarbeiten und über den Tel-
lerrand denken. Wir müssen Familien die benötigte 
Infrastruktur für eine digitale Teilhabe bereitstellen. 
Familien muss in Nordrhein-Westfalen sofort das 
Recht auf freien Zugang zu Informationen und kos-
tenfreier digitaler Bildung gewährleistet werden. Wir 
fordern, jedem Menschen unabhängig von seiner 
sozialen Herkunft ein größtmögliches Maß an ge-
sellschaftlicher Teilhabe zu ermöglichen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Die Bereitstellung einer familienfreundlichen Infra-
struktur befreit Familien aus dem geschilderten 
Ökonomisierungsdruck. 

Last, but not least trennen uns bei der Definition von 
„Familie“ immer noch Welten. Piratige Familienpoli-
tik findet in diesem Ministerium nicht statt. Das zeigt 
der Familienbericht schon auf den ersten Seiten. Da 
ist weder von Queer- noch von Regenbogenfamilien 
die Rede. Das ist erst wesentlich später und auch 
viel, viel, viel zu wenig der Fall. 

Daten und Fakten liegen in vielen Bereichen nicht 
vor. Es wäre vielleicht auch Aufgabe des Ministeri-
ums gewesen, weiter zu erforschen, was dort mög-
lich ist.  

Für uns bleibt festzuhalten: Alle Formen des Zu-
sammenlebens sind gleichberechtigt. Familie ist 
nicht nur da, wo Kinder sind, sondern dort, wo Men-
schen füreinander sorgen und Verantwortung über-
nehmen. Lassen Sie die vergangenheitsbezogene 
Familienpolitik dort, wo sie hingehört. Treten Sie mit 
uns Piraten in eine moderne, zukunftsorientierte 
Familienpolitik 4.0 ein.  

Auch wenn die Redezeit abgelaufen ist, Frau Präsi-
dentin, möchte ich gern am Ende noch eine persön-
liche Bemerkung loswerden.  

Frau Ministerin Schäfer, auch wenn in Ihrem Minis-
terium in vielen Belangen wie Transparenz und digi-
tale Revolution nicht so gearbeitet wird, wie wir Pira-
ten uns das vorstellen, möchte ich mich aber selbst-
verständlich für die durchweg freundliche und vor 
allem zwischenmenschlich sehr bereichernde Zu-
sammenarbeit bedanken. Ihnen persönlich wünsche 
ich alles Gute für Ihren weiteren Lebensweg. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Düngel. – Bevor ich Herrn Kollegen Jörg 
von der SPD-Fraktion das Wort erteile, möchte ich 
die Kolleginnen und Kollegen darauf aufmerksam 
machen, dass in der Landeshauptstadt Düsseldorf 
gleich das städtische Sirenensystem überprüft wird. 
In drei Stufen wird es beginnen mit dem Dauerton 
„Entwarnung“, dann kommt ein auf- und abschwel-
lender Dauerton „Radio einschalten“ und zum 
Schluss wieder der Dauerton „Entwarnung“.  

Es handelt sich um einen Probealarm. Wir brauchen 
also nicht das Haus räumen und auch nicht die Ra-
diogeräte einzuschalten. Wir wissen allerdings nicht 
genau, ob wir die Alarmtöne überhaupt hören. Nur 
falls wir sie hören, seien Sie bitte nicht beunruhigt.  

Jetzt hat Herr Kollege Jörg das Wort.  

Wolfgang Jörg (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Frau Schulze Föcking, ich 
muss auf Ihre Rede doch einmal inhaltlich einge-
hen.  

Wissen Sie, der Name Armin Laschet wird in Nord-
rhein-Westfalen untrennbar mit ungerechten Bei-
tragstabellen für Eltern verbunden bleiben,  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – La-
chen von der CDU) 

mit einem Qualitätsabbau in den Kitas, mit zögerli-
chem Handeln im U3-Ausbau. Das wird in Nord-
rhein-Westfalen mit Armin Laschet verbunden. 

(Zurufe von der CDU) 

Der Gegenentwurf dazu ist Gott sei Dank Ute Schä-
fer. Ute, dein Name wird für immer in Nordrhein-
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Westfalen mit einem gelungenen Ausbau im U3-
Bereich verbunden bleiben.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Widerspruch von der CDU) 

Kein anderes Land hat seit 2010 eine ähnliche Dy-
namik entwickelt wie Nordrhein-Westfalen. Das ist 
vor allen Dingen dein Verdienst. Dein Verdienst ist 
es, dass es in den Kitas qualitativ wieder bergauf 
geht. Dein Name bleibt eng verbunden mit einem 
leidenschaftlichen Engagement für unsere Familien 
in Nordrhein-Westfalen. Herzlichen Dank dafür. Du 
hast viel für die Familien und für unsere Kinder in 
diesem Land getan.  

Ich möchte dir aber auch im Namen meiner Fraktion 
und meines Arbeitskreises sehr herzlich für eine fai-
re Zusammenarbeit danken, für deine offene und 
konstruktive Art, Prozesse zu steuern und zum Ge-
lingen zu führen. Das war eine wunderbare Zeit.  

Aber ich weiß auch, liebe Ute, dass du es natürlich 
gewohnt bist, den Tagesablauf von ganz vielen 
Männern zu beeinflussen; ich will nicht sagen, un-
bedingt immer zu bestimmen, aber doch zu beein-
flussen. Ich weiß nicht, wie viele Männer in deinem 
Ministerium arbeiten. Es sind aber schon einige. Ich 
weiß – offen gestanden – gar nicht so genau, ob 
Axel weiß, was auf ihn zu Hause zukommt. Ich kann 
mir vorstellen, dass der Tagesablauf und deine Ein-
flussnahme auf den Tagesablauf zu Hause auch 
etwas intensiver diskutiert werden wird. 

Liebe Ute, nichts können Männer so gut wie weghö-
ren. Also privat weghören können Männer hervorra-
gend. Da gibt es ja Szenen, wo Frauen ihr Herz 
ausschütten und nach drei Stunden der Mann sagt: 
Ach Schatz, ich habe dir gerade nicht zugehört.  

Das ist manchmal eine schwierige Situation. Damit 
dir das nicht passiert und damit du zu Hause immer 
den Takt angibst, habe ich dir einen kleinen päda-
gogischen Verstärker mitgebracht,  

(Wolfgang Jörg spricht die nächsten Worte in 
ein Megafon.)  

damit Axel immer weiß, was er tun kann.  

Alles Gute, Ute, für dich. Ich hoffe, dass du noch ei-
ne wunderbare Zeit mit uns als Kollegen hast. Herz-
lichen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Wolfgang Jörg überreicht Ministerin Ute 
Schäfer das Megafon.) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Jörg. Das ist heute hier mit den Ge-
schenken fast wie Weihnachten.  

Für die Landesregierung hat Frau Ministerin Schäfer 
das Wort. Bitte schön.  

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport: Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 
Liebe Kollegen! Anders als das sonst üblich ist, 
werde ich jetzt in meinem zweiten Beitrag nicht auf 
meine Vorrednerinnen und Vorredner inhaltlich ein-
gehen, sondern ich möchte die Möglichkeit nutzen, 
mich hier und heute bei Ihnen in meiner Funktion 
als Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, Kultur und 
Sport zu verabschieden und mich bei Ihnen allen für 
fünf aufregende und auch für fünf anregende Jahre 
ganz herzlich zu bedanken. Es war spannend in der 
Zeit in der Landesregierung für mich.  

Es ist ja mein zweiter Abschied aus einem Kabinett. 
Anders als beim ersten Mal 2005 passiert es dies-
mal auf meinen eigenen Wunsch.  

(Heiterkeit von der CDU) 

– Jetzt bin ich doch ein bisschen überrascht.  

Die Ministerpräsidentin ist diesem meinem Wunsch 
nachgekommen. Ich freue mich, dass das so ist. 
Denn es ist richtig und wichtig, Weichen neu zu stel-
len, wenn man weiß, dass man im nächsten Land-
tag nicht mehr dabei sein wird. Ich habe mich ent-
schieden, nicht wieder für den Landtag zu kandidie-
ren. Deswegen ist es gut, dass jetzt die Weichen 
neu gestellt werden. Man kann es auch mit Franz 
Werfel so formulieren:  

„Zwischen zu früh oder zu spät liegt eigentlich 
immer nur ein Augenblick.“ 

Jetzt – finden wir – ist der richtige Augenblick ge-
kommen. Ich blicke in meiner Verantwortung als 
Mitglied einer Landesregierung auf vieles zurück, 
worauf ich durchaus auch ein bisschen stolz bin.  

Ich bedanke mich für die freundlichen Worte, die al-
le Kolleginnen und Kollegen für mich gefunden ha-
ben.  

In der Tat war das Thema „Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf“ in beiden Kabinetten für mich schon 
ein ziemlich zentrales. Ich kann mich noch gut erin-
nern, als ich die offene Ganztagsgrundschule für 
Familien eingeführt habe, liebe Frau Schulze Fö-
cking, hat Ihre Fraktion noch heftigst dagegen an-
gekämpft. Der eine oder andere, der 2003 dabei 
war, wird sich noch gut daran erinnern können. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Aber es war ein wichtiger familienpolitischer Beitrag. 

Dass der U3-Ausbau so gelungen ist, wie das ge-
schehen ist, das hat uns 2010 auch niemand zuge-
traut.  

Anders als Sie das gesagt haben, lieber Herr Hafke, 
haben wir den U3-Ausbau nie gedeckelt. Wir finan-
zieren – Dank an den Finanzminister – jeden Platz 
in Nordrhein-Westfalen, der in unserem Land an-
gemeldet wird. Wir haben die Ausgaben von 1 Milli-
arde € auf 2 Milliarden € verdoppelt. Das ist eine 
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Leistung in fünf Jahren. Allen, die daran mitgewirkt 
haben, möchte ich ganz herzlich danken.  

Ich bin auch stolz auf das Kulturfördergesetz. Es ist 
das erste in Deutschland.  

Ich habe mich sehr gefreut, liebe Hannelore Kraft, 
als wir beide gemeinsam den Pakt für den Sport un-
terschrieben haben. Das bringt für den Sport eine 
unglaubliche Verlässlichkeit und Planungssicher-
heit, die es vorher in der Form auch noch nie gege-
ben hat. Die Sportvereine und der Landessportbund 
haben sich sehr darüber gefreut.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Insofern kann ich sagen: Das Haus ist sehr gut auf-
gestellt und arbeitet hervorragend. Ich möchte mei-
nen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Haus noch 
einmal ausdrücklich dafür danken. Wir haben uns in 
der Tat ein großes Vertrauen im Land Nordrhein-
Westfalen erarbeitet. Mir war es immer sehr wichtig, 
den Dialog zu pflegen. Das haben Sie hoffentlich 
auch in unserer Arbeitsbeziehung spüren können.  

Deswegen übergebe ich das Haus gerne und freu-
digen Herzens an meine Nachfolgerin Christina 
Kampmann. Sie findet ein wirklich gut aufgestelltes 
Haus vor.  

Ich darf mich auch noch bei allen Fraktionen für die 
gute Unterstützung bedanken. Eine gute Unterstüt-
zung habe ich aber vor allen Dingen in der SPD-
Fraktion und bei Bündnis 90/Die Grünen in den ver-
gangenen fünf Jahren bekommen. Das war wun-
derbar. Ich fühlte mich in allen meinen Politikberei-
chen sehr getragen; dafür ganz herzlichen Dank.  

Bei den anderen Fraktionen, bei der CDU, bei der 
FDP und bei den Piraten liegt es in der Natur der 
Sache, dass man einer Ministerin die Politik und das 
Leben etwas schwerer machen möchte. Ich habe 
sehr viel Verständnis dafür, da ich auch fünf Jahre 
lang die Oppositionsbank gedrückt habe. Insofern 
weiß ich, was zu tun ist, und habe das immer sehr 
sportlich genommen und werde das jetzt von mei-
nem anderen Platz in den Reihen der Fraktion auch 
so machen. Ich bleibe ja noch bis 2017 im Landtag. 
Ich handhabe das mit dem geordneten Rückzug so 
wie Reiner Priggen es getan hat, was ich übrigens 
ganz bemerkenswert fand und woran ich mir gern 
ein Beispiel genommen habe.  

Ich freue mich auf die weitere Zusammenarbeit in 
einer anderen Funktion und sage ganz, ganz herz-
lich Danke.  

(Lebhafter Beifall von allen Fraktionen und 
der Regierungsbank) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Ministerin 
Schäfer, ich möchte mich auch im Namen des Prä-
sidiums sehr herzlich für die gute Zusammenarbeit 
in den vergangenen Jahren bedanken. Ministerin 
oder Minister zu sein, ist eine schöne, aber auch 

anstrengende Aufgabe. Es gibt aber auch ein Leben 
danach. Ich kann das beurteilen. Das Leben geht 
gut weiter, und es macht viel Freude. In dem Sinne: 
Ihnen alles Gute auch für den weiteren Lebensweg.  

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, mir liegen keine 
weiteren Wortmeldungen zum Tagesordnungs-
punkt 2 mehr vor. Ich schließe daher die Beratung.  

Ich rufe auf:  

3 Ergebnisse und Konsequenzen der Bespre-
chung der Bundeskanzlerin mit den Regie-
rungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder zur Flüchtlingspolitik vom 24. Sep-
tember 2015 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/9880 

In Verbindung mit: 

Gesetz über die Feststellung eines Dritten 
Nachtrags zum Haushaltsplan des Landes 
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 
2015 (Drittes Nachtragshaushaltsgesetz 2015) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9800 – Neudruck 

erste Lesung 

Und: 

Achtes Gesetz zur Änderung des Flüchtlings-
aufnahmegesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9808 

erste Lesung 

Und: 

Integration von Flüchtlingen umfassend und 
vorausschauend gestalten – Krisenmodus bei 
der Flüchtlingsaufnahme darf Integration 
nicht behindern 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/9801 

Und: 

Nordrhein-Westfalen muss seinen Städten 
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und Gemeinden die Flüchtlingskosten kom-
plett erstatten 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/9803 

Sowie: 

Aktionsplan Integration für Flüchtlinge – 
Chancen für Flüchtlinge, Wirtschaft und Ge-
sellschaft schaffen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/9786 

Sowie: 

Beschlüsse des Bund-Länder-Gipfels zur 
Flüchtlingspolitik vom 24. September 2015 
konsequent umsetzen: Asylpolitik neu aus-
richten und Kommunen finanziell entlasten 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/9880 

Der Chef der Staatskanzlei hat mir mit Schreiben 
vom 28. September 2015 mitgeteilt, dass die Lan-
desregierung beabsichtigt, den Landtag in der heu-
tigen Plenarsitzung zu den Ergebnissen und Kon-
sequenzen der Besprechung der Bundeskanzlerin 
mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs 
der Länder zur Flüchtlingspolitik vom 24. September 
2015 zu unterrichten.  

Die Unterrichtung erfolgt durch Frau Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft. Frau Ministerpräsidentin, ich 
erteile Ihnen das Wort.  

Hannelore Kraft, Ministerpräsidentin: Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! Es ist ziemlich genau vier Wochen 
her, dass ich an dieser Stelle eine Unterrichtung 
zum Thema Flüchtlinge gegeben habe. Seitdem hat 
Nordrhein-Westfalen etwa 54.000 Flüchtlinge – Kin-
der, Frauen und Männer – zusätzlich aufgenom-
men.  

Das zeigt: Wir stehen weiter vor einer großen Her-
ausforderung. Aber zugleich stimmt auch, dass in 
diesen Wochen auf allen politischen Ebenen Schrit-
te unternommen worden sind, um die Herausforde-
rung besser zu bewältigen.  

Ich möchte heute den Landtag darüber informieren, 
welche Beschlüsse und Weichenstellungen es ge-
rade in der vorigen Woche auf europäischer und 
Bundesebene gegeben hat und welche Bedeutung 
diese dann konkret für Nordrhein-Westfalen haben 
werden.  

Klar ist: Alle Anstrengungen von Ländern und 
Kommunen, die vielen Flüchtlinge menschwürdig 
aufzunehmen und in die Gesellschaft zu integrieren, 
stoßen an Grenzen, wenn es nicht gelingt, die Kri-
senherde der Welt zu entschärfen und die europäi-
sche Flüchtlingspolitik solidarisch neu auszurichten. 
Länder und Kommunen können hier wenig allein 
ausrichten. Hier ist vor allem auch der Bund gefor-
dert.  

Eine dauerhafte Lösung kann nur gelingen, wenn 
die Krisenregionen selbst stärker als bisher in den 
Blick genommen werden. Das bedeutet konkret: 
Bekämpfung der Fluchtursachen in den Herkunfts-
ländern der Flüchtlinge, Perspektiven für die Men-
schen in den Krisenregionen, Sicherung einer an-
gemessenen Versorgung der Flüchtlinge in den Ein-
richtungen der Krisenregionen und Stabilisierung 
der Transitländer.  

Meine Damen und Herren, ich bin deshalb froh über 
neue und verschärfte diplomatische Initiativen im 
Syrienkonflikt am Rande der UNO-Vollversammlung 
in New York.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich halte es für wichtig, dass der Bund auf dem 
Flüchtlingsgipfel am 24. September ausdrücklich 
zugesagt hat, sein politisches Engagement auf die-
sem Feld zu verstärken und die entsprechenden 
Mittel auch aufzustocken.  

Ich verhehle nicht, dass ich mir angesichts der 
Nachrichten aus Kundus große Sorgen mache. Wir 
haben heute noch den Parlamentarischen Abend 
der Bundeswehr. Ich sehe diese Entwicklungen 
immer aus zwei Blickwinkeln, da ich mit vielen Sol-
datinnen und Soldaten gesprochen habe, die dort 
ihren Dienst getan haben und stolz darauf waren, 
dieses Land ein Stückchen mehr vorangebracht zu 
haben. Und wenn die die Bilder sehen, dass dort 
jetzt die Taliban die Herrschaft über Kundus über-
nommen haben, dann ist das die eine schmerzliche 
Nachricht. Die andere ist, dass auch von dort noch 
mehr Flüchtlinge zu erwarten sind.  

Alles das sind Nachrichten, die mir und uns allen 
sehr zu Herzen gehen und wo deutlich wird, dass 
wir mehr Diplomatie, mehr Initiativen brauchen, um 
miteinander die Krisenherde der Welt in eine ver-
nünftige Richtung weiterentwickeln zu können.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Auch die Beschlüsse des Europäischen Rates und 
des Rates der Europäischen Innenminister aus der 
vergangenen Woche sind, wie ich sagen möchte, 
wichtige erste Schritte.  

Ich denke an die Aufstockung der Mittel für eine 
bessere Versorgung der Flüchtlinge in der Krisenre-
gion. Ich denke an die Errichtung von sogenannten 
Hotspots – die sollen bis Ende November fertig 
sein – an den Außengrenzen der Europäischen 
Union dort, wo besonders viele Flüchtlinge ankom-
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men. Ich denke an die Einigung über die Verteilung 
von 120.000 Flüchtlingen in ganz Europa, die nun 
gelungen ist.  

Auch deshalb sage ich deutlich: Das kann nur ein 
erster Schritt auf dem Weg zu einer vernünftigen 
Verständigung sein. Das wird schon allein an Fol-
gendem deutlich: Dort werden 120.000 Flüchtlinge 
über Europa verteilt, und NRW hat in diesem Jahr 
allein schon mehr als 165.000 Flüchtlinge aufge-
nommen. Hier ist Europa weiter gefordert, eine grö-
ßere Solidarität auch möglich zu machen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich komme zu den Ergebnissen des Gesprächs der 
Ministerpräsidenten der Länder mit der Bundes-
kanzlerin und dem komplett anwesenden Kabinett 
am 24. September. Ich habe bei der letzten Unter-
richtung hier deutlich gemacht, dass das A und O, 
dass der wichtigste Beitrag für Länder und Kommu-
nen schnellere Asylverfahren sind.  

Darum hat die Zusage des Bundes großes Gewicht, 
Asylverfahren nunmehr endlich auf durchschnittlich 
drei Monate zu verkürzen, die noch nicht bearbeite-
ten Fälle abzuarbeiten und den Zeitraum zwischen 
Registrierung und Antragstellung erheblich zu ver-
kürzen. Im Jahre 2016 soll es von der Registrierung 
bis zur Entscheidung maximal noch fünf Monate 
dauern.  

Ich wünsche dem neuen Chef des BAMF – dem 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge – viel 
Glück bei dieser Aufgabe, weil das ein wichtiger 
Schritt wäre, unsere Situation vor Ort konkret zu 
entlasten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Am besten ist das, wenn es gelingt, für die Kommu-
nen, aber es ist auch gut für die Asylsuchenden 
selbst. Je schneller wir mit der Integration beginnen 
können, desto besser ist es. Umgekehrt müssen 
auch diejenigen, die keinen Anspruch auf Asyl ha-
ben, rasch Klarheit darüber haben, dass sie unser 
Land wieder verlassen müssen. Das ist dann zu-
gleich auch ein Signal an die Menschen in deren 
Heimatländern, dass es sich nicht lohnt, Hab und 
Gut aufzugeben, um später ohne Asylperspektive in 
Deutschland quasi vor dem Nichts zu stehen.  

Schnellere Verfahren sind auch deshalb so wichtig, 
weil die Situation in den Erstaufnahmeeinrichtungen 
dadurch entspannt werden könnte. Es ist doch klar, 
dass Spannungen wachsen und Konflikte ausbre-
chen, wenn Menschen völlig unterschiedlicher Her-
kunft und Erfahrungswelt auf engstem Raum zu-
sammenleben. Die Situation wird sich im Winter si-
cherlich noch einmal verschärfen. Wenn man 
Flüchtlingsunterkünfte heute besucht, sieht man, 
dass sich diejenigen, die dort zurzeit wohnen, sehr 
viel draußen aufhalten. Wenn es kälter wird, wird 
das alles noch einmal sehr viel schwieriger.  

Aber ich sage auch: Nichts kann Gewalt, auch nicht 
in solchen Unterkünften, rechtfertigen. Alle, die zu 
uns kommen, müssen wissen, dass bei uns das 
friedliche Zusammenleben von Menschen unter-
schiedlicher Herkunft und unterschiedlicher Religion 
höchsten Wert besitzt, dass Gesetze und Werte gel-
ten und wir sie verteidigen und durchsetzen werden, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN und 
Werner Jostmeier [CDU]) 

Ich halte es übrigens nicht für sinnvoll – um das 
auch zu sagen –, dass wir in den Flüchtlingsunter-
künften nach Ethnien oder Religionen unterteilen; 
denn es muss von Anfang an klar sein, dass bei uns 
ein Zusammenleben von Ethnien und auch Religio-
nen einen großen Wert besitzt. Und das müssen 
auch diejenigen, die zu uns kommen, hier sofort le-
ben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich habe auch immer 
gesagt: Das A und O sind die schnellen Asylverfah-
ren. Und ich habe immer gesagt: Es kann nicht sein, 
dass Kommunen und Länder die Kosten, die mit der 
Unterbringung, der Versorgung und der Integration 
der Flüchtlinge verbunden sind, alleine tragen.  

Darum ist es neben der Perspektive auf schnellere 
Verfahren ein zweiter wesentlicher Erfolg des Ge-
sprächs der vergangenen Woche, dass der Bund 
nun endlich angemessener als früher seiner finanzi-
ellen Verantwortung nachkommt. Wir haben uns da-
rauf verständigt, dass sich der Bund im Sinne einer 
Verantwortungsgemeinschaft jetzt dauerhaft, struk-
turell und dynamisch an den Flüchtlingskosten be-
teiligt, und zwar durch eine Pauschale je Flüchtling. 
Darum haben wir lange und intensiv gerungen. 

Ab 2016 wird sich der Bund dann mit einer monatli-
chen Pauschale von zunächst 670 € beteiligen. Au-
ßerdem erhalten die Länder für Antragsteller, die 
nicht als politisch Verfolgte oder Bürgerkriegsflücht-
linge anerkannt wurden, für einen Monat ebenfalls 
noch einmal eine pauschale Erstattung von 670 €.  

Aber alle drei Faktoren, die jetzt genannt sind, sind 
variabel: Die 670 €, die als monatlicher Grundwert 
angenommen sind und die aus den Asylbewerber-
leistungszahlen 2014 stammen, sind variabel. Die 
Zahl der Flüchtlinge ist variabel; das heißt: je mehr 
Flüchtlinge da sind, desto mehr Geld wird es geben. 
Und die Zahl der Monate der Bearbeitungsdauer 
wird in einer Istabrechnung sozusagen variabel da-
neben gelegt.  

Das bedeutet: Wenn der Bund es nicht schafft, die 
Verfahren zu beschleunigen, wird es für ihn sehr 
teuer. Insofern sind wir alle davon überzeugt, dass 
die intrinsische Motivation noch höher ist, diese Ver-
fahren endgültig zu beschleunigen. Ich glaube, dass 
das eine gute Lösung ist, die wir dort erzielt haben.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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Was das für Nordrhein-Westfalen finanziell bedeu-
tet, darauf werde ich gleich noch einmal zurück-
kommen.  

Meine Damen und Herren, schnelle Asylverfahren, 
eine größere finanzielle Beteiligung des Bundes – 
das sind positive Ergebnisse. Ich mache auch kei-
nen Hehl daraus, dass wir es als Landesregierung 
begrüßen, dass die ursprünglich geplanten massi-
ven Verschärfungen des Asylrechts von der Mehr-
heit der Länder verhindert wurden. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN und 
Ministerin Sylvia Löhrmann) 

Ich bleibe bei meiner Einschätzung, dass wir ein gu-
tes Asylgesetz haben, dass nur eines unserer Prob-
leme ist, dass wir viele Zuwanderungen über das 
Asylgesetz bekommen, weil wir kein vernünftiges 
Zuwanderungsgesetz haben. Daran werden wir wei-
terhin arbeiten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN und 
Ministerin Sylvia Löhrmann) 

In der Debatte vor vier Wochen gab es auch Wort-
meldungen zu der Frage, was denn dringend geän-
dert werden müsse. Ein wesentlicher Punkt, der ge-
nannt worden war, war das berühmte Taschengeld 
im Rahmen der Erstunterbringung der Flüchtlinge.  

Wir haben jetzt einen Passus gefunden, in dem 
deutlich wird, dass Sachleistungen gezahlt werden, 
solange das bürokratisch vertretbar ist; ich sage das 
jetzt mal mit meinen Worten. Das ist eine vernünfti-
ge Lösung. Wenn man nämlich ausschließlich 
Sachleistungen geben würde – das bestätigen uns 
ja auch die CDU-Oberbürgermeister, -Bürgermeis-
ter und -Landräte –, käme man zu einer völligen bü-
rokratischen Überforderung der Kommunen. Das 
werden wir in Nordrhein-Westfalen nicht tun. Auch 
das sage ich klar an dieser Stelle. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN und 
Ministerin Sylvia Löhrmann)  

Ich halte auch die Signalwirkung schneller Asylver-
fahren für wirksamer als die getroffene Vereinba-
rung, nach der Albanien, Kosovo und Montenegro 
zu sicheren Herkunftsstaaten erklärt werden sollen. 
Wir haben unsere Bedenken zurückgestellt, nach-
dem die Bundesregierung zugestimmt hatte, sich 
aktiv für die Verbesserung der wirtschaftlichen und 
sozialen Situation der Minderheiten im Westbalkan 
einzusetzen. Die Liste der sicheren Herkunftsstaa-
ten soll alle zwei Jahre überprüft werden. 

Besonders wichtig ist hier aber: Wir haben in den 
Verhandlungen durchgesetzt, dass für Angehörige 
der Staaten des Westbalkans nunmehr Möglichkei-
ten der legalen Migration zur Arbeitsaufnahme in 
Deutschland geschaffen werden. Das ist ein Vorgriff 
auf ein Zuwanderungsgesetz. Das ist das richtige 
Signal, gerade auch in die Länder dieser Region. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das bedeutet konkret: Wer einen Arbeits- oder 
Ausbildungsvertrag mit tarifvertraglichen Bedingun-
gen vorweisen kann, soll arbeiten oder eine Ausbil-
dung beginnen dürfen. Das ist nichts anderes als 
der Einstieg in ein Zuwanderungsgesetz. 

Ich sage auch ganz klar: Wir können nicht schnelle-
re Asylverfahren fordern, wenn wir nicht bereit sind, 
im Falle von ablehnenden Bescheiden konsequent 
darauf zu bestehen, dass abgelehnte Bewerberin-
nen und Bewerber unser Land wieder verlassen. 
Wir haben darum am 24. auch vereinbart, dass 
Bund, Länder und Kommunen verstärkt zusam-
menarbeiten werden, um bei jeder vollziehbaren 
Ausreisepflicht zügig eine Rückführung zu veranlas-
sen. 

Ein ganz klarer Satz auch noch in Richtung Länder 
und Kommunen: Wir haben jetzt erreicht, dass der 
Bund von seiner Seite aus die Verfahren beschleu-
nigt. Die Länder sind ebenfalls gefordert. Wir waren 
uns als Landesregierung darüber im Klaren. Des-
wegen haben wir die Zahl der Stellen im Justizbe-
reich erhöht; das ist das, worüber wir im haushalte-
rischen Teil heute noch einmal beraten. 

Aber auch die Kommunen sind gefordert, denn es 
kann nicht sein, dass am Ende der Flaschenhals die 
personelle Besetzung in den Ausländerbehörden 
ist. Auch hier gilt klar: Jeder muss seine Hausauf-
gaben machen. 

(Beifall von der SPD) 

Ein Punkt noch, der mir in den Debatten sehr wich-
tig war – das spielte im Vorfeld, auch bei den Koali-
tionsgesprächen, leider noch keine Rolle; deshalb 
freut es mich umso mehr, dass wir hier eine Über-
einkunft erzielt haben –: Es geht um die unbegleite-
ten minderjährigen Flüchtlinge, die wir in Zukunft 
gerechter auf die Bundesländer verteilen werden.  

Bisher haben bundesweit einige wenige Städte die 
Hauptlast getragen, in Nordrhein-Westfalen vor al-
lem Aachen, Dortmund und Köln. Das war nicht ge-
recht. Das entsprechende Gesetz soll zum 1. No-
vember in Kraft treten und nach einer Vorberei-
tungsphase ab dem 1. Januar zum Tragen kom-
men.  

Entscheidend ist, dass sich auch der Bund an den 
Kosten für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in 
einer Größenordnung von 350 Millionen € beteiligt. 
Auch das ist ein Erfolg der Verhandlungen am 24. 
September. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir alle wissen, wie wichtig diese Punkte sind. Mit 
der Unterbringung und Versorgung der Flüchtlinge 
haben wir erste Schritte getan. Sie sind anspruchs-
voll genug. Aber der Hauptteil der Aufgabe lautet: 
Integration. Das dauert länger und ist noch an-
spruchsvoller.  
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Umso wichtiger ist, dass wir am 24. auch vereinbart 
haben, dass Flüchtlinge leichter Zugang zum Ar-
beitsmarkt finden können, denn Erwerbsarbeit ist 
der Königsweg der Integration. Wir müssen alles 
dafür tun, dass Integration gelingt. Wenn sie nicht 
gelingt, werden die sozialen Folgekosten immens 
sein. Das ist vorbeugende Politik par excellence. 

Darum sehen wir es auch als eine Investition in die 
Zukunft, dass wir als Land die eigenen Anstrengun-
gen hier noch einmal verstärken. Auch da sind im 
Haushalt die entsprechenden Vorkehrungen getrof-
fen. Wir nehmen als Land unsere Verantwortung 
wahr. 

Dies zeigt sich auch im dritten Nachtragshaushalt. 
Wir erhöhen die Ausgaben für Aufnahme, Transport 
und Versorgung der Asylbewerber, für die Kita, für 
den Ganztag, insbesondere aber auch für die Schu-
len. Wir haben insgesamt 2.625 neue Lehrerstellen 
eingeplant, davon 900 für die Sprachförderung. Die 
1.725 anderen Stellen werden allen Schülerinnen 
und Schülern in Nordrhein-Westfalen zugutekom-
men, nicht nur den Flüchtlingskindern. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben die Basissprachkurse erweitert. Wir alle 
wissen, dass, wenn die Erwerbsarbeit der Königs-
weg der Integration ist, dann die Bildung der Boden 
ist, über den dieser Weg führen muss. 

Aber, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, eines ist mir noch wichtig: Beim The-
ma Integration ist mir insbesondere die Vermittlung 
unserer Werte, der Grundlagen unserer Verfassung 
und unserer Gesetze sowie der Regeln und 
Usancen des Miteinanders unserer Gesellschaft 
wichtig. 

(Beifall von der SPD) 

Auf die Errungenschaften einer vielfältigen, pluralen 
Gesellschaft, wie Respekt, Toleranz, Gleichberech-
tigung und Religionsfreiheit, sind wir stolz, und wir 
stellen sie nicht zur Disposition. Sie sind für uns 
nicht verhandelbar. Auch das ist eine klare Aussa-
ge. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wer diese Werte und Gesetze achtet und respek-
tiert, ist hier willkommen. Daran muss sich jeder be-
ziehungsweise jede halten, der beziehungsweise 
die zu uns kommt. Die Vermittlung dieser Werte – 
der Grundlage unserer Gesetze und unserer Ver-
fassung – wird zentraler Bestandteil unseres Integ-
rationspakets sein, das wir im nächsten Jahr mit der 
Überschrift „KOMM-AN NRW“ auflegen werden, 
damit deutlich wird, was hier gilt und woran sich die-
jenigen, die zu uns kommen, zu halten haben. Auch 
das ist eine klare Botschaft. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

In den Beschlüssen des 24. ging es noch um viele 
weitere Themen: Gesundheitskarte, 10.000 zusätz-

liche Stellen beim Bundesfreiwilligendienst: die hof-
fentlich auch helfen, die Engpässe, die bei den 
Hilfsorganisationen inzwischen schon auftreten, zu 
beseitigen; die Unterstützung des Ehrenamtes; die 
Abweichung von bauplanungsrechtlichen Stan-
dards, die angehobenen Strafen für Schleuser, aber 
vor allem auch die Integrationskurse für Asylbewer-
ber mit guter Bleibeperspektive, die der Bund jetzt 
öffnet.  

Dafür stockt er die vorgesehenen Mittel entspre-
chend auf, und darüber hinaus werden Integrations-
kurse und berufsbezogene Sprachkurse stärker 
miteinander vernetzt. Das haben wir seit Monaten 
immer wieder gefordert.  

Kurzfristig sollen im Rahmen des Arbeitsförderungs-
rechts überdies Maßnahmen zur Vermittlung erster 
Kenntnisse der deutschen Sprache gefördert wer-
den. Auch das war bislang nicht möglich. All dies 
sind richtige Schritte, um die Aufgabe der Integrati-
on noch zielgerichteter anzugehen. 

Es ist mir wichtig, in dieser Unterrichtung noch ein-
mal eines deutlich zu machen: Wir stehen vor einer 
Reihe weiterer politischer und gesellschaftlicher 
Herausforderungen. Wir dürfen über die Versorgung 
und Integration der Flüchtlinge zu keinem Zeitpunkt 
vergessen, dass wir auch noch vor einer Reihe wei-
terer Herausforderungen stehen. Auch sie müssen 
wir weiter anpacken. Da wird und darf nichts zur 
Seite geschoben werden. 

Ich stehe noch unter dem Eindruck einer Livesen-
dung, die der WDR am Mittwoch letzter Woche 
durchgeführt hat. Dort wurde deutlich, wie wichtig es 
für die Politik in diesem Land ist – ich würde mich 
freuen, wenn das übergreifend der Fall wäre –, klar-
zumachen: Auch wenn wir die Unterbringung von 
Flüchtlingen organisieren, wird jetzt nicht bei den 
Kitas und Schulen gespart. Wir haben einen Blick 
darauf, dass wir mehr Wohnungen brauchen, damit 
bezahlbarer Wohnraum nicht der zentrale Engpass-
faktor der Zukunft wird. Das ist ein wichtiges Signal, 
das hier gemeinsam ausgesandt werden sollte. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

In diesem Zusammenhang ist wichtig: Wir haben 
uns am 24. September 2015 eben nicht nur mit der 
Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen 
beschäftigt, sondern wir sind auch übereingekom-
men, zusätzliche Mittel für bezahlbare Wohnungen 
zur Verfügung zu stellen – 500 Millionen € pro Jahr 
in den nächsten Jahren. 

Genauso wichtig ist es, dass wir jetzt die Spielräu-
me, die sich durch das gestoppte Betreuungsgeld 
ergeben – das ja nicht genutzt wird und welches die 
Länder erhalten –, für Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Kinderbetreuung in den Kommunen ein-
setzen. Auch das fällt unter diese Rubrik. Wir dürfen 
die anderen Aufgaben nicht vernachlässigen. 
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Weil wir unverändert vor der gesellschaftlichen Her-
ausforderung stehen, Langzeitarbeitslose wieder an 
das Erwerbsleben heranzuführen, ist es auch eine 
gute Nachricht, dass die Kanzlerin in der Presse-
konferenz zugesagt hat, im Haushalt 2016 erhebli-
che zusätzliche Mittel für arbeitspolitische Maßnah-
men bereitzustellen, um Menschen, die schon lange 
ohne Arbeit sind, wieder eine Perspektive auf Be-
schäftigung zu geben. 

In der Sendung des WDR meldete sich eine lang-
zeitarbeitslose Frau und stellte die Frage: Jetzt gibt 
es nur noch Maßnahmen für Flüchtlinge. Was tun 
Sie denn eigentlich für mich? – Ich finde, eine sol-
che Frage muss die Politik in diesem Land beant-
worten. Deshalb ist es gut und richtig, für die ent-
sprechenden Mittel gestritten zu haben. Ich freue 
mich, wenn diese dann im Haushalt in einer Grö-
ßenordnung von 200, 300 Millionen € etatisiert wer-
den können; so ist es im Moment geplant. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ein Blick noch auf die Finanzen – ich habe gesagt, 
ich wollte das gerne noch einmal genauer beleuch-
ten –: Keine 24 Stunden nach der Verständigung im 
Kanzleramt habe ich die kommunalen Spitzenver-
bände eingeladen, um über das weitere Vorgehen 
und die Verteilung der Bundesgelder zu beraten. 
Wir sind übereingekommen, jetzt sehr schnell eine 
grundsätzliche Verständigung über die Aufteilung zu 
erzielen.  

In den Herbstferien wollen wir zu gemeinsamen 
Eckpunkten für eine solche Vereinbarung kommen; 
denn es ist das gemeinsame Ziel, dies dann auch in 
die Beratungen des Haushaltsplans 2016 einzuar-
beiten, damit für die Kommunen Planungssicherheit 
für das kommende Jahr besteht. 

Ich möchte jetzt deutlich sagen: Unser Ziel ist es, 
die Kommunen weitgehend von den Kosten der 
Flüchtlingsunterbringung und -versorgung zu entlas-
ten. Bereits zugesagt ist, dass wir als Land die vom 
Bund noch für 2015 zugesagte weitere Milliarde Eu-
ro eins zu eins an die Kommunen weiterleiten. Das 
bedeutet eine zusätzliche Finanzhilfe von 216 Milli-
onen € für die nordrhein-westfälischen Städte, Krei-
se und Gemeinden noch in diesem Jahr.  

Bei den Eckpunkten wird es um die Anpassung des 
FlüAG – des Flüchtlingsaufnahmegesetzes – ge-
hen. Dabei sind die vom Bund zur Verfügung ge-
stellten 670 € pro Flüchtling und Monat ein wichtiger 
Baustein. Es scheint aber sinnvoll, die Systematik 
der Abrechnung, die wir als Länder jetzt mit dem 
Bund vereinbart haben, so weit wie möglich auch 
auf die Kostenteilung zwischen Land und Kommu-
nen anzuwenden.  

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

Das ist nicht ganz einfach, weil der Bund jetzt mo-
natlich zahlt; wir haben bisher eine jährliche Summe 
vereinbart. Wir müssen hier miteinander ins Ge-

spräch kommen, und diese Gespräche werden in 
den Herbstferien laufen. 

Über den Stand der Beratungen habe ich die Frak-
tionsvorsitzenden in den letzten Tagen informiert. 
Es herrschte dann Einvernehmen, dass wir die Ver-
ständigung mit den kommunalen Spitzenverbänden 
abwarten und danach zu einem weiteren gemein-
samen Flüchtlingsgipfel auch die anderen gesell-
schaftlichen Gruppen einladen. Das wird nach den 
Herbstferien schnellstmöglich der Fall sein. 

Meine Damen und Herren, die Beteiligung des Bun-
des ist dringend notwendig. Wir alle stehen vor gro-
ßen Herausforderungen. Die Integration der Flücht-
linge ist nicht die einzige, aber sicherlich die aktuell 
drängendste. Darum ist es gut, dass auf allen politi-
schen Ebenen die Dinge in Bewegung sind, um die-
se Aufgaben besser zu lösen. Alles in allem haben 
wir nach den Verhandlungen bessere Vorausset-
zungen, die Herausforderungen anzugehen und 
hoffentlich auch zu bestehen. 

Doch es gibt weitere Hausaufgaben zu machen. 
Noch haben wir die Beschleunigung der Verfahren 
nicht, doch uns eint immerhin der Wille, dass wir 
das schaffen wollen. Wir müssen hart arbeiten, da-
mit aus Tagen und Wochen des Willkommens Mo-
nate und Jahre des Willkommens werden, damit wir 
denjenigen, die auf der Flucht vor politischer Verfol-
gung und Vertreibung sind, auch weiterhin Schutz 
und Hilfe in Deutschland bieten können, und damit 
insbesondere die Chancen ergriffen werden, die die 
Zuwanderung für unser Land bietet. 

Nun müssen wir die Weichen noch deutlicher in 
Richtung Integration derjenigen stellen, die auf 
Dauer bleiben. Je besser das gelingt, desto besser 
für Nordrhein-Westfalen. 

Ich habe hier am 2. September dieses Jahres von 
einem Vertrauensvorschuss der Menschen gespro-
chen, von dem Vertrauen darauf, dass Zuwande-
rung ein Land stärken kann. Wir haben das in Nord-
rhein-Westfalen mehr als einmal in unserer Ge-
schichte erfahren. Ich bin zuversichtlich: Wenn wir 
weiter so geschlossen und so einig an die Arbeit 
gehen, dann werden wir das erneut erfahren. – 
Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerpräsidentin. – Ich möchte darauf hin-
weisen, dass die Landesregierung ihre Redezeit um 
3 Minuten und 19 Sekunden überschritten hat. Ich 
eröffne die Aussprache und erteile für die CDU-
Fraktion dem Abgeordneten Laschet das Wort. 

Armin Laschet (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Frau Ministerpräsidentin, vie-
len Dank für diese Unterrichtung, auch für die stän-



Landtag   30.09.2015 

Nordrhein-Westfalen 9529 Plenarprotokoll 16/93 

 

dige, fast tägliche Unterrichtung unserer Fraktion 
seitens des Innenministers sowie Ihre Unterrichtung 
der Fraktionsvorsitzenden in dieser Woche.  

Ich will in meinem Wortbeitrag deutlich machen, wo-
rauf es aus unserer Sicht jetzt ankommt, wo es 
Gemeinsamkeiten zwischen Regierung und Opposi-
tion gibt, welchen Weg wir zusammen gehen, was 
wir kritisch sehen und was wir jetzt auch von Ihnen 
erwarten. 

Aber lassen Sie mich zu Beginn eine Bemerkung zu 
der Debattenkultur in diesem Hause machen: Im 
Jahr 2001 haben wir eine Integrationsoffensive hier 
im Landtag gestartet, die sich dadurch auszeichne-
te, dass in den Jahren von 2001 bis 2005 bei die-
sem Thema hier Konsens herrschte, und das auch 
die Wortbeiträge der Redner auszeichnete.  

Dies ist über einen Regierungswechsel hinaus auch 
von 2005 bis 2010 gelungen.  

Deshalb: Wir sind bereit, hier zu helfen. Wir sind 
auch bereit, heute beim Haushalt darauf zu verzich-
ten, das Verfahren mithilfe der Verfahrensregeln, 
die man eigentlich einfordern könnte, noch in die 
Länge zu ziehen, damit eben die Kommunen 
schnell das Geld bekommen. 

Aber die Qualität der Beiträge der Fraktionsvorsit-
zenden von SPD und Grünen in der letzten Debatte, 
insbesondere von Herrn Mostofizadeh zu religiösen 
Gefühlen, zum christlichen Engagement unserer 
Mitglieder! Herr Mostofizadeh, ich sage das jetzt 
nicht nur für mich persönlich. Ich werde das verkraf-
ten; notfalls gehe ich, wenn Sie es übertreiben. Aber 
hier sitzen 68 Kollegen, die vielfach in ihren Pfarr-
gemeinden verankert sind, die sich jeden Sonntag 
im Zusammenhang mit Flüchtlingen engagieren. 
Die haben es nicht verdient, in dieser moralinsauren 
Art, wie Sie das hier beim letzten Mal gemacht ha-
ben, beschimpft zu werden!  

(Lebhafter Beifall von der CDU – Beifall von 
der FDP) 

Wir können hier viel gemeinsam machen. Aber 
wenn mal ein Vorschlag kommt, der Ihnen nicht 
ganz passt, dann ist es nicht richtig, zu sagen: Ihr 
unterscheidet zwischen „richtigen“ und „falschen“ 
Flüchtlingen, ihr tut dieses oder jenes, ihr folgt bay-
rischem Populismus!  

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]: So ist das 
doch!) 

– Diese Fraktion folgt keinem „bayrischen Populis-
mus“! 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

– Frau Beer, diese CDU-Landtagsfraktion unter-
scheidet sich von anderen Landtagsfraktionen 
durch ihre eigene nordrhein-westfälische Erfahrung. 
Wir dulden es nicht, dass Sie uns in eine Ecke 
drängen, in der wir nicht stehen. Das sage ich Ihnen 
klipp und klar! 

(Lebhafter Beifall von der CDU) 

Der Bundespräsident hat am Wochenende ge-
sagt … 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

– Der Bundespräsident, Frau Beer, hat am Wo-
chenende gesagt: Nicht gegenseitig denunzieren 
und bekämpfen, sondern sich in einen konstruktiven 
Dialog begeben. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

– Da kann auch mal, Frau Beer, ein Vorschlag da-
zwischen sein … 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE] – Gegenrufe 
von der CDU) 

– Frau Beer, es kann auch mal ein Vorschlag da-
zwischen sein, der Ihnen in der Sekunde nicht 
passt. Das ist der demokratische Diskurs. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]: Wie steht 
die CDU-Fraktion zu Frau Merkel?) 

Wir haben manches vorgeschlagen vor vier Wo-
chen, vor Monaten, was Sie jetzt mittragen. Dafür 
haben Sie uns vor vier Wochen noch beschimpft. 

(Lebhafter Beifall von der CDU – Beifall von 
der FDP) 

So ist das in der Demokratie. Da muss man Kon-
sens schaffen. Da muss man auch mal sagen: 
Okay, ich habe das vor vier Wochen anders gese-
hen. – Aber es kommen Woche für Woche 10.000 
oder 15.000 Flüchtlinge nach Nordrhein-Westfalen. 
Da sind vielleicht andere Maßnahmen erforderlich, 
als wir noch vor einem Jahr gedacht haben. Das 
gehört zu einem Lernprozess, auch in den Fraktio-
nen eines Landtags. Und deshalb wäre es gut, 
wenn wir uns das gegenseitig zugestehen würden.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege 
Laschet, würden Sie eine Zwischenfrage der Frau 
Kollegin Beer zulassen? 

Armin Laschet (CDU): Bitte schön. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön, Herr Präsi-
dent. – Danke schön, Herr Kollege Laschet. Würden 
Sie mir dann hier bitte Folgendes erklären? Meine 
Frage ist: Stärken Sie der Bundeskanzlerin in dem 
innerparteilichen Diskurs jetzt den Rücken für ihre 
Politik, die die Flüchtlinge in dieser Art und Weise 
hier nicht nur willkommen heißt, sondern auch ver-
sucht, sie zu unterstützen unter gemeinsamen An-
strengungen? Widerstehen Sie den Dingen, die wir 
bei der CDU in Nordrhein-Westfalen landauf, landab 
erleben, und die sich auch von dieser Linie entfer-
nen? 

(Widerspruch von der CDU) 
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Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege 
Laschet, bitte schön. 

Armin Laschet (CDU): Also, manchmal lässt man 
Zwischenfragen zu, wenn man weiß, dass etwas 
ganz Dummes kommt. Das war jetzt der Fall. 

(Beifall von der CDU) 

Wenn Sie verfolgen, wie ich mich zu diesem Thema 
einlasse,  

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]: Das ist Ihre 
Konsenspolitik!) 

dann stellen Sie fest: Das ist natürlich eine klare Un-
terstützung dessen, was die Bundeskanzlerin und 
die Bundesregierung macht. Alles das, was wir heu-
te beschließen, ist die Politik der Bundeskanzlerin 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Lebhafter Beifall von der CDU) 

Ich bin ja froh, Frau Beer, dass wir es jetzt geschafft 
haben auf diesem Gipfel, dass auch die SPD und 
dass auch manche grünen Ministerpräsidenten zu 
dieser Politik der Bundesregierung und der Bundes-
kanzlerin Ja sagen. Das ist doch der große Erfolg, 
den wir erzielt haben! 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Lutz Li-
enenkämper [CDU]: Nichts hat Nordrhein-
Westfalen dazu beigetragen! Gar nichts!) 

Es ist doch geradezu verrückt, was wir da erleben, 
auch von Ihnen. Noch vor acht Wochen ist die Bun-
deskanzlerin auf dem Titel des „Stern“ die „Eisköni-
gin“. Wie kann man nur einem kleinen Mädchen er-
klären, dass mancher auch gehen muss? Da war 
sie die „Eiskönigin“. Jetzt ist sie die „Mutter Theresa“ 
auf dem Titel des „SPIEGEL“. Vielleicht können wir 
mal sachlich über Themen reden und nicht in die-
sen Klischees, so wie Sie das machen.  

(Beifall von der CDU) 

Das, was wir in diesem Landtag brauchen, ist ein 
Konsens darüber, dass wir jetzt einen Sprint und 
einen Marathon vor uns haben. Der Sprint betrifft 
den vor uns liegenden Winter: eine winterfeste Un-
terbringung, eine gute medizinische Versorgung 
und ein zügiges Asylverfahren zu gewährleisten. 
Der Gipfel war eine gute Voraussetzung dafür. Es 
gibt gute Ergebnisse, die die Frau Ministerpräsiden-
tin hier beschrieben hat. Und nach diesem Sprint, 
der unmittelbar vor uns liegt, steht ein großer Integ-
rationsmarathon an.  

Das, was dieser Gipfel beschlossen hat, ist die 
größte Veränderung des Asylrechts in den letzten 
25 Jahren. Es sind auch Verschärfungen darin, die 
ich mir vor einem Jahr noch nicht hätte vorstellen 
können, die aber zwischen Bund und Ländern bei 
diesem Gipfel verabredet worden sind. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Das alles soll mit verkürzten Fristen bis zum 15. Ok-
tober dieses Jahres durch Bundestag und Bundes-
rat gegangen sein. Das Bundeskabinett hat gestern, 
bereits am Dienstag, in einer außerordentlichen Ka-
binettssitzung getagt, damit das ganze Paket wirken 
kann.  

Ich denke, der Bund wird – und das hat die Frau 
Ministerpräsidentin beschrieben – an der Frage der 
Dynamik der Finanzleistungen, an allem, was jetzt 
passiert, an jeder Zahlenentwicklung in vollem Um-
fang teilnehmen. Man muss nicht in ein paar Mona-
ten wieder zusammensitzen und beim Bund um 
Geld bitten, sondern jetzt ist ein Einstieg in eine 
neue Systematik gefunden.  

Ich will hier nicht alle Punkte dieses Paketes auf-
zählen, sondern mich in der verbleibenden Zeit da-
rauf beschränken, vorzutragen, was das für die 
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen bedeutet; 
denn in der Verabredung sind auch klare Anforde-
rungen an die Landespolitik formuliert. 

Wir glauben zunächst, dass wir in Nordrhein-
Westfalen aufgrund der Politik der letzten Jahre 
schlechter als andere Bundesländer auf diese Situa-
tion vorbereitet sind. Wir erleben, was den Bundes-
finanzminister angeht, dass er die Leistungen, die 
jetzt erforderlich sind, aufgrund einer klugen Fi-
nanzpolitik ohne neue Schulden gestalten kann. 
Neun Länder in Deutschland haben ein Plus in ihren 
Haushalten. Nordrhein-Westfalen nimmt, wie Sie 
wissen, bereits in diesem Jahr neue Schulden auf. 
Deshalb sind unsere Spielräume geringer als die bei 
anderen Ländern, die andere Vorsorge getroffen 
haben. 

Der Kollege Hafke hat eben in der Debatte zum 
Familienbericht darauf hingewiesen, dass Nord-
rhein-Westfalen bei der U3-Betreuung – von den 16 
Ländern sind wir dort Letzter – 57.000 Plätze zu 
wenig hat. In diese Kitas kommen jetzt zusätzlich 
Flüchtlingskinder. Die Integration würde schneller, 
leichter und besser gelingen, wenn wir im Mittelfeld 
der deutschen Länder liegen würden und nicht jetzt 
schon Probleme bei der U3-Betreuung hätten. Es 
wäre besser, wenn wir das hätten! 

(Beifall von der CDU) 

Was die Schulpolitik anbelangt: Wir werden – der-
zeit geschätzt – 40.000 schulpflichtige Flüchtlings-
kinder haben. Sie haben angekündigt, dass 2.600 
neue Lehrerstellen geschaffen werden sollen. Das 
ist aber ungefähr die Dimension, die uns der Lan-
desrechnungshof zu Beginn des Schuljahres ge-
nannt hat, um den Unterrichtsausfall zu bekämpfen. 
Wir haben also Unterrichtsausfall, und Sie haben 
die Inklusion vor Ort unzureichend ausgestattet. 
Deshalb sind wir nicht so gut darauf vorbereitet, 
diese riesige Aufgabe jetzt mit 2.600 Lehrern anzu-
gehen. Zudem haben Sie das Ganze noch bis 2018 
befristet. 

(Beifall von der CDU) 
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Was ist denn das für eine präventive Politik, zu 
glauben, die Flüchtlingskinder, die jetzt in die Schu-
le kommen, seien 2018 nicht mehr in der Schule? 
Wenn Sie schon so etwas machen, machen Sie das 
wirklich einmal mit dem Blick über den Tellerrand 
hinaus. Hören Sie auf die GEW, den VBE, auf Leh-
rerNRW und all die Verbände, die sagen: Die Leh-
rer, die Sie bereitstellen, reichen nicht aus, um die-
se große Integrationsaufgabe zu schaffen. 

(Beifall von der CDU) 

Deshalb haben wir folgende Erwartungen an Sie: 

Erstens. Frau Ministerpräsidentin, Sie haben auf 
dem Bund-Länder-Gipfel dem Gesetzes- und Maß-
nahmenpaket im Namen unseres Bundeslandes 
zugestimmt. Tun Sie das jetzt auch im Bundesrat! 
Beim letzten Mal haben Sie den Ministerpräsidenten 
Kretschmann, was die sicheren Herkunftsländer 
anbelangt, allein gelassen. Stimmen Sie diesmal mit 
und verweigern Sie sich nicht erneut! 

(Beifall von der CDU) 

Zweitens. Leiten Sie die Mittel an die Kommunen 
weiter. Wenn Sie das tun – für 2015 haben sie es 
zugesagt –, ist das in Ordnung. In manchen Inter-
views von Ihnen lese ich, dass Sie sagen, 2016 
würde ein „Großteil der Mittel“ an die Kommunen 
weitergeleitet werden. Wir kennen es von vielen an-
deren Themen – BAföG-Mittel und anderes –, wie 
das dann geht. Deshalb: Wenn es anders kommt, 
sind wir froh. Heute kommt die Aufforderung von 
uns: Leiten Sie jeden Cent, den der Bund für die 
Kommunen gibt, auch an diese weiter! 

(Beifall von der CDU) 

Drittens. Sagen Sie uns – das war auch am Montag 
in dem Fraktionsvorsitzendengespräch noch offen –, 
ob Sie jeden Punkt umsetzen wollen, der da benannt 
ist. Die Grünen haben über das Wochenende ihrer 
Mitgliederschaft Mitteilungen zu Forderungen ge-
schickt, in denen sie sagen: Dies und das und jenes 
in Bezug auf das, was da alles in Berlin verabredet 
wurde, werden wir in Nordrhein-Westfalen nicht ma-
chen. Da sind ein paar Fragen offen. Ich will gar nicht 
behaupten, …  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Was 
denn?) 

– Also, die Kernfrage ist: Stimmt es, dass Sie dieje-
nigen, die aus sicheren Herkunftsländern kommen 
und nicht schutzbedürftig sind, sechs Monate in den 
Landesaufnahmeeinrichtungen halten wollen? Oder 
wollen Sie den Kommunen weiterhin Menschen oh-
ne Bleibeperspektive schicken? Das ist doch eine 
eindeutige Frage. Das ist in Berlin verabredet wor-
den! 

(Beifall von der CDU – Zurufe von der SPD) 

– Es ist ja gut, wenn Sie alles im Griff haben und es 
nur von der Technik abhängt. Sie haben dem in 
Berlin zugestimmt. Die Grünen sagen in ihre Klientel 

hinein: Das alles werden wir nicht machen. Macht 
euch keine Sorgen. 

Deshalb brauchen wir irgendwann – vielleicht nicht 
heute – eine Antwort auf die Frage: Wird die Lan-
desregierung von Nordrhein-Westfalen – wenn der 
Bund das Personal hat und wenn die Verfahren 
schneller durchgeführt werden – zum Ergebnis des 
Flüchtlingsgipfels stehen: Ja oder Nein? 

(Beifall von der CDU) 

Dann kommt die eigentliche Integrationsaufgabe. 
Sie hatten jetzt, Frau Ministerpräsidentin – weil ja in 
den letzten Wochen die drei Minister zufällig zu 
Ihnen kamen und nicht mehr weitermachen woll-
ten –, die einzigartige Chance, mit einem Neuzu-
schnitt der Landesregierung auf diese große Integ-
rationsaufgabe zu reagieren.  

Das wäre die Chance gewesen, ein Integrationsmi-
nisterium zu schaffen oder sogar bei der Staats-
kanzlei anzusiedeln, wo noch effektiver, noch bes-
ser eine Koordination all der Aufgaben, die jetzt zu 
erfüllen erforderlich sind, gelingen könnte, wo bei-
spielsweise – in Bezug auf den Teil, den Sie zum 
Grundgesetz gesagt haben – die Landeszentrale für 
politische Bildung eng mit der Integration verknüpft 
werden könnte, wo die frühkindliche Bildung ver-
knüpft würde und wo auch all das, was an Integrati-
onsleistungen passiert, neben dem üblichen Minis-
teriumsablauf organisiert worden wäre. Diese 
Chance haben Sie leider vertan. Sie haben – das ist 
Ihr gutes Recht – dieses Ministerium wieder nach 
Regionalproporz besetzt.  

Wenn Sie es aber schon nicht machen, werden wir 
von Ihnen hier im Plenum Monat für Monat abver-
langen, dass diese große Integrationsaufgabe quer-
schnittsmäßig und zentriert, geleitet von der Idee 
der Integration dieser künftigen deutschen Staats-
bürger – viele von denen werden auf Dauer blei-
ben –, ausgeführt und nicht im Hickhack zwischen 
unterschiedlichen Ministerien zerstückelt wird, so 
wie wir es heute erleben. 

(Beifall von der CDU) 

Wir würden Sie außerdem noch einmal bitten – wir 
werden das im Haushalt auch per Antrag einbrin-
gen –, dass Sie bei den Themen „Schule“ und „Bil-
dung“ nicht nur in Lehrerstellen und -kontingenten 
denken. Wir haben die Frage der Schulsozialarbeit 
hier oft thematisiert. Der Bund hat im letzten Jahr 
BAföG-Mittel in Höhe von 278 Millionen € an die 
Länder gegeben. 

Wir hatten gesagt: Wir brauchen 100 Millionen € für 
die Schulsozialarbeit in den Kommunen. Sie haben 
den Kommunen inzwischen die Hälfte der Gelder 
auf anderem Wege für die Schulsozialarbeit gege-
ben. Das war allerdings vor einem Jahr angedacht, 
als noch gar keine Flüchtlinge da waren. 

Bei den Flüchtlingen ist jedoch auch psychologische 
Betreuung nötig; da ist Schulsozialarbeit in einer 
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ganz neuen Art nötig, als das bisher der Fall war. 
Deshalb fordern wir Sie heute noch einmal auf, das 
Geld, das der Bund im letzten Jahr bereitgestellt 
hat, jetzt schnell den Kommunen für die Schulsozi-
alarbeit zur Verfügung zu stellen, damit es in den 
nächsten Wochen und Monaten vor Ort in die 
Haushalte einfließen kann. 

(Beifall von der CDU, der FDP und den 
PIRATEN) 

Deshalb sage ich: Wir brauchen eine Diskussion 
darüber, wie wir die Systeme wieder so in Ordnung 
bringen können, dass jeder auch registriert wird. 
Der Innenminister hat noch einmal beschrieben, 
dass es schon ein großes Problem ist, die Men-
schen, die da sind, überhaupt zu registrieren und 
wieder zu geordneten Verfahren zu kommen. Da 
haben Sie unsere volle Unterstützung. Wenn uns 
das gelingt, würde das auch Nordrhein-Westfalen 
entlasten, weil wir dann vielleicht irgendwann wieder 
beim Königsteiner Schlüssel landen könnten. 

Wir brauchen eine Politik an den Außengrenzen der 
Europäischen Union, die einen unbegrenzten Zuzug 
in der jetzigen Größenordnung verändert. Wir brau-
chen in der Tat eine Debatte – die außenpolitisch 
stattfindet – über ein Ende des Konflikts in Syrien. 
Manche haben seit Jahren gedacht: Das ist weit 
weg. Was haben wir in der Landespolitik mit Syrien 
zu tun? – Wir wissen heute: Wenn dieser Konflikt 
dort nicht beendet wird, landen die Menschen bei 
uns; das betrifft jede einzelne Kommune. 

(Nadja Lüders [SPD]: Vier Jahre wissen wir 
das schon, Herr Laschet!) 

Deshalb erfordert Politik manchmal etwas mehr, als 
nur im Landesrahmen zu denken. Sie haben heute 
erfreulicherweise mitgewürdigt, dass auch dies zu 
einer mittelfristigen Lösung des Konfliktes beiträgt.  

Es wird die nächsten Wochen noch manchen Vor-
schlag geben, bei dem man die Stirn runzelt. Ich 
runzele auch schon mal die Stirn, meistens bei rot-
grünen Vorschlägen, manchmal auch bei Vorschlä-
gen aus der eigenen Fraktion. Es ist in einer sol-
chen historischen Lage auch nicht ungewöhnlich, 
dass Menschen unterschiedlich denken. Johannes 
Rau – den man hin und wieder mal zitieren darf – 
hat gesagt: Weder von Ängsten noch von Träume-
reien soll man sich leiten lassen. 

Bundespräsident Gauck hat in den letzten Tagen 
gesagt: Wenn wir Probleme benennen und Schwie-
rigkeiten aufzählen, so soll das niemals unser Mit-
gefühl, unser Herz schwächen. Es soll vielmehr un-
seren Verstand und unsere politische Ratio aktivie-
ren. 

Deshalb verstehen Sie all die Punkte, die unsere 
Kollegen bringen – die unsere Kollegen auch im In-
nenausschuss bringen –, die manchmal vielleicht 
nicht Ihre Zustimmung finden, als Anregung für die 
politische Ratio und das Herz, das wir in diesen 

Wochen und Monaten mehr brauchen denn je. – 
Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall von der CDU – Beifall von 
der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Laschet. – Für die SPD-Fraktion hat 
der Abgeordnete Römer das Wort. 

Norbert Römer (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Ministerpräsidentin hat es be-
nannt: Am Ende dieses Jahres werden Hunderttau-
sende Menschen zu uns nach Deutschland geflo-
hen sein, weil sie bei uns Schutz vor Krieg und Ver-
folgung finden, weil sie auf ein besseres Leben hof-
fen.  

Und das ist eine historische Bewährungsprobe. Wir 
werden sie dann bestehen, wenn sich alle politi-
schen Ebenen, auch die Zivilgesellschaft, als eine 
Verantwortungsgemeinschaft verstehen, aber auch 
als Verantwortungsgemeinschaft handeln.  

Zu lange lag die Last der Verantwortung allein auf 
den Schultern der Länder, auf den Schultern der 
Kommunen und auf den Schultern Abertausender 
Helferinnen und Helfer aus der Mitte unserer Ge-
sellschaft. Am vergangenen Donnerstag – darauf 
hat die Ministerpräsidentin hingewiesen – hat sich 
das geändert. Der Bund erkennt endlich seine Ver-
antwortung an, und er will nun endlich für schnellere 
Asylverfahren sorgen.  

Ja, das Ergebnis der Verhandlungen zwischen 
Bund und Ländern – ich will das noch einmal her-
ausstellen – ist ein Kompromiss, Herr Kollege La-
schet – ein Kompromiss, bei dem wir nicht von allen 
Maßnahmen restlos überzeugt sind. Nicht jedes 
Land, das jetzt zu den sicheren Herkunftsländern 
zählen soll, ist auch ein solches. 

(Christian Möbius [CDU]: Alles EU-Beitritts-
kandidaten!) 

Aber weil es uns in Bund und Ländern gelungen ist, 
die Aushöhlung des deutschen Asylrechts zu ver-
hindern und den Angriff von Teilen der Union auf 
das Grundrecht auf Asyl abzuwehren, deshalb ist 
dieser Kompromiss vertretbar und wird auch von 
uns mitgetragen. 

(Beifall von der SPD) 

Der gefundene Finanzierungsausgleich für Länder 
und Kommunen ist ein guter Anfang. Herr Kollege 
Laschet, in aller Klarheit: Wir bitten nicht in Berlin 
um Geld, sondern wir fordern die finanzielle Ver-
antwortung des Bundes in dieser Frage ein – und 
zwar erfolgreich, wie das die Ministerpräsidentin 
herausgestellt hat. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 



Landtag   30.09.2015 

Nordrhein-Westfalen 9533 Plenarprotokoll 16/93 

 

Das ist ein guter Anfang. Die Aufstockung um 1 Mil-
liarde € für alle Bundesländer für das Jahr 2015 
entspricht exakt unserer Forderung. Wir werden die 
Summe von 216 Millionen € jetzt schnell und voll-
ständig an die Kommunen weiterleiten. Dafür wer-
den die beiden Koalitionsfraktionen morgen im 
Nachtragshaushalt sorgen. Sie, meine Damen und 
Herren von der Opposition, sind herzlich eingela-
den, dabei mitzumachen. 

Die ab 2016 vereinbarte dynamische Beteiligung 
des Bundes an den Kosten für Flüchtlinge für die 
Dauer ihrer Asylverfahren wird den Bund – das hat 
die Ministerpräsidentin herausgestellt; ich bin da 
auch zuversichtlich – dazu antreiben, eine Be-
schleunigung der Asylverfahren nicht nur zu ver-
sprechen, sondern sie auch tatsächlich zu errei-
chen. 

Ob diese beiden Variablen – fünf Monate Verfah-
rensdauer und 180.000 Flüchtlinge für 2016 – kor-
rekt geschätzt sind, lässt sich heute noch nicht sa-
gen. Umso wichtiger ist doch die vereinbarte Ab-
rechnung pro Monat und Flüchtling, die als Gleit-
klausel Länder und Kommunen davor schützt, durch 
eine falsche Schätzung finanziell überfordert zu 
werden. 

Dass die Mittel für das unselige Betreuungsgeld nun 
endlich dorthin fließen können, wo sie hingehören, 
nämlich in den Ausbau und die Qualität von Kinder-
tagesstätten, ist ebenfalls ein Erfolg, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Gleiches gilt für das 350-Millionen-€-Programm für 
die Betreuung von unbegleiteten Flüchtlingskindern. 

Für meine Fraktion kann ich in der Gesamtschau 
festhalten: Das Ergebnis der Bund-Länder-
Verhandlungen ist ein gutes Ergebnis. 

Zu diesem Verhandlungserfolg möchte ich Ihnen, 
Frau Ministerpräsidentin, stellvertretend für alle Re-
gierungschefs der Länder ganz herzlich gratulieren. 
Denn unter der Führung von Hannelore Kraft wurde 
Nordrhein-Westfalen zum Wortführer und zum An-
walt der Interessen, Sorgen und Nöte aller Kommu-
nen in ganz Deutschland – wieder einmal, meine 
Damen und Herren. Und wieder einmal hat sich Ihre 
Hartnäckigkeit gelohnt, Frau Ministerpräsidentin. 

Herr Kollege Laschet, ich kann ja verstehen, dass 
Sie der Ministerpräsidentin ihre bundespolitischen 
Erfolge nicht gönnen. Sie fürchten um Ihre Füh-
rungsrolle. Das ist völlig klar. 

(Armin Laschet [CDU]: Ich habe sie doch ge-
lobt!) 

Die Tatsache, dass Sie uns vorhin in dieser beein-
druckenden Art und Weise an Ihrer innerparteilichen 
Nabelschau haben teilhaben lassen, macht aber 
deutlich, welcher Druck im CDU-Kessel herrscht, 
Herr Kollege Laschet. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie haben auch vorhin wieder versucht, die Minis-
terpräsidentin, die Landesregierung und uns mit 
kleinkarierter Kritik zu überziehen – in der irrigen 
Annahme, Erfolge für Nordrhein-Westfalen seien 
Ihre Niederlagen, Herr Kollege Laschet. 

Wir bleiben dabei: Wir freuen uns über dieses Ver-
handlungsergebnis, und wir gönnen der Minister-
präsidentin ausdrücklich diesen Verhandlungserfolg. 
Wir freuen uns mit Ihnen, Frau Ministerpräsidentin. 

(Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

Herr Kollege Laschet, ich glaube ja auch, dass es 
nicht Aufgabe einer Opposition ist, die Erfolge einer 
Regierung zu preisen; selbstverständlich nicht. Aber 
Kritik ist wie gedrucktes Geld: Wer sie ohne Maß 
und Gegenwert verteilt, ruiniert sie durch Inflation. 
Am Ende ist die Kritik – auch Ihre – dann überhaupt 
nichts mehr wert, Herr Kollege Laschet. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Heiterkeit von Marc Herter [SPD]) 

Trotz aller Probleme und Herausforderungen – auch 
das will ich noch einmal festhalten – war Nordrhein-
Westfalen das einzige Bundesland, das willens und 
imstande war, der Bayerischen Staatsregierung und 
der Stadt München zu helfen, als diese sich in ihrer 
Not nicht mehr selbst zu helfen wussten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

So viel, Herr Kollege Laschet, zu Ihrem Vorwurf, 
andere Länder hätten die Situation besser im Griff. 
In Bayern weiß man es besser. Erkundigen Sie sich 
bei der CSU. Sie wird Ihnen das bestätigen. 

(Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

Meine Damen und Herren, die Flüchtlingsbewegung 
verlangt von uns auch, ein Zukunftsbild für unser 
Land zu entwickeln. Ich bleibe dabei: Deutschland 
kann zu einem Land werden, das durch eine gelin-
gende Integration von Einwanderern dynamischer, 
innovativer und wirtschaftlich erfolgreicher ist als 
viele andere Länder, die glauben, sich abschotten 
zu müssen. Das erfordert aber einen politischen 
Grundkonsens, meine Damen und Herren. 

Herr Kollege Laschet, Sie haben vorhin wieder nicht 
die Frage beantwortet, ob die CDU dazu bereit ist. 
Haben Sie dazu den Mut? Ich hätte von Ihnen er-
wartet, dass Sie vorhin die Gelegenheit genutzt hät-
ten, uns das auch zu sagen. 

Diese Frage muss ich leider, meine Damen und 
Herren von der FDP, auch an Sie richten. Sie hatten 
sich für Ihren letzten Bundesparteitag ein schönes 
Motto ausgedacht: German Mut statt German 
Angst. – Aber wo ist denn der liberale Mut in der 
Flüchtlingspolitik? 

Der FDP-Vorsitzende Christian Lindner – er kann 
heute leider nicht da sein; er ist entschuldigt – gibt 
dem „Westfalen-Blatt“ ein Interview zu diesem 
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Thema, warnt vor Risiken für den Arbeitsmarkt, 
nennt den Optimismus der Wirtschaft naiv und 
fürchtet um die liberale Kultur in unserem Land. In 
jeder Antwort von Herrn Lindner: nur German Zwei-
fel, German Bedenken, German Ängstlichkeit – 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: German Realis-
mus! – Gegenruf von Dr. Joachim Paul 
[PIRATEN]: Nix Realismus!) 

aber kein Zukunftsbild, keine Rede von Chancen, 
keine Spur von German Mut. Das, meine Damen 
und Herren von der FDP, ist wirklich enttäuschend. 
Ich hätte da mehr erwartet. Ich bin enttäuscht von 
dem, was der FDP-Vorsitzende gesagt hat. 

(Beifall von der SPD) 

Aber ich will Sie in Schutz nehmen; denn niemand 
beherrscht das Spiel mit Ängsten so gut wie die 
CDU, so gut wie die Union. Nichts scheint Unions-
politikerinnen und -politiker derzeit mehr umzutrei-
ben als die Frage: Wann ist die Belastungsgrenze 
erreicht? Wann kippt die Stimmung? Man hört Sie 
so oft davor warnen, dass man glauben könnte, Sie 
könnten es gar nicht abwarten. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Unverschämt-
heit!) 

Herr Kollege Laschet, die stellvertretende CDU-
Vorsitzende Julia Klöckner, Ihre Kollegin im CDU-
Bundesvorstand, lässt mittlerweile keine Gelegen-
heit mehr aus, um aus Flüchtlingen eine Bedrohung 
für unsere Verfassung, unsere Bürgerrechte und die 
abendländische Kultur schlechthin zu machen. 

Horst Seehofer lässt seine CSU den ungarischen 
Ministerpräsidenten Viktor Orbán beklatschen, ei-
nen Rechtsnationalisten, der die europäischen Wer-
te mit Füßen tritt. 

Was treiben Ihre Parteifreunde da eigentlich, Herr 
Laschet? Dazu haben Sie nichts gesagt. Soll hier 
ein Stimmungswechsel vorweggenommen werden, 
von dem Ihre Kolleginnen und Kollegen glauben, er 
komme so oder so? Bereitet man mit Ihrer Hilfe, 
Herr Kollege Laschet, in Rheinland-Pfalz und in 
Bayern schon entsprechende Wahlkampagnen vor? 
Oder ist Ihnen die Willkommenskultur als solche 
suspekt? 

Das sind doch die Fragen, die auch in der Öffent-
lichkeit gestellt werden und auf die Sie keine Ant-
worten geben. Vielleicht verbirgt sich dahinter ja 
noch mehr als nur ein Wahlkampfkalkül.  

Meine Damen und Herren, deshalb sollten wir eines 
festhalten: Das Grundrecht auf Asyl für politisch 
Verfolgte kennt keine Obergrenze. Das gilt auch für 
die Flüchtlinge, die aus der Hölle eines Bürgerkriegs 
zu uns kommen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir alle wissen, wer das gesagt hat. Die Bundes-
kanzlerin hebt das ausdrücklich hervor. Sie hat in 

diesem Punkt unsere uneingeschränkte Unterstüt-
zung. Doch sie hat leider nicht die uneingeschränkte 
Unterstützung in ihrer Partei, Herr Kollege Laschet, 
ja nicht einmal die uneingeschränkte Unterstützung 
ihres eigenen Innenministers. 

Deshalb sage ich mit aller Klarheit: Wer die Axt an 
das Grundrecht auf Asyl gemäß Art. 16a unserer 
Verfassung legen will, wird auf den erbitterten Wi-
derstand der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands stoßen. 

(Beifall von der SPD) 

Also: Die Stimmung in unserem Land ist nicht ge-
kippt; die Stimmung in den Unionsparteien – auch 
das hat Ihre Nabelschau vorhin deutlich gemacht – 
offenbar schon. Angela Merkel hat angesichts des 
Friendly Fire auf ihre Flüchtlingspolitik gesagt – ich 
zitiere –:  

„…, wenn wir jetzt anfangen, uns noch entschul-
digen zu müssen dafür, dass wir in Notsituatio-
nen ein freundliches Gesicht zeigen, dann ist 
das nicht mein Land.“ 

Meine Damen und Herren, die Empörung der Bun-
deskanzlerin teilen wir. Auch das will ich hier aus-
drücklich festhalten.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Angesichts des Treibens in den Unionsparteien fra-
gen wir uns aber auch:  

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Ist eine Partei, die glaubt, sich für das freundliche 
Gesicht ihrer Bundeskanzlerin rechtfertigen und 
entschuldigen zu müssen, noch die Partei dieser 
Bundeskanzlerin? 

(Zuruf von der CDU: Da mache ich mir keine 
Sorgen!) 

Auch darauf hätte ich von Ihnen gerne eine Antwort 
gehabt, Herr Kollege Laschet. 

Meine Damen und Herren, was wir in Deutschland 
brauchen, um zu einer geordneten und kontrollier-
ten Einwanderung jenseits des Asylrechts zu fin-
den – auch das hat die Ministerpräsidentin heraus-
gestellt –, ist ein Zuwanderungsgesetz. Und wir 
brauchen es jetzt, nicht erst in drei, in vier oder in 
fünf Jahren. Jetzt brauchen wir ein Zuwanderungs-
gesetz. Das würde uns in dieser schwierigen Situa-
tion helfen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Was wir ganz und gar nicht brauchen können, sind 
Kampagnen, die sich zugleich gegen die Solidarität 
mit Flüchtlingen und gegen den Mindestlohn wen-
den. 

Wolfgang Goebel, Personalmanager von McDo-
nald’s und Chef des Bundesverbandes der System-
gastronomie, hat dazu das Richtige gesagt. Ich zi-
tiere: 
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„Wir können nicht auf der einen Seite sagen, es 
kommt auf die Leistung an und Herkunft spielt 
keine Rolle, und auf der anderen Seite bei den 
Löhnen differenzieren.“ 

Der Personalmanager von McDonald’s hat recht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Deshalb, meine Damen und Herren: Der gesetzli-
che Mindestlohn für alle bleibt. 

Herr Kollege Laschet, wir werden auch nicht zulas-
sen, dass Flüchtlinge und Langzeitarbeitslose ge-
geneinander ausgespielt werden. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Aus diesem Grund werden wir einer ersatzlosen 
Streichung der Vorrangprüfung nicht zustimmen, 
Herr Kollege Laschet. In aller Klarheit: Wir lassen 
nicht zu, dass sie gegeneinander ausgespielt wer-
den. 

Meine Damen und Herren, nicht alle, die zu uns 
kommen, werden bleiben können. Aber sehr viele 
werden bleiben. Sie werden dann nicht mehr Flücht-
linge, sondern Einwohner unseres Landes sein, vie-
le sogar Bürgerinnen und Bürger der Bundesrepub-
lik Deutschland. 

Wir haben jetzt die Chance, durch öffentliche Zu-
kunftsinvestitionen eine historische Integrationsleis-
tung zu vollbringen. Diese Chance wollen wir nut-
zen. Mit unserem Nachtragshaushalt 2015 – auch 
darauf hat die Ministerpräsidentin hingewiesen – 
und dem Haushalt 2016 stellen wir die ersten Wei-
chen. 

Dabei muss eines ganz klar sein: Die Flüchtlinge, 
die Menschen, die zu uns kommen, sind nur der An-
lass, nicht aber der Grund für diese Investitionen, 
die sich in 15 Jahren mit einem Vielfachen rentieren 
werden; denn alle Menschen in unserem Land 
brauchen Bildung, Arbeit und bezahlbaren Wohn-
raum. Es gibt immer noch zu viele, die davon zu 
wenig haben. Auch das ist Antrieb für unsere vor-
beugende Politik, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn wir jetzt den Mut haben, Probleme anzu-
packen und nicht zu ignorieren, wenn wir jetzt die 
Kraft aufbringen, Investitionen zu stemmen und 
nicht aufzuschieben, kann Deutschland in 15 Jah-
ren ein stärkeres, ein gerechteres Land sein, als es 
heute ist. Dafür arbeiten wir mit ganzer Kraft – mit 
Mut zur Zukunft für unser Land, für alle Menschen in 
unserem Land. – Vielen Dank fürs Zuhören. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Römer. – Nun spricht für die FDP-Fraktion Herr Kol-
lege Dr. Stamp. 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Lieber Herr Kol-
lege Römer, ich glaube, die Debatte, die wir vor vier 
Wochen hier geführt haben, hat gezeigt, dass gera-
de die Fraktion der FDP hier mit vielen konstrukti-
ven Vorschlägen unterwegs gewesen ist. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Das war nicht das erste Mal in dieser Debatte. Inso-
fern läuft Ihr Vorwurf, den Sie eben geäußert haben, 
vollkommen ins Leere. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Meine Damen und Herren, seitdem wir das letzte 
Mal hier im Plenum über dieses Thema gesprochen 
haben, sind vier Wochen vergangen. In diesen vier 
Wochen hat Deutschland über 200.000 Flüchtlinge 
aufgenommen. Das verändert natürlich auch eine 
Diskussion. 

Ein Punkt ist mir heute ein bisschen zu kurz ge-
kommen, nachdem wir ihn beim letzten Mal sehr 
ausführlich gewürdigt hatten: Für diese immense 
Leistung gilt der Dank – ich denke, das kann ich für 
alle Fraktionen sagen – den Ehrenamtlern, aber 
auch den vielen Hauptamtlern, die bis an die Er-
schöpfungsgrenze gearbeitet und diese Aufnahme 
ermöglicht haben. 

(Beifall von der FDP, der SPD und den 
PIRATEN – Vereinzelt Beifall von der CDU 
und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die Kommunen stehen 
unter großem Druck. Viele Helfer sind erschöpft. 
Das reguläre Asylsystem funktioniert nicht mehr so, 
wie es soll. Viele Flüchtlinge sind derzeit nicht ein-
mal ordentlich registriert. Wir sprechen offen und zu 
Recht von einer Krise, die wir bewältigen müssen. 

Aber auch in der Krise muss die Haltung klar sein. 
Darum möchte ich für die Freien Demokraten noch 
einmal ausdrücklich betonen: Das Grundrecht auf 
Asyl und die Genfer Flüchtlingskonvention stehen 
für Liberale nicht zur Disposition. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

Bei Menschenrechten gibt es keinen Rabatt. 

Meine Damen und Herren, bei der Bewältigung die-
ser Krise gibt es keine einfachen Lösungen, son-
dern nur komplexe Lösungen. Populistische und 
ressentimentgeladene Parolen vergiften das Klima 
und stärken nur die politischen Ränder. Die ÖVP 
hat in Österreich gerade die Erfahrung machen 
müssen, wie es ist, wenn man die Rahmenerzäh-
lungen von Rechtspopulisten übernimmt. Dann wird 
am Ende die FPÖ gestärkt. Das ist keine gute Ent-
wicklung, die wir dort erleben. 

Allerdings – und damit bin ich wieder bei Ihnen, Herr 
Römer – bedarf die derzeitige Lage auch keiner 
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Romantisierung. Wir brauchen German Mut. Wir 
brauchen aber auch German Realismus. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Deswegen spreche ich auch einfach aus, wie es ei-
gentlich ist: Nicht jeder, der zu uns kommt, ist auto-
matisch eine Bereicherung. Der Anteil an unange-
nehmen Zeitgenossen dürfte bei den Flüchtlingen 
ähnlich hoch sein wie bei der einheimischen Bevöl-
kerung. Deswegen müssen wir vernünftig damit 
umgehen. 

Dazu gehört dann auch, dass die Bürgerinnen und 
Bürger hier über ihre Sorgen und Ängste sprechen 
können, ohne dass sie das Gefühl haben müssen, 
sofort in der rechten Ecke zu stehen. Wir dürfen 
Ängste nicht schüren, sondern müssen sie mit ver-
nünftiger Politik überwinden. 

Wir haben in den vergangenen Wochen auch einige 
naive Beiträge gehört. Diese Naivität schafft Verun-
sicherung. 

Wenn beispielsweise Frau Göring-Eckardt die An-
kunft Tausender Flüchtlinge auf deutschen Bahnhö-
fen als „Septembermärchen“ verklärt, dann ist das 
nicht nur völlig naiv, sondern auch unangemessen 
gegenüber Flüchtlingen, die Heimat und oftmals 
Angehörige verloren haben 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Es geht um die Will-
kommenskultur! Das macht auch die Kanzle-
rin! Unglaublich!) 

und einen langen Marsch aus ausgebombten Städ-
ten zu uns hinter sich haben. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Eine Analogie zwischen ankommenden Flüchtlingen 
und einer Fußballweltmeisterschaft ist geradezu 
grotesk. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Meine Güte!) 

Deutschland braucht weder Populismus noch Rom-
antik, sondern vernünftiges und nüchternes Han-
deln, Frau Beer. Dieses Handeln haben wir in Bund 
und Land in der Vergangenheit leider vermissen 
müssen. Es war unverantwortlich, dass sich die Po-
litik in die Sommerpause verabschiedet hat und die 
Kommunen mit den Flüchtlingen alleingelassen hat. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Meine Güte!) 

Es war unverantwortlich, dass das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge quantitativ und qualitativ 
nicht an die Entwicklung angepasst wurde. Es ist in 
diesem Zusammenhang – das muss ich auch ein-
mal in Richtung Union sagen – schon bizarr, dass 
sich ausgerechnet der Ex-Innenminister Friedrich, 
der in seiner Amtszeit den Grundstein für diesen 
Berg an nicht erledigten Altfällen gelegt hat, zum 
Lautsprecher in der Union hochstilisiert. 

Das ganze Ausmaß des Dilettantismus beim BAMF 
ist uns erst in den letzten Wochen deutlich gewor-
den. Es ist doch unerklärlich, dass bis heute kein 
Datenabgleich zwischen dem Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge, der Bundespolizei und den 
Landesbehörden möglich ist. Es ist unerklärlich, 
dass im heutigen Zeitalter der Digitalisierung so et-
was immer noch der Fall sein kann und mit welch 
langsamem Tempo man sich mit diesem Thema 
auseinandersetzt. 

Aber auch Nordrhein-Westfalen – das gehört zur 
Wahrheit dazu – hat sich nicht mit Ruhm bekleckert. 
Dass bei uns Tausende Flüchtlinge ohne Registrie-
rung in den Kommunen landen, ist fatal und nicht 
zuletzt die Verantwortung der Bezirksregierung 
Arnsberg, die Sie haben gewähren lassen, Herr Mi-
nister Jäger. Was dem Bund das BAMF, ist dem 
Land die Bezirksregierung Arnsberg. Hier hätte man 
viel früher und viel konsequenter anpacken müssen. 

Meine Damen und Herren, zur Analyse gehört auch 
dazu, dass der größte Fehler möglicherweise darin 
gelegen hat, dass die Bundeskanzlerin ohne Ab-
sprache mit den europäischen Partnern öffentlich 
den Eindruck vermittelt hat, Deutschland könne jetzt 
grenzenlos Flüchtlinge aufnehmen. Angesichts von 
derzeit 200.000 Flüchtlingen im Monat ersetzt ein 
trotziges „Wir schaffen das!“ nicht ein schlüssiges 
Konzept. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir setzen dem „Wir 
schaffen das!“ ein nüchternes „Wir können das 
schaffen, wenn wir richtig handeln!“ entgegen. Da-
rum haben wir als FDP hier bereits seit Monaten 
Vorschläge gemacht, wie aus der ungesteuerten 
eine gesteuerte Einwanderung werden kann. 

Vieles von dem, was wir vorgeschlagen haben – 
darüber freuen wir uns –, ist jetzt auf dem Bund-
Länder-Gipfel beschlossen worden. Als ich die ent-
sprechenden Vorschläge gemacht habe, Herr 
Mostofizadeh, bin ich von Ihrer Fraktion hier noch 
des Rechtspopulismus gezeitigt worden. Insofern 
sollte man immer sehr vorsichtig sein mit dem, was 
man verkündet, wenn man es nachher auch ent-
sprechend halten soll. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir sagen aber auch ganz klar, dass wir es für ei-
nen großen Fehler halten – hier sind uns auch mit 
der Ministerpräsidentin einig –, dass die Große Koa-
lition nicht die Größe hat, sich auf ein Einwande-
rungsgesetz zu verständigen. Ein Teil des Schlüs-
sels zu einer geregelten Zuwanderung liegt natürlich 
auch in einem systematischen Einwanderungsge-
setz, das man auch in den Herkunftsländern kom-
munizieren kann, damit an dieser Stelle der Druck 
vom Asyl genommen wird. Wir respektieren aus-
drücklich, dass sich unsere Forderung nach einer 
geregelteren Zuwanderung aus dem Balkan in den 
Beschlüssen wiederfindet. Aber wir hätten uns hier 
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einen umfassenderen und mutigeren Schritt ge-
wünscht. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, auch wenn der Gipfel 
mindestens drei Monate zu spät gekommen ist, 
geht es jetzt darum, die Ergebnisse in Nordrhein-
Westfalen zügig umzusetzen. 

Dabei – das will ich noch einmal ganz deutlich sa-
gen – erwarten wir, dass jeder Cent an Bundesmit-
teln auch tatsächlich bei den Kommunen ankommt. 
Wenn auch nur ein Cent dazu genutzt würde, 
Haushaltslöcher im Landeshaushalt zu stopfen, 
dann wäre das eine Unverschämtheit. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Frau Ministerpräsidentin, Sie haben angekündigt, 
über die Herbstferien mit den kommunalen Spitzen-
verbänden eine auskömmliche Finanzierung zu 
verabreden und erst danach zu einem NRW-
Flüchtlingsgipfel, den wir ja schon für diesen Freitag 
gefordert hatten, einzuladen. Nach den Informatio-
nen, die sie uns in der Unterrichtung gegeben ha-
ben, sind wir mit diesem Verfahren einverstanden. 

Wir möchten aber, dass auf diesem Gipfel dann 
auch darüber gesprochen wird, wie wir systema-
tisch diese Punkte umsetzen, die dort im Bund be-
schlossen worden sind. Das gilt auch – an die Ad-
resse der Grünen gerichtet – in Bezug darauf, wie 
wir differenziert damit umgehen – nicht nach Men-
schen erster und zweiter Klasse, aber nach Flücht-
lingen mit und ohne Bleibeperspektive. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Denn nur das wird die Chance sein, dass wir hier 
wieder zu geordneten Verfahren kommen. 

Frau Kollegin Düker – wenn ich Ihre Unterhaltung 
unterbrechen darf –, insofern ist es ein Fehler, wenn 
Sie von vorneherein ausschließen, dass es einen 
längeren Verbleib als drei Monate in den Landesein-
richtungen für Menschen ohne Bleibeperspektive 
geben soll. Es ist bitter. Es ist für jeden bitter. Wie 
wir wissen, stecken Einzelschicksale dahinter, die 
zum Teil aus bitterer Armut kommen, aber zum Teil 
nicht politisch verfolgt sind. Zur Ehrlichkeit gehört 
dazu, dass diese Menschen nicht dauerhaft hier-
bleiben können und dass sie auch zurückgeführt 
werden müssen. 

Da ist eine Teilintegration in den Kommunen eben 
nicht hilfreich, sondern verschlimmert die Situation 
noch. Erst dadurch entstehen viele, viele soziale 
Härten, die dann teilweise sogar eine Rückführung 
gar nicht mehr möglich machen. Aber wir brauchen 
jetzt die Plätze für die tatsächlich Schutzbedürftigen 
aus den Bürgerkriegsgebieten und die politisch Ver-
folgten. Deswegen brauchen wir hier auch eine kla-
re Entscheidung, dass wir hier zu einer Unterschei-
dung kommen. Ich weiß, dass das wehtut. Aber das 
ist leider unvermeidbar, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Wir wollen aber nicht nur über die Unterbringung 
sprechen, sondern auch darüber, wie wir eine so 
große Zahl von Menschen mit zum Teil ganz unter-
schiedlichen kulturellen Herkünften hier in Deutsch-
land zusammenführen können. 

Sie haben sich eben auf das Interview mit Christian 
Lindner bezogen. Deswegen will ich noch einmal 
klar für uns als Fraktion sagen: Den einfach so for-
mulierten Satz „Deutschland muss sich ändern“ tei-
len wir so nicht; denn er fördert wieder vielfach 
Ängste. Natürlich wird es in Deutschland auch be-
stimmte Veränderungen geben – in dem Sinne, 
dass es vielfältiger wird, dass wir hoffentlich auch 
an mancher Stelle ein bisschen weniger bürokra-
tisch werden und dass wir vielleicht ein bisschen 
flexibler werden. 

Aber eines ist für uns klar: Die offene Gesellschaft 
hier in der Bundesrepublik Deutschland steht nicht 
zur Disposition. Wir sind stolz auf die innere Liberali-
tät dieses Landes. Wir sind stolz darauf, dass wir 
erkämpft haben, dass heute ein schwules Pärchen 
händchenhaltend durch Olpe laufen kann, dass wir 
eine Gleichberechtigung von Mann und Frau haben 
und dass die Muslima in diesem Land selbst ent-
scheidet, ob sie ein Kopftuch trägt oder nicht. 

(Beifall von der FDP) 

In vielen Ländern ist das aber anders. 

Anfangs habe ich gesagt, dass es keinen Rabatt auf 
Menschenrechte gibt. Das gilt selbstverständlich 
auch für Flüchtlinge. Wer dauerhaft bei uns bleiben 
will, der muss unsere Rechtsordnung voll umfäng-
lich akzeptieren. 

(Beifall von der FDP) 

Darum müssen wir mit der Integration ganz früh be-
ginnen, sowohl bei den Kleinen im Rahmen der 
frühkindlichen Bildung als auch bei denjenigen, die 
als Erwachsene neu bei uns sind. Das sollten wir 
nach Möglichkeit – dort, wo es räumlich geht – be-
reits in den Erstaufnahmeeinrichtungen tun, und 
zwar mit Integrationskursen, in denen wir die Zu-
wanderer an die Hand nehmen, in denen wir die 
Flüchtlinge an die Hand nehmen und ihnen unsere 
Werteordnung vermitteln. 

Herr Römer, wir haben dazu auch heute wieder ei-
nen umfassenden Antrag vorgelegt. Wir werden da-
für plädieren, dass die vorliegenden Anträge in einer 
gemeinsamen Anhörung zu all den verschiedenen 
Anträgen diskutiert werden, die momentan durch 
die Ausschüsse wabern. Wenn Sie sich diese An-
träge angucken, werden Sie sehen, wie groß der 
Anteil der FDP-Anträge mit konkreten Vorschlägen 
zur verbesserten Aufnahme und zur verbesserten 
Integration ist. Wir sind nicht die Partei, die hier aus 
Showgründen immer Dinge zur direkten Abstim-
mung stellt. Wir stellen uns den Fachberatungen in 
den Ausschüssen, meine Damen und Herren. 
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(Beifall von der FDP) 

Wir wollen gemeinsam mit der Wirtschaft Integration 
in Arbeit schaffen. Wir haben ja alle erlebt – es war 
ja jetzt wieder Tag des Handwerks –, wie viele 
Handwerksmeister bereit sind, sich hier zu engagie-
ren. 

Wir wissen aber auch, dass nicht alle die notwendi-
ge Qualifikation mitbringen. Gerade deswegen ist 
das auch wichtig. Da werden wir Geld in die Hand 
nehmen müssen. Wir müssen uns auch darüber un-
terhalten, wie wir das stemmen werden. Aber wir 
müssen die Flüchtlinge dann auch schnell in die Si-
tuation versetzen, in der wir sie in den ersten Ar-
beitsmarkt bekommen. Das wird ein Kraftakt. Wenn 
wir alle gemeinsam daran arbeiten, wird aber auch 
das möglich sein. 

Dazu gehören aber auch Entbürokratisierung am 
Arbeitsmarkt und Flexibilisierung. Ich sage Ihnen 
eines: Sie müssen nicht immer reflexhaft unterstel-
len, man wolle Gruppen gegeneinander ausspielen. 
Aber es wird Leute geben, die aus Analphabetismus 
kommen oder mit einer ganz geringen Schulbildung 
und die wir Stück für Stück an den Arbeitsmarkt 
heranführen müssen. Wenn für diese Menschen 
nicht von Anfang an der Mindestlohn gezahlt wer-
den kann, dann sollten wir uns ernsthaft darüber un-
terhalten, wie wir das so organisieren können, dass 
das nicht missbraucht wird, aber wie wir umgekehrt 
auch genügend Flexibilität schaffen, damit diese 
Menschen in Arbeit kommen; denn Arbeit ist die 
beste Integration, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Wir stehen – das hat die Ministerpräsidentin ausge-
führt; das hat auch der Kollege Laschet ausge-
führt – vor einer historischen Herausforderung für 
Deutschland, und wir stehen vor einer historischen 
Herausforderung für uns in Nordrhein-Westfalen. 
Ich wiederhole es noch einmal: Wir können es 
schaffen, wenn wir richtig handeln – nicht populis-
tisch und nicht romantisch, sondern mit Nüchtern-
heit, mit Pragmatismus und beherzt. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Dr. Stamp. – Nun spricht für die grüne Fraktion der 
Fraktionsvorsitzende Herr Mostofizadeh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst einmal 
möchte ich in Richtung von Herrn Kollegen Stamp 
sagen: Wenn Frau Göring-Eckardt von einem Sep-
tembermärchen spricht, spricht sie nicht darüber, 
wie viele Menschen gekommen sind, sondern sie 
hat versucht, ihrer Freude darüber Ausdruck zu ge-
ben, wie die Willkommenskultur an den Bahnhöfen 

ist und dass die Menschen die Flüchtlinge aufneh-
men und begrüßen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Was das mit Romantik zu tun hat und warum Sie 
sie dieser Stelle diskreditieren müssen, das bleibt, 
glaube ich, Ihr Geheimnis.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD – Zuruf von Dr. Joachim Stamp 
[FDP]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte zu-
nächst einmal ausdrücklich meinen Dank und mei-
nen Respekt gegenüber der Ministerpräsidentin 
zum Ausdruck bringen. Sie hat nicht nur auf der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz – sie ist dabei von ande-
ren Mitgliedern der Landesregierung intensiv unter-
stützt worden – sehr gute Arbeit geleistet, sondern 
sie hat auch mit uns sehr vertrauensvoll zusam-
mengearbeitet und auch – das ist aus den Beiträ-
gen der anderen Fraktion deutlich geworden – die-
ses Parlament jederzeit und in vollem Umfang un-
terrichtet. Ich möchte Ihnen ganz herzlich für diese 
Arbeit danken.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich möchte Ihnen auch, liebe Frau Ministerpräsiden-
tin, danken, dass Sie klare Worte bei der Bewertung 
gefunden haben. Sie haben gesagt: Es ist ein Kom-
promiss, der in Berlin geschlossen worden ist, und 
dieser Kompromiss ist nun umzusetzen. – Das tei-
len wir ganz ausdrücklich.  

Sie haben auch klare Worte für das gefunden, was 
vorher auf dem Tisch gelegen hat, nämlich die, so 
nenne ich es zumindest, „Liste des Grauens“ aus 
dem Bundesinnenministerium,  

(Heiterkeit von Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft und Ministerin Sylvia Löhrmann) 

die eine Woche vor dem Gipfel auf den Tisch gelegt 
worden ist. Was da aus Berlin gekommen ist, war 
komplett inakzeptabel.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich sage es auch ganz eindeutig: Bei diesem Kom-
promiss gibt es eine ganze Menge sinnvoller Rege-
lungen, die getroffen worden sind, und einiger Un-
sinn wurde verhindert – das ist eben schon erwähnt 
worden –, leider nicht jeder Unsinn. Aber da sind wir 
uns in den Koalitionsfraktionen ganz einig, und der 
Versuch, einen Keil zwischen uns zu treiben, wird 
erfolglos bleiben.  

Gut ist, dass die Menschen vom Westbalkan jetzt 
eine Einwanderungsperspektive über den Arbeits-
markt haben. Wir nennen das einen Einstieg in ein 
Einwanderungsgesetz. Wir haben zwar noch kein 
Einwanderungsgesetz, aber es ist eine ungedeckel-
te und klare Perspektive, zumindest über den Ar-
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beitsmarkt nach Deutschland regelgerecht einwan-
dern zu können.  

Zweitens ist es eine Verbesserung, wenn auch ei-
gentlich schon lange zugestanden, dass die Ge-
sundheitskarte jetzt geregelt wird. Da möchte ich 
doch noch einmal, Herr Kollege Laschet, darauf 
hinweisen, dass unter anderem Herr Krings und 
weite Teile der CDU in Deutschland diese Gesund-
heitskarte als „unsinnigen Pull-Effekt nach Deutsch-
land“ bezeichnet haben.  

(Armin Laschet [CDU] zuckt mit den Schul-
tern.) 

Das zeigt doch die Zerrissenheit in der CDU.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Drittens. Das ist ein ganz wesentlicher Punkt: Der 
Bund – darauf hat der Kollege Römer hingewie-
sen – erkennt erstmals an, dass auch er für die Kos-
ten der Flüchtlingspolitik überhaupt zuständig ist. 
Die Summen, die jetzt ausgehandelt worden sind, 
sind ein substanzieller Fortschritt in dieser Frage. 
Das will ich ganz ausdrücklich feststellen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Norbert Römer 
[SPD]: Ja!) 

Aber dazu hat Kollege Laschet geschwiegen. Jetzt, 
nachdem der Gipfel vorbei ist, versucht er wieder, 
Geländegewinne zu machen und nicht, etwa mit 
Nachdenklichkeit diesen Gipfel auszuwerten.  

Vielmehr spricht er in einem Interview davon, dass 
man doch jetzt die Vorrangprüfung für Flüchtlinge 
abschaffen müsse. – Ja, Herr Kollege Laschet, es 
ist bürokratischer Unsinn, diese Vorrangprüfung 
durchzuführen, aber es war die B-Seite. Das sei 
noch mal erklärt: Die B-Seite sind die unionsgeführ-
ten Bundesländer, die wie eine Monstranz vor sich 
hergetragen haben, dass das unbedingt in die Eini-
gung für den Gipfel kommen muss.  

(Beifall von den GRÜNEN und Hans-Willi 
Körfges [SPD]) 

Natürlich konnte in den letzten Tagen auch die 
Dauerleier der CDU nicht fehlen, dass in Bayern 
angeblich alles besser ist.  

(Armin Laschet [CDU]: Was ist denn an der 
Aussage falsch?) 

Sie haben es mehrfach versucht mit dem Argument, 
dass man die Bundesgelder eins zu eins an die 
Kommunen weiterleiten muss.  

Ich zitiere Herrn Maly, den Vorsitzenden des Baye-
rischen Städtetages. Er sagte in einer Pressemittei-
lung: 

„Positiv ist, dass für die Dauer der Asylverfahren 
Bund und Länder einen Kompromiss gefunden 
haben, mit dem man leben kann.“  

– Nicht: „der wunderbar ist“, sondern: „mit dem man 
leben kann.“ – 

„Jetzt muss der Freistaat Bayern aber endlich 
die Kommunen an den Bundesmitteln beteiligen. 
Bislang hat Bayern hiervon nichts abgegeben.“  

Wörtliches Zitat von Herrn Maly.  

(Beifall von den GRÜNEN – Andrea Asch 
[GRÜNE]: Aha!) 

Das sagte er am 25. September. Das hört sich, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, doch völlig anders an 
als Söders Erzählungen aus Tausendundeiner 
Nacht und die Beteuerungen der hiesigen CDU-
Opposition, in Bayern sei alles viel besser, und die 
Bayern behandelten ihre Kommunen noch viel bes-
ser als wir in Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Für die nicht ganz Kundigen in diesem Zusammen-
hang gebe ich einen Hinweis auf das Gemeindefi-
nanzierungsgesetz. Bayern beteiligt die Kommune 
mit 425 € pro Kopf an den Steuereinnahmen des 
Landes, Nordrhein-Westfalen mit 568 €. Es liegt 
damit mit Baden-Württemberg an der Spitze. Wenn 
wir unsere Kommunen wie die Bayern behandeln 
würden, müssten wir nach den Vorstellungen der 
CDU 2,5 Milliarden € weniger überweisen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Auch bei der Verteilung der Bundesmittel für Flücht-
linge ist es doch völlig klar: Die 216 Millionen €, die 
auch vom Bund in diesem Jahr zusätzlich kommen, 
werden eins zu eins ohne jede Diskussion an die 
Kommunen überwiesen; da gibt‘s überhaupt keine 
Debatte.  

Auch für 2016 ist doch völlig klar, dass alle Ausga-
ben der Kommunen dem Sinn folgen müssen, dass 
diejenigen, die die Flüchtlinge betreuen, natürlich 
eins zu eins die Kosten erstattet bekommen. In die-
ser Frage gibt es doch auch überhaupt keinen Dis-
sens. Nur: Wenn allerdings das Land Flüchtlinge 
unterhält, können Sie nicht verlangen, dass wir den 
Kommunen Kosten erstatten, die bei uns anfallen. 
Da bitte ich auch ein Stück um Verständnis.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dem dritten 
Nachtragshaushalt, der heute vorgelegt wird – da-
rauf hat die Ministerpräsidentin bereits hingewie-
sen –, werden wichtige weitere Schritte der Integra-
tion gemacht. 220 Millionen € bekommen die Kom-
munen in Nordrhein Westfalen zusätzlich für die Un-
terbringung der Flüchtlinge erstattet.  

Ich habe eben darauf hingewiesen: Weitere 216 Mil-
lionen €, die eins zu eins Bundesdurchleitungen 
sind, werden wir im Nachtragshaushalt ebenfalls mit 
verankern. 2.600 zusätzliche Lehrerinnen und Leh-
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rer werden bereitgestellt, 250 neue Stellen für Poli-
zistinnen und Polizisten sowie 150 Personen, die für 
die Registrierung zuständig sind. Nicht zu verges-
sen – Stichwort: Beschleunigung der Verfahren –: 
Es werden auch Dutzende von Richterinnen und 
Richtern eingestellt, was dazu führt, dass das, was 
der Bund nicht geschafft hat, in Nordrhein-
Westfalen deutlich schneller ablaufen kann.  

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen, liegt Nord-
rhein-Westfalen im Bundesländervergleich ganz 
vorn. 3.600 zusätzliche Lehrerinnen und Lehrer sind 
für die Integration im Land mehr als das, was alle 
anderen Bundesländer gemeinschaftlich auch nur 
angekündigt haben. 

Ich danke der Opposition ausdrücklich dafür, dass 
sie dem beschleunigten Verfahren zugestimmt hat, 
sodass wir noch im Oktober die Mittel auszahlen 
können. Herzlichen Dank, liebe Kolleginnen und 
Kollegen!  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich will jetzt, weil die Ministerpräsidentin das schon 
gemacht hat, nicht in aller Breite darauf eingehen, 
was an sachfremden Punkten hat verhindert werden 
können. Einige will ich aber doch herausgreifen.  

Wir haben verhindert, dass die Länder diese unsin-
nige Regelung mitmachen müssen, Sachleistungen 
statt Geld auszugeben. Stellen Sie sich das einmal 
vor: Da sind dann Beamtinnen und Beamte oder 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter damit beschäftigt, 
statt Kleinstbeträge an Geld auszugeben an jeden 
eine Zigarette, Kaugummis, Bustickets oder Bleistif-
te auszuteilen. Das ist doch Bürokratiewahnsinn, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das Gängeln und das Drangsalieren von Flüchtlin-
gen verkürzt die Verfahren um keine Minute, son-
dern führt zu weiterem Aufwand, der nicht akzepta-
bel ist.  

Nicht verschweigen möchte ich auch, dass es Zu-
geständnisse gegeben hat, die meiner Partei nicht 
leichtgefallen sind. Herr Römer hat bereits darauf 
hingewiesen. Wenn im Kosovo die Grenzen noch 
durch die Bundeswehr bzw. durch KFOR-Truppen 
gesichert werden müssen, haben wir erhebliche 
Probleme, den Kosovo als sicheres Herkunftsland 
einzuschätzen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir glauben auch nicht – diese Meinung teile ich 
ausdrücklich –, dass das dazu führen wird, die 
Menschen davon abzuhalten, hierher zu kommen 
und Asyl zu beantragen oder auf anderem Wege 
ihre Situation zu verbessern. Es hilft auch den 
BAMF-Mitarbeitern bei den Verfahren nicht, weil der 
Verfahrensablauf bei einem sachgerechten Asylver-
fahren trotzdem eingehalten werden muss, solange 
es – da wird es spannend – bei einem Individual-

recht auf Asyl bleibt, es sei denn, die CDU/CSU 
strebt allen Ernstes an, das Grundrecht auf Asyl 
einzuschränken. Dann würde ein Schuh daraus 
werden.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da schließe ich 
mich Herrn Römer an: Weder die Landtagsfraktion 
der Grünen in Nordrhein-Westfalen noch irgendeine 
andere Landtagsfraktion noch die Bundestagsfrakti-
on wird mittragen, dass das Grundrecht auf Asyl in 
Deutschland eingeschränkt wird. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Uns liegt ein Kompromiss mit Licht und Schatten 
vor. Dazu stehe ich. Wir werden, wenn dieser Kom-
promiss eins zu eins umgesetzt wird – das betone 
ich ausdrücklich –, diesen Kompromiss auch mittra-
gen. Wir werden keine Koalitionskarte im Bundesrat 
ziehen. Das setzt allerdings voraus – das will ich 
auch klar sagen –, dass der Bundesinnenminister 
und Teile der CDU – da ist Wachsamkeit ange-
sagt – diesen Kompromiss weder verwässern noch 
anschärfen. Das müssen die Beratungen in den 
nächsten Tagen zeigen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Kollege Laschet, Sie haben vorhin – ich möch-
te das von Herrn Römer Ausgeführte fortsetzen – 
ein paar Punkte in unsere Richtung angesprochen. 
Ich finde schon, dass die CDU in der Asylpolitik tief 
gespalten ist. Wenn ich Herrn Strobls Bootsmeta-
pher – das Boot ist nicht voll, aber es sitzen zu viele 
Falsche drin – höre, dann wird mir fast schlecht.  

(Beifall von den GRÜNEN und Hans-Willi 
Körfges [SPD]) 

Auch der Versuch, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die Situation, die in den Flüchtlingsunterkünften si-
cherlich nicht einfach ist, mit einem Clash of Civiliza-
tion zu erklären oder damit, dass Mohammed mög-
licherweise schuld sei, dass ein wahrscheinlich wirk-
lich frauenfeindlicher Imam Frau Klöckner nicht die 
Hand gegeben hat, geht nicht.  

Das ist doch nicht die Ursache dafür, dass es Aus-
einandersetzungen in Flüchtlingsunterkünften gibt, 
sondern das ist die Basis für eine Verschärfung der 
Debatte beim Thema Asylrecht. Das machen Sie 
ganz bewusst – nicht in Nordrhein-Westfalen, aber 
Frau Klöckner ist Bundesvize und Herr Strobl ist es 
auch. Die CDU hat eine klare Teilung zwischen gu-
ten Flüchtlingspolitikern und einer Kanzlerin, die 
versucht, ein humanes Asylrecht durchzusetzen. 

(Armin Laschet [CDU]: Was macht denn der 
Oberbürgermeister in Duisburg? Sie sind 
immer nur einäugig!) 

– Der Oberbürgermeister von Duisburg gehört nicht 
einmal meiner Partei an. Deswegen bitte ich um 
Verständnis, dass ich darauf jetzt nicht eingehe. 
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Herr Laschet, Sie müssen sich schon entscheiden – 
Sie stehen an einem Scheideweg –, ob Sie die 
Kampagne eines Volker Rühe aus den 90er-Jahren 
wiederholen wollen oder ob Sie die Kanzlerin unter-
stützen, die jetzt angegriffen wird. Die Kanzlerin 
wird von Herrn Seehofer als Wohlfühlsprechkanzle-
rin abgetan.  

Und ich frage mich allen Ernstes, Herr Laschet, wo 
die eigenständige NRW-Position war, als Herr 
Orban in Bayern war.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

„The little dictator“ nannte ihn Jean-Claude Juncker, 
niemand geringeres als der jetzige EU-
Ratspräsident. 

(Armin Laschet [CDU]: Lesen Sie die Nach-
richten!) 

Herr Laschet, wo waren die Christdemokraten aus 
Nordrhein-Westfalen, um die eigenständige Position 
darzustellen: „Wir distanzieren uns sehr klar von 
dieser Art von Politik. Wir stehen hinter der Kanzle-
rin. Wir sind dafür, das Flüchtlingsthema zu bearbei-
ten und es nicht für Geländegewinne auszunut-
zen.“ – Das frage ich mich.  

(Beifall von den GRÜNEN und Hans-Willi 
Körfges [SPD]) 

Wer glaubt – dazu empfehle ich einen Blick in den 
„Stern“ vom heutigen Tage –, mit Parolen Stimmen-
fang machen zu können, der wird enttäuscht wer-
den. 2014 hat Herr Seehofer bei der Europawahl 
der AfD die Stimmen zugetrieben. Jetzt ist es be-
reits so, dass die AfD in Bayern im Gegensatz zu 
den anderen Bundesländern offenkundig im zwei-
stelligen Bereich zu finden ist. Es ist jetzt die Zeit, 
klare Kante gegen rechts zu zeigen und nicht 
Rechts hinterherzulaufen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Es ist jetzt die Stunde der Lösungen. Deswegen 
müssen wir diesem dritten Nachtrag im Landtag zu-
stimmen. Wir müssen auch dafür sorgen, dass das 
Paket, das bei der Ministerpräsidentenkonferenz 
ausgehandelt wurde, eins zu eins umgesetzt wird. 
Dann, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind wir ei-
nen Schritt weiter.  

Anschließend wird es weiter um die Integrationspoli-
tik gehen. Ich bitte, dass daran alle mitarbeiten, auf 
dieser sachlichen Basis voranzukommen. Dann ha-
ben wir eine Chance, dieses Thema zu bewälti-
gen. – Ich danke für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD – Zuruf von Sigrid Beer 
[GRÜNE] – Gegenruf von Christof Rasche 
[FDP]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Mostofizadeh. Nun spricht als nächster Redner … 

(Zurufe von Sigrid Beer [GRÜNE] – Gegenru-
fe von Christof Rasche [FDP]) 

– Ist das jetzt geklärt? Können wir dann weiterma-
chen? – Nachdem wir das jetzt geklärt haben, 
spricht als nächster Redner Herr Schulz für die 
Fraktion der Piraten. Bitte schön, Herr Schulz.  

Dietmar Schulz (PIRATEN): Vielen Dank, Herr 
Präsident! Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen!  

(Unruhe – Glocke) 

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer im Saal! Herr 
Kollege Mostofizadeh, Sie sprachen gerade etwas 
sehr Wahres an: Man sollte nicht versuchen, Ge-
ländegewinne auf dem Rücken der Flüchtlingspolitik 
zu machen. Gleichwohl ist es genau das, was 
selbstverständlich auch die Landesregierung oder 
die sie tragenden Fraktionen immer wieder versu-
chen – auch heute.  

Herr Kollege Stamp sprach von einer Krise. Ge-
meint ist wohl die Flüchtlingskrise. Es ist nicht eine 
Krise, die die Flüchtlinge hervorrufen bzw. verkör-
pern, sondern es ist eine Krise der Exekutive, nicht 
nur der Landesregierung Nordrhein-Westfalen, son-
dern auch anderer Landesregierungen und auch 
der Bundesregierung. Es ist eine Krise, eine Situati-
on, in der sich viele Menschen in Deutschland und 
auch in Nordrhein-Westfalen überfordert zeigen, 
und das vor dem Hintergrund, dass immer wieder 
gesagt wird: Damit konnte nicht gerechnet wer-
den. – Das ist zunächst einmal als Grundannahme 
falsch.  

Frau Ministerpräsidentin, was muss in den Köpfen 
von Flüchtlingen vorgehen, wenn diese – Sie spre-
chen es ja immer wieder an, die Sache auch aus 
Sicht der Flüchtlinge zu betrachten – am vorläufigen 
Ende ihrer Flucht in Deutschland ankommen und 
lieber auf der Straße übernachten als in einer ihnen 
angebotenen Flüchtlingsunterkunft? So war dies 
gestern in den Tagesthemen zu vernehmen, zwar 
nicht bezogen auf NRW, sondern auf den Stadtstaat 
Hamburg. Nicht in NRW? – Diese Frage darf ange-
sichts von über 20 Zeltstädten in Nordrhein-West-
falen, die wir mittlerweile haben, gestellt werden.  

(Minister Ralf Jäger: Wo?) 

– Das ist so, Herr Minister Jäger. Ist das nicht auch 
ein vorstellbares Szenario hier? – Ich sage Ihnen: 
Diese Flüchtlinge erleben keine Willkommenskultur 
im eigentlichen Sinne, sondern sie erleben teils de-
solate sanitäre Situationen mit Außenduschen, ver-
dreckten Toiletten und untauglicher Stromversor-
gung. Sie kommen in eines der reichsten Länder 
der Erde, in dem sie Schutz suchen, aber Schutzlo-
sigkeit vor den für sie ungewohnten Witterungsver-
hältnissen und desolate, chaotische Verhältnisse 
vorfinden.  
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Und kümmert man sich persönlich als Abgeordneter 
dieses Hauses darum, wie ich es vor knapp drei 
Wochen in Köln versucht hatte, nämlich in eine 
Zeltstadt in Köln-Chorweiler zu kommen, aus der 
einen Tag zuvor über solche desolaten Zustände 
wie zum Beispiel den Befall mit E.coli-Bakterien in 
den Duschen berichtet worden ist, wird einem der 
Einlass verweigert. Über vierstündiges Ringen und 
Verhandeln mit Bezirksregierung und Ministerium 
hat nicht dazu geführt, Einlass zu erhalten – ge-
scheitert an der Eitelkeit und bürokratischer Unflexi-
bilität einer Bezirksregierung, einer Regierungsprä-
sidentin, die dann auch noch Rückendeckung von 
Ihrem, Frau Ministerpräsidentin, Innenminister er-
hält.  

Sie wollen von dieser Opposition hier im Hause 
ernsthaft erwarten, dass sie mittut? – Seitens der 
Piraten haben wir seit Jahr und Tag eine Aufstellung 
von Standards für die Flüchtlingsunterbringung ge-
fordert. Jedoch wissen wir alle, dass dafür bis heute 
keine Pläne der Landesregierung existieren. Sie alle 
von der Landesregierung stellen sich immer und 
immer wieder hierhin und behaupten, das sei alles 
nicht absehbar gewesen.  

Frau Ministerpräsidentin, Sie stellen sich hier an das 
Rednerpult des Hohen Hauses und verkünden 
Durchhalteparolen nach dem Motto: Wir schaffen 
das! – Sie schaffen es nicht! Die Menschen in die-
sem Lande können es schaffen, und die tun ihr Bes-
tes – sowohl die Ehrenamtler als auch die Men-
schen in der Verwaltung. Und diese Menschen las-
sen Sie letztlich mit diesen Durchhalteparolen allei-
ne, alleine mit ihrer Planung, alleine mit ihrer Orga-
nisation, nämlich deren eigener Organisation der 
Hilfsbereitschaft.  

Allen diesen Tausend Beteiligten aus der soge-
nannten Zivilgesellschaft möchte ich an dieser Stel-
le nochmals seitens der Piratenfraktion unseren 
vorzüglichen Dank aussprechen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

UNHCR sowie andere Flüchtlingsorganisationen 
weltweit prognostizieren seit Jahren die Bewegung 
von ca. 5 Millionen Flüchtlingen europanah. Der 
Arabische Frühling, die Unruhen und kriegerischen 
Auseinandersetzungen im Nahen und Mittleren Os-
ten und auch in Afrika sind keine Erscheinungen, 
die in diesem Jahr über uns hereingebrochen wä-
ren. Sie sind seit Jahren bekannt.  

Seit Jahren weisen an dieser Stelle gerade wir Pira-
ten Sie, verehrte Damen und Herren von der Lan-
desregierung und von den regierungstragenden 
Fraktionen, darauf hin, dass Sie mit Ihren Planun-
gen der vorhersehbaren Situation hinterherhinken.  

Wir forderten die Verstärkung der Vorbereitung und 
Bereitstellung von Flüchtlingsunterkünften – verge-
bens: Rot-Grün hat es abgelehnt. Wir forderten Be-
standsaufnahmen von geeigneten Räumlichkeiten 
für die Unterbringung von Flüchtlingen – vergebens: 

Rot-Grün hat es abgelehnt. Wir forderten die Um-
setzung von einheitlichen Unterkunftsstandards – 
vergebens: Rot-Grün hat es abgelehnt, hier in die-
sem Hause. Wir forderten „keine Zeltstädte für 
Flüchtlinge in Nordrhein-Westfalen“ – vergebens: 
abgelehnt durch Rot-Grün. Und die Realität zeigt 
uns, dass alle Äußerungen in der vorangegangenen 
Zeit, insbesondere seit 2013, falsch waren.  

Was haben wir immer und immer wieder erfah-
ren? – Ich sage es Ihnen: Ungläubiges Kopfschüt-
teln seitens der Regierung, Schulterzucken von Rot-
Grün gefolgt von Untätigkeit. Ich sage es Ihnen 
nochmals, und jetzt tritt ein, was prognostiziert war: 
Bis heute fehlen, trotz aller Anstrengungen der Lan-
desregierung, Unterkünfte.  

Frau Ministerpräsidentin, warum stellen Sie sich 
nicht hier an das Rednerpult und sagen den Men-
schen im Land, wie die wahre Situation im Land 
aussieht? Präsidiales Auftreten einer Regierungs-
chefin hier am Pult, nämlich der Chefin der Exekuti-
ve, die dafür da ist, dafür zu sorgen, dass alle diese 
Missstände und Umstände nicht entstehen oder be-
seitigt werden, das reicht einfach nicht. Da sollten 
Sie vielleicht einmal den Worten Ihres Parteivorsit-
zenden, Frau Ministerpräsidentin, lauschen, der 
sinngemäß sagt: Die Umsetzung aller Maßnahmen 
wird noch ein Problem werden.  

Aber auch Sigmar Gabriel liegt Welten daneben, 
denn die Probleme sind schon längst da: überall, in 
nahezu jeder größeren Kommune in Nordrhein-
Westfalen. Da reicht es einfach nicht zu wissen, 
dass es Probleme gibt oder dass solche kommen. 
Es ist nämlich nicht Aufgabe der Politik zu sagen, 
dass es Probleme gibt oder geben wird.  

Es ist die Aufgabe der Politik, die Antworten zu ge-
ben und die Probleme proaktiv zu lösen. Auch Sie 
geben diese Antworten nicht, Frau Kraft. Sie zeigen 
keine Lösungswege auf. Sie monetarisieren Will-
kommenskultur, aber haben keinen Plan. Sie ver-
fahren nach dem Prinzip „Trial and Error“ und ren-
nen den Entwicklungen hinterher – hilflos und plan-
los. Frau Kraft, Sie und Ihre Landesregierung sind, 
wie auch andere Menschen in diesem Land, völlig 
überfordert. Aber dann sagen Sie es den Menschen 
auch.  

Wo bleibt der Plan nach der gebetsmühlenartig im-
mer wieder beteuerten Willkommenskultur? Wo 
bleibt die Integration, von der Sie hier immer wieder 
reden? Die Politik fordert die Integration; das ist gut. 
Aber wir alle sind es auch, die die Voraussetzungen 
und die Rahmenbedingungen dafür schaffen müs-
sen.  

Da reicht es eben nicht, wenn, wie im dritten Nach-
tragshaushalt, über den wir heute in erster Lesung 
beraten, 900 Stellen für sogenannte Integrationsleh-
rerinnen und -lehrer für den sprachlichen Bereich 
geschaffen werden. Die Stellen reichen einfach 
nicht; denn lediglich ein Fünftel dieser Stellen kann 
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mit entsprechend qualifiziertem Personal besetzt 
werden. Sagen Sie den Menschen, wann die Stel-
len besetzt werden können und wann sie tatsächlich 
besetzt werden! Das betrifft auch die 2.625 Lehrer-
stellen und auch die 250 Polizeistellen; es sind An-
wärter.  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Ab dem 1. Novem-
ber!) 

Frau Kollegin Beer, ich werde definitiv keine Zwi-
schenfrage zulassen, um das gleich einmal vorweg-
zunehmen; denn wir befinden uns hier in der Aus-
sprache über eine Unterrichtung durch die Landes-
regierung, weniger in der Debatte über den dritten 
Nachtragshaushalt.  

Wir erleben im Zusammenhang mit dem eigentli-
chen heutigen Thema,  

(Zuruf von Martin Börschel [SPD]) 

dem dritten Nachtragshaushalt NRW, weiter Fol-
gendes, nämlich die Lancierung einer Unterrichtung 
durch die Landesregierung über die Ergebnisse und 
die Konsequenzen aus dem Flüchtlingsgipfel in Ber-
lin, der sich überwiegend mit den Haushaltsfragen 
2016 befasst. Beim Haushalt 2016 befinden wir uns 
gerade noch in der Beratung, und auf die Ergän-
zungsvorlage dazu warten wir noch.  

Heute, sehr verehrte Damen und Herren der Lan-
desregierung, sehr verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, geht es jedoch nicht um den Landeshaushalt 
2016, sondern um den dritten Nachtragshaushalt. 
Die Landesregierung hat es schon fast logisch nicht 
auf die Reihe bekommen, die Ergänzungsvorlage 
vorzulegen. Im Prinzip waren die Zahlen doch klar. 
Meine Güte, es ist doch eine Sache von zwei Ta-
gen, die Ergänzungsvorlage zu machen! Bei dem 
ministeriellen Aufwand, der da zu betreiben ist, und 
mit den vielen Menschen, die dahinterstehen, sollte 
das doch möglich sein. Aber wir haben sie bis heute 
nicht vorliegen. 

Stattdessen soll mit den Zahlen aus dem Flücht-
lingsgipfel Schönfärberei betrieben werden. Sie wol-
len von den wahren Problemen im Land ablenken. 
Sie wollen die Menschen in unserem Land beruhi-
gen, indem Sie den Eindruck erwecken, Sie hätten 
alles im Griff. – Nichts haben Sie im Griff, Frau Mi-
nisterpräsidentin!  

Dennoch setze ich mich einmal ganz kurz mit den 
Zahlen und Fakten aus dieser, so sage ich mal, 
Vereinbarung in Berlin aus der vergangenen Woche 
auseinander.  

Erstens. Es zeichnet sich bereits jetzt ein vierter 
Nachtragshaushalt ab. 1 Milliarde € zusätzlich soll 
für 2015 kommen. So weit, so gut! Rund 217 Millio-
nen € sind zu verteilen. 

Zweitens. Bei einer Annahme von fünf Monaten 
Verfahrensdauer bei 800.000 Flüchtlingen in 2016 
errechnen sich 2,68 Milliarden €. Diese sollen im 

nächsten Jahr als Abschlagszahlung an die Länder 
verteilt werden. Davon entfallen auf NRW 580 Milli-
onen €.  

Drittens. Der Bund geht davon aus, dass – man hö-
re und staune – von diesen 800.000 Menschen 
400.000 Asylbewerber keine Aussicht auf ein Blei-
berecht haben. Woher diese Zahl genommen wird, 
bleibt ein Rätsel.  

(Ministerpräsidentin Hannelore Kraft : An-
nahmen!) 

– Annahmen, genau.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Sie müssen mal 
ein bisschen hochrechnen!) 

Und für diese soll ein weiterer Monat bevorschusst 
werden zu je 670 €. Das macht weitere 268 Millio-
nen € bzw. 58 Millionen € für NRW.  

Viertens. 350 Millionen € sollen in die Betreuung 
unbegleiteter Flüchtlinge gesteckt werden. Das 
heißt für NRW: 76 Millionen €. Verteilung des für 
2016 eingeplanten Betreuungsgeldes von 1 Milliar-
de €: Wiederum 217 Millionen € für NRW. Und so 
weiter und so fort. 

Das Ergebnis ist ein solches, welches Licht und 
Schatten wirft. Es bleibt nämlich mindestens 1,2 Mil-
liarden € hinter dem Bedarf NRWs für 2016 zu-
rück – dem Bedarf an finanziellen Mitteln für die 
Ausstattung des Landeshaushalts zur Bewältigung 
der, wie es der Kollege Stamp eben sagte, Flücht-
lingskrise.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Sie hätten lieber 
nichts genommen!) 

– Na, ja. „Lieber nichts genommen“ ist natürlich völ-
liger Unsinn, Herr Kollege Körfges. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Ja, eben!) 

Daraus folgen bei Annahmen bezüglich des Flücht-
lingsaufkommens in 2016 2,2 Milliarden € Finanz-
bedarf für NRW. Noch einmal: Es bleibt 1,4 Milliar-
den € insgesamt hinter dem zurück, was NRW 
braucht. Wie Sie dieses Loch stopfen wollen, darauf 
bin ich gespannt. 

Um das abzurunden: Die große Diskussion mit den 
Kommunen – Sie haben es eben selber gesagt – 
steht noch aus. Hierfür haben wir heute keine Lö-
sung, keinen Lösungsansatz gehört. Es wird ledig-
lich in Aussicht gestellt, dass Sie reden werden. Das 
werden Sie auch müssen. Die Kommunen brauchen 
das Geld, und zwar dringend.  

Sie selbst haben im Juni dieses Jahres verkündet: 
12.500 € pro Flüchtling pro Jahr kostet die ganze 
Geschichte. Die wesentlichen Kosten und Lasten 
tragen die Kommunen. Sie haben hier keinen Vor-
schlag geliefert, wie Sie mit den Kommunen in Ver-
handlung treten wollen.  
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Im Gegenteil! Die Menschen werden weiterhin 
kommen, Schutz suchen, und wir stehen am Anfang 
der großen Herausforderungen, von denen Sie hier 
geredet haben. Leider, denn die großen Herausfor-
derungen hätten in den letzten drei Jahren schon 
längst angegangen werden können und angegan-
gen werden müssen. Wir haben stets darauf hinge-
wiesen. Sie hören leider Gottes oftmals eben nicht 
auf die Opposition. Das ist ein ganz großer Fehler, 
der sich wahrscheinlich noch durch die weitere Le-
gislaturperiode wie ein roter Faden ziehen wird. – 
Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Schulz. – Nun hat für die Landesregierung der Fi-
nanzminister Herr Dr. Walter-Borjans das Wort. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Vielen 
Dank. – Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Ich will an den Anfang meines Beitrags zunächst 
einmal den herzlichen Dank an alle Fraktionen rich-
ten, auch an die Fraktionen der Opposition, mit de-
nen wir im Vorfeld der Einbringung dieses Nach-
tragshaushalts für 2015 gesprochen haben und mit 
denen wir übereingekommen sind, dass die Zeit 
drängt, dass wir die Verfahren verkürzen und es 
schaffen sollten, in dieser Plenarwoche nicht nur ei-
nen Nachtragshaushalt einzubringen, sondern auch 
einen Nachtragshaushalt zu verabschieden. Dafür 
einen herzlichen Dank!  

(Beifall von der SPD) 

Wir sollten nicht übersehen, dass diese 900 Millio-
nen €, die dieser Nachtragshaushalt umfasst, in 
diesem Jahr 2015 weitere 900 Millionen € für die 
Unterbringung, für die Versorgung, für die Integrati-
on von Flüchtlingen sind. Wir reden also in diesem 
Jahr 2015 in der Summe von mittlerweile über 1,7 
Milliarden €, die in diesem Haushalt für dieses so 
drängende Problem vorhanden sind.  

Ich will die einzelnen Punkte, wofür wir das machen, 
nicht mehr aufzählen; das ist schon mehrfach getan 
worden. Ich will nur noch einmal auch an die Adres-
se von Frau Schulze Föcking gerichtet – sie ist nicht 
anwesend –, die von einer präventiven Finanzpolitik 
gesprochen hat, sagen, dass das nie das Motto die-
ser Regierung war.  

Vielmehr sprechen wir immer von präventiver Poli-
tik. Dass sich das auch im Haushalt niederschlägt, 
ist wohl klar. Es ist vor allen Dingen dann klar, wenn 
man sieht, welche Forderungen Sie neben der pau-
schalen Forderung, weniger Geld auszugeben, die 
im Übrigen ziemlich leise geworden ist, an vielen 
Stellen immer wieder stellen, bei denen es Ihnen 
um die Fragen geht, was Ihnen zu klein geraten ist, 
was besser ausgestattet werden soll, was teurer 
werden muss. Das alles muss man sich einmal auf 
der Zunge zergehen lassen, um zu sehen, wie soli-

de die Haushaltsplanung dieses Landes seit fünf 
Jahren ist. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Dass es neben der Bereitschaft, zu diesen verkürz-
ten Verfahren beizutragen, ein kräftiges „Ja aber“ 
aus den Reihen der Opposition gibt, gehört, glaube 
ich, zum Ritual von Oppositionsarbeit dazu. Es wäre 
nicht anzunehmen, dass Sie einfach nur sagen: 
Toll, dass ihr das macht. Wir unterstützen das. Wir 
stimmen zu. – Vielmehr sagen Sie wie selbstver-
ständlich: Das hätten wir natürlich alles noch ein 
Stückchen besser gemacht. – Das ist nicht schlimm.  

Aber wirklich schlimm finde ich, was das Aber bei 
Ihnen ausmacht. Was, meinen Sie, hätten Sie bes-
ser gemacht? Auf wen berufen Sie sich?  

Wir bekommen einmal das Beispiel Bayern vor Au-
gen geführt; gleichzeitig legt aber Herr Laschet gro-
ßen Wert darauf, dass doch bitte die CDU in Nord-
rhein-Westfalen anders gesehen wird als all die an-
deren Christlich Demokratischen Unionen, die es in 
Deutschland noch gibt. Das tun Sie aus gutem 
Grund; denn wenn man sieht, wie Herr Seehofer, 
Frau Klöckner und auch andere in trüben Gewäs-
sern fischen, erkennt man: Es ist zumindest ange-
bracht, sich zu distanzieren.  

Ich bin mir aber ziemlich sicher, es reicht nicht, nur 
zwischen den CDU-Landesverband Nordrhein-
Westfalen und andere CDU-Landesverbände einen 
Keil zu treiben, sondern man muss sich auch an-
schauen, wie es im eigenen Landesverband aus-
sieht. Auch da gibt es genügend Stimmen, die zwi-
schen den Zeilen immer wieder deutlich machen: 
Hier könnten wir vielleicht noch ein paar Wähler an-
sprechen, die wir gern gewinnen würden, wenn wir 
eine Chance haben möchten, bei einer Landtags-
wahl positiv abzuschneiden. 

Jetzt aber noch einmal zu diesem Aber: Es wird 
nicht nur gesagt, Bayern mache es besser, sondern 
dann kommt die Leier: Andere Länder haben besser 
vorgesorgt. – Da wird auch der Bund genannt, der 
in einem ausgeglichenen Haushalt jetzt Mittel zur 
Verfügung stellen kann.  

Müssen wir jetzt wirklich auch bei diesem Thema all 
die Dinge geraderücken, die Sie gebetsmühlenartig 
immer wieder bringen? Wir wissen doch, wie die 
schwarze Null zustande kommt. Wir wissen, welche 
Rolle Bundesbankgewinne spielen, welche Rolle ein 
immer stärker in die Bundeskasse fließender Soli 
hat, wie viel aus dem Gesundheitsfonds vorenthal-
ten wird und wie dadurch die Mittel geschaffen wor-
den sind.  

In der Tat – der Bund ist jetzt in der Lage, etwas zu 
geben. Ob das ausreicht, werden wir sehen; wir ha-
ben nämlich gehört, es geht im Moment erst einmal 
um pauschale Annahmen, die hinterher spitz abge-
rechnet werden. Dann werden wir sehen, wie es im 
Einzelnen aussieht. – Das ist ein Punkt. 
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Der zweite Punkt ist: Es wird wieder auf die neun 
Länder hingewiesen, die den Haushalt schon aus-
geglichen haben. Ich muss es Ihnen an dieser Stelle 
noch einmal sagen: Darunter sind sechs Länder, die 
jedes Jahr mehr als 20 Milliarden € Schulden ma-
chen müssten, wenn sie nicht diesen Betrag von 
den anderen Ländern bekämen. Sich jetzt hierhin 
zu stellen und zu sagen, die hätten Vorsorge getrof-
fen, sodass sie jetzt klarkommen können, ist nicht 
nur ein Witz, sondern das ist sogar ein schlechter 
Witz. 

(Beifall von der SPD) 

Man muss dazusagen: Es gibt im Übrigen Länder, 
die – vor allem im Jahr 2016 – von Ihnen mit ziemli-
cher Sicherheit als Beispiel dafür genommen wer-
den, wie man vorsorgt. Warum? – Weil sie Rückla-
gen gebildet haben – im Übrigen auch kreditfinan-
ziert –, und zwar Rücklagen in einer Form, gegen 
die Sie 2010 vor dem Landesverfassungsgerichts-
hof geklagt haben, sodass dieser Weg dem Land 
Nordrhein-Westfalen versperrt ist.  

Ich warte jetzt schon darauf, dass Sie Niedersach-
sen und andere, die bereits jetzt sagen, sie müssten 
die Rücklagen, die sie hätten, auflösen, als Modelle 
für Nordrhein-Westfalen sehen und fragen werden: 
Warum macht ihr das eigentlich nicht? Warum seid 
ihr nicht in der Lage, genauso zu handeln wie die 
anderen? 

Der Bund erkennt in der Tat an – das war das wich-
tigste Ergebnis in der letzten Woche –, dass die 
Auflösung der Länder Syrien und Libyen nicht etwas 
ist, was in einem kommunalen oder auch in einem 
Landeshaushalt aufgefangen werden kann. Das 
wird auch mit künftigen Problemregionen dieser 
Welt so sein.  

Es geht nicht darum, die Aufgabe hinsichtlich ihres 
Inhalts für das Land und für die Kommunen abzu-
lehnen. Natürlich sind die Länder verantwortlich da-
für, dass junge Menschen, die in dieses Land kom-
men, einen anständigen Unterricht erhalten. Das ist 
der Grund, warum wir so viele Tausend Stellen zu-
sätzlich für die Schulen schaffen. Natürlich sind wir 
für die Erstaufnahme zuständig. Natürlich ist das 
Land für beschleunigte Prozesse im Asylverfahren 
zuständig. 

Im Übrigen ist Nordrhein-Westfalen bei den Eilver-
fahren schon die Nummer drei; in der Hauptsache 
ist es die Nummer sechs. Wir stocken noch einmal 
auf, damit das schneller geht. Das sind Landesauf-
gaben.  

Aber all das sind Aufgaben, die nicht entstanden 
sind, weil hier irgendwelche Hausaufgaben nicht 
gemacht worden wären, sondern weil es internatio-
nale Konflikte gibt, deren Auswirkungen jetzt zu uns 
hineinschwappen und die bewältigt werden müssen. 
Der Bund ist da kein freundlicher Partner, der uns 
auch etwas geben will, sondern er ist in der Verant-
wortung, die finanziellen Grundlagen dafür zu schaf-

fen, dass wir die inhaltlichen Aufgaben, denen wir 
uns gegenübersehen, im Land und in den Gemein-
den stemmen können. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Schulz, wir haben all das schon häufiger ge-
hört, auch im Ausschuss. Wenn Sie sagen, die Pira-
ten hätten das alles schon früher gewusst, antworte 
ich Ihnen: Ich stelle mich hierhin und erkläre für die 
Landesregierung: Wir erfahren jeden Tag neue Zah-
len, die uns zwingen, uns auf etwas einzustellen, 
was in dieser Größenordnung nicht zu erwarten 
war. – Das reicht bis zu Aussagen der Kanzlerin, die 
sicherlich auch zahlenmäßige Folgen hatten. Das 
wussten Sie alles schon am Anfang des Jahres. 
Das freut mich. 

(Dietmar Schulz [PIRATEN]: Ja!) 

Sie wussten, dass jemand gesagt hat: Ihr müsst 
damit rechnen, dass sich Millionen Menschen auf 
den Weg machen. – Es gibt Menschen, die das seit 
Jahren sagen. Wir werden auch für die nächsten 
Jahre mit solchen – ich sage einmal – propheti-
schen Prognosen arbeiten können. 

Ich möchte nur gern einmal wissen: Was machen 
Sie dann in einem Haushalt? Glauben Sie ernsthaft, 
dass Sie Vorsorge treffen und Milliarden von Euro 
zurücklegen können, ohne dass entweder gesagt 
wird: „Das muss man aber zur Schuldentilgung ein-
setzen“, oder: „Man muss es in eine Belastungs-
senkung für die Menschen münden lassen“, – nur 
weil Sie sagen: „Ich weiß doch, dass irgendwann 
etwas ganz Schlimmes passiert, wofür man Rückla-
gen haben müsste“?  

Jemand, der die Haushaltsplanung so betreiben will, 
hat mit der Realität nichts am Hut. Er hat wirklich 
noch nicht erlebt, wie sich Haushaltszahlen entwi-
ckeln. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen jetzt schon voraus: Auch im Jahr 
2016 wird es Unvorhersehbares geben. Deswegen 
haben wir auch gesagt – ich komme kurz noch ein-
mal auf das Jahr 2015 zurück –: In diesem Haushalt 
gibt es Verstärkungsmittel in Höhe von 130 Mil-
lionen €, die noch nicht zugeordnet sind; denn wir 
wissen, dass die Zahl von insgesamt 800.000 mög-
licherweise keinen Bestand hat und dass es zusätz-
liche Aufgaben geben wird. Ein Stück weit muss 
man natürlich vorausschauen. 

(Dietmar Schulz [PIRATEN]: Sagen Sie doch 
gleich, dass es 1,2 Millionen sind! Das steht 
doch heute schon fest!) 

Deswegen sind in diesem Haushalt mehr Mittel vor-
handen, die natürlich nur ausgeschöpft werden 
können, wenn die Zahl größer ausfällt. Aber wenn 
sie größer ausfällt, werden wir auch die Möglichkeit 
haben, mit diesem Haushalt darauf zu reagieren. 
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(Dietmar Schulz [PIRATEN]: Das steht heute 
schon fest: 1,2 Millionen!) 

Wir werden jetzt auch auf den Haushalt 2016 ein-
gehen. Sie haben gesagt, Sie warten auf die Ergän-
zungsvorlage. Keine Sorge, die werden Sie be-
kommen; die wird ein Teil der Haushaltsberatungen 
für das Jahr 2016 sein. Wir werden in diesem 
Haushalt wahrscheinlich mit noch viel höheren fi-
nanziellen Belastungen rechnen müssen, als das 
noch im Nachtrag für 2015 der Fall ist. Auch dafür 
haben wir vorgesorgt. 

Aber es ist überhaupt keine Frage – das ist zwi-
schen den Finanzministern, aber auch zwischen 
den Regierungschefs aller Länder besprochen wor-
den –, dass das keine Aufgabe ist, die nur Nord-
rhein-Westfalen zu schultern hat, sondern wir leben 
in einer Gemeinschaft, und wir stellen uns auch der 
gemeinschaftlichen Verantwortung, die dafür zu 
übernehmen ist.  

Ich will nur noch einmal sagen: Wir haben in den 
letzten Jahren eine solide Grundlage dafür geschaf-
fen, dass wir jetzt eine solche Herausforderung an-
gehen können. Es ist eine riesige Herausforderung. 
Daher werden wir hart mit dem Bund verhandeln 
müssen, auch darüber, wie dann die Zahlen, wenn 
sie in der Größenordnung feststehen, zu den uns 
versprochenen Zahlungen führen. 

Natürlich – ich habe es eben schon angesprochen – 
geht es hier nicht nur um Bundesleistungen. Wenn 
der Bundesfinanzminister 6 Milliarden € Steuer-
mehreinnahmen hat und sagt, dass er diese für 
Flüchtlinge zur Verfügung stellt, im gleichen Atem-
zug aber erklärt: „die Hälfte davon für Länder und 
Kommunen“, dann heißt das, dass er die Hälfte für 
sich selber beansprucht. Das hätten Sie hier im 
Landtag „klebrige Finger eines Finanzministers“ ge-
nannt. 

Es gibt natürlich Aufgaben, die der Bund zu leisten 
hat, und dafür braucht er auch Geld. Aber es gibt 
auch Aufgaben, die das Land zu leisten hat, und da-
für braucht es ebenfalls Geld. Es gibt die Aufgaben 
auf der Ebene der Kommunen. Das müssen wir 
gemeinsam hinkriegen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Wer hier meint, er könne Punkte sammeln, indem er 
immer auf andere zeigt und populistisch sagt: „Euch 
würde ich zu 100 % finanzieren“, auch wenn dabei 
überhaupt nichts mehr für die Aufgabenerledigung 
des Landes übrig bleibt, den frage ich: Wie halten 
Sie es mit der Solidität eines Landeshaushalts? 

Wir reden hier darüber, dass Bund, Länder und 
Kommunen vor einer riesigen gemeinsamen Her-
ausforderung stehen. Wir müssen dafür sorgen, 
dass die finanziellen Folgen dieser Herausforderung 
präventiv richtig angelegt werden. Das wollen wir 
gemeinsam schaffen, das muss verantwortbar sein. 
Es geht hier nicht nur um Unterbringung, sondern 

wir wollen jetzt die Weichen dafür stellen, dass wir 
nicht in einigen Jahren viel mehr ausgeben müssen, 
weil wir jetzt die falschen Schritte unternommen und 
Integration unterlassen haben. 

Das sind zunächst einmal die Bausteine des vorge-
legten Nachtragshaushalts, um dessen Zustimmung 
wir morgen bitten, mit dem wir im Jahr 2015 einen 
wichtigen Schritt gehen können – in einem Jahr üb-
rigens, in dem wir die zusätzlich benötigten Ausga-
ben auch aus zusätzlichen Steuereinnahmen finan-
zieren können. 

All das wird nicht zu einer Erhöhung der Nettokre-
ditaufnahme führen müssen. Das liegt nicht daran, 
dass die Menschen finanziell stärker in die Verant-
wortung genommen werden, sondern das liegt an 
den sprudelnden Gewinnen, an der guten Beschäf-
tigungslage und an hohen Einkommen, wodurch 
auch mehr Steuern gezahlt worden sind.  

Damit haben wir eine Grundlage geschaffen. Diese 
ist nicht von allein entstanden, sondern das ist auch 
eine Folge politischer Entscheidungen. Dadurch 
sind wir jetzt in der Lage, diese Herausforderung für 
eine internationale Gemeinschaft in solch einer gro-
ßen Weise mitzutragen. Wenn das nicht Solidität ist, 
dann frage ich Sie, wie es denn sein kann, dass 
sich Anleger aus aller Welt gerade an Deutschland 
orientieren, weil sie sagen: Da geht es geordnet zu; 
die haben das im Griff.  

Dem müssen wir jetzt auch gerecht werden. Das 
tun wir mit dem Nachtrag zum Haushaltsentwurf für 
2015, und das wird auch mit der Ergänzung ge-
schehen, die 2016 kommt, und die wir brauchen, 
um dann die Aufgaben in derselben soliden Weise 
weiterzuverfolgen wie jetzt. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Für die SPD-Fraktion erteile ich 
Herrn Kollegen Körfges das Wort. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Unbeschadet der übli-
chen Parlamentsrituale freue ich mich sehr darüber, 
dass es bei dem engeren Thema, nämlich dem 
Nachtrag, zu einer hohen Übereinstimmung bezo-
gen auf das Verfahren hier im Haus gekommen ist. 
Das ist angemessen und zeigt, wie wichtig das 
Thema allen ist. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Da spielt es aus meiner Sicht dann auch weniger 
eine Rolle, wo sich Herr Lindner gerade aufhält; es 
gibt in Nordrhein-Westfalen womöglich wichtigere 
Fragen, die wir zu beurteilen haben. Allerdings ist 
es schon von hohem Interesse, dass derjenige, der 
hier häufig das Fehlen von Regierungsmitgliedern 
rügt, offensichtlich an der Jahrestagung eines Mar-
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kenverbandes in Berlin teilnimmt, während wir in 
Nordrhein-Westfalen ganz grundsätzliche Fragen 
der Landespolitik erörtern. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Aber das hat ja vielleicht auch eine gute Seite, Herr 
Kollege Dr. Stamp. Sie haben die Möglichkeit ge-
nutzt, sich vorsichtig von Herrn Lindner zu distanzie-
ren. Vielleicht hätten Sie es nicht gemacht, wenn er 
hier gewesen wäre. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Dr. Joachim Stamp [FDP] schüttelt den Kopf.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das, was die CDU 
unabhängig von einigen Übereinstimmungen in der 
Beurteilung des Gipfels – auch da haben wir uns 
nachhaltig bei allen Teilnehmern zu bedanken – of-
fensichtlich an Selbstfindungsritualen nötig hatte, 
um die innere Zerrissenheit ihrer Partei in den Griff 
zu bekommen, entbehrt ja nicht einer gewissen 
Tragik. Nur, es ist keine politische Haltung, wenn 
Sie immer von einem Bein auf das andere springen, 
um in Integrations- und Migrationsfragen nicht auf 
dem falschen Fuß erwischt zu werden. 

Ich darf ganz deutlich sagen, dass sich das, was die 
Bundeskanzlerin in Berlin seit einiger Zeit artikuliert, 
wohltuend von den Redebeiträgen einiger CDU-
Politikerinnen und -Politiker – auch hier im Haus – 
unterscheidet. Aber ich denke, Frau Merkel hat 
noch – in Richtung nordrhein-westfälischer Christ-
demokratinnen und Christdemokraten – eine ganze 
Reihe von Überzeugungsgesprächen zu führen. 

Ich will mich jetzt nicht wieder zu intensiv an Herrn 
Staatssekretär Dr. Günter Krings abarbeiten, der 
uns aus der Ferne immer ungefragt zweifelhafte 
Ratschläge erteilt, in einer Pressemitteilung vom 
gestrigen Tag von „erbärmlich niedrigen“ Leistungen 
des Landes spricht und das Land auffordert, „kon-
sequent von Geld- zu Sachleistungen für Flüchtlin-
ge“ zurückzukehren, 

(Beifall von Hendrik Schmitz [CDU]) 

weil wir nur so – ich zitiere – „die Chance auf eine 
faire Verteilung der Flüchtlinge unter den Staaten 
der EU“ erreichen. 

Das ist sinnfreier Unsinn, den Herr Dr. Krings ver-
breitet! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das ist im Übrigen derselbe Herr – da hat Herr La-
schet offensichtlich noch Arbeit, der Mann ist ja Be-
zirksvorsitzender der niederrheinischen CDU –, der 
vor einiger Zeit noch gegen die Gesundheitskarte 
gepoltert und uns Ratschläge erteilt hat. 

Abgesehen von dem fachlichen Unsinn dieser Äu-
ßerungen: Wer die Meinung vertritt, Menschen, die 
durch Bomben, Verfolgung und Terror aus ihrer 
Heimat vertrieben werden, würden sich durch die 
Umstellung von Geld- und Sachleistungen von der 

Flucht abhalten lassen, hat entweder nichts begrif-
fen oder – was noch viel schlimmer ist – ignoriert 
die existenzielle Not der betroffenen Menschen und 
strebt ganz offensichtlich im geistigen Tiefflug die 
Lufthoheit über den Stammtischen an. So macht 
man keine seriöse Politik für unser Land! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Und ganz nebenbei – ich habe gesagt, der Mensch 
ist Staatssekretär –: Im Innenministerium lenkt er 
auch noch von der eigenen Verantwortung für das 
Chaos bei der Bearbeitung von Asylanträgen durch 
das BAMF und die damit verbundenen Folgen für 
die Länder ab.  

Ja, wir sind froh darüber, dass in Berlin jetzt ein Ge-
spräch stattgefunden hat, das die dynamische Be-
teiligung des Bundes an den Flüchtlingskosten vor-
bereitet. Das ist ein gutes Ergebnis. Ja, wir wollen 
auch unsere eigenen Hausaufgaben in Nordrhein-
Westfalen machen.  

Ich komme auf den Nachtrag zu sprechen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 900 Millionen € zusätz-
lich für Flüchtlingshilfe, ohne dass wir Kredite auf-
nehmen. 313 Millionen € für Aufnahme, Transport 
und Versorgung von Asylbewerbern, weitere 152 
Millionen € für Unterkunftsplätze, 217 Millionen € ... 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Wie viel für 
Abschiebungen? – Das Ende der Redezeit 
wird signalisiert.) 

– Ich habe noch ein bisschen längere Redezeit, 
Herr Präsident, weil die Landesregierung eben 
überzogen hat, wenn ich richtig informiert bin.  

Das führt dazu, dass die Standortkommunen mit 
Erstaufnahmen intensiv entlastet werden können. 
Dem tragen wir auch durch die Änderungen im 
FlüAG Rechnung. Ich hätte mir eigentlich ge-
wünscht, dass wir über diese Änderungen im FlüAG 
noch intensiver diskutiert hätten. Wenn wir zum Bei-
spiel die Entlastung über die Stichtagsregelung 
nehmen, sehen Sie, dass den Kommunen an dieser 
Stelle nachhaltig, massiv und dauerhaft geholfen 
wird. 

Ich greife das Wort der Ministerpräsidentin auf, die 
davon gesprochen hat, dass man sich angesichts 
der dynamischen Beteiligung des Bundes an den 
Kosten sicherlich auch bezogen auf den Aus-
gleichsmechanismus mit den Kommunen eine neue 
Regelung vorstellen kann. Nur, wir können als Land 
natürlich erst dann Geld ausgeben, wenn wir vom 
Bund welches bekommen haben. Dem werden wir 
als regierungstragende Fraktionen morgen folgen 
und Ihnen die Gelegenheit geben, auch in Bezug 
auf die Weitergabe des Geldes für 2015 unseren 
Änderungsanträgen zuzustimmen.  

Mit Blick auf einiges, war hier gesagt worden ist, 
habe ich die Erinnerung an einen Evergreen von 
Johnny Mathis: „Too Much, Too Little, Too Late“ – 
so hieß der Song seinerzeit. Das erinnert mich frap-
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pierend an die Haltung der CDU. Sie reißen den 
Mund zu weit auf, unternehmen zu wenig und ma-
chen uns kleiner, als wir sind.  

Wir in Nordrhein-Westfalen sind bei der Flüchtlings-
politik auf dem richtigen Weg. Ich bin stolz darauf, 
dass es der Landesregierung gelungen ist, hier 
wichtige, markante Zeichen zu setzen und die Bun-
desregierung mit in die Verantwortung zu ziehen. – 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Körfges. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Düker.  

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch aus 
meiner Sicht ist der Flüchtlingsgipfel positiv zu wer-
ten. Die Ergebnisse, die am Ende hier stehen, lau-
ten wie folgt:  

Wir haben für die Kommunen erstmals den Einstieg 
in eine tatsächliche, dauerhafte strukturelle Entlas-
tung durch den Bund geschafft.  

Wir haben Integration von Anfang an angeboten. 
Wir haben Integrationsmöglichkeiten auch schon für 
Menschen im Asylverfahren geschaffen. Die Job-
center sollen aufgestockt werden. Und das sehr er-
folgreiche Programm „Early Intervention“ – also: von 
Anfang an zu schauen, wie man die Menschen hier 
integrieren kann – soll ausgebaut werden. 

Der dritte Punkt, den ich für meine Fraktion noch 
einmal ausdrücklich hervorheben will, ist die Schaf-
fung eines Einwanderungskorridors ausgehend von 
den Westbalkanländern, jenseits vom Asylsystem, 
damit wir für die Menschen wirklich ein Angebot ha-
ben, legale Wege ins Land zu finden. 

Ja, für uns Grüne waren auch Zugeständnisse da-
bei – das ist völlig klar –: einige Restriktionen, siche-
re Herkunftsländer, Symbolpolitik, auf der die CDU 
bestanden hat. Das ist für uns alles nicht leicht. 
Aber wir werden uns im Bundesrat als regierungs-
tragende Fraktion unserer Verantwortung stellen, 
dass wirksame Hilfen für die Menschen und für die 
Kommunen endlich ankommen. Dieser Verantwor-
tung werden wir auch im Bundesrat gerecht werden. 

Im Wesentlichen wurde hier durch Hannelore Kraft 
zwar hart in der Sache, liebe Hannelore Kraft, aber 
für die Kommunen verhandelt. Das, was herausge-
kommen ist, ist in erster Linie eine Entlastung für die 
Kommunen.  

Herr Kuper, Sie sitzen da gerade so schön als 
kommunalpolitischer Sprecher. Bei diesem Einsatz 
für die Kommunen fühlten wir uns nicht gerade 
durch Ihre Fraktion getragen, die bei dieser Entlas-
tung immer nur auf die Landesregierung gezeigt hat 
und nie in Richtung Bund. Das hätte etwas stärker 

kommen können; das hätte uns die Sache zumin-
dest erleichtert.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Nicht wegen Ihrer Unterstützung, sondern trotz der 
CDU haben wir hier aber wichtige Dinge für die 
Kommunen erreichen können. Ich bin ja viel im 
Land unterwegs und spreche mit vielen, die zurzeit 
in der Flüchtlingsarbeit tätig sind. Ich erlebe Men-
schen – nicht nur bei den Ehrenamtlern, auch bei 
den Hauptamtlern –, die alle über das normale Maß 
weit hinaus etwas leisten: bei den Bezirksregierun-
gen, im Innenministerium, beim Bau- und Liegen-
schaftsbetrieb – auch da wird eine Menge getan; in 
vorbildlicher Weise wird sich da richtig in die Sache 
reingehängt –, bei den Hilfsorganisationen, bei den 
Betreibern, in den Kommunen, in den Schulen, bei 
vielen Lehrerinnen und Lehrern und bei den Ehren-
amtlern.  

Herr Stamp, ich empfinde es als einen Schlag ins 
Gesicht für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
der Bezirksregierung Arnsberg, wie Sie mit billigem 
Bashing in Richtung Bezirksregierung versuchen, 
hier daraus politisches Kapital zu schlagen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

Sie wissen vielleicht, was dort gerade los ist. Das 
jetzt als „BAMF von Nordrhein-Westfalen“ zu be-
zeichnen, finde ich richtig schäbig. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Schauen wir uns einmal an, was hier in Nordrhein-
Westfalen beim Ausbau der Plätze geleistet worden 
ist: Ende 2012 hatten wir noch 2.000 Landesauf-
nahmeplätze. Wir sind jetzt, Ende 2015, bei weit 
über 50.000  

(Minister Ralf Jäger: 57.000!) 

– es werden ja jeden Tag mehr –, sogar bei 57.000 
Plätzen. Das haben diese von Ihnen geschmähten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter alles geschafft. 
Deswegen finde ich den Vergleich mit dem BAMF 
nicht in Ordnung. 

Bei den Landesmitteln gilt das analog: Hatten wir 
2012 noch 100 Millionen € für die Flüchtlingsunter-
bringung vom Land im Einzelplan 03 aufgewandt, 
sind es jetzt über 1,7 Milliarden €. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, hier wird vonseiten des Landes nicht 
gekleckert, hier wird geklotzt. Hier ist ein unheimli-
ches Engagement in der Sache bei jedem Mitarbei-
ter und jeder Mitarbeiterin vorhanden. Ihnen gilt 
heute auch unsere Wertschätzung, und zwar jen-
seits von parteipolitischem Gezänk. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Trotz und alledem – ich sage das hier auch ganz 
klar für meine Fraktion – wird es, wenn der kontinu-
ierlich hohe Anstieg weiter in bisheriger Geschwin-
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digkeit erfolgt – die Zahlen verdoppeln sich von ei-
ner Woche zur nächsten –, in den Ländern und den 
Kommunen zurzeit niemand schaffen – Sie können 
auch nicht behaupten, dass andere Bundesländer 
das im Augenblick besser können –, die nötige Inf-
rastruktur so schnell aufzubauen – das betrifft so-
wohl die Integrationsstruktur als auch die Aufnah-
meinfrastruktur –, dass man absehbar – ich gebrau-
che diesen schönen Begriff – „vor die Lage kommt“.  

Diese Situation werden wir, wenn das in dieser Ge-
schwindigkeit weitergeht, so schnell nicht herbeifüh-
ren können. Ja, wir haben – das muss man so sa-
gen – einen Krisenmodus bzw. ein Krisenmanage-
ment. Wenn es aber mit diesen Anstiegen so wei-
tergeht, werden wir da so schnell nicht herauskom-
men. 

Doch was folgt denn vonseiten der Politik auf 
Grundlage einer realistischen Bewertung, die alle 
immer einfordern? 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Ihre Redezeit, 
Frau Kollegin. 

Monika Düker (GRÜNE): Da fordern wir doch alle 
zu Recht Lösungen. Und was kommt vom Bund? 
Das Gesetz ist bislang weder im Bundestag noch im 
Bundesrat verabschiedet worden, aber als Erstes 
kommt eine neue Abschreckungs- und Schikanepo-
litik: Grenzverfahren, Zurückweisung und das Fest-
halten an einem alten System, das sich Dublin III 
nennt.  

Herr Herrmann sagte heute Morgen – wir konnten 
es vernehmen – im „Morgenmagazin“: „Unser Ziel 
ist es, europäischem Recht Geltung zu verschaf-
fen“. – Und das europäische Recht heißt Dublin III. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses System ist 
gescheitert! Das Festhalten an gescheiterten Struk-
turen bringt uns doch nicht weiter, sondern nur der 
Blick nach vorne, wie wir hier in Europa ein funktio-
nierendes neues System etablieren können. Es 
kann nicht sein, dass der Asylsuchende … 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Frau Kollegin, 
bitte! 

… dann in dem Land der Europäischen Union, in 
das er einreist, auch bleiben muss. Damit hat sich 
Deutschland lange genug einen schlanken Fuß ge-
macht. Das wird nicht zulasten der Länder an der 
europäischen Grenze so weitergehen. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Frau Kollegin, 
ich bitte Sie sehr herzlich, jetzt zum Ende zu kom-
men. Ihre Redezeit ist … 

Monika Düker (GRÜNE): Ich hatte hier keine Re-
dezeit angezeigt. Deswegen war es schwierig, … 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Ich habe es 
Ihnen jetzt zweimal gesagt. Sie haben sehr deutlich 
überzogen. 

Monika Düker (GRÜNE): Deswegen bitte ich uns 
alle, hier realistisch zu bleiben, aber auch tatsäch-
lich Lösungen nach vorne zu entwickeln – nicht 
neue Symbolpolitik und Scheinlösungen, die nie-
mandem weiterhelfen. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Düker. – Für die Piratenfraktion 
spricht Herr Kollege Herrmann. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Zuschauer hier im Saal! Verehrte Frau Minis-
terpräsidentin! „Humanitäre Flüchtlingspolitik, wir 
schaffen das – ab!“ – das war wohl Ihr Wahlspruch 
bei den Verhandlungen in Berlin am letzten Don-
nerstag. Dabei haben Sie doch im letzten Jahr eine 
Politik aus Sicht der Flüchtlinge groß angekündigt. 
Das war Ihr vielversprechender und zukunftsge-
wandter Slogan, mit dem Sie sich nach den Miss-
handlungen in Burbach aus der Affäre ziehen woll-
ten. 

Politik aus Sicht der Flüchtlinge: Das war wohl auch 
ihr persönliches „Wir schaffen das!“. Sie wollten 
damals einen Paradigmenwechsel in der Flücht-
lingspolitik einläuten. Offensichtlich aber waren das 
nur Worte; denn eine Politik aus Sicht der Flüchtlin-
ge gibt es hier im Land Nordrhein-Westfalen nicht. 
Ein Paradigmenwechsel ist ausgeblieben, und mit 
Ihrer Zustimmung zu den Vorgaben der Bundesre-
gierung kommt da wohl auch nichts mehr. Statt an-
gemessener struktureller, dauerhafter und dynami-
scher Kostenbeteiligungen durch den Bund haben 
wir nun unangemessene strukturelle und dauerhafte 
Asylrechtsverschärfungen. 

Stephan Mayer, der innenpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, bringt es auf den 
Punkt, wenn er sagt: Das ist die weitreichendste 
Verschärfung des Asylrechts seit den 90er-Jahren. 

(Ministerpräsidentin Hannelore Kraft: Wo 
denn?) 

– Das hat er gestern im „Morgenmagazin“ gesagt. – 
Recht hat er, der Mann. Und er ist damit noch einen 
Schritt weitergegangen, als es Herr Laschet eben 
ausgedrückt hat. – Sie, meine Damen und Herren 
von der Landesregierung, und die Vertreter von 
SPD und Grünen stimmen dem zu. Das ist eine 
Schande für Nordrhein-Westfalen! 

Wie beim großen Flüchtlingsgipfel im letzten Jahr 
werden auch hier wieder Anstand und Haltung ge-
gen Geld verkauft. Dieser Deal macht auch Sie, 
Frau Düker, unglaubwürdig. Geben Sie zu, dass Ihr 
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pragmatischer Ansatz der letzten Monate immer da-
rin bestand, die Grundrechtsverletzungen Ihrer rot-
grünen Regierung im Flüchtlingsbereich zu legiti-
mieren. Da können Sie auch, wie Sie es eben ver-
sucht haben, nichts schönreden. Lesen Sie sich 
doch die Kritik der Flüchtlingsinitiativen an den Grü-
nen durch. Ihre Politik geschieht nicht aus der 
Sichtweise der Flüchtlinge heraus, sondern sie ge-
schieht zu deren Lasten und auf Kosten ihrer Rech-
te. 

Schauen wir uns doch einmal kurz die rot-grünen 
Leistungen an, zum Beispiel in Bezug auf die Fest-
legung der sicheren Herkunftsstaaten. Frau Düker, 
Sie sorgen für Einschränkungen des individuellen 
Asylrechts. Das ist so. Es ist unfassbar! Dass Sie 
sich in der letzten Woche im Innenausschuss weni-
ge Stunden vor dem Flüchtlingsgipfel noch so ge-
geben haben, als sei diese Regelung mit Ihnen 
nicht machbar, obwohl Sie doch gewusst hatten, 
dass Sie sich auf einen solchen Deal einlassen 
werden, weil er zum Verhandlungsmandat der Mi-
nisterpräsidentin gehörte, ist zumindest unehrlich. 

Es hilft auch nicht, wenn Sie, wie Sie es eben auch 
gemacht haben, die Regelung der sicheren Her-
kunftsstaaten auf reine Symbolpolitik reduzieren. 
Auch das ist unehrlich. Die Flüchtlingsinitiativen, die 
Evangelische Kirche und die Bischofskonferenz – 
alle kritisieren ganz deutlich: Mit dieser Regelung 
wird das individuelle Asylrecht beschnitten. 

Der Hinweis geht auch an Herrn Laschet bzw. seine 
christliche Partei. So, wie da gesprochen wird, wird 
eine strukturelle Voreingenommenheit gegenüber 
Menschen aus den Westbalkanstaaten geschaffen, 
die inakzeptabel ist. Es mag fünf oder zehn Jahre – 
vielleicht noch ein bisschen länger – dauern, bis 
diese Staaten in die EU aufgenommen werden. Die 
Wurzeln für die Diskriminierung der Menschen wer-
den aber jetzt gelegt. Ausgrenzung ist nicht die Lö-
sung für das Unterbringungsproblem, zumal mitt-
lerweile nur noch ca. 10 % der Asylsuchenden aus 
den Ländern des Westbalkans kommen. 

Ein weiteres Unding ist, dass die Menschen ohne 
„Bleiberechtsperspektive“ – wie Sie, Frau Düker, sie 
so euphemistisch nennen – bis zu ihrer Abschie-
bung in den Erstaufnahmeeinrichtungen verharren 
sollen. Wir reden hier wohlgemerkt von Zelten und 
überfüllten Bettenburgen. Wenigstens wollen Sie 
sich zunächst nicht auf Sachleistungen statt Ta-
schengeldauszahlungen einlassen. Wenn man sich 
aber die Halbwertzeit Ihrer Aussagen anschaut, 
fragt man sich, wann Sie auch in Bezug auf diese 
Aussage die Integrität fallen lassen. 

Zur medizinischen Versorgung von Flüchtlingen: Es 
ist grundsätzlich gut, dass wir – zumindest in Nord-
rhein-Westfalen – von einem freiwilligen System der 
Gesundheitskarte zu einem einheitlichen System 
kommen können.  

Frau Steffens, jetzt heißt es, schnell die notwendi-
gen Schritte zur baldigen Einführung zu ergreifen, 
um den ursprünglichen Zeitplan, der für die Umset-
zung der Rahmenvereinbarung galt, einzuhalten. 

Defizitär bleibt natürlich der Umgang mit den Men-
schen ohne Papiere. Die haben Sie bewusst aus 
dem Deal ausgeklammert. Diese Menschen sind 
weiter auf Ärzte angewiesen, die sie freiwillig und 
kostenlos behandeln. 

An dieser Stelle möchte ich einen ausdrücklichen 
Dank an diese Ärzte und an ihre Helfer und Unter-
stützer aussprechen für ihre wichtige und leider im-
mer noch notwendige Aufgabe, Arbeit und Hilfe. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Frau Kraft, Frau Düker, Sie machen keine Politik 
aus Sicht der Flüchtlinge. Es ist nicht einmal Politik 
aus Sicht der Kommunen. Bislang sanieren Sie nur 
Ihren eigenen Haushalt. 

(Ministerin Sylvia Löhrmann: Quatsch!) 

Wir werden erst in ein paar Wochen sehen, ob das 
Geld auch wirklich bei den Kommunen ankommt. 
Wir werden genau darauf gucken. 

Politik aus Sicht der Flüchtlinge heißt, das Recht auf 
Asyl und das Recht auf Aufenthalt aus humanitären 
Gründen zu achten. Mittel- bis langfristig heißt das 
auch, dass wir einen zukunftsfähigen Plan für eine 
geordnete Unterbringung in Wohnungen, humane 
Standards in Unterbringungseinrichtungen in Land 
und Kommunen und vor allem ein Konzept zur In-
tegration brauchen. 

Unsere Vorschläge dazu kennen Sie seit Jahren. 
Aber vonseiten der Landesregierung gibt es nichts. 
Integrationspolitische Weichenstellungen: Fehlan-
zeige! 

Massive Investitionen in den Wohnungsbau sind 
notwendig – nicht nur für Flüchtlinge. Wir brauchen 
preiswerten Wohnraum für viele Menschen. Struktu-
ren dazu müssten zum Beispiel im Landesentwick-
lungsplan geschaffen werden. Im aktuell bearbeite-
ten Entwurf gibt es dazu aber gar nichts. Und das ist 
nur ein Beispiel. 

Uns wird von Wohlfahrtsverbänden und Flüchtlings-
initiativen immer wieder angetragen, dass das Integ-
rationsministerium und das Innenministerium nicht 
miteinander kommunizieren. Herr Jäger, sprechen 
Sie doch einfach einmal Ihren neuen Kollegen, 
Herrn Schmeltzer, ab morgen an! Vielleicht funktio-
niert da ja einmal etwas. Oder noch besser: Verfol-
gen Sie unseren Vorschlag, und schaffen Sie ein 
Ministerium für Einwanderung, Flucht und Integrati-
on – unter einer Prämisse, Herr Jäger: Das Ministe-
rium sollte nicht unter Ihrer Verantwortung stehen. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss. 
Werte Landesregierung, nun, da Sie Ihre haushalte-
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rischen Fragen im Bund-Länder-Deal geklärt haben 
und dabei, wie zu erwarten war, Verschärfungen im 
Asylrecht in Kauf genommen haben, frage ich Sie: 
Wie soll denn der von Ihnen vor Monaten verspro-
chene Paradigmenwechsel nun aussehen? 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Ihre Redezeit 
ist abgelaufen. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Heute haben wir da-
zu leider nichts gehört. Aber wenn Sie noch Ideen 
brauchen, dann schauen Sie doch in unseren An-
trag aus dem letzten Plenum: „Aus der Vergangen-
heit lernen: Nordrhein-Westfalen muss sich der poli-
tischen Verantwortung als Aufnahmeland stellen!“. 
Da stehen eine Menge Dinge drin. – Danke für die 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Danke, Herr 
Kollege Herrmann. – Für die Landesregierung hat 
sich Herr Minister Jäger zu Wort gemeldet. Bitte 
schön. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich will gerne noch vier 
Punkte aus der Debatte aus meiner Sicht noch ein-
mal beleuchten. 

Erstens. Wenn die Menschen um ihr Leben laufen, 
sind sie nicht durch Zäune aufzuhalten. Das zeigt 
das Beispiel Ungarn. Sie sind auch nicht aufzuhal-
ten über Taschengelddiskussionen. Sie sind nicht 
aufzuhalten über die Frage von Abschiebungen. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Sie sind nicht aufzuhalten über die Diskussion um 
sichere Herkunftsländer. 

Sie lassen sich nur davon abbringen, diesen be-
schwerlichen, gelegentlich sehr gefährlichen Weg 
nach Europa zu gehen, wenn sie entweder in ihren 
Heimatländern eine Perspektive haben oder – so 
wie die syrischen Flüchtlinge – zumindest ein Exis-
tenzminimum in den entsprechenden Lagern im Li-
banon, in Jordanien und in der Türkei erhalten. 

Es ist beschämend, dass das UNHCR von einigen 
Mitgliedsstaaten nicht ausreichend finanziell unter-
stützt wird, um die Menschen in diesen Lagern satt 
zu machen. Deshalb ist klar: Wir brauchen in der 
Außenpolitik intensivste Aktivitäten, um die Situation 
in den Lagern zu stabilisieren. Das ist ein wichtiger 
Punkt des Asylgipfels in der letzten Woche gewe-
sen. Frank-Walter Steinmeier als Außenminister ist 
intensivst in der Region unterwegs. Nur über diesen 
Weg, glaube ich, lässt sich die Zahl der Menschen, 

die aus Syrien kommen und vorher in Lagern im 
Umland gelebt haben, reduzieren. 

Zweitens. Die Europäische Union, die 500 Millionen 
Einwohner hat, hat sich in der letzten Woche darauf 
geeinigt, 120.000 Flüchtlinge untereinander aufzu-
teilen. Gemessen an dem, was Deutschland, 
Schweden, Österreich und andere Länder zurzeit 
leisten, ist das ein Trippelschritt nach vorne, aber 
keine Lösung. 

Eine solche Flüchtlingskrise, wie sie jetzt in der Welt 
stattfindet, ist nur darüber zu lösen, dass sich die 
Europäische Union nicht nur als ein Verteilsystem 
von Fördergeldern, sondern als Wertegemeinschaft 
im Sinne von Solidarität und Humanität versteht. 
Ansonsten steht der europäische Gedanke auf dem 
Spiel. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Drittens. Wir setzen als Länder, aber vor allem auch 
als Kommunen große Hoffnung darauf, dass das, 
was am letzten Donnerstag zur Verkürzung der 
Asylverfahren beschlossen worden ist, jetzt auch 
durch die Bundesregierung beherzt angefasst wird. 

Wir, Länder und Kommunen, müssen die Menschen 
unterbringen und versorgen – oftmals viel zu lange, 
weil das vom Bund beherrschte Verfahren durch 
das BAMF viel zu lange dauert. Da erwarten wir von 
dieser Bundesregierung jetzt konkrete Schritte. 

Viertens. Ich möchte ausdrücklich den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Hilfsorganisationen und 
Betreuungsorganisationen sowie, weil sie gelegent-
lich vernachlässigt werden, auch den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Kommunalverwaltungen, 
der Bezirksregierungen und des Ministeriums dan-
ken. 

(Beifall von der SPD und der CDU) 

Frau Düker hat es angesprochen: Der Anstieg von 
2012 mit 1.800 Unterbringungsplätzen beim Land 
auf jetzt 57.000 ist ein unglaublicher Kraftakt. Uns 
liegt der Dank der Bayerischen Staatsregierung da-
für vor, dass es Nordrhein-Westfalen ist, das zurzeit 
immer noch oberhalb des Königsteiner Schlüssels 
aufnehmen kann und auch will – nicht um der Baye-
rischen Staatsregierung zu helfen, sondern um Ob-
dachlosigkeit unter Flüchtlingen zu vermeiden. Das 
ist etwas, was andere Bundesländer längst nicht 
mehr leisten können. 

Herr Stamp, Sie sind, glaube ich, inzwischen auch 
davon überzeugt, dass das, was die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in den Verwaltungen unseres 
Landes und der Kommunen da geleistet haben, 
großartig ist. 

Meine Damen und Herren, ich würde gerne noch 
auf zwei Dinge eingehen, die in der Diskussion auch 
eine Rolle gespielt haben, insbesondere bei Herrn 
Laschet. 



Landtag   30.09.2015 

Nordrhein-Westfalen 9552 Plenarprotokoll 16/93 

 

Erstens. Die Möglichkeit, Menschen ohne Bleibe-
perspektive länger als bisher in Erstaufnahmeein-
richtungen des Landes halten zu können, nämlich 
bis zu sechs Monaten, ist kein Zankapfel zwischen 
Rot-Grün, sondern eine theoretische Klausel. In der 
Praxis sind wir meilenweit davon entfernt, weil das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zurzeit gar 
nicht in der Lage ist, innerhalb dieses Zeitraumes 
die Asylbescheide auszustellen.  

Ganz im Gegenteil: Es gibt 300.000 unbearbeitete 
Asylanträge. 800.000 kommen allein dieses Jahr 
hinzu, und nur 300.000 werden abgearbeitet. Das 
macht deutlich: Wir müssen sogar damit rechnen, 
dass sich die Verfahrensdauern trotz aller Anstren-
gungen möglicherweise noch verlängern werden. 

Ein weiterer Punkt, der eine Rolle gespielt hat, ist 
die Frage: Soll man Mietern ihre Wohnung kündi-
gen, um dort Flüchtlinge unterzubringen? Ich glau-
be, dass unsere Willkommenskultur in Deutschland 
im Wesentlichen darauf beruht, dass die Menschen 
dieses Willkommen aus einem Gefühl der Sicher-
heit heraus aussprechen können. Wer sich unsicher 
fühlt, dem ist das Unbekannte möglicherweise gar 
nicht mehr so willkommen. Zu dieser Sicherheit ge-
hört auch, dass man in den eigenen vier Wänden 
leben bleiben kann. 

(Ralf Witzel [FDP]: So ist es!) 

Deshalb kann es – ohne irgendjemanden zu schel-
ten –, wenn überhaupt, nur eine Ultima Ratio sein, 
zu solchen Mitteln zu greifen. Die Menschen müs-
sen sicher sein, dass sie nicht ihren Wohnraum ver-
lieren, weil Flüchtlinge unterzubringen sind. 

Ich würde gern noch auf das Gesetz eingehen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, und an 
einer Stelle um Verständnis bitten. 750.000 Men-
schen in den Landeseinrichtungen unterzubringen, 
ist ein unglaublicher Koordinierungsaufwand und 
erfordert eine unglaubliche Organisation. Nicht jeder 
Bus mit Flüchtlingen, die in Nordrhein-Westfalen 
ankommen, ist genau zu dem Zeitpunkt an dem Ort, 
an dem er zu sein hat. Manchmal passieren in der 
Koordination auch Fehler. Einige Abgeordnete 
sprechen oder schreiben mich dazu an, wie es denn 
sein kann, dass man nachts auf einen Bus wartet, 
der dann gar nicht oder verspätet ankommt. Wer 
diese logistische Herausforderung erkennt, muss 
auch erkennen, dass es nicht an jeder Stelle ganz 
glatt laufen kann. Da bitte ich auch im Namen mei-
ner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Behör-
den um Verständnis. 

Wir haben einen Gesetzentwurf zur Änderung des 
FlüAG vorgelegt, von dem wir wissen, dass wir es 
demnächst wieder ändern müssen, weil wir die Be-
teiligung des Landes an den Kosten der Unterbrin-
gung für Flüchtlinge in den Kommunen auf neue 
Beine stellen müssen. Der Bund hat nämlich eine 
Systematik gewählt, die ich überhaupt nicht kritisie-
ren möchte, sondern die im Gegenteil sehr vernünf-

tig ist. Deshalb müssen wir unsere finanzielle Unter-
stützung in den Kommunen auf ähnliche oder glei-
che Füße stellen. 

Die Ministerpräsidentin hat bereits am Freitag, we-
nige Stunden nach dem Gipfel in Berlin, die kom-
munalen Spitzenverbände über die Ergebnisse in-
formiert. Wir sitzen am morgigen Tag auf Arbeits-
ebene zusammen und wollen schon am Freitag 
möglicherweise erste Eckpunkte miteinander ver-
einbaren. Sie sehen: Wir arbeiten mit Hochdruck 
daran, ein gutes und auskömmliches Finanzie-
rungssystem für unsere Kommunen zu erarbeiten. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Minister, 
die Redezeit der Landesregierung ist abgelaufen. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Das nehme ich voller Respekt entgegen, Herr Prä-
sident, und bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Gleichwohl gibt es 34 Sekunden 
extra für die Fraktionen. Der eine oder andere hat 
sich noch zu Wort gemeldet. 

(Zurufe: Nein!) 

Als nächster Redner spricht für die CDU-Fraktion 
Herr Kollege Kuper, und zwar für etwa fünf Minuten. 
Ich sage die Zeit jetzt immer mit an. Dadurch, dass 
die Landesregierung überzogen hat, ist es ein biss-
chen unübersichtlich geworden. – Herr Kollege, bit-
te. 

André Kuper (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es gibt in diesem Land eine große Dis-
kussion darüber, ob wir die Aufnahme der Flüchtlin-
ge schaffen können oder nicht. Ich denke, diese 
Republik hat in den vergangenen Jahrzehnten 
schon mehrfach bewiesen, dass wir es grundsätz-
lich schaffen können. 

Erinnern wir uns zurück an die Zeit nach dem Zwei-
ten Weltkrieg, als etwa 12 bis 14 Millionen Vertrie-
bene zu uns gekommen sind, erinnern wir uns zu-
rück an die Jahre der Zuwanderung der Gastarbei-
terinnen und Gastarbeiter, oder erinnern wir uns zu-
rück an die Jahre um 1990 bis 1992, als Millionen 
Aussiedler auch mit fremder Sprache zu uns ge-
kommen sind. All das haben wir geschafft, weil wir 
gut organisiert waren, weil wir vorbereitet waren und 
weil wir es gemeinsam schaffen wollten. 

Daher ist es im Sinne der Worte unserer Kanzlerin 
sicherlich auch möglich, bei einer Bevölkerung von 
81 Millionen, die wir sind, 1 Million Flüchtlinge in 
diesem Land aufzunehmen, wenn es denn gut ge-
macht und gut organisiert wird. Dafür sind wir alle 
gemeinsam verantwortlich. 
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(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, in der Debatte ist eine 
Reihe von Legendenbildungen betrieben worden, 
auf die ich jetzt aber nicht eingehen möchte. Ein 
paar Aspekte würde ich dennoch gern beleuchten. 

Es ist zum Beispiel der Aspekt der Beschleunigung 
des Asylverfahrens angesprochen worden. Das ist 
ganz sicher notwendig und unter allen Fraktionen 
hier im Raum wohl unumstritten. Wenn wir uns da-
bei allein auf das BAMF konzentrieren, ist das aller-
dings zu kurz gesprungen. 

Der neue Leiter des BAMF, Herr Weise, hat vor we-
nigen Minuten – das ist per dpa verbreitet worden – 
erklärt, dass gerade die Erfassung hier in NRW be-
ziehungsweise die Erfassung im Bund insgesamt 
noch eine Vielzahl an Defiziten hat. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Immer sauber zi-
tieren, Herr Kollege! – Nadja Lüders [SPD]: 
Das BAMF ist Teil der Erfassung!) 

Daher müssen wir an dieser Stelle sehen: Es 
braucht die Verbesserung aufseiten des BAMF. Ja, 
darüber herrscht Einigkeit. Aber wir dürfen auch 
nicht vergessen, dass viele Menschen Wochen und 
teilweise sogar Monate warten, bis sie im Land 
NRW komplett registriert sind. Das heißt, dass auch 
dieser Aspekt weiter verbessert werden muss. 

(Beifall von der CDU) 

Der Minister hat bereits darüber informiert, dass 
derzeit 400 weitere Kräfte in der Erfassung einge-
setzt werden. Aber zur Wahrheit gehört auch: Wir 
brauchen beides, sowohl das BAMF als auch eine 
Verbesserung des Systems hier in NRW. 

(Beifall von der CDU) 

Ich möchte noch auf einen weiteren Aspekt zu 
sprechen kommen, damit wir nicht in die Gefahr von 
Schaufensterreden kommen. 

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!) 

Ich habe vor Kurzem folgende Kleine Anfrage ge-
stellt: Wie ist es mit der Umsetzung der Bund-
Länder-Vereinbarung hinsichtlich der Einrichtung für 
Asylbewerber ohne Bleibeperspektive? 

In diesem Zusammenhang hat die Landesregierung 
geantwortet, dass wir vor dem Hintergrund der ak-
tuellen Zuwanderungszahlen für die Menschen oh-
ne Bleibeperspektive rund 16.200 Unterbringungs-
plätze in NRW bräuchten. Gleichzeitig hat die Lan-
desregierung in den Medien gesagt, dass sie nur 
1.200 Plätze bereitstellt. Das heißt, dass zwischen 
dem, was erklärt wird, und der Praxis offenbar noch 
ein Unterschied besteht. 

(Nadja Lüders [SPD]: Nein, nein!) 

Man muss also zumindest hinterfragen: Ist das, was 
Sie gegenüber dem Bund versprochen haben, nur 

ein Versprechen? Oder wollen Sie es auch in die 
Realität umsetzen? 

(Beifall von der CDU) 

Meine Damen und Herren, ich komme noch einmal 
auf das Thema „FlüAG“ zu sprechen.  

Vorhin ist die Finanzierung der Kommunen in Bay-
ern angesprochen worden. In Bayern werden die 
Flüchtlingsaufnahmekosten bereits heute – wie 
schon in der Vergangenheit – zu 100 % erstattet. 
Davon sind wir in NRW weit entfernt. Daher ist es 
gut und richtig, dass Sie unserer langjährigen For-
derung nachkommen und die Stichtagsregelung ak-
tualisieren. Das sind immerhin 700 Millionen €, die 
den Kommunen im nächsten Jahr massiv helfen 
und damit die Unterdeckung abbauen. Unsere 
Kommunen stehen nämlich derzeit sowohl bei der 
Organisation als auch bei der Finanzierung der 
Flüchtlingskosten mit dem Rücken an der Wand. 
Viele Stärkungspaktkommunen wissen in diesen 
Tagen nicht, wie sie den entsprechenden Haushalt-
sausgleich darstellen sollen. 

Deshalb ist es wichtig – daher haben wir heute auch 
noch einen ergänzenden Antrag gestellt –, nicht nur 
pauschal über die Vokabeln „weitgehende Kosten-
erstattung“ oder „auskömmliche Kostenerstattung“ 
zu reden, sondern dass das Land gegenüber den 
Kommunen die Garantie gibt – wie in Bayern, in 
Mecklenburg-Vorpommern oder im Saarland –, ent-
stehende Kosten zu 100 % zu tragen. – Meine Da-
men und Herren, ich bedanke mich für Ihre Auf-
merksamkeit und höre auf. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kuper. – Für die FDP-Fraktion spricht 
noch einmal Herr Kollege Stamp. 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Vielen Dank, Herr Prä-
sident. – Ich bin mehrfach angesprochen worden, 
werde aber versuchen, die Klarstellung in der gebo-
tenen Kürze vorzunehmen. 

Herr Mostofizadeh, Sie haben vorhin gesagt, die 
Äußerung „Septembermärchen“ der Kollegin Gö-
ring-Eckardt hätte sich nur auf die Willkommenskul-
tur bezogen. Aber ich muss doch einmal hinterfra-
gen, was in einer solchen Debatte und in einer sol-
chen Lage wichtiger ist: die eigene Gefühligkeit und 
möglicherweise die eigene Identifikation mit dieser 
Gesellschaft oder aber das Flüchtlingsschicksal von 
denen, die zu uns kommen. Das kann man nicht 
trennen. Deshalb war das ein geschmackloses Bild. 
Das muss man an dieser Stelle auch ansprechen 
können. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Stefan Zim-
keit [SPD]) 
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Herr Minister Jäger, Sie haben gesagt, keiner, der 
um sein Leben laufe, lasse sich von Zäunen und 
Stacheldraht davon abhalten – und auch nicht von 
Taschengeldkürzungen. Da geben wir Ihnen völlig 
recht. Wir haben aber gerade versucht, in der De-
batte noch einmal herauszuarbeiten, dass es einen 
Unterschied bei der Bleibeperspektive gibt. Damit 
verbinden wir ausdrücklich nicht eine Unterteilung in 
Menschen erster und zweiter Klasse. 

Ich wiederhole es noch einmal: Wir haben auch für 
diejenigen, die sich ohne Bleibeperspektive um Asyl 
bewerben, in vielen Fällen Verständnis, weil wir es 
möglicherweise auf die gleiche Art und Weise ver-
sucht hätten. Aber in diesen Fällen greift nicht das 
deutsche Asylrecht, sondern wir brauchen für diese 
Menschen eine Einwanderungsregelung nach den 
Kriterien des hiesigen Arbeitsmarktes. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Deswegen muss man bei allem, was wir machen, 
auch darüber nachdenken, welche Sogwirkungen 
es eventuell auf die Länder des Balkans hat. Was 
Pullfaktoren angeht, gehört dazu auch die Frage, 
lieber Herr Minister, ob es sinnvoll ist, Selfies mit 
Flüchtlingen zu machen, die über Twitter und Face-
book heutzutage in Echtzeit in den Herkunftsländern 
ankommen. Man muss aufpassen, ob das das rich-
tige Signal ist. 

(Beifall von der FDP) 

Zum Thema „Bezirksregierung“ habe ich nicht nur 
einseitig Bashing betrieben. Ich habe ganz bewusst 
zu Beginn meiner Rede allen Hauptamtlern und al-
len Ehrenamtlern großen Respekt gezollt, die dafür 
gesorgt haben, dass wir es geschafft haben, in den 
letzten vier Wochen 200.000 Menschen hier unter-
zubringen. Aber natürlich – das lasse ich mir auch 
nicht nehmen – hat die Bezirksregierung über Mo-
nate und Jahre vor sich hindilettiert, was das Auf-
nahmesystem angeht. Das weiß doch jeder hier im 
Raum. 

Frau Kollegin Düker, wenn Sie das BAMF perma-
nent bashen, müssen Sie es auch akzeptieren, 
wenn man mal eine andere Institution kritisiert, die 
auch einen Großteil der Verantwortung für Fehlent-
wicklungen in diesem Lande trägt. – Vielen Dank, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Stamp. – Meine Kolleginnen und 
Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 
vor. 

Ich schließe die Aussprache, und wir kommen zur 
Abstimmung. Insgesamt haben wir sechs Abstim-
mungen zu vollziehen. 

Wir stimmen erstens über den Entschließungsan-
trag der CDU-Fraktion Drucksache 16/9880 zur Un-

terrichtung durch die Landesregierung ab. Ich darf 
fragen, wer diesem Entschließungsantrag zustim-
men möchte. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich der Stimme? – Ich stelle fest: Der Entschlie-
ßungsantrag Drucksache 16/9880 ist mit den 
Stimmen der SPD-Fraktion, der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und der Piratenfraktion gegen die 
Stimmen der CDU-Fraktion bei Enthaltung der FDP-
Fraktion abgelehnt. 

Wir stimmen zweitens über die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 16/9800 – Neu-
druck – ab. Der Ältestenrat empfiehlt die Überwei-
sung des Gesetzentwurfs an den Haushalts- und 
Finanzausschuss – federführend –, den Unter-
ausschuss Personal, den Ausschuss für Kom-
munalpolitik sowie den Innenausschuss. Wer ist 
für diese Überweisungsempfehlung? – Gibt es Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen.  

Wir stimmen drittens über die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 16/9808 ab. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetz-
entwurfs an den Innenausschuss – federführend – 
sowie den Ausschuss für Kommunalpolitik. Wer 
dafür ist, den darf ich um das Handzeichen bitten. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Gegenstimmen 
oder Enthaltungen sehe ich nicht. Damit ist auch 
diese Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen.  

Wir stimmen viertens über die Überweisung des 
Antrags der CDU-Fraktion Drucksache 16/9801 
ab. Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung die-
ses Antrags an den Integrationsausschuss – fe-
derführend –, den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales, den Ausschuss für 
Kommunalpolitik, den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung, den Ausschuss für Innovati-
on, Wissenschaft und Forschung, den Haupt-
ausschuss, den Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend sowie den Innenausschuss. Die ab-
schließende Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist 
für diese Überweisung? – Gegenstimmen? – Ent-
haltungen? – Gegenstimmen und Enthaltungen se-
he ich nicht. Damit ist auch diese Überweisungs-
empfehlung einstimmig angenommen.  

Wir stimmen fünftens über den Antrag der CDU-
Fraktion Drucksache 16/9803 ab. Die antragstellen-
de CDU-Fraktion hat direkte Abstimmung beantragt. 
Insofern kommen wir jetzt zur Abstimmung über den 
Inhalt des Antrags Drucksache 16/9803. Wer stimmt 
für den Antrag der CDU? – Wer stimmt dagegen? – 
Wer enthält sich der Stimme? – Damit ist der An-
trag der CDU-Fraktion Drucksache 16/9803 mit 
den Stimmen der SPD-Fraktion, der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen und der Piratenfraktion gegen die 
Stimmen der CDU-Fraktion bei Enthaltung der FDP-
Fraktion abgelehnt. 
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Wir stimmen sechstens und letztens über die 
Überweisung des Antrags der FDP-Fraktion 
Drucksache 16/9786. Der Ältestenrat empfiehlt die 
Überweisung dieses Antrags an den Integrations-
ausschuss – federführend –, an den Ausschuss 
für Kommunalpolitik sowie an den Ausschuss für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales. Die abschlie-
ßende Abstimmung soll im federführenden Aus-
schuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist für 
die Überweisung? – Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Gegenstimmen und Enthaltungen gibt es 
nicht. Damit ist diese Überweisungsempfehlung 
einstimmig angenommen.   

Damit sind wir am Ende dieses Tagesordnungs-
punktes. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf: 

4 Nachhaltige Qualität bei der Inklusion ge-
währleisten – Förderchancen für alle Kinder 
und Jugendlichen sichern 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/9787 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster 
Rednerin für die antragstellende FDP-Fraktion Frau 
Kollegin Gebauer das Wort. Bitte, Frau Kollegin. 

Yvonne Gebauer (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Manchen Dingen 
lässt man besser ihren Lauf. Manches erledigt sich 
schlicht und ergreifend durch Liegenlassen. Aber es 
gibt auch das eine oder andere, was im Sinne der 
Sache ständig begleitet und entsprechend korrigiert 
werden muss. So wie der Inklusionsprozess. 

Wie schon so oft muss ich auch heute sagen, dass 
die rot-grüne Umsetzung dieses Inklusionsprozes-
ses nicht unseren Qualitätsmaßstäben entspricht. 

(Beifall von der FDP) 

Auch das großartige Engagement vieler Lehrkräfte 
kann die fehlenden Rahmenbedingungen nicht er-
setzen. 

Wir haben uns in diesem Zusammenhang ganz be-
wusst für den Begriff „qualitätslos“ entschieden; 
denn die bloße Verwahrung von Kindern mit Handi-
cap, welche uns leider – ich sage ganz bewusst: 
leider – nicht nur als Einzelfall aus den Kommunen 
widergespiegelt wird, kann nicht anders als quali-
tätslos bezeichnet werden. 

Frau Ministerin Löhrmann, Sie haben in der Schul-
jahresauftaktpressekonferenz erklärt, wenn Schulen 
in NRW Inklusionspreise gewinnen würden, dann 
müsse man – Zitat – hier ja etwas richtig machen. 
Liebe Frau Löhrmann, solche Preise sind dem En-
gagement der Schulen bzw. der handelnden Akteu-

re vor Ort zu verdanken. Und wenn Schulen in 
Nordrhein-Westfalen Inklusionspreise gewinnen, 
dann tun sie das nicht wegen, sondern trotz Ihrer 
rot-grünen Politik. 

(Beifall von der FDP und Astrid Birkhahn 
[CDU]) 

Erst vor wenigen Tagen hat laut Presse eine 
Schuldezernentin der Bezirksregierung Münster öf-
fentlich eingestanden, dass der ganze Inklusions-
prozess doch „sehr holperig“ verlaufe. Zur Kritik an 
der Förderschule vor Ort erklärte diese Vertreterin 
der Bezirksregierung – ich darf zitieren –: 

„Man kann nicht mal sagen, dass das der besse-
re Weg für die Kinder ist.“ 

Meine Damen und Herren, uns bzw. den Kindern 
und Jugendlichen läuft die Zeit davon. Jeder Tag 
ohne ausreichende sonderpädagogische Förderung 
ist ein verlorener Tag für die betroffenen Kinder und 
Jugendlichen. Wir müssen dringender denn je jetzt 
handeln, um diesen überstürzten Inklusionsprozess 
zeitnah in qualitative Bahnen zu lenken. 

Was heißt das? Für uns als FDP-Fraktion heißt das 
ganz konkret, dass sich Rot-Grün endlich zu den 
Basisstandards für die Qualität bequemen muss. 
Wir brauchen also die viel erwarteten und vielfach 
verlangten Leitplanken. Das kann – und ich sage 
auch: das muss – ein Ministerium an dieser Stelle 
leisten können. 

Im Grunde handelt es sich letztendlich um eine 
Selbstverständlichkeit, dass in diesem Zusammen-
hang dann auch keine inklusiven Lerngruppen mehr 
vor Ort gebildet werden dürfen, wenn die Qualität 
nicht stimmt. 

(Beifall von der FDP) 

Denn viel zu oft werden Schulen Kinder zugeteilt, 
und es ist völlig egal, ob es in ausreichendem Maße 
Differenzierungsräume gibt oder ob sonderpädago-
gische Unterstützung gegeben ist. Bei Förder- und 
Lebenschancen dieser speziellen Kinder darf man 
aber nicht ständig Fünfe gerade sein lassen. 

(Beifall von der FDP) 

Auch deshalb muss folgerichtig mehr mit Schwer-
punktschulen im Sinne einer Bündelung der Förder-
qualität vor Ort gearbeitet werden. Hier wären regi-
onale Absprachen sinnvoll, damit man mit den zum 
Teil noch starren Vorgaben der Schwerpunktschu-
len arbeiten kann; darüber hinaus sollten diese Vor-
gaben gelockert werden. 

(Eva Voigt-Küppers [SPD]: Das ist im Gesetz 
enthalten!) 

Das letzte Stichwort, das ich in den Raum werfen 
möchte, lautet „Berufskollegs“. Wenn wir es wieder 
nicht schaffen, bis zum Ende dieses Jahres ein qua-
litatives Konzept für die Berufskollegs hier in Nord-
rhein-Westfalen vorzulegen, dann muss der Rechts-
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anspruch, der jetzt für das kommende Schuljahr an-
steht, schlicht und ergreifend verschoben werden. 

(Beifall von der FDP) 

Denn den Fehler, den wir bei den allgemeinbilden-
den Schulden gemacht haben, dürfen wir auf gar 
keinen Fall ein zweites Mal begehen. 

Das entspricht auch den Rückmeldungen, die wir 
von den Schulen, von den Berufskollegs und von 
den Verbänden eindeutig widergespiegelt bekom-
men. Sie sagen: Uns läuft die Zeit davon. Wir müs-
sen planen können, und zwar spätestens jetzt, am 
Ende des Jahres. 

Auch die finanzielle Ausstattung der Berufskollegs 
ist nicht geklärt. 

Last, but not least brauchen wir für den ländlichen 
Raum mit großen Flächenkreisen angemessen er-
reichbare Förderschulangebote. Sonst läuft dieses 
viel gepriesene Elternwahlrecht immer mehr ins 
Leere. 

Es kann auch nicht sein, dass wir uns für die 
Grundschulen das Prinzip „Kurze Beine, kurze We-
ge“ auf die Fahnen geschrieben haben, aber dies 
für Kinder mit Handicap in Zukunft nicht mehr gelten 
soll. Ich glaube, das ist ein Aspekt, über den wir 
dringend nachdenken müssen. 

(Beifall von der FDP und den PIRATEN) 

Wenn Elternwille und Empathie nicht nur reine 
Phrasen sind, dann entwerfen Sie endlich ein Kon-
zept, das den Eltern langfristig Wahlmöglichkeiten 
für zumutbar erreichbare Förderschulen sichert. – 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete. – Für die SPD-Fraktion spricht 
als nächste Rednerin Frau Kollegin Voigt-Küppers.  

Eva Voigt-Küppers (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der FDP, Ihr Antrag hat nach meiner Lesart im 
Wesentlichen drei Schwerpunkte, nämlich wieder 
einmal die Behauptungen, der Inklusionsprozess sei 
überstützt und qualitätslos, es gäbe eine Schlie-
ßungswelle bei den Förderschulen und die Inklusion 
an den Berufskollegs hätte kein Konzept.  

(Beifall von der FDP – Zuruf von der FDP: 
Ganz genau! Richtig!) 

Wieder einmal kann ich dazu sagen: Im Westen 
nichts Neues. Immer wieder konfrontieren Sie uns 
mit Oberflächlichkeiten 

(Zurufe von der FDP) 

und Pauschalisierungen. Das, was Sie hier be-
schreiben, ist wenig konkret und vor allem nicht 

konstruktiv. Vielmehr werden wieder einmal Vorur-
teile gegenüber der Inklusion geschürt und Verdruss 
befördert. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, Sie wollen dieses Haus 
glauben machen, seit dem 9. Schulrechtsände-
rungsgesetz sei alles schlechter geworden. Dieses 
Mantra wird nicht dadurch zur Wahrheit, dass Sie es 
ständig wiederholen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention ist ein großes Vorhaben, eine Generatio-
nenaufgabe, Frau Gebauer, wie Sie selbst an ande-
rer Stelle schon einmal gesagt haben. Niemand 
streitet ab, dass es in diesem Prozess Probleme 
gibt. Es ist ein weiter Weg zu beschreiten von der 
grundsätzlich positiven Einstellung der Gesell-
schaft – davon sprechen Sie in Ihrem Antrag 
selbst – bis hin zur Umsetzung. Eben diese Umset-
zung ist es, für die es Mut braucht und die Bereit-
schaft, sich Kritik zu stellen.  

Und wir lassen uns kritisieren, sofern dies auf kon-
struktivem Weg geschieht. 

Was aber nicht passieren darf, ist, dass die gute Ar-
beit der Schulen durch Kritik schlechtgemacht wird. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Hier von – wie haben Sie gesagt? – „qualitätsloser 
Verwahrung“ zu sprechen, Frau Gebauer, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Unverschämt!) 

ist eine Art und Weise, in der wir in diesem Parla-
ment nicht von diesem Prozess reden sollten,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

sondern wir sollten in der Tat die Kritikpunkte analy-
sieren, Probleme beheben, aber den Schulen vor 
Ort und den Menschen vor Ort nicht den Mut neh-
men, diesen Weg weiter zu beschreiten.  

Meine Damen und Herren, wir haben uns für ein 
Modell entschieden, das neben der Inklusion in Re-
gelschulen auch den Erhalt des Förderschulsys-
tems vorsieht. Dieses Modell halten wir nach wie 
vor für sinnvoll, weil es einen sanften Wandel be-
deutet und weil es für Wahlfreiheit sorgt, die andern-
falls nicht möglich gewesen wäre. Niemand wird zur 
Inklusion gezwungen. Die Eltern entscheiden selbst. 

Klar ist es auch, dass auf diese Art und Weise nicht 
jede Förderschule erhalten bleibt. Im Grunde ist das 
doch auch ein Anlass zur Freude. Förderschulen 
schließen doch deshalb an einigen Standorten, weil 
sie nicht mehr benötigt werden. Das ist so, weil die 
bisherigen Schüler nun inklusiv beschult werden. 
Einige Förderschulen werden also geschlossen, 
aber bei Weitem nicht alle. 

Übrigens sinkt die Zahl der Förderschulen im Land 
bei Weitem nicht so, wie Sie uns das glauben ma-
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chen wollen. Von 2011 bis 2014 ist die Zahl der 
Förderschulen von 623 auf 537 Schulen gesunken. 
Hier von einer Schließungswelle zu reden, ist Pa-
nikmache.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von den GRÜNEN: Unverschämtheit!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, Sie 
fordern Qualitätsstandards. Die haben wir bereits in 
der Inklusion wie an allen anderen Stellen im Schul-
system auch. Wir haben bewusst keine neuen 
Schubladen geschaffen. Das ist doch der wesentli-
che Unterschied zwischen uns und Ihnen. Sie wol-
len Kinder immer in Schubladen stecken und wir 
wollen genau das vermeiden, und zwar in Form von 
individueller Förderung.  

Unser Ziel ist es, auf die individuellen Stärken und 
Schwächen jeder Schülerin und jedes Schülers ein-
zugehen. 

Hierfür stellen wir Budget zur Verfügung: bis zum 
Jahr 2017 insgesamt 1 Milliarde €. Hiermit finanzie-
ren wir – und das auch mantraartig – zusätzlich 
3.200 Stellen für Sonderpädagogen, Inklusionsbera-
ter, Koordinatoren sowie zusätzliche Studienplätze 
für Sonderpädagogik.  

Ihre Forderung nach mehr Stellen klingt gut. Sie 
sind es aber, die sonst an anderer Stelle immer vom 
Sparen reden. Genau das ist es, was ich als wenig 
konstruktiv empfinde.  

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Eva Voigt-Küppers (SPD): Abschließend, sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen, will ich Ihnen sa-
gen: Auch davon zu reden, dass wir kein Konzept in 
Bezug auf die Berufskollegs vorlegen werden, ist 
Panikmache. 

Deshalb bin ich auch sehr dafür, dass wir den An-
trag an den Schulausschuss überweisen. 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Eva Voigt-Küppers (SPD): Ich lade Sie herzlich 
ein, im Schulausschuss mit uns gemeinsam ein 
Konzept zu entwickeln, das unseren Erwartungen 
und der Erwartung der Eltern und Schüler in Nord-
rhein-Westfalen entspricht. Bringen Sie sich ein! 
Glück auf! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Voigt-Küppers. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Birkhahn. 

Astrid Birkhahn (CDU): Vielen Dank. – Frau Präsi-
dentin! Verehrte Kollegen und Kolleginnen, Zuhöre-
rinnen und Zuhörer auf der Tribüne! Wir sind im 
zweiten Jahr der Umsetzung des 9. Schulrechtsän-
derungsgesetzes, das mit so viel Anspruch und mit 
so vielen Wünschen auf den Weg gebracht wurde. 
Ich muss Ihnen sagen: Die Rückmeldungen aus der 
Praxis bestätigen vielfältige, vorab geäußerte War-
nungen von Lehrerverbänden, von Eltern, von 
Kommunalverbänden, von uns, der Opposition, von 
der Wissenschaft. 

Ich muss Ihnen wirklich sagen – da habe ich eine 
ganz andere Sicht als meine Vorrednerin –: Ich ha-
be selten eine so zutreffende Analyse gelesen wie 
die im FDP-Antrag zur Ausgangslage. 

(Beifall von der FDP) 

Ich zitiere: Viele Schulen fühlen sich  

„unzureichend unterstützt.  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Es fehlt (…) an sonderpädagogischer Expertise, 
an entsprechender Ausstattung, multiprofessio-
neller Unterstützung und umfassenden Fortbil-
dungen für die Lehrkräfte; …“  

All der Jubel über die Inklusionsquote sagt gar 
nichts über die Qualität aus. Denn sie bringt keine 
Qualität in inklusive Förderung.  

(Beifall von der CDU, der FDP und den 
PIRATEN) 

Ich sage Ihnen deutlich: Dieser Antrag schildert in 
seinen Vortexten das Problem ungeschönt. Er be-
nennt die Defizite und er legt den Finger in eine 
schmerzende Wunde der NRW-Schulpolitik.  

Der Belegt für diese Aussage ist auch zu finden in 
der repräsentativen Forsa-Umfrage, die der VBE im 
Mai dieses Jahres veröffentlicht hat. Ich nenne 
Schlagworten: zu große Lerngruppen, zu geringe 
Vorbereitungszeit auf diese Riesenherausforderun-
gen, zu wenig sonderpädagogische Unterstützung 
und zu übereilte Zerschlagung bestehender Förder-
schulstrukturen.  

Jetzt kommen wir wirklich zum Ansatz dieses An-
trags. Es geht nicht um Einschätzung der bisher ge-
leisteten Arbeit, sondern es geht darum, die Qualität 
der Inklusion in Nordrhein-Westfalen zu stärken. 
Dafür wird ein Maßnahmenkatalog vorgelegt.  

Ich denke, das ist ein ganz positiver Ansatz in die-
sen Antrag. Für die CDU kann ich sagen: Diese 
Vorschläge sind ernsthaft abzuwägen. Sie sind in-
tensiv zu diskutieren. Ich denke, dass hier eine An-
hörung weiterhelfen könnte, die Position noch ein-
mal zu schärfen.  

Ich möchte zwei Punkte herausgreifen. Zum einen 
haben wir nicht die Probleme mit den Qualitätsstan-
dards, die ich sehr gerne im Ausschuss diskutiert 
sehen möchte. Wir müssten überlegen, ob es ein 
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Problem sein kann, nur in Schwerpunktschulen zu 
denken.  

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Ich dachte, die gibt es 
nicht!) 

Ich verstehe den Ansatz, dass man sagt: Wir möch-
ten eine Ressourcenbündelung. – Auf der anderen 
Seite geht es auch um die Versorgung in der Flä-
che.  

Das muss man gegeneinander abwägen. Denn für 
uns als CDU ist es ein Essential, dass bei allen Or-
ganisationsüberlegungen die Wahlmöglichkeit der 
Eltern erhalten werden muss.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Eltern im Erziehungs- und Bildungsprozess ernst 
nehmen: Das ist es, was wir ermöglichen möchten, 
damit die Struktur nicht von außen vorgegeben ist 
und die Eltern sich dem fügen müssen, wenn an 
Empfehlung aus irgendwelchen Schulaufsichtsein-
richtungen kommt.  

Ich darf ganz kurz ein Beispiel erzählen, das ich in 
der letzten Woche im westlichen Münsterland erlebt 
habe. Ich habe ein Kind kennengelernt, das auf 
Wunsch der Eltern vor drei Jahren von der Förder-
schule in die Regelschule gewechselt hat. Es hat 
dort eine Zeit erlebt, in der es viele Anstrengungen 
unternommen hat, aber permanent mit Misserfolg, 
Scheitern und Nichtvorwärtskommen konfrontiert 
war. Daraus ergab sich die Spirale von Aggressivität 
und Schulverweigerung. Dieses Kind hatte keine 
Freude mehr an dem Alltag, den es absolvieren 
musste.  

Die Eltern haben den nachdrücklichen Wunsch ge-
äußert, dass ihr Kind wieder auf die Förderschule 
kommt. Sie können sich nicht vorstellen, was das an 
Überzeugungsarbeit mit Blick auf die Schulaufsicht 
erfordert hat. Aber das Entscheidende ist: Es gab im 
Westmünsterland noch eine Möglichkeit, diese 
Wahl wahrzunehmen. Schon nach zwei Wochen 
konnten die Eltern feststellen, dass ihr Kind wieder 
Freude am Schulalltag hat, dass es gerne zur Schu-
le geht und dass es wieder Aktivitäten entfaltet.  

Wenn Sie so etwas unmittelbar mitbekommen, ist 
entscheidend, zu sagen: Wir müssen bei aller Ver-
änderung der Schulstruktur, die notwendig ist, weil 
sich die Zahlen ändern, weil der demografische 
Wandel da ist, Umsicht walten lassen. Wir müssen 
im Interesse der Kinder und Jugendlichen darauf 
achten, dass nicht weniger Förderung und Forde-
rung in der Regelschule als zuvor in der Förder-
schule stattfinden.  

Die Zeit ist fortgeschritten. Deswegen möchte ich 
auf Frau Gebauers Bemerkung zu Berufskollegs 
eingehen: volle Unterstreichung Ihrer Aussagen.  

Frau Ministerin, ich hoffe sehr, dass Sie einen Be-
weis Ihrer Lernfähigkeit abgeben und den Einstieg 
im nächsten Jahr stoppen, wenn die Voraussetzun-

gen nicht geschaffen sind. Wir haben das vor zwei 
Jahren erlebt, und ich hoffe sehr, dass daraus ge-
lernt werden kann.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit.  

Astrid Birkhahn (CDU): Der Antrag verspricht eine 
lebhafte fachliche Diskussion im Ausschuss. Wir 
werden uns gern und engagiert daran beteiligen. – 
Vielen Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Birkhahn. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Beer.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Kollegin 
Birkhahn! Wir können uns hier natürlich einzelne 
Geschichten erzählen – das kann ich auch gern 
tun –: von den Eltern, die froh waren, dass sie für ihr 
Kind jetzt endlich einen Platz im gemeinsam Unter-
richt bekommen, von zwei Kindern mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf „geistige Entwicklung“, die 
an der Tischtennisplatte sagen – übrigens eine Be-
gebenheit auf einem Schulhof eines Gymnasiums, 
fünfte Klasse: Förderschule war gestern, heute sind 
wir normal. Uns geht es gut.  

Wollen wir uns jetzt diese Geschichten hin und her 
erzählen? Das ist, glaube ich, nicht der Punkt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will auf Ihren Antrag eingehen, Frau Gebauer. 
Ich finde: So geht es nicht.  

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Yvonne 
Gebauer [FDP]) 

Wir können hier fachlich diskutieren, aber wer mit 
dieser Aggressivität … 

(Widerspruch von Yvonne Gebauer [FDP]) 

– Sie reden von „Zerschlagung“.  

(Yvonne Gebauer [FDP]: Ja!) 

Sie reden davon, dass Kinder in den Klassen ver-
wahrt werden. Das ist eine Unverschämtheit ge-
genüber den Schulen in Nordrhein-Westfalen, die 
mit Engagement und mit Sachkunde genau diesen 
Inklusionsprozess vorantreiben.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von Yvonne Gebauer [FDP]) 

Lesen Sie doch mal Ihren Antrag. Der ist martialisch 
von Anfang bis Ende.  

(Beifall von den GRÜNEN – Widerspruch von 
Yvonne Gebauer [FDP] – Weitere Zurufe) 
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Er ist nicht dem Thema angemessen; das will ich 
sehr deutlich sagen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie sollten viel-
leicht auch einmal die Information zur Kenntnis 
nehmen, die zum Beispiel die Ministerin in ihrer Jah-
resauftaktpressekonferenz …  

(Zuruf von Marcel Hafke [FDP])  

– Herr Hafke, Sie verstehen mich doch gut.  

(Marcel Hafke [FDP]: Ja! – Josef Hovenjür-
gen [CDU]: Man hört Sie, verstehen tut man 
Sie nicht!) 

Das muss deutlicher werden, was wir zu sagen ha-
ben.  

Herr Stein, auch für Sie zum Nachlesen – dann 
muss ich gar nicht so viel reden –: Unterlagen aus 
der Jahresauftaktpressekonferenz. Da sehen Sie, 
dass es derzeit im Land 47 auslaufende Förder-
schulen gibt. Das sind die Förderschulen „Lernen“ 
von – noch einmal – 494 Förderschulen, die beste-
hen. So viel zum Thema „Zerschlagung des Förder-
schulsystems in Nordrhein-Westfalen“. 

(Beifall von den GRÜNEN – Josef Hovenjür-
gen [CDU]: Sie haben das organisiert!) 

Sie haben hier doch ganz bewusst ein falsches Bild 
gezeichnet.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sehr geehrter Herr Kollege Hovenjürgen, da ma-
chen Sie auch gerade wieder mal mit – offensicht-
lich auch ohne Sachkunde.  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Ja, genau! – Wei-
tere Zurufe) 

Denn auch das ist Fakt: Es hat doch vorher nie-
manden gestört, dass die Eltern von Kindern in För-
derschulen ihre Kinder sehr wohl sehr weit haben 
transportieren lassen müssen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Wo liegen denn die Förderschulen im Gebiet? Ob 
das KmE ist, ob das GE ist – die sind doch nicht 
wohnortnah. Da sind die Kinder immer schon gefah-
ren.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Was wir im Augenblick im Land erleben, Frau Ge-
bauer, ist, dass Trägerschaften wechseln, dass die 
Landkreise Trägerschaft übernehmen und dass es 
ein geordnetes Konzept gibt, auch die Angebote der 
Förderschulen auch in der Fläche vorzuhalten.  

Wer das nicht wahrnehmen will, der kommt dann zu 
solchen Anträgen. Sachlich finde ich es unglaublich, 
dass ein solches Bild gezeichnet wird und dass Sie 
versuchen, mit solchen Vokabeln das Ganze 
schlechtzureden.  

Sie nehmen auch nicht wahr – Herr Kollege Kaiser, 
ich dachte, Sie würden intensiv lesen, was die stell-
vertretende Ministerpräsidentin zum Schuljahres-
auftakt erzählt –, dass 22.000 Lehrer allein im letz-
ten Jahr an der Fortbildung „Auf dem Weg zur inklu-
siven Schule“ teilgenommen haben, davor über 
17.000. Dies zum Thema „Vorbereitung“. Das ha-
ben Sie offensichtlich auch völlig ausgeblendet.  

Wie uneinig Sie sind, das haben wir gerade eben 
erlebt. Die FDP sagt, wir müssten endlich einmal 
Schwerpunktschulen machen. Das ist aber essen-
zieller Bestandteil des Konzeptes.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Die Kollegin Birkhahn sagt, Schwerpunktschulen 
sollte man nicht einrichten, sondern man sollte sich 
einmal anschauen, was in der Fläche ist. Sie wider-
sprechen sich also in der Darbietung. Diesen Wi-
derspruch finde ich schon ganz enorm.  

Wenn es Ihnen um Qualität geht, frage ich Sie, was 
denn mit der Mindestgrößenverordnung passiert ist.  

(Zuruf von Yvonne Gebauer [FDP]) 

Gerade in der Qualität den Blick darauf zu legen, 
dass wir durch das Elternwahlverhalten Förderschu-
len im Bereich Lernen mit unter 20 Schülerinnen 
und Schüler im Land hatten, was hat das mit der 
Qualität zu tun, die wir gerade auch den Kindern 
angedeihen lassen wollen, und mit dem Einsatz von 
Lehrerressourcen und sonderpädagogischer Kom-
petenz im Land? – Nein, so geht es wahrhaftig 
nicht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist wirklich in der Zusammenstellung ein unsäg-
licher Antrag, weil Sie in der Tat versuchen – das ist 
der leicht durchschaubare Hintergrund –, ein be-
stimmtes Bild zu malen. Die Schulaufsichtsbeamten 
bedanken sich. Die sagen, wir haben jetzt die Inklu-
sionsfachberater vor Ort, wir haben die Inklusions-
koordinatorinnen. Mehr als 1 Milliarde € ist in diesen 
Prozess hineingebracht worden. Dieser Prozess 
wird nicht übers Knie gebrochen, sondern schritt-
weise entwickelt. Sie können aus den Zahlen auch 
nicht ablesen, dass es jetzt Riesensprünge bei den 
Inklusionsanteilen gibt. Noch nicht einmal das ist 
der Fall. Herr Hafke, Lesen bildet also – auch in 
diesem Fall.  

Die Jahresauftaktpressekonferenz der Ministerin 
bietet Fakten. Dieser Antrag hingegen ist relativ fak-
tenfrei.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Beer. – Für die Piraten spricht Frau Kolle-
gin Pieper. 
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Monika Pieper (PIRATEN): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Dieser Antrag ist alles Mög-
liche, aber nicht faktenfrei.  

Grundsätzlich teilen wir die Kritik in dem Antrag der 
FDP. Vieles, was darin steht, ist richtig ausgeführt 
und gesagt.  

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Frau Ministerin Löhrmann, Sie vergleichen den In-
klusionsprozess seit Jahren mit einer Bergwande-
rung. Nachdem ich in den letzten Wochen in den 
Schulen unterwegs war, muss ich sagen, die Kolle-
gen befinden sich auf einer Steilwandklettertour, lei-
der ohne festes Schuhwerk, ohne Seil und Kletter-
haken. 

Aufgrund der knapp bemessenen Redezeit werde 
ich mich nur auf einige wenige Punkte fokussieren. 
Frau Voigt-Küppers sprach gerade davon, das sei 
alles wenig konkret, was die FDP in dem Antrag er-
zählt. Ich kann gern ein paar konkrete Beobachtun-
gen benennen. 

Wenn Sie auf die Aussage von Frau Gebauer, alles 
sei schlechter geworden, entgegnen, das stimme 
nicht, kann ich feststellen: Es ist nicht alles schlech-
ter geworden, aber vieles ist schlechter geworden. 
Wenn wir von integrativen Lerngruppen ausgehen, 
wenn wir vom gemeinsamen Unterricht ausgehen, 
dann sind die Bedingungen faktisch schlechter als 
vor dem Gesetz.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Beispiel „Gemeinschaftsgrundschule Wesel“: Dort 
gibt es langjährige Erfahrung in gemeinsamem Un-
terricht. 12 % der Schüler mit anerkanntem sonder-
pädagogischem Förderbedarf. Jetzt fallen 25 % der 
Stellenzuweisung weg. Keiner weiß, wie es weiter-
gehen soll. Da kann ich doch nicht von qualitativ gu-
ter Förderung sprechen.  

Wenn Sie dann erklären, Frau Gebauer dürfe nicht 
von Verwahrung sprechen, dann weiß ich es nicht. 
Ich spreche mit Kollegen. Wenn die mir gegenüber 
beispielsweise erklären, „ich kann dem Kind nicht 
helfen, das hinten in der Klasse sitzt“, dann darf 
man das hier auch einmal benennen und dann darf 
einem nicht entgegnet werden, über solche Dinge 
dürfe man hier nicht reden, das sei unredlich. – Da-
zu müssen die Fakten einmal auf den Tisch.  

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Man muss dann einmal ehrlich sein und aufzeigen, 
wie es vor Ort aussieht.  

Gehen wir einmal zur Gesamtschule Duisburg-
Rheinhausen und schauen uns das dort an. Dort 
haben wir 34 Schüler mit anerkanntem sonderpä-
dagogischen Förderbedarf und eine halbe Stelle. 
Was soll die Kollegin denn tun? Die gibt nicht ein-
mal mehr Unterricht. Sie rennt nur noch herum und 

ist als Feuerwehr tätig und versucht, die Lehrer zu 
beraten, wie sie mit der Situation umgehen können. 
Dann kann man mir doch nicht erzählen, das sei al-
les prima. 

Ich komme jetzt zu einem Punkt, den ich ganz wich-
tig finde. Dieses Stellenbudget wird überhaupt nicht 
ordentlich verteilt. Wir haben Schulen, die Best-
Practice-Schulen sind, wo es ganz gut läuft. Wenn 
ich mir aber die Verteilung vor Augen führe und er-
kenne, wie viele Schulen nicht über ausreichend 
Ressourcen verfügen, wo es keine Sonderpädago-
gen gibt, dann dürfte das eine Aufgabe sein, der wir 
uns stellen müssen.  

In vielen Kommunen hat man Gott sei Dank inzwi-
schen erkannt, dass eine Förderschulschließung 
nicht gut ist. In den Kreisen Herford und Kleve hat 
man eindeutig gesagt, wir werden auf jeden Fall da-
für sorgen, dass es einen Grundbestand an Förder-
schulen gibt. Das ist auch gut so. Wenn man sich 
ansieht, wie viele Schüler – das ist gerade auch 
schon gesagt worden – nach dem Versuch, als Sei-
teneinsteiger in der allgemeinen Schule zurechtzu-
kommen, wieder zurückgehen, dann darf man das 
nicht ignorieren.  

Gerade die Schulen „Emotionale und soziale Ent-
wicklung“ haben einen Aufnahmestopp. Ich weiß 
aus Bochum, dass es Wartelisten gibt. Deshalb soll-
ten wir nicht so tun, als bräuchten wir diese Schulen 
nicht. Das Gegenteil ist der Fall: Wir brauchen sie 
ganz dringend. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Keine ist von der 
Schließung bedroht!) 

Die Liste der Kritik lässt sich beliebig fortsetzen. Ich 
denke dabei auch an die Qualifizierung. Eine Kolle-
gin sagte mir, sie werde diese Qualifizierung nicht 
machen, weil sie vom ersten Tag an als Sonderpä-
dagogin geführt würde. Sie müsse Gutachten 
schreiben, AO-SF. Das kann ich gar nicht. Ich habe 
ja gerade erst angefangen.  

Dann sagt mir die Kollegin noch: Ich bin doch nicht 
blöd. Wenn ich diese Qualifizierung mache, dann 
habe ich gar keine Garantie, an der Schule bleiben 
zu können. Warum soll ich das denn machen? Ich 
mache das doch für meine Schule, an der ich jetzt 
arbeite und an der ich weiterarbeiten will. – Wenn 
jemand Gefahr läuft, zu einer anderen Schule ver-
setzt zu werden, dann kann ich gut nachvollziehen, 
dass eine Kollegin Nein sagt.  

Zurück zum FDP-Antrag: Das Anliegen teilen wir 
grundsätzlich. Viele Punkte sind benannt.  

Ich habe aber ein bisschen Schwierigkeiten mit der 
Konnotation des Antrags. Das liest sich nämlich so, 
als wolle man den Prozess möglichst stoppen oder 
aufhalten. Ich denke, dass wir darüber noch einmal 
im Ausschuss reden werden.  

Unser Anliegen ist nämlich tatsächlich: So viel In-
klusion wie möglich, so viel Förderschule wie nötig. 
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Das Ziel ist, allen Schülern eine Bildung zu ermögli-
chen, die eine größtmögliche Teilhabe in unserer 
Gesellschaft erlaubt.  

Ich tue mich etwas schwer damit, freue mich aber 
auf die Diskussion im Ausschuss. Es wird bestimmt 
interessant. Ich weiß aber zumindest, dass diese 
Diskussion sehr notwendig ist. – Vielen Dank.  

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU und Yvonne Gebauer [FDP]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Pieper. – Für die Landesregierung spricht 
Frau Ministerin Löhrmann.  

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich will auf einige Punkte ein-
gehen, die insbesondere von der antragstellenden 
Fraktion herausgehoben worden sind.  

Dass Sie, meine Damen und Herren von der FDP, 
zum wiederholten Mal ein Gesetz kritisieren, das 
Eltern behinderter Kinder ein Wahlrecht in Umset-
zung einer UN-Konvention einräumt, kann ich bei 
allen Schwierigkeiten des Umstellungsprozesses 
und der Generationenaufgabe wirklich nicht verste-
hen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ihre Formulierung, freie Wahl für freie Eltern, wird 
meines Erachtens dem Anspruch und der Aufgabe 
nicht gerecht.  

Ich will auch noch etwas zum Vorwurf des über-
stürzten Tempos sagen. Dazu haben wir sehr un-
terschiedliche Rückmeldungen. Obwohl Eltern nun 
einen Rechtsanspruch auf einen Platz in der allge-
meinen Schule haben, explodieren die Integrations-
anteile eben nicht. Sie steigen lediglich, wie übri-
gens bereits in den Jahren vor dem Gesetz, um 
stets ca. fünf Prozentpunkte. Dies folgt nicht einer 
Vorgabe des Gesetzes oder der Ministerin, sondern 
die Schulentwicklung in Nordrhein-Westfalen folgt 
dem Elternwillen, meine Damen und Herren. Und 
das ist ein guter Grundsatz, das ist ein sehr guter 
Grundsatz! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist – wie auch in den Vorjahren – in diesem Jahr 
zum zweiten Mal gelungen, dass alle Eltern, die für 
ihr Kind einen Platz in der allgemeinen Schule woll-
ten, einen bekommen haben. Das Gleiche gilt auch 
für alle Eltern, die für ihre Kinder einen Platz in der 
Förderschule wollten. Auch diese haben ihn erhal-
ten. Das war zwar nicht immer die Wunschschule, 
aber dieses Prinzip gilt zum Teil auch für andere 
Schulformen. Es bekommen auch nicht alle Kinder 
den Platz an der Gesamtschule oder an dem Gym-
nasium, das sie gerne besuchen möchten, und 
nehmen dann manchmal ein anderes Gymnasium 

oder eine andere Gesamtschule. Sie schieben hier 
etwas auf die Inklusion, was bei anderen Fragen in 
der Schule auch gang und gäbe ist.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das werfe ich Ihnen vor, weil und wie Sie das tun, 
um den Grundsatz der Inklusion zu diskreditieren. 
Das finde ich nicht angemessen.  

(Beifall von den GRÜNEN und von Eva Voigt-
Küppers [SPD]) 

Nun zu dem Vorwurf der Zerschlagung: Landesweit 
fallen in erster Linie einige Förderschulen mit dem 
Hauptförderschwerpunkt „Lernen“ unter die Min-
destgröße. Das heißt aber keinesfalls, dass alle die-
se Schulen schließen müssen, und die Landesre-
gierung schließt grundsätzlich keine Schulen; sie 
schafft den gesetzlichen Rahmen. Die Schulträger 
können Förderschulen mit Haupt- und Teilstandor-
ten betreiben, sodass auch hier wieder gilt: Freie 
Wahl für freie Schulträger.  

Und letztlich hängen auch diese Schließungen vom 
Willen der Elternmehrheit und dem Bedarf ab. Das 
will ich noch einmal ausdrücklich unterstreichen.  

Dass Sie das entgegen der wiederholten Aussagen 
immer wieder falsch wiedergeben, diskreditiert mög-
licherweise berechtigt vorgetragene Kritik im Detail. 
Wir haben doch immer gesagt, dass dies ein tief-
greifender Umstellungsprozess ist. Für viele ist In-
klusion normal, für andere ist es ganz neu und eine 
Riesenherausforderung. Das ist manchmal so, und 
deswegen müssen wir uns gemeinsam dieser Her-
ausforderung stellen und sie positiv und konstruktiv 
begleiten 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

und sie nicht immer wieder infrage stellen.  

Was die Berufskollegs angeht: Ist Ihnen eigentlich 
klar, dass Berufskollegs bisher schon jahrzehnte-
lang Inklusion machen und sie jetzt erstmals zusätz-
liche Mittel dafür bekommen?  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie erhalten erstmals mit diesem Haushalt zusätzli-
ches Geld dafür, liebe Frau Gebauer. Das leugnen 
Sie mal eben so! 200 Stellen im letzten Haushalt, 
100 Stellen kommen jetzt dazu. Interessanterweise 
haben selbst viele Förderberufskollegs übrigens ei-
nen relativ geringen Anteil an Sonderpädagoginnen 
und Sonderpädagogen. Auch das ist eine interes-
sante Aussage. Ihre Herangehensweise ist viel zu 
schematisch und wird dem Anspruch einer inklusi-
ven Schule gar nicht gerecht, meine Damen und 
Herren.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie verstecken das hinter vermeintlichen Kriterien.  

Ja, die Inklusion ist eine große Herausforderung. 
Wir gehen sie, wir wollen sie weitergestalten. Wir 
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haben immer gesagt, dass wir bei Bedarf nachsteu-
ern werden. Das tun die Koalitionsfraktionen in gro-
ßer Verantwortung.  

Last, but not least: Ich danke all denen, die sich im 
Rahmen dieser anspruchsvollen Bergwanderung 
auf den Weg gemacht haben. Ich wandere auch 
sehr gerne und habe auch ganz ordentliche Wan-
derschuhe. Aber ich finde es trotzdem anstrengend, 
wenn’s bergauf geht, und gerate trotz des besten 
Schuhwerks ins Schwitzen. Deswegen ist dieses 
Bild wirklich sehr treffend.  

Lassen Sie mich mit den Worten der Kanzlerin 
schließen: Ich glaube, wir schaffen das, weil es rich-
tig und wichtig ist. – Inklusion ist kein Kinderspiel, ist 
aber ein Kinderrecht. Und wir sollten alles dafür tun, 
dass dieses Kinderrecht hier in Nordrhein-Westfalen 
gut umgesetzt wird.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Damit schließe ich die Aussprache zum 
Tagesordnungspunkt 4.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages Drucksache 
16/9787 an den Ausschuss für Schule und Wei-
terbildung. Die abschließende Abstimmung soll 
dann dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Gibt es 
jemanden, der gegen die Überweisung stimmen 
oder sich enthalten möchte? – Das ist beides nicht 
der Fall. Dann haben wir so beschlossen.  

Ich rufe auf:  

5 Start-up-Kultur stärken – Ressourcen regio-
nal bündeln – NRW-Cluster bilden 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/9797 

Ich eröffne die Aussprache, und Herr Kollege Stein 
hat für die CDU-Fraktion das Wort.  

Robert Stein (CDU): Vielen Dank, Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuschauer! 
Wenn wir in Deutschland über die Places to be re-
den, die für Start-up-Gründungen interessant sind, 
dann fallen den Experten vornehmlich Berlin und 
München ein. Von Nordrhein-Westfalen oder einem 
Teil von Nordrhein-Westfalen redet da leider kaum 
jemand. Die jüngsten Zahlen, die auch der Presse 
zu entnehmen waren und sind, belegen dies ein-
deutig.  

Folgt man zum Beispiel der „Welt am Sonntag“ vom 
21. September 2014, so gab es in Nordrhein-
Westfalen bis zu diesem Zeitpunkt rund 400 Start-

up-Gründungen. Die „Welt am Sonntag“ vom 
20. September 2015, also fast genau ein Jahr da-
nach, spricht von etwas über 400 Start-up-Grün-
dungen.  

Da Herr Kollmann, der übrigens seit März 2014 der 
offizielle Beauftragte für die Digitale Wirtschaft in 
NRW ist, letzteren Artikel, der auch online erschie-
nen ist, mit seinem Twitter-Account anstandslos 
weiterverbreitet hat, gehe ich implizit davon aus, 
dass die im entsprechenden Artikel geschilderten 
Zahlen stimmen. Andernfalls hätte er sie aus der 
Verantwortung seiner Position heraus korrigieren 
müssen, was ja nicht geschehen ist.  

So lässt sich wiederum anhand der öffentlichen 
Quellen feststellen: Es gab eine fulminante Entwick-
lung bei der Zahl der Start-up-Gründungen von rund 
400 auf etwas über 400 – nach über anderthalb 
Jahren im Amt leider eine düstere, magere Ausbeu-
te. De facto ist unter Rot-Grün in NRW nichts pas-
siert. Ein Armutszeugnis der Landesregierung in der 
Chefsache „Digitalisierung“!  

(Beifall von der CDU) 

Am 22. September 2015 titelt die „Rheinische Post“: 
NRW im Gründerranking Letzter. Viele Start-ups 
sind unzufrieden mit der rot-grünen Landesregie-
rung. Besonders fatal: Ein Drittel der Start-ups denkt 
sogar über einen Wegzug aus NRW nach.  

NRW hat es also wieder einmal geschafft, bei ei-
nem Ranking Letzter zu sein. Und dieses Ab-
schneiden auf dem letzten Platz scheint sich mitt-
lerweile zu einer Art morbider Lust nach Versagen 
zu entwickeln. Aber genau das schadet unserem 
Land und beraubt es seiner Stärke. 

(Beifall von der CDU) 

Wir müssen aus Verantwortung heraus an die Zu-
kunft denken. Wir wollen auch morgen noch Be-
schäftigung, Innovation und Wirtschaftskraft hier in 
Nordrhein-Westfalen haben, um unseren Wohlstand 
zu sichern. Experten sehen sogar Potenziale von 
mehreren 10.000 Arbeitsplätzen durch Start-up-
Gründungen, Herr Duin. Davon profitieren wir in un-
serem Bundesland aber nur, wenn diese Start-ups 
auch hier in NRW entstehen und sie von hier aus 
wirtschaften und auch wachsen können. Dafür 
müssen aber die derzeit brachliegenden Ressour-
cen aktiviert und genutzt werden.  

Von einem digitalen Ruck hier bei uns in NRW hat 
Herr Kollmann jüngst gesprochen. Bei der letzten 
Anhörung des Wirtschaftsausschusses in der ver-
gangenen Woche wollten die Experten von 
NRW.BANK, Bürgschaftsbank NRW, der IHK oder 
der Start-up-Szene hingegen nichts von einem sol-
chen digitalen Ruck gespürt haben. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Stimmt!) 

Ich muss ganz ehrlich gestehen – diese Anmerkung 
sei erlaubt –: Den einzigen Ruck, den ich bisher 
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verspürt habe, nämlich im Betriebssystem des Ka-
binetts, war der Streit zwischen Ihnen, Herr Duin, 
und Minister Remmel um die richtige Wirtschaftspo-
litik, bei dem wir uns sogar fragen mussten: Wer ist 
eigentlich der Wirtschaftsminister im Kabinett Kraft? 

(Zustimmung von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Dabei gibt es sie, die Perlen in der Start-up-Szene, 
die für uns hier so wichtig sind. Wir haben in Düs-
seldorf zum Beispiel das junge Unternehmen Just 
Spices, welches schon gut 90 Arbeitsplätze ge-
schaffen hat. Dort werden Gewürzmischungen her-
gestellt und über digitale Kanäle mittlerweile interna-
tional erfolgreich vertrieben.  

Ich habe mir dieses Unternehmen – wie übrigens 
zahlreiche andere in der letzten Zeit – persönlich 
angeschaut und kann sagen: Ja, es gibt nicht nur 
diese notwendigen Potenziale, sondern es gibt sie 
definitiv, diese Perlen der Innovation. Und von die-
sen Perlen könnte es noch viel mehr geben, wenn 
jetzt die Weichen nur richtig gestellt würden und wir 
die Versäumnisse dieser rot-grünen Landesregie-
rung auch bald korrigieren könnten. 

(Zustimmung von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Von einer Korrektur oder gar Unterstützung der 
Start-up-Szene ist aber seitens der rot-grünen Lan-
desregierung bisher nichts zu spüren. Ich verweise 
da noch einmal auf die Ergebnisse, die die „Rheini-
sche Post“ am 22. September 2015 entsprechend 
veröffentlicht hat.  

Wenn man die Gründer fragt, welchen Eindruck sie 
haben, was die Politik für sie bisher in NRW getan 
hat, dann herrscht, wenn ich mit ihnen rede, im 
freundlichsten Falle ein Achselzucken vor; andere 
Stimmen klingen fast schon so frustriert, dass sie 
auf Kommunikation mit der Politik gänzlich verzich-
ten möchten. Das ist doch ein fatales Signal! Und 
daran müssen wir arbeiten. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Da sage ich auch ganz deutlich: Eine Unterstützung 
der digitalen Wirtschaft kann nicht lauten, dass die 
Landesregierung blind einfach flächendeckend fünf 
Hubs einrichtet und so für eine weitere Zersplitte-
rung der doch oftmals brachliegenden Ressourcen 
sorgt. Wir schlagen daher vor, zunächst eine Regi-
on für eine Clusterbildung zu identifizieren, die über 
eine geeignete Infrastruktur verfügt, um die Res-
sourcen dort zu bündeln und positive Effekte für die 
Start-up-Szene zu erzielen.  

In Berlin verstärken sich die Effekte der Start-up-
Szene mittlerweile aus sich selbst heraus. In NRW 
hingegen – so der Eindruck – haben wir bestenfalls 
ein zartes Pflänzchen, welches man dadurch wach-
sen lassen möchte, dass man es genau dort mit 
Wasser versorgen will, wo es noch gar keine Wur-
zeln hat.  

Deshalb fordern wir zunächst die Konzentrierung 
der Ressourcen auf einen Punkt, um nach einer po-
sitiven Entwicklung sukzessive darauf aufbauend 
andere Regionen mit einem entsprechenden Clus-
ter zu erschließen.  

Ich freue mich auf die Diskussion im Ausschuss und 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Stein. – Für die SPD-Fraktion spricht Frau 
Kollegin Müller-Witt. 

Elisabeth Müller-Witt (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Zuhörer! Mit dem 
vorliegenden Antrag möchte die CDU-Fraktion of-
fensichtlich ihre Reihe von Anträgen zum Themen-
feld „Gründer und Start-ups“ fortsetzen –  

(Zuruf von den PIRATEN: Lustig, oder? – Zu-
ruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

diesmal mit einem Schwerpunkt auf dem digitalen 
Wandel und den durch ihn verursachten Struktur-
wandel.  

Der Versuch, dabei zu unterstellen, dass hier von-
seiten der Landesregierung Nachholbedarf bestün-
de, lief erst bei der kürzlich im Wirtschaftsausschuss 
stattgefundenen Anhörung zum Thema „Gründer“ 
vollkommen ins Leere. Als Tiger gestartet, als Bett-
vorleger gelandet!  

(Beifall von der SPD) 

So bestätigten in der Anhörung sowohl Handwerks-
kammer als auch IHK, NRW.BANK sowie För-
derbank NRW, dass NRW gut aufgestellt ist.  

(Zurufe von Robert Stein [CDU] und Josef 
Hovenjürgen [CDU]) 

Mit dem vorliegenden Antrag wird die These aufge-
stellt, dass in NRW ein Hotspot für Start-ups erfor-
derlich sei, um sich erfolgreich in der Gruppe der 
führenden Bundesländer behaupten zu können.  

(Zuruf von Robert Stein [CDU]) 

Da werden Metropolen – wenn Sie einmal zuhören, 
dann können Sie auch der Argumentation folgen – 
wie Berlin und das Flächenland Bayern mit nur we-
nigen Städten über 100.000 Einwohnern mit NRW 
verglichen. Im Gegensatz zu den beiden Bundes-
ländern verfügt NRW über eine auf zahlreiche Re-
gionen verteilte Wirtschaftsstruktur mit unterschied-
lichen Schwerpunkten.  

Daneben zeichnet sich NRW dadurch aus, dass 
sowohl Hochschulstandorte als auch außeruniversi-
täre Einrichtungen ebenso über das ganze Land 
verteilt sind, aus denen wiederum häufig erfolgrei-
che Start-ups ausgegründet werden. Diese Aus-
gründungen profitieren sowohl von der vielfältigen 
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wirtschaftlichen als auch wissenschaftlichen Infra-
struktur und generieren sehr wohl die im Antrag an-
gemahnten Synergie- und Emergenzeffekte. 

Aus diesen Gründen wird gerade der vom Land ge-
wählte Ansatz, bis zu fünf Hubs aufzubauen, dieser 
besonderen Struktur unseres Landes gerecht. Die 
Konzentrierung auf einen einzigen Hub oder Hot-
spot, wie im Antrag gefordert, würde sich im Gegen-
teil kontraproduktiv auswirken.  

(Zuruf von Robert Stein [CDU]) 

Die Nähe von Wissenschaft und Wirtschaft, 

(Fortgesetzt Zurufe von Robert Stein [CDU]) 

insbesondere auch zu den KMUs, ist gerade die 
Stärke von NRW.  

Vollkommen außer Acht lässt der Antrag, dass die 
Landesregierung die digitale Wirtschaft bereits mit 
weiteren Maßnahmen unterstützt, wie zum Beispiel 
Digitaler Wandel NRW – Networks, Unterstüt-
zungsmaßnahmen für Netzwerke der digitalen Wirt-
schaft –, Summit, ein jährlicher Kongress als „Tag 
der Digitalen Wirtschaft“, und First fair, eine Unter-
stützung von Messeauftritten für Start-ups. 

Außerdem befinden sich gerade gemeinsame Pro-
jekte von Land und NRW.BANK in Prüfung, nämlich 
ein Beteiligungsprogramm der NRW.BANK, das 
Startkapital für digitale Gründer bereitgestellt, und 
ein Programm für Venture-Kapitalinvestitionen der 
NRW.BANK für die spätere Start-up- und Wachs-
tumsphase. Es wird also viel getan!  

(Zurufe von Robert Stein [CDU] und Josef 
Hovenjürgen [CDU]) 

Wir haben es in NRW nicht mit einer Zersplitterung 
der Start-up-Landschaft zu tun, sondern mit einer 
Stärkung und Strukturierung.  

Ich hoffe, wir werden im Ausschuss eine konstrukti-
ve Debatte haben. Angesichts der Wortbeiträge der 
beiden Herren dort vorne bin ich aber skeptisch. – 
Danke. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Müller-Witt. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Dr. Beisheim. 

Dr. Birgit Beisheim (GRÜNE): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Frau Müller-Witt hat ganz zu 
Recht darauf hingewiesen, dass dieser Antrag die 
Fortsetzung einer ganzen Antragsserie ist. Wir ha-
ben auch in der letzten Anhörung darüber diskutiert. 

Herr Stein – Sie waren ja dabei –, Sie hätten diesen 
Antrag besser vorbereiten und berücksichtigen sol-
len: Es ist darauf hingewiesen worden, dass der 
Begriff „Start-up“ zu definieren ist, damit man in den 

zukünftigen Diskurs über das Thema „Gründungs-
förderung“ auch die nötige Differenziertheit hinein-
bringt. 

(Robert Stein [CDU]: Junge, innovative Un-
ternehmer!) 

– Ja. Im Endeffekt ist es so, dass man, wenn man 
über das Thema „Start-ups“ redet, diese folgender-
maßen definiert: Es sind junge Unternehmungen in 
der Gründung; sie haben eine innovative Geschäfts-
idee; sie sind auf schnelles Wachstum ausgelegt; 
der Einsatz von Fremdkapital ist hoch, und sie ha-
ben ein hohes Risikopotenzial.  

Falls Sie diese Definition im Kopf haben, wenn Sie 
speziell über Start-ups reden, muss ich Ihnen ent-
gegenhalten: Sie haben 80 % der Gründungen in 
Nordrhein-Westfalen außen vor gelassen. Das sind 
nicht meine Zahlen, sondern Sie können sie bei der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG nachlesen. 
Herr Stein, das sollten Sie in Zukunft vielleicht be-
rücksichtigen, wenn Sie uns hier mit weiteren An-
trägen zu diesem Thema quälen wollen. 

Ich hatte jetzt die Gelegenheit, mich mit den Wirt-
schaftsjunioren, die bei uns waren, auszutauschen, 
auch zu Ihrem Antrag. Ich wurde darauf hingewie-
sen – auch von denjenigen, die Unternehmen ha-
ben –, dass sie sich, wenn der Begriff „Start-up“ 
verwendet wird, außen vor fühlen; denn sie verbin-
den damit neben der Innovationsfähigkeit auch die 
Begriffe „Gründung“, „Gründungskultur“ und vor al-
lem „Solidität“. Auch das ist für uns eine wichtige 
Komponente, gerade wenn wir über Gründungsför-
derung reden wollen. 

Ich darf Sie an den Vertreter der Start-up-Szene er-
innern, von dem ich sagen würde, er ist ein klassi-
scher Vertreter. Ihm ist der Satz herausgerutscht – 
sinngemäß –: Ich möchte in einem Standard-
Gewerbegebiet in Nordrhein-Westfalen nicht tot 
über dem Zaun hängen. – Da haben wir sicherlich 
einmal kurz schlucken müssen, aber im Endeffekt 
ist es so: Diese Szene braucht ein gewisses Um-
feld. Aber, wie gesagt, neben einem gewissen Um-
feld bedarf es zur Steigerung von Innovationsfähig-
keit auch einer gewissen Solidität.  

Die Frage ist, ob wir den Vorsprung, den die USA 
bei den Business-to-Customer-Anbietern haben, 
aufholen können oder ob wir da hinterherhecheln. 
Aus meiner Sicht ist der Ansatz, den die Landesre-
gierung gewählt hat, nämlich sich auf die eigenen 
Stärken zu besinnen, bei der Entwicklung der Digi-
talisierungsstrategie der richtige.  

Aber Ihnen geht es in Ihrem Antrag darum, dass Sie 
genau die Digitalisierungsstrategie beanstanden, 
die gefahren wird und die dazu geführt hat, dass es 
in Nordrhein-Westfalen nicht nur eine Konzentration 
gibt, sondern mehrere Vernetzungsbereiche geben 
wird. Ich kann Ihnen die Veröffentlichung von 
KPMG gern zukommen lassen; denn dort ist das 
skizziert worden.  
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Deutschland, und gerade Nordrhein-Westfalen, ist 
das Land vieler Weltmarktführer, und es ist auch 
das Land von Business-to-Business-Anbietern im 
Bereich der Industrie. Das genau ist Nordrhein-
Westfalens Stärke, das genau ist der Ansatz, mit 
dem man die Digitalisierungsstrategie aufzusetzen 
hat – und das ist auch geschehen. 

Es geht um die Vernetzung in allen Bereichen. Es 
geht auch um die Vernetzung in den Bereichen, die 
Sie nach Ihrer Definition als „altbacken“ bezeichnen 
würden. Ja, ich habe auch gegründet, aber es war 
keine neue, innovative Idee, sondern ich bin Anbie-
ter für Dienstleistungen in der Industrie. 

Deshalb muss man sich auch überlegen, differen-
ziert vorzugehen und bei seinen Anträgen etwas 
mehr Sorgfalt walten zu lassen. Aber ich hoffe, dass 
wir im Ausschuss im Laufe der weiteren Debatte 
darüber eine Verständigung darüber hinbekommen, 
was wir hier – vielleicht gemeinsam – als „Start-up“ 
definieren.  

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit! 

Dr. Birgit Beisheim (GRÜNE):Ich glaube, Sie wer-
den dann auch erkennen, dass die Strategie, die in 
Nordrhein-Westfalen gefahren wird, die richtige 
ist. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Dr. Beisheim. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Hafke. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! In der 
vergangenen Woche hat das Statistische Landes-
amt eine besorgniserregende Zahl veröffentlicht: 
Wirtschaftswachstum in Nordrhein-Westfalen im 
ersten Halbjahr 2015: 0,3 %. Das Wirtschaftswachs-
tum ist also nahezu zum Erliegen gekommen.  

Nach Sachsen-Anhalt ist Nordrhein-Westfalen das 
leistungsschwächste Bundesland. Andere Bundes-
länder zeigen, dass es besser geht. Das heißt: Dort 
steigt – im Gegensatz zu Nordrhein-Westfalen – der 
Wohlstand der Bürgerinnen und Bürger. 

Die langanhaltende Wachstumsschwäche hat er-
hebliche Auswirkungen. Es fehlen Arbeitsplätze. 
Nicht ohne Grund hat Nordrhein-Westfalen die 
höchste Arbeitslosenquote aller westdeutschen Flä-
chenländer und steht seit Kurzem sogar schlechter 
da als Thüringen. Es fehlen Steuereinnahmen. Es 
fehlen Investitionen in Bildung oder Infrastruktur. 

Die Wachstumsschwäche unseres Landes ist aber 
kein über uns gekommenes Schicksal. Durch Büro-
kratie, finanzielle Belastungen und schlechte Rah-
menbedingungen wird Dynamik verhindert.  

Genau eine solche Dynamik benötigt Nordrhein-
Westfalen aber, um alle Menschen am wachsenden 
Wohlstand beteiligen zu können und um unseren 
Sozialstaat langfristig finanzieren zu können. 

Ein wesentlicher Treiber von wirtschaftlicher Dyna-
mik sind Unternehmensgründungen. Start-ups brin-
gen neue Ideen, Fortschritt und Wettbewerb. Sie 
schaffen Innovationen und neue Arbeitsplätze. Nicht 
zuletzt sind Gründungen von heute die Steuerzahler 
von morgen.  

(Beifall von Angela Freimuth [FDP]) 

Dass Nordrhein-Westfalen auch bei der Grün-
dungskultur nicht gut dasteht, ist hinlänglich be-
kannt. Vor einer Woche haben wir bei einer Anhö-
rung im Wirtschaftsausschuss über die verschiede-
nen Ideen zur Verbesserung der Gründerkultur mit 
zahlreichen Experten diskutiert. Die FDP-Fraktion 
sieht sich dabei zum Beispiel in ihrer Auffassung 
bestätigt, dass eine effektive Förderung von Start-
ups und Unternehmertum bereits in der Schule be-
ginnen muss. 

(Beifall von der FDP) 

Die Ergebnisse der ICILS-Studie vor rund zwei Jah-
ren waren vor diesem Hintergrund besorgniserre-
gend. Schülerinnen und Schüler in Deutschland 
schneiden bei der PC-Nutzung im Mittelfeld ab. Bei 
der IT-Ausstattung in den Schulen sind wir sogar 
Letzter. Auf dieser Basis kann keine blühende Start-
up-Kultur entstehen. Aber auch die bestehenden 
Fördermodelle des Landes müssen überprüft wer-
den, wenn das Abschneiden Nordrhein-Westfalens 
im Bereich der Unternehmensgründungen so er-
nüchternd ist. 

Der vorliegende Antrag benennt ein Problem zu 
Recht: Nach wie vor werden Fördermaßnahmen 
oder andere politische Projekte altbacken nach Re-
gionalproporz und mit der Gießkanne vergeben. Je-
der soll das Gleiche bekommen, damit bloß nie-
mand Grund hat, sich im Nachteil zu fühlen. Das ist 
aber kein erfolgversprechender Ansatz. Wir haben 
in Nordrhein-Westfalen unterschiedliche Regionen 
mit unterschiedlichen Voraussetzungen und unter-
schiedlichen Stärken. Das ist ja gerade eine Stärke 
unseres Landes, die gewinnbringend genutzt wer-
den kann. 

Ob die starke Medizintechnik oder Life Science im 
Münsterland, ob Automatisierung und Maschinen-
bau in unseren Industrie-4.0-Zentren in Ost- und 
Südwestfalen, Handel und Dienstleistungen in Düs-
seldorf, der Medienstandort Köln – jede Region von 
Nordrhein-Westfalen hat Anknüpfungspunkte für ei-
ne intelligente Clusterbildung.  

Schafft das Land es, diese Cluster klug weiterzu-
entwickeln und miteinander zu vernetzen, kann da-
von tatsächlich ein Schub für die Gründungsdyna-
mik ausgehen und damit ein Schub für Wachstum, 
Wohlstand und Beschäftigung. Ein entsprechendes 
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Konzept der Landesregierung ist somit in der Tat 
überfällig.  

In diesem Sinne freue ich mich, dass wir im Aus-
schuss weiter über das Thema „Gründungskultur 
und -förderung“ sprechen werden. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP und Robert Stein [CDU]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Hafke. – Für die Piraten spricht jetzt Kollege 
Schwerd. 

Daniel Schwerd (PIRATEN): Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Besuche-
rinnen und Besucher auf der Tribüne und am 
Stream! Lernfähigkeit ist eine Angelegenheit der in-
neren Haltung und nicht notwendigerweise des Al-
ters, heißt es. Das gilt dann wohl auch für die An-
tragsteller; das freut mich sehr. 

In der Vergangenheit war nämlich für Sie stets mehr 
Wettbewerb, mehr Konkurrenz das Allheilmittel. 
„Privat vor Staat“ lautete das Credo des schranken-
losen Wettbewerbs. Doch mit mehr Wettbewerb al-
leine kann man in der Förderung einer Start-up-
Kultur nicht weit kommen. Wir begrüßen, dass Sie 
das in Ihrem Antrag grundsätzlich einsehen. Tat-
sächlich ist gar von einer Kannibalisierung zwischen 
den einzelnen konkurrierenden Standorten um eine 
florierende Start-up-Szene in NRW die Rede. Au-
ßerhalb NRWs kann das sowieso niemand verste-
hen. 

Wie richtig diese Feststellung ist, hat uns die Anhö-
rung im Wirtschaftsausschuss zur Gründerkultur in 
der vergangenen Woche eindrücklich gezeigt. So 
sehr wir dieser neuen Prämisse zustimmen, so rich-
tig ist es auch, zu erkennen, dass der digitale Wan-
del zu einer Vielzahl von alles umwälzenden, auch 
„disruptiv“ genannten Geschäftsmodellen führen 
wird. 

Doch so erschreckend gestrig ist weiterhin Ihr wirt-
schaftspolitisches Instrumentarium. Ob die Regie-
rung nun gerade schwarz-gelb-, schwarz-rot- oder 
rot-grün-farbig ist, spielt dabei keine Rolle. 

In der Subventionierung der Steinkohle geben Sie 
Jahr für Jahr weiterhin dreistellige Millionenbeträge 
aus; 2016 sind es 165 Millionen €. Und der Herr 
Wirtschaftsminister will es uns als seinen Erfolg ver-
kaufen, wenn er für die Förderung der digitalen 
Wirtschaft zusätzlich noch 5 Millionen € übrig hat. 
So wollen Sie also den digitalen Wandel gestalten? 
Das kann nicht Ihr Ernst sein! 

(Beifall von den PIRATEN) 

Genau der gleiche Denkansatz aus der digitalen 
Steinzeit zieht sich durch das gesamte Handeln 
einstiger und gegenwärtiger Regierungskoalitionen. 
So diskutieren wir immer wieder aufs Neue darüber, 

Gewerbegebiete mit Glasfaserkabeln zu versehen. 
Sehr schön! Nur, der neue Start-up-Gründer wird 
dort nicht zu finden sein oder – wie es einer der 
Sachverständigen so schön formuliert hat – dort 
„nicht tot über dem Zaun hängen wollen“; so hörten 
wir das in der Anhörung in der letzten Woche. 

Dass sich digitale Gründungen heutzutage ganz 
woanders vollziehen, und dass wir deswegen in 
NRW ein flächendeckendes Glasfasernetz bis in je-
des einzelne Gebäude benötigen – diese Erkennt-
nis wird offenbar noch einige Zeit brauchen. Aber 
dann wird es möglicherweise schon zu spät sein. 
Derweil stecken Sie die knappen Fördermittel in die 
Technologie der 90er-Jahre, in Kupferkabel. 

Zappenduster wird es hingegen, wenn man sich die 
netzpolitischen Rahmenbedingungen in unserem 
Land anschaut: Störerhaftung, Netzneutralität, Web-
Sperren, Leistungsschutzrecht. – Man muss sich 
das mal auf der Zunge zergehen lassen! Sie legen 
uns hier einen solchen Antrag vor, während Ihre 
Parteifreunde in Berlin und Brüssel dabei sind,  

(Beifall von den PIRATEN) 

die Netzneutralität abzuschaffen oder betagte Medi-
envertriebsmodelle per Gesetz zu subventionieren. 

(Daniel Düngel [PIRATEN]: Das kann Herr 
Stein ja nicht wissen!) 

– Stimmt. 

Erklären Sie so was mal einem Start-up-Gründer. 
Der wird es vorziehen, sich den Flüchtlingsströmen 
von Gründern aus Deutschland in die USA anzu-
schließen, statt hier in NRW seine Chance zu su-
chen. 

Um es zusammenzufassen: Wir brauchen nicht ein 
Umdenken hier und da. Wir brauchen einen kom-
plett neuen Denkansatz, was sowohl die Chancen 
als auch die Risiken des digitalen Wirbelsturms – 
wie Sie das nennen – angeht. Nicht nur, dass Sie 
denjenigen nichts anbieten können, die in dieser di-
gitalen Revolution ihre neue Existenzgrundlage su-
chen, Sie haben auch denjenigen nichts anzubie-
ten, die in den beginnenden Prozessen ihre Exis-
tenzgrundlage verlieren werden. Sollten Sie so fort-
fahren wie bisher, werden das jedenfalls eher mehr 
als weniger Menschen sein. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schwerd. – Für die Landesregierung hat 
jetzt Herr Minister Duin das Wort. 

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, In-
dustrie, Mittelstand und Handwerk: Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Er-
lauben Sie mir eingangs eine Bemerkung: Sehr ge-
ehrter Herr Schwerd, angesichts der Debatte, die 
wir heute hier geführt haben, angesichts der Situati-
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on, in der sich die Bundesrepublik Deutschland ak-
tuell befindet – wenn Sie da im Zusammenhang mit 
Gründern von „Flüchtlingsströmen“ in Richtung USA 
sprechen, finde ich das absolut stillos und unpas-
send. 

(Beifall von der SPD, der CDU und der FDP) 

Im Übrigen haben Sie leider gar nichts zu dem An-
trag gesagt, mit dem man sich ja inhaltlich durchaus 
auseinandersetzen kann.  

Ich will noch einmal auf die Historie dieses Vor-
schlags, fünf Hubs in einem ersten Aufschlag zu bil-
den, eingehen. Herr Stein weiß es eigentlich sehr 
genau, weil er dieses Thema ja nicht erst verfolgt, 
seit er der CDU-Fraktion angehört.  

Ich habe gemeinsam mit Prof. Kollmann einen Bei-
rat Digitale Wirtschaft einberufen, weil ich gesagt 
habe: Die digitale Strategie, die dieses Land 
braucht, sollte nicht in den Ministerien erdacht wer-
den, sondern sie sollte gemeinsam mit den Exper-
ten, die wir in diesem Land zu diesem Thema ha-
ben, besprochen werden.  

Ich habe bisher auch keine Kritik beispielsweise an 
der Zusammensetzung dieses Beirates gehört. Dort 
sitzen ungefähr 30 Menschen aus sechs verschie-
denen Gruppierungen zusammen. Da sitzt die In-
dustrie, da sitzt der Mittelstand, da sitzen Multiplika-
toren, da sitzen Start-ups, da sitzen Finanziers, die 
sich mit der Finanzierung von Start-ups ausge-
zeichnet auskennen. Sie wollen im positivsten Sinne 
patriotisch mithelfen, damit Nordrhein-Westfalen 
aus der jetzigen Situation schnell herauskommt; 
denn die ist in der Tat unbefriedigend. Das wird 
überhaupt nicht bestritten; deswegen machen wir 
das ja.  

Dieser Beirat hat dann eine ganze Reihe von Maß-
nahmen vorgeschlagen, sieben sehr konkrete Punk-
te. Jetzt kommen Sie mit diesem Antrag und neh-
men sich einen heraus. Da Sie vorhin Umkehr-
schlüsse gemacht haben, ziehe ich jetzt auch mal 
einen Umkehrschluss, nämlich dass die anderen 
sechs Maßnahmen auf Ihre Zustimmung treffen, 
was ja erfreulich wäre. Diese eine nehmen Sie jetzt 
aber heraus und sagen: fünf Hubs.  

(Zuruf von der CDU) 

– Ja, Sie wollen auch noch andere Anträge schrei-
ben; das ist mir schon klar. – Jetzt nehmen Sie je-
denfalls dieses eine Thema heraus und sagen, fünf 
Hubs seien falsch; wir bräuchten nur einen Hub.  

Ich bin mal sehr gespannt: Wenn wir das so ge-
macht hätten – aber das kann man ja nur erahnen – 
und gesagt hätten: „Wir machen einen Hub“, und 
hätten irgendwann dazu auch eine örtliche Ent-
scheidung getroffen, dann bin ich mir ziemlich si-
cher, dass die CDU-Fraktion die Erste gewesen wä-
re, die gesagt hätte: Zwei brauchen wir mindestens, 
einen im Rheinland und einen in Westfalen, damit 
das auch ordentlich und gerecht ist.  

(Lukas Lamla [PIRATEN]: Drei!) 

– Und die Kollegen aus Lippe hätten dann den drit-
ten verlangt.  

(Lukas Lamla [PIRATEN]: Ja!) 

Damit Sie alle auch gleich Klarheit haben: Wir ha-
ben jetzt fünf Hubs aufgerufen, weil das die Idee in 
diesem Beirat war und das auch von den finanziel-
len Möglichkeiten her eine realistische Größenord-
nung zu sein scheint. Wir werden das aber nicht 
nach dem Prinzip „Gießkanne“ machen und, weil 
wir fünf Bezirksregierungen haben, sagen: Jeder 
bekommt einen. – So werden wir das nicht machen. 

Es geht hier vielmehr wirklich darum, dass wir vor 
Ort in einem polyzentrischen Land, das Nordrhein-
Westfalen nun einmal ist … Wenn ich in Berlin wä-
re, bräuchte ich natürlich nicht fünf Hubs an ver-
schiedenen Orten, damit die Stadtteile da irgendwie 
abgedeckt sind, sondern dann kann ich das in der 
Stadt machen. Die Situation in Nordrhein-Westfalen 
ist eine grundlegend andere.  

Wenn wir uns einerseits klarmachen, was ein Hub 
eigentlich bewirken soll – nämlich die Start-ups und 
die Gründungsfinanzierung vorantreiben –, und 
wenn wir andererseits an die Schnittstellen heran-
gehen zu unserem starken Mittelstand, und wenn 
Sie sich dann die Struktur des Mittelstandes in 
Nordrhein-Westfalen ansehen, dann werden Sie 
sehr schnell feststellen, dass es aufgrund der Un-
terschiede in den einzelnen Regionen sinnvoll ist, 
diese Dinge nicht an einem Punkt zu konzentrieren, 
sondern ins Land hineinzugeben. 

Ich bin sehr gespannt, ob beispielsweise Herr Kufen 
in Essen diese Initiative, die in Essen schon auf den 
Weg gebracht worden ist, weiterverfolgen wird, 
nämlich: angefangen bei dem größten Unterneh-
men, das in der Stadt ist, bis hin zu Start-ups über 
die örtliche Sparkasse unter Einbeziehung der Uni-
versität Duisburg/Essen alle Akteure an einen Tisch 
zu holen und zu sagen: Wir haben gehört, es soll 
Hubs geben, und da wird es ein Wettbewerbsver-
fahren geben; wir in Essen wollen uns auf den Weg 
machen – alle Akteure zusammen –, wir wollen am 
Ende den Zuschlag bekommen. 

Ich höre das in nahezu jeder Stadt ab 100.000 Ein-
wohnern in Nordrhein-Westfalen mittlerweile, dass 
sie sagen: Wie werden denn die Bedingungen sein? 
Wir wollen da gerne mitmachen; denn wir haben 
durchaus das Potenzial, diese Schnittstelle abzubil-
den. – Ich bin ganz sicher, dass auch die größten 
Städte, wo das stärkste Gründungsgeschehen be-
zogen auf Start-ups festzustellen ist – Köln, Düssel-
dorf, Dortmund –, ebenfalls mit in die Bewerbung 
gehen und sagen werden: Wir sind der richtige Ort 
dafür. 

Also, meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
abschließend mit einem anderen Beispiel aus der 
letzten Woche belegen, dass die dezentrale Heran-
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gehensweise die richtige ist. Wir haben organisiert, 
dass wesentliche Akteure sich beim Bund um das 
Thema „Mittelstand 4.0“ gemeinsam beworben ha-
ben; dass die OWL-Initiative, dass Fraunhofer in 
Dortmund, aber auch die RWTH Aachen ihre Be-
werbung abgegeben haben, dass sie dies aber un-
ter einem Dach gemacht haben – und das hat den 
Erfolg gebracht. Teil der Struktur dieses gemeinsa-
men Antrages war jedoch, dass es drei Hubs gibt – 
nämlich einen in Lemgo, einen in Dortmund und ei-
nen in Aachen.  

Auch das ist ein Beweis dafür, dass die dezentrale 
Herangehensweise auch bei dem so wichtigen 
Thema „Start-ups“ für Nordrhein-Westfalen die rich-
tige Wahl ist und wir das nicht auf einen einzigen 
Ort konzentrieren sollten. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. – 
Das bleibt auch so. Dann schließe ich die Debatte. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
Drucksache 16/9797. Der Ältestenrat empfiehlt die 
Überweisung des Antrags an den Ausschuss für 
Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand und 
Handwerk. Dort soll die abschließende Abstim-
mung in öffentlicher Sitzung erfolgen. Ist jemand 
dagegen? – Nein. Enthaltungen? – Auch nicht. 
Dann haben wir so entschieden. 

Ich rufe auf: 

6 Schutzsuchende ans Netz – freien und offe-
nen Internetzugang in den Erstaufnahme- und 
zentralen Unterbringungseinrichtungen be-
reitstellen 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/9784 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/9882 

Ich eröffne die Aussprache, und Herr Kollege Lamla 
hat für die Piraten das Wort. 

Lukas Lamla (PIRATEN): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Zu-
schauer am Stream! Die Versorgung von Geflüchte-
ten ist eine der Herausforderungen, der wir uns hier 
in Europa stellen müssen. Tag für Tag arbeiten viele 
Tausende Menschen – darunter viele Ehrenamtli-
che – dafür, den Schutzsuchenden eine men-
schenwürdige Existenz zu ermöglichen.  

Trotz vieler Probleme und Sprachbarrieren halten 
die Menschen bei uns im Land zusammen und ar-
beiten daran, unsere Gesellschaft zukunftsfähig zu 
machen. Dafür haben sie unsere volle Anerkennung 
und Unterstützung verdient.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Auch in den sozialen Netzwerken organisieren sich 
die Menschen. Sie gründen Gruppen, sammeln 
Kleider, sammeln Sachspenden, organisieren Hilfs-
angebote und Sprachkurse. Ohne das Netz wäre 
diese schnelle Hilfe oftmals nicht möglich.  

Das digitale Zeitalter hat aber nicht nur bei uns vie-
les verändert. Weltweit gehören Smartphones – und 
damit der Zugang zum Internet – zum Mittelpunkte 
des Alltags. So verwundert es nicht, dass die Ver-
triebenen heute meist nur ein Smartphone bei sich 
tragen, auf dem jedoch ihre wertvollsten Schätze zu 
finden sind: Familienfotos, Bilder aus der Heimat, 
abfotografierte Zeugnisse von Schulen und Univer-
sitäten, Geburtsurkunden und nicht zuletzt Telefon-
nummern und E-Mail-Adressen von Verwandten, 
Freunden und Begleitern. 

Dokumente aus Papier haben in der Regel die Rei-
se über das Meer in einem Boot nicht überstan-
den – im Gegensatz zu einem kleinen, mehrfach in 
Folie eingepackten Handy. Meist sind die Inhalte auf 
den Smartphones der einzige verbliebene Nachweis 
der Identität der Menschen. Das ist – neben ihrem 
Leben und ihren Familien – das Kostbarste, was sie 
noch besitzen. 

So verwundert es nicht, dass die Flüchtlingshilfe in 
der heutigen Zeit auch einen Fokus auf die digitale 
Teilhabe richten muss. Geflüchtete suchen nach ih-
rer Ankunft häufig Zugang zum Internet. Man will 
der Familie in der Heimat sagen, dass man ange-
kommen ist und dass es einem gut geht. Man will 
auch schauen, wo sich andere Familienmitglieder 
befinden, die auf der Flucht getrennt worden sind, 
und ob sie überhaupt noch leben. 

Jeder, der einmal erlebt hat, welche Erleichterung in 
den Augen der Menschen zu sehen ist, wenn ihr 
Smartphone anzeigt, dass eine Verbindung zum In-
ternet besteht, wird wissen, wie wichtig ein barriere-
freier Zugang zum Internet für diese Menschen ist. 
Wer dann auch noch sieht, wie ganze Familien den 
Zugang zum Internet nutzen, um aus eigenem An-
trieb heraus die deutsche Sprache zu nutzen, dem 
wird klar, wie groß der Integrationswille ist. Es wer-
den Onlinesprachkurse gemacht sowie TV-
Programme und Videos in einfacher Sprache ge-
schaut. Schon die Kleinsten dort versuchen, nach-
zuplappern, was sie dort gerade hören. 

Doch Internetzugänge in Unterbringungen für Ge-
flüchtete sind heute eher die Ausnahme als die Re-
gel. Meist sind es private Personen, die diesen Be-
darf erkannt haben und sich darum bemühen, Abhil-
fe zu schaffen. Allen voran sind hier die Freifunker 
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und Freifunkerinnen zu nennen, die aktuell viel Zeit 
investieren, 

(Beifall von den PIRATEN) 

Bewohner in der Nähe von Unterbringungseinrich-
tungen zu überzeugen, einen Teil ihrer Internetka-
pazität für Geflüchtete freizugeben – trotz Störerhaf-
tung und anderer Monsterkonstrukte in der Geset-
zeswelt. Mit viel Aufwand wird dieses WLAN dann 
teils über weite Strecken in die Unterkünfte ge-
bracht. Das gelingt aber nicht immer. Auch die Frei-
funker und Freifunkerinnen sowie die Freifunkverei-
ne stoßen an ihre Belastungsgrenzen. 

Diese Situation können wir heute mit einer einfa-
chen politischen Entscheidung verbessern, wenn 
wir alle der Meinung sind, dass ein Internetzugang 
neben Strom und Wasser zur Grundausstattung ei-
ner Geflüchtetenunterkunft gehören soll. Dann wür-
den wir einen großen Beitrag zur Verbesserung der 
aktuellen Situation leisten. 

Ich würde mich daher freuen, wenn Sie unserem 
Antrag zustimmen würden. Vermutlich werden Sie 
das aber nicht tun, da just heute von Rot-Grün ein 
eigener Entschließungsantrag veröffentlicht wurde. 
Ich wundere mich schon, dass in diesem ausge-
rechnet die Telekom so massiv in den Vordergrund 
geschoben wird. Nur am Rande: Ausgerechnet die 
Telekom ist es, die mit Abmahnanwälten wegen an-
geblicher Urheberrechtsverletzungen gegen Frei-
funkinitiativen vorgeht. 

Auch sehr bedauerlich ist, dass nach dem rot-
grünen Antrag ausschließlich Regelunterbringungs-
einrichtungen mit Hotspots ausgestattet werden sol-
len. Zum einen ist das besonders traurig, weil neben 
den ca. 20 Regelunterbringungseinrichtungen noch 
über 100 weitere Notunterkünfte und Zeltstädte in 
NRW existieren. Diese sollen anscheinend nicht 
mitberücksichtigt werden. 

Der Begriff „Hotspot“ ist zudem vermutlich aus der 
Feder der Telekom-Marketingabteilung gekommen. 
Was Sie, meine Damen und Herren von Rot-Grün, 
wahrscheinlich meinen, sind Access Points. Da gibt 
es einen deutlichen Unterschied vor allem auf der 
technischen Ebene; denn ein Hotspot lässt keine 
Konnektivität zwischen den Clients zu. Das ist also 
genau das Gegenteil der Ziele der Freifunkinitiati-
ven. 

Wir werden daher die Forderungen des rot-grünen 
Antrages in Einzelabstimmungen behandeln und 
uns bei den Forderungen 1 und 2 enthalten, da wir 
zwar die grobe Richtung begrüßen, diesen Antrag 
aber so nicht mittragen werden. 

Dem Punkt 3 stimmen wir zu, da die Freifunkinitiati-
ven eine wichtige Schlüsselposition innehaben. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lamla. – Für die Fraktion der SPD 
spricht Herr Kollege Stotko. 

Thomas Stotko (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu Recht ha-
ben wir in den letzten Monaten mit großer Regel-
mäßigkeit viele Anträge, die sich mit dem Thema 
„Flüchtlinge – Integration und Willkommenskultur“ 
beschäftigen. Gerne kritisiere ich ja auch einmal, 
wenn die Piraten hier Anträge einreichen, entweder 
den Antrag selber, seinen Duktus oder was auch 
immer. Hier will ich für die SPD-Fraktion ausdrück-
lich sowohl für Ihren Antrag als auch für Ihre Rede, 
Herr Kollege Lamla, ein Lob aussprechen. Das ma-
che ich, wie Sie alle wissen, selten. 

Bis auf den letzten Teil – das will ich jetzt einmal 
deutlich sagen – war das, was Sie als Grund für 
diesen Antrag angegeben haben, genau das, was 
auch uns in unserem Entschließungsantrag um-
treibt, nämlich die Tatsache, dass Menschen, die zu 
uns kommen, schon genug Barrieren vorfinden, 
wenn es darum geht, sich bei uns einzuleben und 
den Kontakt zu ihren Familien aus den Fluchtorten 
zu halten. Da ist diese pragmatische Idee nach un-
serer Meinung sicher richtig, bei den Unterbrin-
gungseinrichtungen generell eine Möglichkeit zu 
schaffen, kostenlos das Internet nutzen zu können. 

Dieses wichtige Ziel einer Willkommenskultur ist 
eben auch eine Frage von Integration. Es geht, wie 
Sie zu Recht gesagt haben, einerseits um Sprache, 
Übersetzungshilfen und Ähnliches. Wir haben aber 
auch zum Beispiel in meiner Heimatstadt Witten – 
für zahlreiche andere Kommunen gilt das ebenfalls- 
ausreichend Apps oder andere Angebote für Flücht-
linge, um Kleidung, Essen und Ansprechpartner zu 
finden. Alles das kann man nur nutzen, wenn man 
mit seinem Smartphone irgendwie kostenlos ins In-
ternet kommt. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Herr-
mann zulassen? 

Thomas Stotko (SPD): Wenn er das dringend 
wünscht. – Kollege Herrmann, gerne. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank, Herr 
Stotko, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Sie 
begrüßen jetzt die barrierefreien Internetzugänge in 
den Aufnahmeeinrichtungen. Ich möchte Sie fragen: 
Warum haben Sie das denn vor zwei Jahren, als wir 
das im Rahmen des Antrags für eine Neukonzepti-
on der Flüchtlingsaufnahme schon einmal beantragt 
haben, noch abgelehnt? 
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Thomas Stotko (SPD): Erstens. Vor zwei Jahren 
waren wir nicht so weit, wie es jetzt der Fall ist. Zu 
dem Zeitpunkt sind wir noch fest davon ausgegan-
gen, dass die Menschen nur für einen kurzen Zeit-
raum in den Unterbringungseinrichtungen sind. Wir 
wissen inzwischen, dass das nicht unbedingt der 
Fall ist. 

Zweitens. Wir hatten nicht diese große Menge an 
Unterbringungseinrichtungen. 

Sie mögen der Meinung sein, dass man das schon 
vor zwei Jahren hätte machen können. Letztendlich 
können wir gerne darüber streiten. 

Es bleibt dabei: Die Idee, die in Ihrem Antrag ver-
folgt wird, ist richtig. Dennoch können wir dem An-
trag in dieser Form nicht zustimmen, weil er sehr 
stark nur auf etwas rekurriert, was wir hier im Som-
mer gemeinsam gelobt haben, nämlich das Enga-
gement der Freifunkerinnen und Freifunker.  

Hätten Sie uns zu diesem Antrag einmal gefragt, 
hätten wir Ihnen gesagt, was uns nicht gefällt. Dann 
hätten wir das auch zusammen machen können. 
Ein solches Ziel haben Sie ja nicht verfolgt, will ich 
deutlich formulieren. 

Deshalb will ich nur noch einmal sagen: Wenn Sie 
es allein auf Freifunkinitiativen beschränken, finden 
wir das zu dürftig. Wir stellen auch die Telekom 
nicht heraus. In unserem Entschließungsantrag 
steht ausdrücklich, dass wir die Initiativen der Tele-
kommunikationsanbieter unterstützen. Meines Er-
achtens müssen wir auch die Offenheit haben, dass 
sowohl Freifunker wie bei mir in Witten eine Notun-
terkunft versorgen können als auch in anderen 
Kommunen Freifunker oder Telekommunikationsun-
ternehmen dieses Angebot machen können. 

Deshalb waren wir der festen Auffassung, dass wir 
Ihrem Antrag in dieser Form nicht zustimmen kön-
nen. Wir bitten um Zustimmung zu unserem Ent-
schließungsantrag. – Besten Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Stotko. – Als Nächster spricht für die 
CDU-Fraktion der Kollege Hendriks. 

Heiko Hendriks (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Gute Politik beginnt 
mit einem Blick auf die Realität. Wie sieht diese Re-
alität aus? Wir haben es heute Morgen gehört: 
Hunderttausende Flüchtlinge kommen nach 
Deutschland. Ungefähr 15.000 Menschen davon 
kommen pro Woche nach NRW. Das ist eine gewal-
tige Herausforderung. 

Wir haben heute Morgen bestätigt bekommen, dass 
allein bei der Registrierung dieser vielen Menschen 
Schwierigkeiten bestehen. Wir haben Schwierigkei-
ten, ordnungsgemäß erstaufzunehmen. Der medizi-

nische Check-up, die medizinische Erstversorgung, 
hat eine hohe Priorität. Diese Priorität gilt es zu er-
füllen. 

Damit Sie mich nicht falsch verstehen, meine Da-
men und Herren: Das, was die Piraten hier anspre-
chen, ist durchaus sinnvoll. Auch Flüchtlinge müs-
sen die Möglichkeit bekommen, unproblematisch 
das Netz zu benutzen, um Informationen nach Hau-
se zu schicken und Kontakt zu Verwandten und 
Freunden zu halten. Es stellt sich allerdings die 
Frage: Welche Priorität hat dies? Ist es eine erste 
Priorität oder eine zweite Priorität? 

Unter Abwägung aller Gesichtspunkte kommt die 
CDU-Fraktion zu dem Schluss, dass dies zwar ein 
wichtiges Anliegen ist, aber nicht erste Priorität. Ers-
te Priorität haben eine Registrierung, eine men-
schenwürdige Unterbringung, der medizinische 
Check-up, die medizinische Erstversorgung usw. 
Danach kann man dann auch die Frage stellen: In-
wieweit kann das Land helfen, den Zugang zum 
WLAN auch für Flüchtlinge in den entsprechenden 
Einrichtungen zu bewerkstelligen? 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege 
Hendriks, würden Sie eine Zwischenfrage des Kol-
legen Olejak zulassen? 

Heiko Hendriks (CDU): Ich will gerne erst den Ge-
danken zu Ende führen. Danach beantworte ich 
gerne die Frage. 

Inwieweit kann das Land helfen, dieses zu bewerk-
stelligen? Da sind die Idee des Freifunks und vor 
allem die bisherige Arbeit, die die Freifunkinitiativen 
leisten, sehr sinnvoll. Diese Idee gilt es durchaus 
weiterzuverfolgen – auch in dem Sinne, dass das 
Land dort kooperiert und hilft. Wir kennen Beispiele 
aus Münster, aber auch aus meiner Heimatstadt 
Mülheim an der Ruhr, wo der Aufbau von freiem 
WLAN sehr unbürokratisch und unkompliziert funk-
tioniert. Dann muss das Land auch nicht groß hel-
fen. Es kann vielleicht zusätzlich Hilfestellungen ge-
ben, dass diese Freifunkinitiativen entsprechend 
handeln können. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier aber nicht 
nur den Blick darauf zu richten, was es möglicher-
weise zu schaffen gilt, sondern auch auf die Istsitua-
tion zu schauen. Da bleiben wir dabei: Es ist schon 
eine enorme Herausforderung für uns, überhaupt zu 
bewerkstelligen, dass die Erstregistrierung funktio-
niert und dass wir die Menschen menschenwürdig 
unterbringen. Das gilt für das Land, aber insbeson-
dere auch für die Kommunen. Hier und da geht es 
in Kommunen nur noch darum, Obdachlosigkeit zu 
vermeiden. 

Im Rahmen dieser Prioritätensetzung sind wir der 
Überzeugung, dass die Schaffung von WLAN eine 
Priorität sein kann. Sie steht zurzeit aber noch nicht 
an erster Stelle. 
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Der jetzt vorliegende Entschließungsantrag der rot-
grünen Fraktionen ist natürlich in erster Linie des-
wegen entstanden, weil man dem Antrag der Pira-
tenfraktion nicht zustimmen wollte. Er enthält zum 
Teil Modifikationen. Das hat Herr Lamla hier auch 
schon dargestellt. Wären Sie von SPD und Grünen 
tatsächlich so überzeugt davon gewesen, dass das 
jetzt eine erste Priorität hat, dann hätten Sie den 
Antrag selber stellen können. Das haben Sie nicht 
gemacht. Sie sind auf den Antrag der Fraktion der 
Piraten aufgesprungen. 

Credo: Unsere Fraktion wird sich bei beiden Anträ-
gen enthalten, weil wir den Zeitpunkt nicht als den 
richtigen ansehen, das grundsätzliche Ziel aber 
durchaus teilen. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

Jetzt beantworte ich gerne auch die Frage, wenn sie 
noch aktuell ist. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Das war aller-
dings, wie ich hinterher festgestellt habe, der Kolle-
ge Düngel, der auf dem Platz von Herrn Olejak 
saß. – Bitte schön, Herr Kollege. 

Daniel Düngel (PIRATEN): Wir haben wieder bunt 
durchgewürfelt. Ich bitte vielmals um Nachsicht, 
Herr Präsident. 

Herr Kollege Hendriks, ich überlege die ganze Zeit – 
ich bin ja gerne gewillt, noch dazuzulernen –: Wie 
genau können die Freifunker, die wir in unserem 
Antrag letztendlich adressieren, wie wir schon fest-
gestellt haben, zum Beispiel bei der Registrierung 
oder bei der medizinischen Erstversorgung der 
Flüchtlinge helfen? Nach meinem Verständnis geht 
das parallel. Vielleicht können Sie mir aber diese 
Frage beantworten. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön, 
Herr Kollege. 

Heiko Hendriks (CDU): Ehrlich gesagt, das ist eine 
sehr ungewöhnliche Frage, die Sie mir stellen; denn 
das eine hat mit dem anderen nichts tun. Das habe 
ich auch nicht gesagt. 

Bei den Freifunkern ist es aber wie folgt: Was sie 
tun, ist ehrenamtliches Engagement. Wenn das 
Land entsprechende Hilfestellungen gewährt, damit 
der WLAN-Transport in die Flüchtlingsheime durch 
den Freifunk schnell vorangehen kann, ist das si-
cherlich eine gute Aktion. Deswegen habe ich un-
terstrichen, dass die in Punkt 2 Ihres Antrags erho-
bene Forderung von unserer Fraktion generell be-
grüßt wird. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hendriks. – Das war das Ende der 
Rede, soweit ich es mitbekommen habe. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht der 
Kollege Bolte. 

Matthi Bolte
*)
 (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-

leginnen, liebe Kollegen! Herr Kollege Hendriks, ich 
habe, ehrlich gesagt, auch nicht richtig begriffen, 
was jetzt eigentlich Ihr Problem ist. Sie haben vom 
falschen Zeitpunkt bzw. einer falschen Priorisierung 
geredet. Ich meine, der Kollege Lamla hat doch 
richtig dargelegt, welchen Stellenwert Kommunikati-
on in die Heimat für die Menschen hat, die nach 
Nordrhein-Westfalen kommen und auf der Flucht 
vor Verfolgung und Not sind. Dann einfach zu sa-
gen: „Das ist irgendwie nicht der richtige Zeitpunkt; 
das passt uns jetzt nicht in den Kram; die haben 
doch alle Smartphones“, finde ich schwierig. 

Nichtsdestotrotz scheinen wir mit unserem rot-
grünen Entschließungsantrag gar nicht so falsch zu 
liegen. Wenn die CDU sagt, wir gingen viel zu weit, 
und die Piratenfraktion sagt, wir gingen nicht weit 
genug, scheint es wohl so zu sein, dass wir es eini-
germaßen getroffen haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich finde es gut, 
dass im bisherigen Verlauf der Debatte deutlich 
wurde, dass wir uns in der Zielrichtung einig sind 
und dass wir uns auch darin einig sind, dass Smart-
phones und die Kommunikation in die Heimat mit 
den Angehörigen, mit Familienmitgliedern, mit 
Freundinnen und Freunden gerade für Menschen, 
die auf der Flucht vor Verfolgung und Not sind, eine 
sehr hohe Relevanz haben und dass sie darin un-
terstützt werden müssen. 

Jeder von uns kennt das: Nach einer längeren Rei-
se geht natürlich der erste Griff zum Handy, und wir 
sagen unseren Lieben zu Hause, dass wir gut an-
gekommen sind. Nun ist – das will ich überhaupt 
nicht verkennen – eine Reise, wie wir sie kennen, 
mit einer Flucht vor Verfolgung und Not überhaupt 
nicht vergleichbar. Diese Menschen sind in eine un-
gewisse Zukunft aufgebrochen. Sie haben ihre 
Heimat, ihre Freunde und ihre Angehörigen zurück-
gelassen. Manche haben auf dem Weg Familienan-
gehörige aus den Augen verloren. Ihre Freunde und 
die Menschen, die ihnen unterwegs geholfen ha-
ben, sind vielleicht in einem anderen Land gestran-
det. 

Sie brauchen den Kontakt, und sie brauchen die 
Unterstützung. Dabei wollen wir sie natürlich unter-
stützen; denn wir sehen auch, dass Smartphones 
oft die einzige Verbindung dieser Menschen zu ih-
ren Angehörigen sind. Darüber hinaus sind sie auch 
ein Speicher für relevante Dokumente und wichtige 
private Erinnerungen. 

Wir wollen diese Verbindungen erleichtern. Da wol-
len wir Brücken zwischen den Welten schlagen. Ge-
rade für Menschen, deren Flucht hier in Nordrhein-
Westfalen ihr vorläufiges Ende findet, sind Dienste 
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wie Skype und WhatsApp ein wichtiger Weg der 
Kontaktaufnahme. Über freie WLAN-Zugänge kann 
das kostenlos erfolgen. Dadurch schaffen wir mas-
sive Erleichterungen für diese Menschen. 

Insofern ist Kommunikation per Smartphone längst 
kein Luxusprodukt mehr. Viele von uns kennen das 
aus Debatten, in denen es heißt: Die haben doch 
alle Smartphones. Die leben hier ja in Saus und 
Braus. – Das ist natürlich nicht so. Ich finde es gut, 
dass solche Ressentiments in dieser Debatte nicht 
gefallen sind. Denn natürlich ist Kommunikation per 
Smartphone kein Luxusprodukt. Vielmehr erleich-
tern Smartphones Menschen, die eine wirklich 
schlimme Flucht hinter sich haben, die Kontaktauf-
nahme in die Heimat. Außerdem – auch in dieser 
Hinsicht spielen sie eine ganz wichtige Rolle – er-
leichtern sie durch viele Angebote konkret die In-
tegration vor Ort. 

Der Kollege Lamla hat uns gerade dafür kritisiert, 
dass wir in unserem Entschließungsantrag die Te-
lekommunikationswirtschaft und ihre Initiativen be-
grüßt haben. Das eine zu tun, heißt natürlich nicht, 
das Engagement der anderen kleinzureden. Das 
will ich an dieser Stelle ganz klar sagen. Deshalb 
haben wir in unserem Text auch ganz eindeutig er-
wähnt, dass das Engagement der einen nicht zulas-
ten des Engagements der anderen geht. Aber wir 
sagen schon: Die aktuelle Flüchtlingssituation ist 
eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung. Da-
ran müssen auch alle mitwirken. 

Deswegen ist es auch in Ordnung, erst einmal zu 
begrüßen, was beispielsweise die Deutsche Tele-
kom gemacht hat. Ich habe sie von diesem Pult aus 
schon oft genug kritisiert. In diesem Zusammen-
hang hat sie aber, wie ich finde, etwas durchaus 
Richtiges gemacht. Sie hat nämlich gesagt: Wir be-
teiligen uns daran. – Auch Unitymedia hat das ge-
sagt. Das darf man dann auch durchaus einmal lo-
bend erwähnen, finde ich, ohne das Engagement 
der Freifunkerinnen und Freifunker kleinreden zu 
wollen. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kollegen 
Lamla zulassen? 

Matthi Bolte
*)
 (GRÜNE): Sehr gerne. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Bitte schön. 

Lukas Lamla (PIRATEN): Vielen Dank, Herr Bolte, 
für die Zulassung der Zwischenfrage. – Sind Sie be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, dass ich lediglich die 
prominente Heraushebung der Deutschen Telekom 
in diesem Antrag kritisiert habe, nicht das Engage-
ment der Kommunikationswirtschaft an sich? 

Matthi Bolte
*)
 (GRÜNE): Ja, das nehme ich zur 

Kenntnis. Ich würde mich natürlich freuen, wenn Sie 
im Gegenzug zur Kenntnis nehmen würden, dass 
wir hier keine Marketingveranstaltung für die Deut-
sche Telekom gemacht haben und auch keine Ver-
anstaltung, die das Engagement der einen oder an-
deren Seite kleinreden will. 

Lieber Herr Kollege Lamla, wenn man an die Text-
arbeit geht, kann es immer vorkommen, dass Sie an 
der einen oder anderen Stelle andere technische 
Begriffe wählen und sagen würden: Statt „Hotspots“ 
hätte man eigentlich „Access Points“ schreiben 
müssen. – Wir wissen ungefähr, was damit gemeint 
war, glaube ich. Ich bin gern bereit, das zuzugeste-
hen. Das ist völlig okay. 

Nichtsdestotrotz sind wir uns wohl in der Zielrich-
tung einig. Gerade bei den Regelunterbringungsein-
richtungen ist es wichtig, zu sagen, dass es tatsäch-
lich um Standardfragen geht. Insofern finde ich es 
sehr relevant, dass wir das in unserem Antrag wirk-
lich als Standard vorgesehen haben. Meiner Ansicht 
nach gehen wir auch tatsächlich ein Stück weit über 
das hinaus, was in Ihrem ursprünglichen Antrag 
steht. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Das war jetzt 
das Ende der Antwort? Das müssen wir ja bei der 
Zeitmessung berücksichtigen. 

Matthi Bolte
*)
 (GRÜNE): Ja, das war das Ende der 

Antwort, sehr geehrter Herr Präsident. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Gut. Dann kön-
nen wir jetzt wieder die Uhr einstellen. – Danke 
schön. 

Matthi Bolte
*)
 (GRÜNE): Wenn Sie erlauben, würde 

ich gerne noch den letzten Satz sagen. Darf ich? – 
Gut. 

Die Ministerpräsidentin sagte heute Morgen, dass 
auf die Wochen und Monate der Willkommenskul-
tur, die jetzt hinter uns liegen, nun Jahre des Will-
kommens und der Integration folgen müssen. Das 
Internet bietet dafür großartige Möglichkeiten. Nut-
zen wir sie! – Ganz herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bolte. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Dr. Stamp. 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der Kollege 
Hendriks hat, wie ich finde, hier sehr gute Ausfüh-
rungen gemacht. Ich habe heute Morgen in der Ge-
neraldebatte die Unterschiede, die zwischen uns 
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und der CDU bestehen, deutlich gemacht. An dieser 
Stelle habe ich hingegen nicht viel hinzuzufügen. 

Ich möchte nur noch einmal sagen, dass es ausge-
sprochen gut ist, privatwirtschaftliches Engagement 
zu haben, das dafür sorgt, dort, wo es möglich ist, 
tatsächlich WLAN zu empfangen. Ich finde es toll, 
dass sich Ehrenamtler wie die Freifunker engagie-
ren. Das ist wertzuschätzen; das ist gar keine Fra-
ge. 

Nichtsdestotrotz ist es in der momentanen Situation, 
in der wir versuchen, Obdachlosigkeit zu vermeiden, 
das falsche Signal und die falsche Herangehens-
weise, den Internetzugang obligatorisch für alle Ein-
richtungen zu fordern.  

Deswegen lehnen wir den Antrag der Piraten ab 
und enthalten uns bei dem Entschließungsantrag 
von Rot-Grün. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Dr. Stamp. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Jäger.  

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für diejenigen, die bei 
uns Schutz suchen, ist der Zugang zum Internet 
elementar wichtig. Es geht dabei nicht um Wissens-
verbreitung und Wissensvermittlung. Vielmehr ist es 
oft – es ist schon gesagt worden – die einzige Mög-
lichkeit, mit Freunden und der Familie Kontakt zu 
halten.  

Es geht auch nicht darum, dass jemand als Flücht-
ling freies Internet bekommt, während andere dafür 
bezahlen müssen, sondern darum, dass diese Form 
des Internetzugangs helfen kann, die Integration 
von Schutzbefohlenen zu fördern. Es gibt bereits 
gute Beispiele, nämlich  

,Apps, die dolmetschen, und Integrationsapps der 
Kommunen, in denen den Flüchtlingen Integrati-
onsangebote und -maßnahmen mitgeteilt werden.  

Ziel der Landesregierung ist, möglichst alle Erstauf-
nahme- und Zentralen Unterbringungseinrichtungen 
mit einem solchen freien und offenen Internetzu-
gang auszustatten.  

Wie schon gesagt worden ist, gibt es bereits einige 
WLAN-Hotspots, beispielsweise durch die Freifunk-
initiative. Es gibt auch mit der Deutschen Telekom 
vereinbarte Ausstattungen. 

Meine Damen und Herren, zukünftig soll die Ver-
sorgung mit kostenfreien WLAN-Hotspots in allen 
dauerhaften Unterbringungseinrichtungen des Lan-
des als Standard für die Betreiber vorgegeben wer-
den. – Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. 

Wir sind am Schluss der Aussprache und kommen 
zur Abstimmung. 

Wir stimmen erstens über den Antrag der Fraktion 
der Piraten Drucksache 16/9784 ab. Die antragstel-
lende Fraktion der Piraten hat direkte Abstimmung 
beantragt. Wir kommen somit zur Abstimmung über 
den Inhalt des Antrags Drucksache 16/9784. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Die CDU. – Ich fra-
ge noch einmal: Wer stimmt mit Nein? – Die FDP-
Fraktion. 

(Zurufe von der SPD: Wir auch! – Zuruf von 
den PIRATEN: Jetzt ist es vorbei! Das hat 
keiner gesehen!) 

Mit Ja haben die Piraten gestimmt. Und Enthaltun-
gen? 

(Zuruf von den PIRATEN: Hammelsprung! 
Aufstehen!) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, das Ergebnis 
ist: Die Piraten haben dem Antrag zugestimmt. Die 
FDP-Fraktion hat den Antrag abgelehnt. 

(Zurufe) 

Ich bitte, mir das noch einmal mitzuteilen. – Jetzt 
haben wir das Ergebnis: Zustimmung bei den Pira-
ten; Ablehnung bei SPD, Grünen und FDP; Enthal-
tung der CDU-Fraktion. 

(Zurufe: Ah! – Beifall von der SPD) 

Damit ist der Antrag Drucksache 16/9784 abge-
lehnt. 

Das war die Übung. Wir haben nämlich noch vier 
weitere Abstimmungen. Wir stimmen nun über den 
Entschließungsantrag der Fraktion von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 16/9882 ab. 

Die Fraktion der Piraten hat zu diesem Antrag Ein-
zelabstimmung beantragt. Da diese Fraktion nicht 
die Antragstellerin ist, muss ich gemäß § 42 Abs. 1 
GO feststellen, ob hiergegen Bedenken erhoben 
werden. Werden dagegen Bedenken erhoben? – 
Das ist nicht der Fall.  

Damit kommen wir zur Einzelabstimmung über den 
im Beschlussteil des Entschließungsantrags 
Drucksache 16/9882 aufgeführten Punkt II.1. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. Wer kann dem nicht zustim-
men? – Wer enthält sich? – Damit ist Punkt II.1 mit 
den Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
bei Enthaltung der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion 
und der Piratenfraktion angenommen.  
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Wir kommen zur Abstimmung über den im Be-
schlussteil des Entschließungsantrags Drucksache 
16/9882 aufgeführten Punkt II.2. Wer dem seine 
Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – 
Wer enthält sich? – Damit ist Punkt II.2 mit den 
Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen bei 
Enthaltung der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion und 
der Piratenfraktion angenommen.  

Wir kommen zur Abstimmung über den im Be-
schlussteil des Entschließungsantrags Drucksache 
16/9882 aufgeführten Punkt II.3. Wer dem seine 
Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – 
Wer enthält sich? – Damit ist Punkt II.3 mit den 
Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP 
und Piraten bei Enthaltung der CDU-Fraktion ange-
nommen. 

Wir kommen nun zur Gesamtabstimmung über den 
Entschließungsantrag Drucksache 16/9882. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist der Ent-
schließungsantrag Drucksache 16/9882 mit den 
Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen bei 
Enthaltung der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion und 
der Piratenfraktion angenommen. 

Wir kommen zu: 

7 Erstes allgemeines Gesetz zur Stärkung der 
Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9761 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die Lan-
desregierung Herrn Minister Schneider das Wort.  

Guntram Schneider, Minister für Arbeit, Integration 
und Soziales: Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Inklusion braucht Orientierung. 
Inklusion benötigt einen Leitfaden zur Stärkung des 
inklusiven Bewusstseins bei den Verantwortlichen in 
Politik und Verwaltung, ja in der gesamten Gesell-
schaft.  

Mit unserem Aktionsplan „Eine Gesellschaft für al-
le – NRW inklusiv“ haben wir die Grundlagen ge-
schaffen. Mit dem hier zu diskutierenden Inklusions-
stärkungsgesetz gehen wir einen weiteren Schritt 
auf dem Weg in eine inklusive Gesellschaft in Nord-
rhein-Westfalen. Dabei geht es allein in NRW um 
die Stärkung der gesellschaftlichen Teilhabe von 
mehr als 2,7 Millionen Menschen. 

Wir geben den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
den Verwaltungen und Eigenbetrieben von Land 

und Kommunen, in den Universitäten, aber zum 
Beispiel auch beim WDR eine verbindliche Richt-
schnur für ihr inklusives Handeln. Gleichzeitig ver-
bessern wir den Schutz der Menschen mit Behinde-
rung vor Diskriminierung, und wir stärken ihre Betei-
ligungsrechte getreu dem Grundsatz „Nichts über 
uns ohne uns“. Wir unterstützen die Selbstständig-
keit und selbstbestimmte Lebensführung durch eine 
Orientierung am Prinzip „Hilfen aus einer Hand“. 

Von zentraler Bedeutung sind uns die Stärkung der 
Selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung und die Schaffung umfassender Barri-
erefreiheit und Zugänglichkeit. Hierzu nenne ich als 
Beispiel die Stärkung der Rechte von Eltern mit Be-
hinderung in Schulen und Kindertageseinrichtungen 
durch den Anspruch auf Gebärdensprachdolmet-
scher zum Beispiel beim Elternsprechtag oder die 
Sicherstellung notwendiger Hilfen im Einzelfall. Das 
kann beispielsweise den Zugang für Rollstuhlfahrer 
zu Veranstaltungen oder Induktionsschleifen in Sit-
zungen für Menschen mit Hörbehinderung betref-
fen. 

Ich nenne als weiteres Beispiel selbstbestimmte ge-
heime Wahlen durch die Finanzierung von Wahl-
schablonen zur Unterstützung der selbstständigen 
Ausübung des Wahlrechts von blinden und sehbe-
hinderten Menschen. Menschen mit Lernschwierig-
keiten sollen Mitteilungen der Verwaltung in leicht 
verständlicher Sprache erläutert bekommen. 
Selbstbestimmtes Wohnen von Menschen mit Be-
hinderung wird gestärkt und auch vereinfacht. 

Ich nenne ferner die Stärkung der Beteiligungsrech-
te von Menschen mit Behinderung zum Beispiel 
durch die rechtliche Verankerung des Inklusionsbei-
rats auf Landesebene. Die Beteiligung von Men-
schen mit Behinderung nehmen wir sehr ernst. Wir 
haben im Inklusionsbeirat sowohl die Eckpunkte als 
auch den vorliegenden Gesetzentwurf selbst vorge-
stellt. 

Im Rahmen der anschließenden Verbändeanhörung 
haben wir rund 200 Stellungnahmen von Organisa-
tionen von Menschen mit Behinderung ausgewertet. 
Nahezu alle haben die Vorlage des Gesetzentwur-
fes im Grundsatz begrüßt. In einer Reihe von Punk-
ten haben wir aber auch kritische Anregungen auf-
gegriffen. 

Meine Damen und Herren, ich lebe seit vielen Jah-
ren im östlichen Ruhrgebiet, einer Region, in der die 
Menschen Klartext sprechen und manchmal all-
tagsphilosophische Bewertungen von sich geben. 
Einer dieser Alltagsphilosophen ist der hoch geach-
tete Adi Preißler, der durch folgenden Satz berühmt 
geworden ist: Grau ist alle Theorie – entscheidend 
is auf‘m Platz.  

(Beifall von allen Fraktionen) 

Ein anderer großer deutscher Philosoph, ein Geis-
testitan, hat das, was Adi Preißler in seiner Sprache 
ausgedrückt hat, so formuliert: Die Philosophen ha-
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ben die Welt nur verschieden interpretiert; es kommt 
aber darauf an, sie zu verändern. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Mir war jetzt klar, dass diese Seite des Parlaments 
klatscht, die andere Seite nicht 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

– vielleicht auch aus Unkenntnis. Das vermag ich an 
der Stelle nicht zu bewerten. 

Übertragen auf den vorliegenden Gesetzentwurf 
bedeutet dies: Viele Konzepte können entwickelt 
werden. Entscheidend ist, dass sich am Ende des 
Tages die Lebenssituation von Menschen mit Be-
hinderung positiv ändert. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Ich denke, mit dem vorliegenden Entwurf sind wir 
hier auf der richtigen Seite. 

Meine Damen und Herren, ich wünsche den Bera-
tungen zum Inklusionsstärkungsgesetz in diesem 
Parlament einen konstruktiven Verlauf und verab-
schiede mich gleichzeitig als Sozialminister des 
Landes von Ihnen mit einem herzlichen Glückauf. 
Sorgen Sie weiter dafür, dass NRW das soziale 
Gewissen der Republik bleibt. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Langanhaltender Beifall von allen Fraktionen 
und der Regierungsbank) 

– Nun klatschen Sie nicht zu viel. In Preußen ist 
Schweigen das höchste Lob. Aber man freut sich 
dennoch. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. Herr Minister Schneider, ich möchte 
diese Gelegenheit nutzen, mich im Namen des Prä-
sidiums und sicherlich auch im Namen aller Kolle-
ginnen und Kollegen sehr herzlich bei Ihnen für die 
gute Zusammenarbeit in den vergangenen Jahren 
zu bedanken. Wir wünschen Ihnen für den neuen 
Lebensabschnitt alles Gute, persönliches Wohler-
gehen, eine stabile Gesundheit und hoffen, dass Ihr 
Knie wieder wird. 

(Heiterkeit) 

Das haben Sie selber angesprochen. In dem Sinne 
vielen Dank insbesondere für die gute Zusammen-
arbeit hier in unserem nordrhein-westfälischen Par-
lament! Alles Gute für die Zukunft!  

(Beifall von allen Fraktionen und der Regie-
rungsbank) 

Guntram Schneider, Minister für Arbeit, Integration 
und Soziales: Vielen Dank, Herr Präsident, für die 

guten Wünsche. Aber es ist schon bemerkenswert, 
wie man mit einem Knie in die meinungsbildende 
Presse der Republik kommt. – Danke schön. 

(Heiterkeit und Beifall von allen Fraktionen 
und der Regierungsbank) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Für die SPD-
Fraktion spricht der Kollege Neumann. 

Josef Neumann (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Minister 
Schneider hat in seinem Redebeitrag bereits Eck-
punkte und Ziele des heute hier eingebrachten In-
klusionsstärkungsgesetzes genannt. Ich möchte 
dies nicht alles wiederholen.  

An dieser Stelle ist für mich vielmehr der Moment 
gekommen, einen Dank auszusprechen, nämlich 
dafür, dass Nordrhein-Westfalen mit dem Aktions-
plan „Eine Gesellschaft für alle – NRW inklusiv“ und 
mit der Einbringung des bundesweit ersten Inklusi-
onsstärkungsgesetzes eine Vorreiterrolle einnimmt. 
Das ist das große Verdienst Guntram Schneiders 
und seines Hauses. Herzlichen Dank dafür!  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das erste Inklusionsstärkungsgesetz wird sich als 
ein Meilenstein erweisen. In einem ersten Schritt, 
dem weitere folgen, übernimmt das Land bewusst 
Verantwortung, Anforderungen und Grundsätze der 
UN-Konvention in Landesrecht zu überführen. Mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf stellt sich Nord-
rhein-Westfalen endgültig der fordernden Aufgabe, 
mit allgemeinen und sozialgesetzlichen Regelungen 
die Vorgaben der UN-Konvention auf die Bedingun-
gen und Lebenslagen in Nordrhein-Westfalen her-
unterzubrechen. 

Das beinhaltet zugleich eine umfassende Normen-
prüfung und Anpassung des bestehenden Rechtes, 
insbesondere zunächst des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes. Maßstab ist und bleibt die gleichbe-
rechtigte und wirksame Teilhabe der Menschen mit 
Behinderung.  

Das Artikelgesetz schafft zudem Rechtssicherheit 
auf der Ebene für die Barrierefreiheit, insbesondere 
bei dem Thema „Kommunikationshilfen im öffentli-
chen Raum“. 

Lassen Sie mich noch zwei Punkte erwähnen. Ob 
Menschenrechte im Quartier dauerhaft ein Zuhause 
haben, entscheidet sich nicht zuletzt an zwei Orten, 
in der Wohnung und an der Wahlurne. Die Möglich-
keit selbstbestimmter Wohn- und Lebensformen 
und die Chance eigenständiger Ausübung des 
Wahlrechts scheinen uns selbstverständlich. Gera-
de weil das so ist, ist deren Herstellung ein Schlüs-
sel zur nutzbaren Freiheit von Menschen mit Behin-
derung. Die Erleichterung der Wahlrechtspraxis für 
Menschen mit erheblichen Sehbehinderungen trägt 
dieser Erkenntnis Rechnung.  
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Sehr geehrte Damen und Herren, Kolleginnen und 
Kollegen, wir haben in Nordrhein-Westfalen durch-
aus Grund, stolz darauf zu sein, in Sachen Inklusion 
eine Pilot- und Pionierfunktion in der Bundesrepub-
lik einzunehmen. Dieser Stolz macht uns nicht träge 
und zufrieden, sondern motiviert uns, dem ersten 
Schritt systematisch weitere Schritte anzuschließen. 
Das zeigen wir heute mit der Einbringung des all-
gemeinen Inklusionsstärkungsgesetzes. 

Sehr geehrter Herr Minister, lieber Guntram, wenn 
man Werkzeugmacher ist, dann muss man sehr oft 
Sachen machen, die dazu dienen, anschließend 
etwas herzustellen. Du hast als Minister dieses 
Landes Nordrhein-Westfalen in der Vorreiterrolle für 
die Bundesrepublik Deutschland ein Integrationsge-
setz gemacht. Du hast dafür gesorgt, dass Nord-
rhein-Westfalen Motor war in der Schaffung des 
Mindestlohns in der Bundesrepublik Deutschland. 
Beim Übergang Schule und Beruf unter dem Thema 
„Kein Abschluss ohne Anschluss“ ist Nordrhein-
Westfalen federführend und trägt deine Handschrift. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, immer dann, wenn 
es darauf ankam, sich für Rechtsstaatlichkeit einzu-
setzen gegen den Mob, der manchmal auf den 
Straßen gegen Migranten und andere Menschen 
vorging, hat sich dieser Werkzeugmacher mit klarer 
Kante auf die Straße gestellt und sich denen, die 
uns die Demokratie streitig machen wollten, in den 
Weg gestellt. 

Lieber Guntram, herzlichen Dank für deine Tätigkeit 
auch im Namen vieler Kolleginnen und Kollegen! 
Herzlichen Dank für die klare Kante! Wir freuen uns 
auf eine weitere gute Zusammenarbeit mit dem Ab-
geordneten und Werkzeugmacher Guntram 
Schneider! – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Neumann. – Für die CDU-Fraktion 
spricht der Kollege Preuß. 

Peter Preuß (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Neumann, ob sich dieser Gesetzentwurf als Meilen-
stein herausstellt, wird sich erst noch erweisen. 
Schaut man in die Begründung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs, dann erkennt man sofort, worum 
es geht, nämlich um die Sicherung der vollen, wirk-
samen und gleichberechtigten Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen.  

Hinter diesem Anspruch bleibt der Gesetzentwurf 
allerdings deutlich zurück. Er scheint so etwas wie 
eine Verlegenheitslösung zu sein, um drei Jahre 
nach der Vorlage des Aktionsplanes etwas vorwei-
sen zu können.  

Außerdem scheint die Landesregierung den Begriff 
„Inklusion“ kleinzureden. Denn es geht ja nicht nur 
um die Anpassung der landesrechtlichen Vorschrif-
ten an die UN-Konvention, sondern es geht darum, 
Teilhabe zu organisieren, dabei sein zu können. Es 
geht darum, aus dem Blickwinkel der Betroffenen 
Teilhabe zu ermöglichen und den Zugang zu unse-
rer Gesellschaft für jeden zu gewährleisten – unab-
hängig vom Grad seiner geistigen oder körperlichen 
Einschränkungen. 

Um es mit dem Kollegen Neumann zu halten, der 
im Zusammenhang mit der Debatte um das Bun-
desteilhabegesetz mal ausgeführt hat – ich zitiere 
etwas verkürzt –: Unser Maßstab an Gesetzgebung 
in Sachen Inklusion ist die Lebenswirklichkeit der 
Menschen vor Ort, ihr Wunsch auf Teilhabe.  

Genauso ist es. Es geht um die Lebenssituation von 
Menschen. Es geht um ihren Wunsch auf eigentlich 
selbstverständliche Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben, ohne jedes Mal darum kämpfen zu müssen.  

Herr Minister Schneider, Ihr Nachfolger wird im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren klären müssen, wo 
denn der Lebenswirklichkeit im vorliegenden Ent-
wurf tatsächlich Rechnung getragen wird. An der 
einen oder anderen Stelle sind Zweifel angebracht.  

Schaut man in § 1 des Entwurfs, sieht man: Da 
werden Träger öffentlicher Belange aufgefordert, die 
Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention zu ver-
wirklichen. Das klingt so, als wollte man sagen: Wir 
tun da nichts, Träger öffentlicher Belange schaut 
mal, ob ihr es könnt.  

Ohne auf Einzelheiten des Gesetzesentwurfs ein-
gehen zu wollen, sehen wir derzeit Ungenauigkeiten 
in den Formulierungen, Ermessensspielräume, 
Kann- und Soll-Vorschriften – mit Formulierungen 
wie „man solle darauf hinwirken“ und „man sei ge-
halten“. Oder anders ausgedrückt: Man müsste mal 
dieses oder jenes tun. Meine Damen und Herren, 
auch Sanktionen finden sich in dem Gesetzentwurf 
an keiner Stelle.  

Wir werden im Rahmen der weiteren Beratungen im 
Ausschuss selbstverständlich an diesem Gesetz 
mitarbeiten. Wir wollen allerdings, dass ein Gesetz 
entsteht, das den Anspruch erhebt, Inklusion zu ga-
rantieren. Wir wollen die Normsetzung weitgehend 
verbindlich gestalten.  

Ich will nicht verschweigen, dass es in diesem Ge-
setzentwurf eine Reihe von Punkten gibt, die wir 
ausdrücklich begrüßen. Die sind auch von Herrn 
Minister Schneider vorgetragen worden, zum Bei-
spiel die Einführung von Wahlhilfeschablonen, aber 
auch das von uns seit nun drei Jahren beantragte 
Anrecht gehörloser Eltern auf Gebärdendolmet-
scher für Gespräche in Kitas, Schule und Ähnliches. 
Aber es gibt auch viele andere Punkte, die kritisch 
zu hinterfragen und aus unserer Sicht noch nicht 
ausreichend geregelt sind, zum Beispiel die Frage 
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nach den Schülerfahrtkosten und der Fürsorge-
pflicht gehörloser Eltern in Kita und Schule.  

Auch die Frage nach dem Inklusionsbeirat ist noch 
im weiteren Verfahren zu erörtern. Wir werden die 
Frage stellen, ob die tatsächlich Betroffenen die 
Maßnahmen der Landesregierung aushandeln, prü-
fen, missbilligen, oder ob allein die Vertreter von 
Kommunen, Einrichtungsträgern, Dienstleistern und 
Gewerkschaften hierbei das Sagen haben, insbe-
sondere wenn das Ministerium auch noch die Fach-
beiräte mit selbstgewählten Experten besetzen 
kann. Das ist nämlich alles wichtig für die Mitspra-
che der Menschen, die mit einer Beeinträchtigung 
leben.  

Der Gesetzentwurf muss an wesentlichen Punkten 
überarbeitet werden. Wir werden im Rahmen unse-
rer weiteren Beratungen im Ausschuss im Gesetz-
gebungsverfahren daran mitwirken und unsere Vor-
schläge machen. Wir freuen uns auf die Beratungen 
im Ausschuss.  

Meine Damen und Herren, am Schluss der Rede 
möchte ich, wie das auch mein Vorgänger getan 
hat, mich persönlich, aber auch für meine Fraktion 
recht herzlich bei Ihnen, Herr Minister Schneider, für 
die gute Zusammenarbeit bedanken.  

Wir waren uns nicht immer einig. Das liegt in der 
Natur der Sache. Aber die Auseinandersetzung und 
die Zusammenarbeit waren stets fair. Dafür möchte 
ich mich auch im Namen der Kollegen recht herzlich 
bedanken.  

Man kann auch sagen: Wenn wir Sie als Opposition 
sozusagen mit dem Rücken an die Wand gebracht 
haben, haben Sie sich immer als tapferer Schneider 
erwiesen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von allen Fraktionen – Minister Gun-
tram Schneider: Dann haben wir die Wand 
verschoben!) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Preuß. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht die Frau Kollegin Grochowi-
ak-Schmieding.  

Manuela Grochowiak-Schmieding (GRÜNE): Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
Damen und Herren! Lieber Herr Minister Schneider, 
mit dem Aktionsplan der Landesregierung „NRW 
inklusiv“ wollen wir das Ziel, die inklusive Gemein-
schaft in unserer Gesellschaft, die inklusive Gesell-
schaft als solche schrittweise erreichen.  

Viele der darin beschriebenen Maßnahmen werden 
bereits umgesetzt: Beteiligung, Beratung und Unter-
stützung sind unter anderem durch den Inklusions-
beirat, durch das Lotsensystem und auch durch die 
Kompetenzzentren für selbstbestimmtes Leben ge-
währleistet, die wir bereits im Lande haben. Ich er-

wähne dies nur als einige Beispiele dafür, wie der 
NRW-Aktionsplan funktioniert.  

Als Teil der Kampagne zur Bewusstseinsbildung ist 
gerade erst vor wenigen Wochen der erste Inklusi-
onspreis NRW verliehen worden. In unterschiedli-
chen Kategorien wie Arbeit, Freizeit, Kultur wurden 
herausragende Initiativen für ihren Beitrag zur ge-
sellschaftlichen Inklusion ausgezeichnet. Dabei 
wurden in der Tat tolle Aktivitäten bekannt, die auch 
zur Nachahmung inspirieren. Das ist für die Kam-
pagne zur Bewusstseinsbildung wichtig.  

Denn an solchen Beispielen wird deutlich, wie viel 
Spaß Inklusion macht und wie Inklusion unserer 
Gemeinschaft guttut. Sie ist nicht nur ein Thema für 
einige wenige, sondern ein Thema für uns alle. 
Denn wir alle haben daran teil.  

Als weitere Maßnahme im Katalog des Aktionsplans 
werden Normprüfung und Normprüfungsverfahren 
genannt. Dass die Landesregierung nun das Erste 
allgemeine Gesetz zur Stärkung der Sozialen Inklu-
sion in Nordrhein-Westfalen, also das Inklusions-
stärkungsgesetz, einbringt, ist ein Teil hiervon.  

Hierin werden allgemeine Grundsätze, Behinder-
tengleichstellung, Kommunikationshilfeverordnung 
und Wahlrecht zeitgemäß formuliert. An dieses Ge-
setz – da können wir uns alle ganz sicher sein – 
knüpfen die Menschen mit Behinderung, deren An-
gehörige, aber auch ihre Interessenvertretung, die 
Verbändevertretung, hohe Erwartungen. Menschen 
mit Behinderung soll die gleichberechtigte Teilhabe 
in allen gesellschaftlichen Bereichen ermöglicht 
werden. Dazu gehören einfaches Wählen trotz 
Sehbehinderung, Unterstützung bei Elterngesprä-
chen für Hörbeeinträchtigte sowie selbstbestimmtes 
Wohnen trotz Beeinträchtigung.  

Dieses Inklusionsstärkungsgesetz – das ist wich-
tig – beschreibt keine neuen Aufgaben, sondern es 
konkretisiert Maßnahmen, die die Forderung der 
UN-Behindertenrechtskonvention umsetzen. Das 
Gesetz richtet sich insbesondere an die Träger der 
öffentlichen Belange im Land und an die Kommu-
nen. Es sind nicht nur die Kommunen genannt, 
sondern auch das Land, Herr Preuß. Sie haben das 
eben ein bisschen eingeschränkt vorgetragen. Die-
se tragen also in mehrfacher Hinsicht auch Verant-
wortung. Denn vor Ort werden die Barrieren abge-
baut und dort wird gleichberechtigte Teilhabe er-
möglicht.  

Natürlich haben öffentliche Einrichtungen auch eine 
Vorbildfunktion zu erfüllen. Selbstständigkeit und 
Unabhängigkeit von Menschen mit Behinderung 
fördern und unterstützen ist das Ziel. Ein gutes Bei-
spiel – das ist vorhin schon erwähnt worden – hier-
für ist das, was wir in NRW vorangebracht haben. 
Das sind die Angebote für selbstbestimmtes Woh-
nen und Leben. Bereits seit 2003 haben die beiden 
Landschaftsverbände die Zuständigkeit für die Leis-
tungsgewährung beim Wohnen erhalten. Seitdem 
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konnte in NRW das Angebot an betreutem und 
selbstständigem Wohnen deutlich erweitert werden. 
Der weitere Zubau an Heimplätzen konnte gestoppt 
werden.  

Heute leben in NRW bereits mehr Menschen im 
ambulant betreuten Wohnen und im selbstständigen 
Wohnen mit Assistenz als in Wohnheimen. Damit ist 
NRW ganz klar Vorreiter in der Bundesrepublik.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die in den letzten Jahren bereits vollzogene Verla-
gerung der Organisation von ambulanten Wohnfor-
men für Menschen mit Beeinträchtigung auf die 
Landschaftsverbände erhält nun die gesetzliche 
Grundlage.  

Wir begrüßen, dass im Gesetzentwurf nun auch die 
Unterstützung von Eltern mit Hör- und Sprachbe-
hinderungen mit geeigneten Kommunikationshilfen 
über das Verwaltungsverfahren hinaus gewährleis-
tet wird. Das bedeutet, dass für gehörlose Eltern 
Kommunikationshilfen wie zum Beispiel Gebärden-
sprachdolmetscher zur Verfügung gestellt werden, 
wenn sie an Elterngesprächen in der Kita oder in 
der Schule teilnehmen wollen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Inklusion ist ein 
Querschnittsthema durch alle politischen und ge-
sellschaftlichen Bereiche. Es ist aber auch ein 
Querschnittsthema über alle Ebenen. Hier sind 
Bund, Land und Kommune gefordert, ihre Verant-
wortung anzuerkennen und entsprechend zu han-
deln.  

Wir geben in unserem Land viel Geld für Infrastruk-
tur und Bau von Immobilien aus. Der Standard, den 
unsere öffentlichen Verkehrsflächen und auch Ge-
bäude – egal, ob öffentlich oder privat – erreichen, 
sucht seinesgleichen in Europa. Bedauerlich ist nur, 
dass bei den hohen Investitionen nicht immer darauf 
geachtet wird, Barrieren zu vermeiden, die die Zu-
gänglichkeit, das Auffinden und die Nutzung er-
schweren oder gar verhindern. Da steht Deutsch-
land im Vergleich zu anderen Ländern eher schlecht 
da.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich komme zu meiner letzten Bemerkung: Manch-
mal ist weniger doch mehr. Verstehen Sie mich 
aber nicht falsch: Ich meine damit, weniger investie-
ren in Hochglanz für einige, dafür mehr investieren 
in Teilhabe für alle.  

Im weiteren Beratungsverfahren kommt sicher noch 
der eine oder andere Änderungs- oder Ergänzungs-
vorschlag zur Sprache. In diesem Sinne freue ich 
mich auf die Diskussion zu diesem Gesetzentwurf. 

Mir seien jetzt noch einige Worte zu unserem Herrn 
Minister gestattet, dessen Verdienste und Wirken 
schon mehrfach erwähnt worden sind. Sehr geehr-
ter Herr Minister Schneider, lieber Guntram, ganz 
besonders und häufig habe ich dein phänomenales 

Gedächtnis bewundert. Ich hoffe, dass dich das 
auch in Zukunft nicht im Stich lässt. Denn du sollst 
ja uns alle in hoffentlich guter Erinnerung behalten. 
Dass wir dich in Erinnerung behalten, ich denke, da-
für sorgst du quasi mit deinem Abschiedsgeschenk, 
das du uns heute mit dem Inklusionsstärkungsge-
setz hinterlässt. Vielen Dank dafür und alles Gute 
für die weitere Zeit.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Alda.  

Ulrich Alda (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrter Herr Minister, auf Sie komme ich gleich noch. 

Wir Freien Demokraten stehen dafür, dass Men-
schen mit Behinderung ein selbstbestimmtes Leben 
und für das gesellschaftliche Leben die Teilhabe in 
allen Lebensbereichen bekommen. Niemand darf 
wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 
Dafür stehen wir.  

(Beifall von der FDP) 

Darüber hinaus hat sich die Bundesrepublik 2009 
mit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskon-
vention verpflichtet, sicherzustellen, dass Menschen 
mit Behinderung ihre Rechte in Deutschland in vol-
lem Umfang wahrnehmen können. In diesem Sinne 
ist Inklusion für uns Menschen- und Bürgerrecht.  

Insofern greift der vorliegende Gesetzentwurf zur 
Stärkung der Sozialen Inklusion Forderungen auf, 
die von einer breiten Mehrheit in unserem Aus-
schuss getragen werden. Ich glaube, davon können 
wir tatsächlich ausgehen. 

Ein wesentlicher Aspekt des Gesetzentwurfs ist die 
Kostenübernahme für Kommunikationshilfen wie 
Gebärdendolmetscher für gehörlose Eltern. Nach 
der bisherigen Rechtslage besteht nur ein Rechts-
anspruch in Verwaltungsverfahren. Minister Schnei-
der ließ sich noch letzte Woche dafür in den Medien 
feiern, diesen Anspruch auch auf Elterngespräche 
in Schule und Kita auszuweiten.  

Ich möchte aber die Vorgeschichte in Erinnerung 
rufen. Hintergrund sind Petitionen aus dem Jahr 
2011. Maßgebend haben Martina Maaßen und Ulli 
Alda das in den Ausschuss gebracht, weil das Peti-
tionen von besonderer Bedeutung waren. Bereits 
2012 haben wir im AGS die Problematik erörtert. 
Die Landesregierung hat dabei auf Möglichkeiten 
einer Kostenübernahme auf freiwilliger Basis ver-
wiesen. 

Wir haben hingegen deutlich gemacht, dass wir ei-
nen Rechtsanspruch brauchen. Andere Bundeslän-
der sind uns in dieser Frage auf Jahre voraus. Ich 
nenne Bayern, Berlin, Hessen und Niedersachsen, 
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die schon lange entsprechende Regelungen in ihren 
Gleichstellungsgesetzen bzw. Verordnungen zu 
Kommunikationshilfen haben, die eine Kostenüber-
nahme auch für Elterngespräche vorsehen. In Nie-
dersachsen hatte das zum Beispiel noch die 
CDU/FDP-Landesregierung umgesetzt, also schon 
vor langer Zeit.  

Anstatt 2012 schnell praktische Verbesserungen für 
die betroffenen Menschen zu erreichen, wurde 
vielmehr von Rot-Grün der große Wurf mit hehren 
politischen Zielen in diesem Inklusionsstärkungsge-
setz angestrebt. 

Ähnlich war die Situation bei den Stimmzettelschab-
lonen für blinde und sehbehinderte Menschen. Auch 
hier waren uns viele andere Bundesländer voraus. 
In NRW hingegen gibt es dabei bisher keinen 
Rechtsanspruch für Landtags- und Kommunalwah-
len. Erst mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird 
die Änderung von Landes- und Kommunalwahlge-
setz eingebracht.  

Hinsichtlich der Zusammensetzung des vorgesehe-
nen Inklusionsbeirates – Kollege Peter Preuß 
sprach das Thema gerade auch schon an – werden 
wir aufpassen, dass nicht im Inklusionsbeirat die 
bekannten Rot-Grün nahestehenden Wohlfahrts-
verbände gegenüber den Behinderten zur Vermei-
dung der unbedingt nötigen Selbsthilfe eingestilt 
werden und dort die Überhand gewinnen.  

Weiterhin im Fokus haben wir die Konnexität. Es 
kann nicht sein, dass Rot-Grün etwa bei Gebärden-
dolmetschern die Hälfte der Kosten bei den Kom-
munen ansiedelt, nur weil die Wesentlichkeitsgren-
ze nach ihrer Definition nicht erreicht ist. 

(Beifall von der FDP) 

Sie sehen, es ist noch eine ganze Menge an Dis-
kussionspunkten gegeben. Auch der Kollege Peter 
Preuß hat noch ein paar genannt. Ich will das nicht 
alles wiederholen. Ich freue mich auf die Diskussion 
im Ausschuss. 

Lieber Herr Minister Schneider, jetzt noch ein Wort 
zu Ihnen: Ich habe das den Medien entnommen – 
Sie haben das dort einmal persönlich gesagt –, 
dass Sie gar nicht amtsmüde sind, dass Sie nicht 
krank sind, sondern dass es nur das berühmte Knie 
ist.  

Ich kann Ihnen bestätigen: Sie sind in meinen Au-
gen nicht amtsmüde und auch nicht krank. Das mit 
dem Knie müssen Sie selbst beurteilen. Ich habe 
selten einen so vitalen Minister erlebt, der derart 
bodenständig war und solch schlagfertige Antwor-
ten geben konnte. Ich liebe solche Menschen und 
muss ganz ehrlich sagen: Die Zusammenarbeit war 
klasse!  

(Beifall von der FDP und den PIRATEN – 
Vereinzelt Beifall von der CDU und von den 
GRÜNEN) 

Noch ein Wort zum Abschluss. Da wir in einer Al-
tersklasse sind, erlaube ich es mir einmal, „du“ zu 
sagen – von Uli Alda zu Guntram Schneider: Dir 
würde ich als Mensch jeden Gebrauchtwagen ab-
kaufen. – Danke. Tschüs!  

(Heiterkeit und Beifall von allen Fraktionen) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Alda. – Ich glaube, wir können inzwi-
schen sagen: Das ist das berühmteste Knie Nord-
rhein-Westfalens. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht jetzt der Kollege Wegner.  

Olaf Wegner (PIRATEN): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Men-
schen im Stream und auf der Tribüne! Wir Piraten 
begrüßen den Versuch der Landesregierung, die 
UN-Behindertenrechtskonvention in geltendes 
Recht umzusetzen, so wie wir jeden staatlichen 
Versuch begrüßen, die Menschenrechte einzuhal-
ten. – Aber das war es dann auch schon. Denn 
mehr als einen Versuch – bestenfalls ein unverbind-
liches, wohlwollendes Bemühen – kann ich in Ihrem 
Gesetzentwurf, liebe Landesregierung, nicht erken-
nen.  

An kaum einer Stelle in dem Gesetzentwurf steht, 
was zur Inklusion und Teilhabe von behinderten 
Menschen getan werden wird bzw. getan werden 
muss, sondern fast immer nur, was getan werden 
soll. Zum Teil sollen zum Beispiel die Träger öffent-
licher Belange nicht einmal handeln, sondern wer-
den in dem Gesetzentwurf nur gehalten, zu han-
deln.  

Das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen 
lassen: Die Träger öffentlicher Belange werden in 
dem Gesetzentwurf gebeten, die Menschenrechte, 
zu denen die UN-Behindertenrechtskonvention un-
zweifelhaft gehört, einzuhalten. – Sie werden gebe-
ten, die Menschenrechte einzuhalten!  

Menschenrechte sind aber nicht etwas, was man 
einhalten kann oder soll. Nein, Menschenrechte 
müssen eingehalten werden! – Punkt und aus.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die UN-Behindertenrechtskonvention – und somit 
auch die Inklusion – ist in den Augen der Piraten 
kein Ideal, das irgendwann einmal wohlwollend 
verwirklicht werden soll. Nein, die UN-
Behindertenrechtskonvention ist ein Minimum, eine 
Grundlage für staatliches Handeln, auf die das ge-
sellschaftliche Zusammenleben behinderter und 
nicht behinderter Menschen aufbaut.  

In diesem Zusammenhang habe ich sehr viele 
Probleme mit der Formulierung aus Art. 1 § 5 des 
Gesetzentwurfs. Ich zitiere:  

„Die Herstellung inklusiver Lebensverhältnisse 
ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.“ 
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Das kann man mit Sicherheit so sehen, und es ist 
mit Sicherheit auch nicht falsch, doch eine solche 
Aussage hat meiner Meinung nach in dem Gesetz 
nichts zu suchen. Denn in dem genannten Paragra-
fen geht es um das Handeln der Träger öffentlicher 
Belange, und nicht um gesamtgesellschaftliches 
Handeln, welches sowieso nicht in einem Gesetz 
vorgeschrieben werden kann. Den einzigen Sinn, 
den ich in dieser Formulierung erkenne, ist, dass 
sich die Träger öffentlicher Belange in Kombination 
mit den Sollvorschriften hinter der gesamtgesell-
schaftlichen Aufgabe verstecken können.  

Natürlich kann ich Ihre Intention, liebe Landesregie-
rung, verstehen, im Gesetz bloß nicht zu konkret zu 
werden. Denn je konkreter die Vorschriften, umso 
eher werden unabwendbare Kosten entstehen und 
geltend gemacht. Aber Inklusion darf, da es sich um 
ein Menschenrecht handelt, nicht von der Kassen-
lage abhängig gemacht werden. Inklusion muss, so-
lange sie nicht vollständig umgesetzt ist, wie alle 
anderen Menschenrechte auch, ganz oben auf der 
Prioritätenliste stehen, auch bei den Finanzen. 
Denn Inklusion ohne entsprechende finanzielle Mit-
tel funktioniert nicht, wie sich unlängst bei der Inklu-
sion in der Schule gezeigt hat.  

Aber davor scheinen Sie, liebe Landesregierung, 
Angst zu haben. Angst davor, dass es zu teuer 
werden könnte. Wie, wenn es nicht ums Geld geht, 
wäre es anders zu erklären, dass Sie durch die 
Sollvorschriften in Ihrem Gesetzentwurf weit hinter 
der UN-Behindertenrechtskonvention zurückblei-
ben? 

Sie merken schon: Wir Piraten kritisieren weniger 
den Inhalt und schon gar nicht das Ziel hinter dem 
Gesetzentwurf, sondern ausschließlich die Unver-
bindlichkeit der Vorschriften. In diesem Sinne freue 
ich mich auf die Diskussionen in den Ausschüssen. 

Zum Schluss meiner Rede möchte ich mich noch im 
Namen meiner Fraktion bei Ihnen, Herr Minister 
Schneider, für Ihre gute Zusammenarbeit bedan-
ken, trotz aller Differenzen und Streitereien, die ent-
standen sind, was natürlich völlig normal ist. Ich 
wünsche Ihnen für Ihre Zukunft alles Gute.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Wegner. – Weitere Wortmeldungen liegen hier nicht 
vor.  

Damit kommen wir zur Abstimmung. Wir stimmen 
ab über den Tagesordnungspunkt 7, und zwar emp-
fiehlt der Ältestenrat die Überweisung des Gesetz-
entwurfs Drucksache 16/9761 an den Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales – federfüh-
rend –, an den Ausschuss für Schule und Wei-
terbildung sowie an den Ausschuss für Familie, 
Kinder und Jugend. Wer hat etwas dagegen? – 
Niemand. Gibt es Enthaltungen? – Nein. Damit ist 

einstimmig so überwiesen, und weitere Debatten 
sind gewährleistet.  

Wir kommen nun zu:  

8 Gezielte Förderung nicht nur bei Mädchen – 
Lebenslagen von Jungen stärker in den Fo-
kus nehmen! 

Große Anfrage 14 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/8472 

Antwort 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9548 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die CDU-
Fraktion Herrn Kollegen Kern das Wort.  

Walter Kern (CDU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerin-
nen und Zuhörer! Zunächst einmal möchte ich mich 
bei der Landesregierung für die Beantwortung der 
Großen Anfrage „Gezielte Förderung nicht nur bei 
Mädchen – Lebenslagen von Jungen stärker in den 
Fokus nehmen!“ im Namen der CDU-Fraktion be-
danken, auch wenn aus meiner Sicht die eine oder 
andere Antwort den Eindruck erweckte, dass diese 
Fragen stören.  

Auf eine kurze Formel gebracht: Für mich stellt sich 
ein Problem. Die Anfrage erkundigt sich nach den 
Ursachen. Wir haben es mit der Jungen-Förderung 
sehr ernst gemeint. Die Landesregierung lobt sich 
teilweise selbst – aber so kommen wir ja nicht wei-
ter. Deswegen müssen wir einmal schauen, wie wir 
mit den Antworten umgehen.  

Einige Antworten der Landesregierung zu der Gro-
ßen Anfrage sind meines Erachtens von der Grund-
haltung gekennzeichnet, eine Jungenthematik nicht 
aufkommen zu lassen. Das zeigt sich zum Beispiel 
in der Beantwortung der Frage 2. Jeder, der eini-
germaßen an der Jungenförderung interessiert ist, 
muss da enttäuscht sein. Die Antwort bewegt sich 
vielfach in dem Bereich, der die Lebenswelt und die 
Räume der Jungen in Nordrhein-Westfalen wenig 
einbezieht.  

In den mir zur Verfügung stehenden fünf Minuten 
kann ich diese komplexe Thematik nur punktuell 
behandeln. Es bleibt allerdings festzuhalten: Spezi-
fische Problemlagen oder Bedarfe von Jungen wer-
den in den Antworten nur selten sichtbar. Die Ant-
worten verlieren sich in allgemeinen Äußerungen 
zur Gender- und Mädchenförderung.  

In anderen Antworten dagegen lohnt sich eine Ana-
lyse. Für die verschiedenen Zielfelder wie Bildung, 
Jugendarbeit, Gesundheit, Sport und Bewegung er-
geben sich Chancen zur Weiterentwicklung für die 
tatsächliche Jungenförderung.  
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Auch ergeben sich aus den Antworten neue Fragen, 
die wir mit den Kolleginnen und Kollegen aus den 
anderen Parteien gerne im Gleichstellungsaus-
schuss und auch mit der Regierung besprechen 
wollen. Wie findet zum Beispiel die partizipative 
Praxis in der Jugendarbeit statt?  

Es bleibt festzuhalten: Allein in der Jugendver-
bandsarbeit bestehen eklatante Unterschiede zwi-
schen dem Engagement und der qualitativen und 
quantitativen Partizipation. Wodurch unterstützt zum 
Beispiel die Landesregierung die gesellschaftliche 
Teilhabe von Jungen im Programm „Kein Kind zu-
rücklassen“?  

Wir fragen die Landesregierung: Welche konkreten 
Maßnahmen berücksichtigen die Geschlechtsdiffe-
renzen, wie zum Beispiel häufigeres negatives Bil-
dungsverhalten von Jungen, andere Krankheiten, 
ein stärker ausgeprägtes Risikoverhalten oder ein 
stärkerer Bewegungsdrang von Jungen? Wie ist es 
mit der Tatsache, dass bei Jungen ab etwa zehn 
Jahren im Vergleich zu gleichaltrigen Mädchen ein 
deutlich höheres Unfallrisiko besteht, das etwa drei- 
bis viermal so hoch ist? Das gilt übrigens auch für 
die Selbstmordrate. Dies sind Fakten, die uns alle 
sehr nachdenklich stimmen müssen.  

Wir erwarten von der Landesregierung konkrete 
Antworten auf die Frage – das ist wieder ein ande-
rer Themenbereich –, ob in Kitas oder im schuli-
schen Leben alles dem Entwicklungsstand der Jun-
gen Entsprechende im Förderbereich erfolgt und ob 
die Bildungsbenachteiligung von Jungen, wenn es 
um den Abschluss geht, abgebaut werden kann. Es 
muss uns beunruhigen, dass die Ergebnisse bei 
den Jungen heute nachhaltig schlechter sind. Wir 
erwarten von der Landesregierung Antworten auf 
die Frage, ob im Kinder- und Jugendförderplan die 
Jungenförderung zukünftig stärker berücksichtigt 
wird.  

Ein weiteres Beispiel – das kann ich durchaus un-
terfüttern –: Gerade in Sachen „Sport und Bewe-
gung im Alltag“ ist sportbezogene Jungenförderung 
kaum vorhanden. Pädagogen schlagen Alarm, dass 
im Sportunterricht vielfach die Jungen mangels Be-
wegung im Alltag weit hinter den Möglichkeiten der 
Mädchen zurückbleiben. Dieser Tage hat mich noch 
ein Lehrer darauf hingewiesen. Wir erwarten auch 
hier Gespräche und entsprechendes Regierungs-
handeln. 

In Gesundheitsfragen bleibt festzuhalten: Was tun 
wir in Nordrhein-Westfalen spezifisch für die Ge-
sundheit von Jungen?  

Abschießend: Es gibt sehr viele Ansätze, die wir in 
den nächsten Jahren gemeinsam besprechen wol-
len. Der Ansatz der Landesregierung gibt diese 
Punkte sicherlich wieder. Ich möchte hinzufügen, 
dass wir gerade unter dem aktuellen Aspekt, was 
die Flüchtlinge angeht, junge Männer und Jungen 
bekommen, die aufgrund ihres kulturellen Hinter-

grundes die Gleichberechtigung, die wir hier leben, 
nicht kennen. Auch da müssen wir noch einmal Ziel-
linien und Zielhorizonte besprechen, um die Gleich-
berechtigung zu stärken. 

In diesem Sinne werden wir – die Anfrage wird ja 
nicht an den Ausschuss überwiesen – im Obleu-
tegespräch mit Ihnen zusammen an Einzelpunkten 
versuchen, den einen oder anderen Ansatzpunkt 
weiterzuentwickeln, um Gleichstellung tatsächlich 
zu leben. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Kern. – Für die SPD-Fraktion hat das Wort 
nun Frau Kollegin Jansen. 

Daniela Jansen (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Kern, ich bin ja eine sehr höfliche Vorsitzende. Inso-
fern möchte ich Ihnen zunächst einmal zugestehen, 
dass es teilweise sehr wichtige und richtige Fragen 
sind, die Sie in der Großen Anfrage gestellt haben. 
Auch in der Vorbemerkung gibt es eine Formulie-
rung, die mir sehr gut gefällt. Ich darf sie mit Erlaub-
nis des Präsidenten zitieren: 

„Es geht … um ein Mehr von geschlechterbezo-
gener Reflexion der verschiedenen gesellschaft-
lichen relevanten Maßnahmen und Angebote, 
das hier mit Fokus auf die Jungen angefragt und 
ausdifferenziert wird.“ 

Damit bin ich sehr einverstanden. Man muss aller-
dings sagen: In den wirklich interessanten Themen-
feldern, die Sie angesprochen haben, ist die Lan-
desregierung bereits aktiv.  

Zu den Einzelheiten Ihrer Anfrage. Es gibt zunächst 
einmal die Frage nach dem Umgang mit Partizipa-
tionshindernissen, also Misserfolgen von Jungen in 
den verschiedenen Ebenen. Ich glaube, da sitzen 
Sie einem Missverständnis auf, dass es zwischen 
Geschlecht und Bildungserfolg einen relevanten sta-
tistischen Zusammenhang gibt. Ich glaube das 
nicht.  

In den Kitas, die sich damit beschäftigen, gibt es 
vielmehr das Konzept, dass die Handlungsfähigkei-
ten von Kindern gestärkt werden und Kinder auch 
Widerstandsfähigkeit entwickeln. Der Fachbegriff 
dafür ist Resilienz. Das Wort gefällt mir sehr gut; 
deswegen nenne ich es noch einmal. Und das ist 
unabhängig vom Geschlecht. Man soll mit Frustrati-
on umgehen können – egal ob man Mädchen oder 
Junge ist.  

Zum Thema „Individuelle Förderung“. Auch das 
greifen Sie auf. Hier soll eine Förderung ebenfalls 
völlig unabhängig davon sein, ob ein Mädchen oder 
ein Junge gefördert werden muss; denn das Ge-
schlecht ist nur – ich betone das ganz bewusst – ein 
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Merkmal von vielen, das sich auf Potenziale und Ta-
lente auswirkt.  

Ein spezielles Anliegen haben Sie auch benannt: 
Die Leseförderung für Jungen und Mädchen. Ich 
kenne da ein Beispiel aus meinem eigenen Wahl-
kreis: „ax-o“ – vielleicht sagt Ihnen das etwas. Die 
haben sich zur Aufgabe gemacht, Jungen zu Vorle-
sern zu machen. Das ist ein meiner Meinung nach 
sehr guter geschlechtersensibler Ansatz, der meine 
Zustimmung findet.  

Meine eigene Erfahrung ist auch, dass mein Sohn 
mehr liest als meine Tochter. Das kann natürlich mit 
der Auswahl der Lektüre zusammenhängen, wenn 
man Starwars-Bücher als Lektüre betrachten will. 
Aber das ist, glaube ich, eine Diskussion, die ich zu 
Hause führen muss.  

Ich komme zu dem Kernthema Ihrer Anfrage und 
Ihres Interesses: dem schlechteren Schulerfolg von 
Jungen. Da fand ich die Aussagen des MSW in dem 
Zusammenhang sehr aussagekräftig. Man darf die 
etwas schlechteren Werte in Bezug auf Klassen-
wiederholungen bei Jungen natürlich nicht verharm-
losen – ganz sicherlich nicht.  

Im Geschlechterverhältnis jedoch spielt das meiner 
Meinung nach keine Rolle und ist daraus auch nicht 
zu konstatieren. Da gibt es andere Faktoren, die 
über den Bildungserfolg entscheiden. Das sind eher 
soziokulturelle Hintergründe, wie der Bildungsstand 
der Eltern und die Muttersprache: ob das Deutsch 
ist oder eine andere Sprache.  

Ich empfehle übrigens die Kurzstudie des Instituts 
der deutschen Wirtschaft zu dem Thema „Bildungs-
verlierer“. Da gibt es überhaupt keine Rubrik, die 
sich mit dem unterschiedlichen Bildungserfolg von 
Mädchen und Jungen befasst; da geht es nur um 
soziokulturelle Merkmale. 

Da das Thema sehr interessant ist, ich aber nur we-
nig Zeit habe, springe ich etwas. – Sie bemängeln, 
dass es weniger männliche als weibliche Lehrkräfte 
gibt. Dazu muss man sagen, dass die Landesregie-
rung eine spezielle Lehrkräfteanwerbung betreibt 
und an Unistandorten mit Zentren für schulprakti-
sche Ausbildung auch Aktionstage durchführt. 

Interessanter fand ich eigentlich Ihren Punkt bei 
dem Thema „Gesundheit“. Da haben Sie gesagt, 
dass das Nichtfunktionieren von Jungen und auch 
die häufigeren Diagnosen von ADHS oder Asper-
ger-Syndrom auch dem biologischen Geschlecht 
zuzuschreiben seien. Hierzu würde ich Ihnen gern 
zwei Sätze aus dem ADHS-Infoportal vorlesen – 
dahinter steckt die Uniklinik Köln – 

„ADHS tritt bei Jungen wesentlich häufiger auf 
als bei Mädchen ... Die Ursachen dafür sind 
noch unbekannt. Es wird jedoch vermutet, dass 
erbliche Faktoren hierfür hauptsächlich verant-
wortlich sind .... Jungen werden jedoch deutlich 

häufiger als Mädchen zur Diagnose und Thera-
pie vorgestellt.“ 

Das liegt aber einfach daran, dass sich Jungen in 
der Diagnose etwas expressiver verhalten, während 
Mädchen eher unaufmerksam sind oder eine 
schüchterne Zurückhaltung an den Tag legen. Ich 
glaube nicht, dass das wirklich besser ist oder dass 
sich die Diagnose daraufhin wesentlich verändert. 

Es gibt ein paar Punkte, die mich in der Anfrage ein 
bisschen geärgert haben. Da ist das Thema „weni-
ge männliche Erzieher“. Ich rufe Sie wirklich dazu 
auf, von der Vorstellung Abstand zu nehmen, dass 
das biologische Geschlecht der Personen entschei-
dend dafür ist, ob Kinder Vorbilder haben. Es ist 
egal, ob es Männer oder Frauen sind. Ich glaube, 
dass nicht nur Männer Kindern, insbesondere Jun-
gen, ein Vorbild durch ihr Verhalten sein können. 
Das ist meiner Meinung nach eine veraltete Vorstel-
lung von Genderpolitik, meine Damen und Herren.  

(Beifall von der SPD) 

Zum Thema „sexuelle Belästigung“. Ich muss sa-
gen, da haben Sie leider recht. Hier fehlt meiner 
Wahrnehmung nach tatsächlich ein durchstruktu-
riertes und überall verfügbares Angebot für Jungen. 
Das in der Anfrage erwähnte Projekt im Oberbergi-
schen Kreis oder das Theaterstück „Mein Körper 
gehört mir“ sind sicherlich gute Ansätze. Aber das 
ist ausbaufähig; denn jedes Kind, das Opfer sexuel-
ler Gewalt wird, ist definitiv eines zu viel. 

Zum Schluss: Insgesamt zeigen die Formulierungen 
der Fragen eine teilweise etwas eingeschränkte 
Sichtweise auf das Thema „Gender“, indem immer 
noch zu häufig auf das Vorhandensein von männli-
chen Erziehern, Lehrern und Sozialarbeitern abge-
stellt wird und diese mit männlichen Rollenvorbil-
dern gleichgesetzt werden. Das kann ich so nicht 
teilen. 

Vielleicht noch eine Klarstellung, weil ich das gera-
de erwähnt habe: Da ich sowohl einen Sohn als 
auch eine Tochter habe, stehe ich nicht im Ver-
dacht, nur eine Mädchenmutter zu sein und rein 
weibliche Interessen zu vertreten. – Ich bin ge-
spannt auf die weitere Diskussion und danke für Ih-
re Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Frau 
Jansen. – Für die grüne Fraktion hat nun Frau Paul 
das Wort. 

Josefine Paul (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Lieber Walter Kern, ich 
glaube, die Große Anfrage und auch die Beantwor-
tung der Großen Anfrage sind durchaus ein guter 
und geeigneter Aufschlag, um in dieses Thema in-
haltlich ein bisschen weiter einzusteigen. Wir haben 
im Ausschuss für Frauen, Gelichstellung und 
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Emanzipation ähnliche Themen schon auf ver-
schiedene Art und Weise diskutiert.  

Jeder und jede, der bzw. die dabei war, wird wissen: 
Ich habe durchaus nicht bei allen Aufschlägen ge-
dacht, dass sie besonders geeignet seien. In die-
sem Fall würde ich aber sagen: Damit können wir 
erst einmal arbeiten; denn das Anliegen ist wichtig, 
und es ist auch richtig, Jungen und ihre speziellen 
Lebenslagen in den Blick zu nehmen. 

Nichtsdestotrotz muss man auch festhalten, dass 
Nordrhein-Westfalen an dieser Stelle durchaus gut 
und in gewisser Hinsicht auch vorbildlich aufgestellt 
ist. Wir haben die LAG Jungenarbeit, die in sehr gu-
ter Zusammenarbeit mit der LAG Mädchenarbeit 
das Thema ganzheitlich in den Blick nimmt. 

Wir haben die FUMA Fachstelle Gender, und wir 
haben auch unterschiedliche Projekte aus dem Be-
reich LSBTTI; denn zu den Lebenslagen von Jun-
gen gehört neben der geschlechtlichen Identität 
auch die sexuelle Identität. Ich glaube, da sind wir in 
Nordrhein-Westfalen sehr gut aufgestellt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wichtig ist natürlich auch, zu betonen – bei aller Fo-
kussierung in Ihrer Anfrage; aber ich habe durchaus 
wohlwollend zur Kenntnis genommen, dass bei den 
Fragen ganz oft in Klammern „und Mädchen“ 
stand –: Wir müssen darüber reden, dass Gender-
politik eine Querschnittsaufgabe ist und dass es 
nicht passieren darf, dass Jungen- und Mädchenar-
beit sowie Jungen- und Mädchenpolitik gegenei-
nander ausgespielt werden. 

Das unterstelle ich Ihnen auch gar nicht. Aber es ist 
relativ einfach, den Schritt zu gehen und zu sagen: 
Wir müssen jetzt etwas für die Jungen machen, für 
die Mädchen haben wir doch schon was. – Das 
Ganze muss ein Nebeneinander und ein Miteinan-
der sein; es darf keinesfalls ein Gegeneinander 
sein. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb ist es so wichtig, dass wir im Bereich der 
Bildung und in der Kinder- und Jungendarbeit in 
vielfältiger Art und Weise gendersensible Ansätze 
haben; das heißt Ansätze, die sowohl die Lebens-
welt und Lebensrealität von Mädchen als auch die 
von Jungen – samt allem, was damit sozial und kul-
turell konnotiert ist – in den Blick nehmen.  

Ich denke, so verstanden – mit Blick auf eine Quer-
schnittsaufgabe, mit Blick auf die Lebenslagen von 
Jungen und Mädchen – sind gendersensible Bil-
dung und gendersensible Jugendarbeit auch ein 
elementarer Beitrag zur Demokratieerziehung; denn 
Gendergerechtigkeit und Geschlechtergerechtig-
keit – wir als Ausschussmitglieder wissen das viel-
leicht noch besser als manch anderer in diesem 
Hause – fallen nicht vom Himmel, sondern sie müs-
sen erarbeitet und erstritten und nicht zuletzt auch 
erlernt werden.  

Das gilt gleichermaßen für die Themen LSBTTI und 
Diversity. Das sind Dinge, bei denen die Bildung ei-
nen ganz wichtigen Beitrag leistet, der vielleicht an 
der einen oder anderen Stelle durchaus ausbaufä-
hig ist. Unsere Gesellschaft ist bunt und vielfältig. 
Das zeigt sich nicht nur im Bereich der Geschlech-
ter, sondern auch bei LSBTTI und Diversity. Dem-
entsprechend ist es ein Auftrag von Bildung und 
Demokratieerziehung, dem Rechnung zu tragen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Große An-
frage macht noch einmal deutlich, dass nicht nur 
Mädchen ein Geschlecht haben – sonst reden wir 
immer von „Mädchenpolitik“ und von „Frauenpoli-
tik“ –, sondern dass sich – erstaunliche Erkenntnis – 
auch Jungen mit gesellschaftlichen und sozialen 
Zuschreibungen konfrontiert sehen, die nicht immer 
zu ihrem Vorteil sind.  

Trotzdem müssen wir geschlechterspezifische 
Auswirkungen auf die Lebensrealitäten von Mäd-
chen und Jungen – ich will es noch einmal unter-
streichen – in einem Zusammenhang diskutieren – 
nicht im Gegeneinander. Sie haben es auch gesagt; 
die „Bildungsverlierer Jungen“ werden so oft ange-
sprochen.  

Wir müssen trotzdem festhalten, dass Frauen nach 
wie vor weniger verdienen, dass sie nach wie vor in 
Berufen unterwegs sind, die weniger Karrierechan-
cen mit sich bringen, und dass sie nach wie vor ein 
eingeschränkteres Berufswahlspektrum haben. 

Ein Satz sei auch zu der von Ihnen richtigerweise 
formulierten Forderung gesagt, wir bräuchten mehr 
Jungen und junge Männer in sozialen, pflegerischen 
und erzieherischen Berufen. Dem würde ich mich 
auf jeden Fall anschließen. Wir wollen mehr Jungen 
und junge Männer in diesem Bereich haben. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Dazu muss es natürlich eine Attraktivitätssteigerung 
in den Berufsbildern geben, aber nicht – das will ich 
noch einmal ganz deutlich sagen –, damit wir mehr 
Jungen und Männer in diese Berufe bekommen, 
sondern weil sie gesellschaftlich wichtig sind, und 
weil die Menschen, die dort arbeiten – im Moment 
sind es eben mehrheitlich Frauen –, das auch ver-
dient haben.  

(Beifall von den GRÜNEN und Daniela Jan-
sen [SPD]) 

Es gilt aber natürlich auch, wie von Ihnen richtiger-
weise beschrieben, die Jungen in ihren Lebensla-
gen in den unterschiedlichen Bereichen mehr in den 
Blick zu nehmen, beispielsweise Jungen und Emo-
tionalität; denn der Spruch „Ein Indianer kennt kei-
nen Schmerz“ ist überholt und veraltet. Selbstver-
ständlich kennen Indianer auch Schmerz, und 
selbstverständlich dürfen auch Jungen Schmerzen 
und Emotionen kennen. Diese gilt es in den Blick zu 
nehmen und gesellschaftlich abzubilden. Immer 
noch haben Jungs mit Vorurteilen zu kämpfen, dass 
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sie die „harten Männer“ sein müssen. – Das müs-
sen sie vielleicht nicht unbedingt sein. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie haben das Risikoverhalten und ebenso die un-
terschiedlichen gesundheitlichen Aspekte ange-
sprochen. Hier müssen wir die Jungen anders in 
den Blick nehmen. Das Suchtverhalten stellt sich 
bei Mädchen und Jungen unterschiedlich dar. 

Auch das Thema „sexuelle Gewalt“ muss noch ein-
mal spezialisiert angegangen werden. Ich möchte 
da den Sport aufgreifen, den Sie in Bezug auf einen 
anderen Aspekt genannt haben. Der Landessport-
bund hat mit seinem Projekt „Schweigen schützt die 
Falschen“ explizit Jungen in den Blick genommen. 
Das ist eine vorbildliche Herangehensweise. Sonst 
müsste man bei der Sportförderung vielleicht noch 
einmal hinschauen, ob es nicht doch eher eine Jun-
genförderung ist, und ob wir an der einen oder an-
deren Stelle nicht doch mehr auf die Mädchen ach-
ten müssen. 

Zusammenfassend sei gesagt: NRW ist bislang gut 
aufgestellt. Vieles ist auf dem Weg. Trotzdem würde 
ich sagen: Ihre Große Anfrage ist durchaus ein 
Steinbruch, in dem wir zu den unterschiedlichsten 
Bereichen sicherlich noch weiterarbeiten werden. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Paul. – Nun spricht Frau Schneider für die FDP-
Fraktion. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Vor Kurzem stand in 
einer Zeitung in meinem Wahlkreis ein Artikel mit 
der Überschrift „Öl im Feuer des Geschlechter-
kriegs“. In diesem Bericht schildert die Leiterin des 
Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes des Krei-
ses Unna ihre Erfahrungen, die sie aus den letzten 
Schuleingangsuntersuchungen gewonnen hat. Fa-
zit: In allen Disziplinen haben deutlich mehr Jungen 
Defizite als Mädchen. 

Eine kleine Kostprobe: Fast jedes vierte Kind hat 
eine Sprachstörung. Der Anteil der Jungen beträgt 
rund 30 %, wohingegen der Anteil der Mädchen bei 
nur gut 19 % liegt. Jedes zehnte Kind fiel durch mo-
torische Defizite auf. Auch hier schneiden unsere 
Jungs mit knapp 14,5 % wesentlich schlechter ab 
als die Mädchen mit 6 %. Hier liegt etwas im Argen; 
denn auch landesweit sehen die Zahlen nicht viel 
anders aus. 

Ich bin meinen Kollegen der CDU-Fraktion in ge-
wisser Weise dankbar, dass sie die Initiative der 
FDP-Landtagsfraktion in diesem Haus aufgegriffen 
haben. Wir haben zu diesem Thema bereits zwei 
Anträge gestellt; einer befindet sich noch im parla-
mentarischen Verfahren. Mit der Großen Anfrage 

machen sie sich nun ebenfalls um das ausgemach-
te Missverhältnis in der NRW-Gleichstellungspolitik 
Gedanken.  

Mein Eindruck hat sich über die Jahre in diesem 
Haus, über die Jahre mit der rot-grünen Landesre-
gierung verfestigt: Wenn es um Gleichstellungspoli-
tik geht, ist ausschließlich von Frauen- und Mäd-
chenpolitik die Rede.  

(Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

Bereits in der Vorbemerkung der Antwort der Lan-
desregierung lese ich, dass „ein wesentlicher, die 
Persönlichkeit prägender und in der pädagogischen 
Förderung relevanter Aspekt“ das Geschlecht sei – 
Gedankenstrich.  

Bis hier bin ich noch dabei. Danach steige ich aber 
aus. Die Regierung setzt nämlich nach zitiertem 
Satz einen Gedankenstrich, um deutlich zu machen, 
dass wir uns nun und in der folgenden Beantwor-
tung der Anfrage mit dem Geschlecht in biologi-
scher wie auch sozialer Variante zu befassen ha-
ben. Ich würde sagen, dass damit schon zu Beginn 
die falschen Voraussetzungen gelegt werden. 

Zur Verdeutlichung darf ich aus einem jüngst im 
„FOCUS“ veröffentlichten Interview mit dem Evoluti-
onsbiologen Ulrich Kutschera zitieren. Kutschera 
antwortet auf die Frage, ob es ein soziales Ge-
schlecht gäbe, das sich dem wissenschaftlichen 
Zugriff des Biologen entziehe, wie folgt: 

„Der Glaube an ein von der Biologie und Evoluti-
on des Menschen losgelöstes (…) ‚Gender‘ sei 
der ‚Kernpunkt der Gender-Mainstreaming-
Ideologie‘ und entstamme einer ‚radikalfeministi-
schen Sekten-Esoterik der 1990er Jahre. Sie 
entbehrt jeglicher naturwissenschaftlichen 
Grundlage.‘„ 

(Josefine Paul [GRÜNE]: Kommt darauf an!) 

Die weiter folgenden Ausführungen werde ich uns 
an dieser Stelle besser vorenthalten.  

(Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

Ich mahne aber, dass wir uns besser mit der Sache, 
mit konkreten Lösungskonzepten für unsere Jun-
gen, die mittlerweile gänzlich ins Hintertreffen zu ge-
raten drohen, auseinandersetzen und alle weiteren 
Hirnkonstruktionen hintenanstellen mögen. 

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, 
die Große Anfrage ist in Teilen hilfreich, Missstände 
vergegenwärtigt zu bekommen. Beispielsweise ist 
schwarz auf weiß zu lesen, dass Jugendliche männ-
lichen Geschlechts über 15 Jahre drei- bis viermal 
so häufig wie gleichaltrige Mädchen infolge eines 
Suizids oder aufgrund einer tödlichen Verletzung 
aus dem Leben scheiden. Hier schrillen bei mir als 
Politikerin und als Mutter von drei Kindern sämtliche 
Alarmglocken. Ich glaube nicht, dass die Maßnah-
men, die die Landesregierung dagegen ins Feld 
führt, ausreichen. 
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An vielen Stellen müssen wir aber auch in den aller-
schönsten Wortgirlanden lesen, welch segensreiche 
Wirkungen beispielsweise Landesprogramme wie 
„Kein Abschluss ohne Anschluss“ haben oder vor 
allem, dass sie ja von Anfang an gendersensibel 
aufgesetzt worden seien.  

Unter dem Strich sage ich jedoch: Der Ton macht 
die Musik. – Und da hören wir leider sehr viele 
schiefe Töne, beispielsweise von einer Landes-
hochschulministerin, die demokratisch gewählte Or-
gane wie Verwaltungsräte von Studentenwerken – 
nein, wir müssen ja jetzt „Studierendenwerke“ sa-
gen – verpflichten will, so oft zu wählen, bis die 
Frauenquote erreicht ist.  

Oder: Wir haben eine rot-grüne Koalition, die auf 
unsere Initiative hin zwar per gemeinsamen Antrag 
aller Fraktionen den Boys’Day analog zum schon 
sehr erfolgreichen Girls’Day aufwerten will, aber mit 
welchem Ergebnis? – Im Landtag fand nun weder 
eine Veranstaltung zum Girls’Day noch zum 
Boys’Day statt. Dafür feiern wir den Weltmädchen-
tag. Die Jungs bleiben dabei auf der Strecke.  

Hier läuft etwas schief. Hier wird keine geschlech-
tersensible Politik gemacht. Die FDP wird nicht mü-
de, dies auch in Zukunft weiter kritisch anzuspre-
chen und zu hinterfragen. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP und Walter Kern [CDU]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Schneider. Kommen Sie noch mal ans Pult, Frau 
Schneider. Es gibt eine Zwischenintervention, an-
gemeldet von der Piratenfraktion, von Herrn 
Dr. Paul. – Der hat sich jetzt schon aufgeschaltet 
und kann auch schon seine 1:30 nutzen. Bitte 
schön, Herr Dr. Paul. 

Dr. Joachim Paul (PIRATEN): Vielen Dank, Herr 
Präsident. – Liebe Kollegin, ich kann Ihre Einwände 
durchaus verstehen, dass sich dort Dinge im Dis-
kurs befinden. Aber Herrn Kutschera als Referenz 
zu nehmen, ist keine gute Idee. Er wäre gerne 
Richard Dawkins. Er ist quasi der deutsche Richard 
Dawkins für Arme und predigt eine sehr mechanisti-
sche biologistische Philosophie. Die Biologie ist 
nicht unsere einzige Determinante. Das nur als 
Hinweis. – Vielen Dank. 

Susanne Schneider (FDP): Lieber Herr Dr. Paul, 
ich finde es sehr schade, dass Sie mit meiner er-
wähnten Quelle nicht ganz einverstanden sind. Das 
trifft sich ganz gut, ich bin mit Ihren auch nicht im-
mer einverstanden. Insofern sind wir hier quitt.  

Aber wichtig ist doch ganz einfach, dass wir jetzt bei 
allem Schreien nach Frauenförderung, nach Mäd-
chenförderung unsere Jungs nicht außen vor las-
sen, dass dieses Gender-Mainstreaming zwar ganz 
hübsch ist, aber, bitte schön, auch mit Blick auf die 

Jungs, und dass wir diese Jungs, die zunehmend 
Bildungsverlierer sind, 

(Zuruf von Josefine Paul [GRÜNE]) 

die zunehmend Probleme mit ihrer Gesundheit ha-
ben, auch unterstützen und nicht aus den Augen 
verlieren. – Danke schön. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Schneider. – Nun spricht für die Piratenfraktion Herr 
Kollege Olejak. 

Marc Olejak (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr Prä-
sident! Sehr geehrte Kolleginnen, sehr geehrte Kol-
legen! Liebes Publikum im Saal und am Stream zu 
Hause! Geschlechterkriege sind hier gerade von 
Frau Schneider ins Rennen geworfen worden. Die 
Verbalität nahm auch in Form eines gewissen ag-
gressiven Tonfalls zu. 

Das ist genau schon wieder einer der Punkte, wo 
ich sage: Wir als Piraten nehmen sowohl die Anfra-
ge als auch die Antwort auf die Große Anfrage als 
weiteren Baustein in dieser gesamten Debatte, wie 
man insgesamt eine bipolare, gesellschaftlich-
hierarchische Geschlechtsqualifikationssystematik – 
so irre ist diese Definition – einfach mal überwinden 
kann. 

Diese geschlechterbezogene Pädagogik – biolo-
gisch, psychosexuell, psychosozial, all dies –: Letzt-
lich geht es doch uns in der Politik auch darum, Mit-
tel und Wege zu finden und zu eröffnen, dass wir 
die geschlechterspezifischen Rollenstereotype über-
winden und nicht noch stärker verfestigen; letztlich. 

Wir als Piraten gehen sogar noch einen Schritt wei-
ter und sagen: Das Erziehungs- und Bildungsziel 
muss es sein, tatsächlich eine Egalität der Ge-
schlechterdemokratie für alle psychosexuellen Indi-
viduen dieser Welt hinzubekommen. Ich stehe hier 
zwar als Kerl, aber ich könnte auch irgendwas an-
deres sein. Mir ist es egal, was ich bin – ich sehe 
mich selber einfach nur als menschliches Wesen. 

Wie gesagt, danke ich für Ihre Große Anfrage und 
möchte mich auch ganz herzlich für die Antwort be-
danken. So weit von mir. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Olejak. – Für die Landesregierung hat nun Frau Mi-
nisterin Steffens das Wort. 

Barbara Steffens
*)
, Ministerin für Gesundheit, 

Emanzipation, Pflege und Alter: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Eines vorab, Frau 
Schneider: Ein Herr Kutschera, dessen For-
schungsschwerpunkte die Symbioseerforschung mit 
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epiphytischen Bakterien als Photosymbionten oder 
die Phylogenese mehrzelliger Algen sind, ist nicht 
derjenige, der leitgebend und sinnstiftend ist bezüg-
lich der Ausrichtung unserer Kinder- und Jugendpo-
litik in diesem Land.  

(Zuruf von Susanne Schneider [FDP]) 

Ich glaube, das ist auch gut so, weil die For-
schungsschwerpunkte klar und deutlich erkennen 
lassen, welch Geistes Kind das ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren, zu der Großen 
Anfrage möchte ich wie folgt Stellung nehmen: Mit 
der Großen Anfrage 14 der Fraktion der CDU wurde 
nach der Berücksichtigung insbesondere der spezi-
ellen Interessen von Jungen in einer Vielzahl päda-
gogischer und sonstiger Kontexte gefragt. Mit der 
Antwort der Landesregierung wird klar und deutlich: 
In NRW ist der geschlechterdifferenzierte Blick auf 
Kinder und Jugendliche in vielen Bereichen Stan-
dard. 

Herr Kern, Sie beklagen, dass an vielen Stellen in 
der Antwort erst einmal mit „Gender“ geantwortet 
wird und auf Gender-Expertisen verwiesen wird. Es 
ist doch klar, dass Gender als das Analyseinstru-
ment dann auch die entsprechenden jungen- oder 
mädchenspezifischen Konzepte zur Folge hat. Sie 
haben ja auch eben bei den Redebeiträgen einiger 
der Vorrednerinnen intensiv genickt, als die Beispie-
le für Nordrhein-Westfalen gebracht wurden. Ihre 
nonverbalen Äußerungen waren da zustimmender 
als Ihre verbalen. Ich will aber trotzdem einige As-
pekte hervorheben und auf den einen oder anderen 
Punkt von Ihnen kurz eingehen. 

In der Kinder- und Jugendhilfe ist die Partizipation 
von Mädchen und Jungen für uns in allen Bereichen 
selbstverständlich. Sie haben das ein Stück weit 
eben angemahnt.  

Ich will aber kurz noch einmal in der Historie zu-
rückgreifen, Herr Kern; denn als Sie noch mit in der 
Regierung waren, haben Sie ja selber die Landes-
initiative Jungenarbeit NRW vonseiten des Kabi-
netts mit vorangebracht. Diese Landesinitiative ist in 
der jetzigen Legislaturperiode komplett mit dem 
Personal verstetigt worden und übergegangen in 
die Fachstelle Gender, in der genau diese Jungen-
expertise neben der Mädchenexpertise mit dem 
Genderblick versucht, in allen Bereichen, die unsere 
Kinder und Jugendlichen betreffen, draufzugucken:  

Welche Maßnahmen sind perspektivisch notwen-
dig? Sie wissen ja auch, dass mit der LAG Jungen-
arbeit und der Fachstelle Gender gemeinsam genau 
diese Bereiche – weil Sie beklagt haben, dass die 
Partizipation, die Beteiligung nicht ausreichend sei – 
in dem Maße wirklich stattfinden. 

Sie wissen aber auch, dass natürlich schon in den 
Kindertageseinrichtungen geschlechtersensible Pä-
dagogik als Querschnittsthema strukturell sowie 
konzeptionell verankert ist in den Bildungsgrundsät-

zen „Mehr Chancen durch Bildung von Anfang an – 
Grundsätze zur Bildungsförderung für Kinder von 0 
bis 10 Jahren in Kindertageseinrichtungen und 
Schulen im Primarbereich in Nordrhein-Westfalen“. 
Also ist durchgängig in allen diesen Bereichen letzt-
endlich die jungenspezifische wie mädchenspezifi-
sche Blickrichtung auch verankert. 

Im Vergleich zu anderen Bundesländern gelten wir 
in Nordrhein-Westfalen in der Jungenarbeit, was die 
Frage der Berücksichtigung von Geschlecht und 
sexueller Identität betrifft, als bestens aufgestellt. 
Frau Paul hat ja auch gerade bezogen auf die Jun-
gen und Mädchen der LSBTTI-Community darauf 
hingewiesen, wie gerade hier die jungenspezifi-
schen Ansätze durchgängig vorhanden sind. 

In den Schulen – auch das ist klar – ist der ge-
schlechterdifferenzierte Blickwinkel ein wesentlicher 
Aspekt der individuellen Förderung. Das einzelne 
Mädchen und der einzelne Junge werden gemäß 
der eigenen Persönlichkeits-, Lern- und Lebenslage 
mit in den Blick genommen. 

Frau Schneider, wenn Sie sagen, dass die Sprach-
entwicklung der Mädchen in der von Ihnen genann-
ten Erhebung prozentual gesehen als nicht so defi-
zitär benannt wird, ist das an der Stelle auch nor-
mal, weil Mädchen in der Sprachentwicklung in dem 
Alter sehr viel schneller als Jungen sind. Jungen 
hinken selbst mit der besten Förderung zeitlich ein-
fach etwas hinterher. 

Insgesamt kann die Landesregierung bilanzierend 
festhalten, dass die Jungen- und die Mädchenarbeit 
bzw. eine geschlechterbewusste Pädagogik in pä-
dagogischen Strukturen und Konzepten der Kinder- 
und Jugendhilfe, aber auch darüber hinaus gut ver-
ankert sind. Das heißt nicht, dass wir die Diskussion 
an vielen Stellen nicht auch noch gemeinsam nach 
vorne führen müssen. 

Herr Kern, Sie haben gerade auch Themenbereiche 
angesprochen, die eher im Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales mitdiskutiert werden soll-
ten. Da wird es auch eine spannende Diskussion im 
Hinblick darauf geben, wie das Präventionsgesetz 
umgesetzt werden soll und welche settingorientier-
ten Angebote und Maßnahmen hier geschlechterdif-
ferenziert nach vorne gebracht werden sollen. 

Wenn wir uns zahlreiche Bereiche in der Gesund-
heitsförderung angucken – egal ob es der Suchtbe-
reich, der ADHS-Bereich oder der Bereich Adiposi-
tas ist –, erkennen wir aber, dass es in allen diesen 
Bereichen sehr viele jungenspezifische Angebote 
gibt. Gerade den Sport als Beispiel für eine fehlende 
Jungenförderung zu bezeichnen, ist auch etwas 
gewagt; denn gerade der Fußball – das ist der größ-
te Bereich – ist leider immer noch eine Jungendo-
mäne. 

In vielen Punkten besteht also noch Luft nach oben. 
Insgesamt sind wir in Nordrhein-Westfalen aber 
sehr gut aufgestellt. – Danke. 
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(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Steffens. – Da mir keine weiteren Wort-
meldungen vorliegen, schließe ich die Aussprache 
und stelle fest, dass damit die Große Anfrage 14 der 
Fraktion der CDU erledigt ist. 

Tagesordnungspunkt 

9 Weichen für ein sicheres Nordrhein-Westfalen 
mit einer handlungsfähigen Polizei jetzt ver-
antwortungsvoll stellen – Unverzüglich jähr-
lich 300 weitere Polizeianwärterstellen schaf-
fen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/9788 

Ich darf die Aussprache eröffnen und für die FDP-
Fraktion Herrn Kollegen Witzel das Wort erteilen. 
Bitte schön. 

Ralf Witzel
*)
 (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-

ehrten Damen und Herren! Es ist die feste Auffas-
sung der FDP-Landtagsfraktion, dass wir ohne eine 
dauerhafte strukturelle Erhöhung der polizeilichen 
Ausbildungskapazität bei Kommissaranwärtern gro-
ße Besetzungsprobleme bekommen werden. Dann 
wird in den nächsten Jahren der erforderliche Na-
chersatz nicht gelingen. Die Folge mangelnder Ein-
stellungspolitik ist ein faktischer Stellenabbau, der 
perspektivisch – je nach berechnetem Szenario – 
zwischen 1.500 und 4.000 Stellen liegen wird. Ist 
das vertretbar? 

Da fragt man sich: Haben wir hier in Nordrhein-
Westfalen etwa weniger Kriminalität, weniger Ge-
fährder und Straftäter, weniger Notrufe und Polizei-
einsätze, weniger Gefahren und polizeiliche Aufga-
ben, weniger konfliktträchtige Fußballderbys oder 
Demos, weniger Gewalt gegen Polizeibeamte, we-
niger Angsträume, weniger Brennpunkte und weni-
ger Problemviertel zu erwarten?  

Diese Fragen wird man mit Fug und Recht vernei-
nen. Das genaue Gegenteil ist der Fall. Die Auf-
tragsbücher der Polizei sind voll – und zwar so voll, 
dass Private keine weiteren Aufträge mehr anneh-
men würden, was selbstverständlich im Bereich der 
Polizei – auch zu Recht – nicht geht. 

Mit welchen Phänomenen haben wir es in Nord-
rhein-Westfalen zu tun? 

Mit Salafisten haben wir es seit dem Jahr 2011 zu 
tun. Ihre Zahl ist von 500 auf inzwischen über 2000 
angestiegen, hat sich also mehr als vervierfacht. 
Damit sind Gefährder personalintensiv zu überwa-
chen. 

Es sind auch zunehmend Schutzmaßnahmen ge-
gen Terror zu treffen. 

Wir haben es in vielen Großstädten mit der Entste-
hung und Verhinderung von No-Go-Areas zu tun. 

Es gibt eskalierende Gewalt durch Rockerbanden, 
Clans, Hooligans und bestimmte Demonstranten-
gruppen. 

Wir haben explodierende Zahlen beim Wohnungs-
einbruch. Seit dem Jahr 2011 sind diese Zahlen 
landesweit um mehr als 50 % angestiegen. Örtliche 
Steigerungsraten liegen teilweise über 200 % – bei 
einer Aufklärungsquote von oftmals nur 5 %. Es gibt 
nur minimale Verurteilungsquoten. Nur einer von 
100 Einbrechern muss ins Gefängnis. 

Alles das, was auch mit dem zu geringen Personal-
kontingent der Polizei zusammenhängt, kann uns 
keineswegs beruhigen. 

Wir haben eine zu geringe Abschöpfung kriminellen 
Vermögens, also zu wenig Sicherstellung von Beu-
te. 

Es gibt eine wachsende Belastungssituation durch 
Zusatzaufgaben bei der normalen Polizeiarbeit. 

Außerdem haben wir, wie die Landesregierung mit 
ihren Haushalten ja selber einräumt, sicherlich auch 
einen hohen personellen Aufwand im Zusammen-
hang mit dem Schutz der 151 landeseigenen Unter-
bringungseinrichtungen. Allein dort gab es im Monat 
August einen personellen Mehraufwand von knapp 
4.000 Personalstunden. 

Es liegen uns Berichte über eine wachsende Gefahr 
der polizeilichen Tätigkeit vor. Es gibt zunehmend 
Übergriffe auf Polizeibeamte. 

All das sind Faktoren, die uns beunruhigen müssen, 
vor allem aber veranlassen müssen, dafür zu sor-
gen, dass die Polizei in ihrer personellen Ausstat-
tung nicht geschwächt wird. Genau das wird aber 
bei den hohen Altersabgängen in den nächsten 
Jahren der Fall sein, wenn jetzt nicht dauerhaft ge-
handelt wird. 

Deshalb sagen wir: Es reicht ganz ausdrücklich 
nicht aus, als Strohfeuereffekt hier in einem verkürz-
ten Verfahren einmalige Beschlüsse zu treffen. Wir 
brauchen dauerhaft Planungssicherheit für die Per-
sonalrekrutierung bei der Polizei. 

Die eigenen Berichte des Ministers stellen die Mise-
re dar. Wir haben gegenwärtig einen faktischen Ver-
lust von über 3.000 Planstellen als Vollzeitäquiva-
lente infolge von Krankentagen bei der Polizei. Ge-
genwärtig sind es schon knapp 1.600 Planstellen. 
Nach der Prognose werden es im Jahr 2020 über 
2.000 Planstellen sein. Das betrifft nicht zustande 
gekommene Arbeitsleistungen infolge von Teilzeit-
arbeit und Elternzeit. Es wird viele weitere Planstel-
lenverluste durch Fortbildung, verwendungseinge-
schränkte Polizeivollzugsbeamte sowie durch Frei-
stellungen nach dem LPVG geben. Insofern kom-
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men viele Stellen, die in Haushaltsplänen auftau-
chen, tatsächlich nicht der Sicherheit von Bürgern in 
Nordrhein-Westfalen zugute. 

Wir als FDP-Landtagsfraktion wollen in jedem Fall 
das ernst nehmen, was die Experten auch Ihnen, 
Herr Minister, aufschreiben. Wir wollen einen gra-
vierenden dauerhaften Personalabbau bei der Poli-
zei in Nordrhein-Westfalen verhindern, weil wir hier 
im Ländervergleich – auch wenn man sich die Prob-
lemlage der vielen Ballungsräume anschaut – 
schon weit abgeschlagen hinten liegen. Wir wollen 
Planungssicherheit für die personelle Ausstattung 
der Polizei in Nordrhein-Westfalen. 

Deshalb fordern wir Sie auf: Setzen Sie nicht auf 
Einmalaktionen, die dann hektisch in Form von 
Nachtragshaushalten durchgeführt werden. So rich-
tig und berechtigt jede Korrektur in Nachtragshaus-
halten ist: Sie darf nicht dazu führen, dass eine re-
gulär auskömmliche personelle Besetzung bei der 
Polizei verdrängt wird. Genau das ist das Plädoyer 
dieses Antrages, nämlich für mehr Planungssicher-
heit bei der zukünftigen dauerhaften Rekrutierung 
zu sorgen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Witzel. – Auch die SPD-Fraktion hat eine Meinung 
zu dem Antrag. Diese vertritt jetzt Herr Bialas.  

Andreas Bialas (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Als Erstes möchte ich 
der FDP für den Antrag danken; denn ohne eine 
weitere plenare Befassung wäre die Leistung des 
Innenministers und der Landesregierung und der 
sie tragenden Fraktionen möglicherweise unterge-
gangen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

In der Tat: NRW stellt in diesem Jahr weitere 250 
Polizeianwärter ein – zusätzlich zu denen, die wir 
ohnehin schon zum 1. September 2015 eingestellt 
haben. Das sind dann insgesamt fast 1.900 Neu-
einstellungen im Jahre 2015. 

(Ralf Witzel [FDP]: Wie ist das denn in den 
nächsten Jahren?) 

Diese gute Nachricht – da gebe ich Ihnen völlig 
recht – sollte nicht einfach im alltäglichen Politikge-
schäft untergehen. Damit steigert diese Regierung 
die Einstellungszahlen für Polizeianwärter im Jahre 
2015 auf knapp 800 Personen mehr, als wir sie im 
Jahre 2010 hatten. Wir haben damit seit 2010 über 
600 neue Planstellen geschaffen, also für dauerhaf-
te Erhöhung gesorgt. 

(Christof Rasche [FDP]: Was ist mit dem 
Vergleich mit 2004?) 

Das wird noch nicht ganz als Kompensation für die 
zahlreichen zu erwartenden Pensionierungen der 

starken Jahrgänge bis zum Jahr 2025 reichen. Das 
wissen wir. Daher streben wir auch weiterhin konti-
nuierliche und finanzierbare Anstiege an. NRW wird 
stets über so viele Polizistinnen und Polizisten ver-
fügen, wie es zur Bewältigung der Aufgaben 
braucht. 

Als Zweites möchte ich die FDP beglückwünschen, 
dass sie nun in der Opposition endlich die demogra-
fische Entwicklung bei der Polizei bemerkt 

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

und in der Opposition auch die richtigen Forderun-
gen nach mehr Einstellungen mehrere Jahre nach 
Beendigung eigener Zuständigkeit stellt. Diese von 
Ihnen benannte nachhaltige Personalentwicklung 
haben Sie wieder als Notwendigkeit entdeckt. Da 
kann ich nur sagen: Klasse! Wir hätten uns gefreut, 
wenn Sie Ihre jetzigen Forderungen bereits frühzei-
tig in Ihrer Regierungszeit in reales Handeln umge-
setzt hätten.  

Natürlich kennen wir die Zahlen derjenigen, die 
pensioniert werden. Natürlich kennen wir Nacher-
satznotwendigkeiten. Daher haben wir anschlie-
ßend an Ihren Beginn – das sage ich auch – seit 
2010 bereits weitere Erhöhungen mit kontinuierli-
chen Mehreinstellungen zu verzeichnen. 

Wir sorgen außerdem dafür – daran muss man bei 
Einstellungen ebenfalls jederzeit denken –, dass wir 
auch die entsprechende Ausbildungskapazität und 
Infrastruktur hierfür haben und schaffen werden. 

Ja, Sie haben völlig recht: Unsere Polizei ist vielfach 
gefordert. Sie macht ihre Arbeit sehr gut. Sie stellt 
sich auch flexibel auf neue Herausforderungen ein. 
Dafür genießt sie ein hohes Ansehen und unseren 
Respekt. 

Auf die in Ihrem Antrag aufgestellten Zahlen gehe 
ich jetzt nur ganz sporadisch ein. Immer wieder 
kommen Sie – die CDU wird vermutlich gleich auch 
noch einmal in schillernden Farben den Untergang 
beschwören – mit den Quoten der Wohnungsein-
brüche und deren Steigerungsraten. Dazu nur zwei 
Zahlenvergleiche: 

Wenn Sie von Steigerungsraten von 50 % bei Woh-
nungseinbrüchen sprechen, müssen Sie Bayern 
meinen. Dann können Sie nicht Nordrhein-
Westfalen meinen. In dem Vergleichszeitraum von 
2010 bis 2014 beträgt unsere Steigerungsrate – lei-
der ist es eine Steigerungsrate – lediglich 15 %. 

Ich darf auch daran erinnern, dass in den letzten 
Jahren Ihrer Verantwortung bis 2010 diese Rate 
sogar bei 16 % lag. Ich frage mich immer wieder, 
welche Konsequenzen und Forderungen Sie daraus 
ziehen wollen. 

In einem Punkt stimme ich mit Ihnen völlig  und rest-
los überein. Sie schreiben in Ihrem Antrag: 

„NRW braucht eine ausreichende Polizeiprä-
senz, konsequente Kriminalitätsbekämpfung, gu-
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te Personal- und Sachausstattung sowie eine ef-
fizient organisierte und eingesetzte Polizei.“ 

Ich darf an dieser Stelle dem Innenministerium und 
den Polizeibehörden sowie den Polizistinnen und 
Polizisten danken, die sich dieser Aufgabe täglich 
stellen und verantwortungsbewusst dafür sorgen, 
dass NRW genau diese entsprechenden Qualitäten, 
die Sie dort benannt haben, auch hat. – Ich darf 
mich herzlich bei Ihnen bedanken. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Bialas. – Bleiben Sie einfach am Pult. Es gibt eine 
Kurzintervention, angemeldet von Herrn Witzel von 
der FDP-Fraktion. – Bitte schön, Herr Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Herr Kollege Bialas, ich war gerade etwas erstaunt 
über Ihre historischen Bezüge, weil Sie bei Ihrer Be-
trachtung das ausgeblendet haben, was ich mindes-
tens genauso interessant finde, nämlich – wenn Sie 
sich die letzten zehn Jahre anschauen – welche 
Personalabbaubeschlüsse Rot-Grün bis zum Jahr 
2004/2005 hinterlassen hat. 

Weil Sie gerade gesagt haben, seit 2010 gebe es 
eine positive Entwicklung bei den Stellen, möchte 
ich Sie mit einem Zitat der eigenen Expertenkom-
mission dieser Landesregierung konfrontieren, die 
unlängst ihren Bericht „Bürgernahe Polizei – Den 
demographischen Wandel gestalten“ vorgestellt hat. 
Wie Sie dort auf Seite 13 nachlesen können, haben 
wir seit 2011 bis 2015 rund 600 Polizeivollzugsbe-
amte mehr, wobei die positiven Zuwächse auf die 
Einstellungsjahre 2008 und 2009 entfallen, die dann 
nach dreijähriger Ausbildungszeit in den Dienst ge-
treten sind. Im Detail: Die Einstellungen von Polizei-
anwärtern im Jahre 2008 haben nach dreijähriger 
Ausbildung zu einer positiven Differenz von 417 
Stellen bei der Polizei im Jahre 2011 geführt und die 
Einstellungen des Jahres 2009 zu einer positiven 
Differenz von 148 im Jahre 2012. 

Ich frage Sie: Wie können Sie die Zahlen so aus-
werten und politisch so einordnen, wie Sie das ge-
macht haben, wenn hier doch klar erkennbar ist, 
wer gehandelt hat und aus welchen Zeiten welche 
Effekte resultieren? 

Andreas Bialas (SPD): Ich wollte in meiner Rede 
nicht dem Innenminister vorgreifen, der hier auch 
immer die entsprechenden Replik vornimmt. Inso-
weit darf ich das an dieser Stelle einmal machen. 

Ich habe Ihnen in meiner Rede vorhin ausdrücklich 
zugestanden, dass Sie bereits mit dem Wiederauf-
bau von Polizeikräften entsprechend der demografi-
schen Entwicklung begonnen haben. Das ist unbe-
stritten. Diese Zahlen werde ich niemals kritisieren. 
Dafür sind wir dankbar. 

Das, was wir kritisieren, ist schlicht und ergreifend, 
dass diese Erkenntnisse des Demografieberichtes 
jahrelang in einer Schublade gelegen haben und 
erst zu spät umgesetzt wurden. Das ist das, was ich 
entsprechend kritisiere. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Bialas. – Die CDU-Fraktion wird nun durch Herrn 
Kollegen Lohn vertreten.  

Werner Lohn (CDU): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Unsere Polizistinnen und 
Polizisten in Nordrhein-Westfalen leisten trotz Per-
sonalmangels und trotz eines riesigen Berges an 
Überstunden immer noch sehr gute Arbeit. Trotz 
dramatischer Kriminalitätsbelastung, trotz immer 
mehr Gewalt gegen sie und trotz massiver Bedro-
hungen durch Salafisten, Hooligans und andere 
Extremisten bis hin zu selbsternannten aggressiven 
Weltverbesserern gehen sie jedes Wochenende 
hoch motiviert an die Arbeit. Ich glaube, an dieser 
Stelle ist das den Dank von allen Fraktionen wert. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Dank ist aber 
nicht alles. Da muss noch ein bisschen mehr kom-
men. Trotzdem sind Dank, Respekt und Anerken-
nung wichtig. Deswegen hat die CDU in Nordrhein-
Westfalen bereits vor einigen Monaten eine Initiative 
mit der Überschrift „Respekt & Anerkennung für un-
sere Polizei!“ ins Leben gerufen. 

Auch Ministerpräsidentin Kraft, die jetzt aus sicher-
lich guten Gründen nicht anwesend ist, hat bereits 
2012 vollmundig eine jährliche „Woche des Res-
pekts“ angekündigt. Auf diese jährliche „Woche des 
Respekts“, die 2012 angekündigt wurde, warten wir 
jetzt seit über drei Jahren. Das ist bezeichnend für 
die Regierung – eine große Ankündigung und kleine 
oder gar keine Taten. Letztendlich ist es auch be-
schämend. Man kann nicht Respekt und Anerken-
nung ankündigen, und dann kommt nichts hinterher. 

Unsere Polizei ächzt derzeit unter 3,8 Millionen 
Überstunden. Sie geht Wochenende für Wochen-
ende bis an die Grenzen ihrer Belastbarkeit – leider 
ganz oft auch darüber hinaus, was die Kranken-
stände und die vielen Verletzten zeigen. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, im Wesentli-
chen gibt es drei Gründe für den Personalnotstand 
bei der Polizei. Der erste Grund ist die überwiegend 
falsche Personalpolitik seit Ende der 90er-Jahre. 
Der zweite Grund sind die ständig neuen Aufgaben-
zuweisungen für die Polizei ohne neues Personal. 
Der dritte Grund ist eine falsche Prioritätensetzung 
beim Personaleinsatz durch Innenminister Jäger. 

Dazu möchte ich einige Fakten nennen und einen 
kleinen Blick zurückwerfen, den auch die Kollegen 
Bialas und Witzel schon gewagt haben. Vor 2005 
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haben SPD und Grüne zunächst die vorhandenen 
Polizeischulen im Land Nordrhein-Westfalen ver-
kommen lassen oder gar ganz geschlossen. Das 
war die Vorbereitung darauf, dass man 2004 die 
Einstellungszahlen von damals 1.063 auf völlig un-
zureichende 480 Einstellungen pro Jahr mehr als 
halbiert hat. So steht es in der Antwort auf eine 
Kleine Anfrage. In Drucksache 16/2522 können Sie 
das gerne nachlesen. 

Insgesamt hat die polizei- und sicherheitsfeindliche 
rot-grüne Polizeipersonalpolitik von 1998 bis 2005 
dazu geführt, dass unglaubliche – ich betone: un-
glaubliche – 3.490 Personalstellen bei der Polizei 
gestrichen wurden. Dann heute hier zu sagen, wie 
der Minister das gerne macht, die Ursache für die 
Personalmisere bei der Polizei sei in den Jahren 
2005 bis 2010 gelegt worden, ist nicht nur unwahr, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, sondern auch 
unredlich und eines Ministers nicht würdig. 

Man sollte die Fakten so zur Kenntnis nehmen, wie 
sie sind. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Denn die Wahrheit ist, dass CDU und FDP in ihrer 
Regierungszeit zunächst die Polizeischulen wieder 
aufrüsten mussten. Nachdem die Schulen wieder 
funktionstüchtig waren, haben wir dann die Einstel-
lungszahlen von 480 auf 1.100 mehr als verdoppelt. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage von Frau Düker? 

Werner Lohn (CDU): Einen kleinen Moment. Nach 
meinen Ausführungen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte. 

Werner Lohn (CDU): Erst nach der Ertüchtigung 
der Polizeischulen konnten wir die Einstellungszah-
len verdoppeln. Das war die erste zukunftsweisende 
Entscheidung in Richtung Personalpolitik, weil man 
nämlich erstmals viel mehr Einstellungen vorge-
nommen hat, als Beamte in den Ruhestand gegan-
gen sind. Daraufhin war es folgerichtig, dass SPD 
und Grüne in mehreren Entscheidungen die Einstel-
lungszahlen auf 1.500 erhöht haben. Allerdings 
reicht das nicht, um die Pensionierungszahlen, die 
sich bald irgendwo bei 2.000 einpendeln werden, 
wieder auszugleichen. 

Auch die Einmalaktion – so nenne ich es einmal – 
aus diesem Jahr, zunächst 360 und dann noch 
einmal 250 Polizeibeamte zusätzlich einzustellen, 
können ein schlüssiges, auf Dauer angelegtes Per-
sonalkonzept bei der Polizei nicht ersetzen. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU – Theo Kruse 
[CDU]: So ist es!) 

Die Landesregierung hat kein Gesamtkonzept. Das 
möchte ich einmal an zwei Beispielen belegen. 

Erstens. Minister Jäger hat trotz der großen Perso-
nalnot bei der Polizei vor Kurzem eine Hundert-
schaft eingesetzt, um Flüchtlinge in der Erstauf-
nahmeeinrichtung Dortmund zu erfassen. Die Er-
fassung von Flüchtlingen ist nicht Kernaufgabe der 
Polizei. Die Polizei hat genug anderes zu tun. Des-
wegen muss diese Erfassung durch Polizeihundert-
schaften schnellstens beendet werden. 

Zweitens. Herr Jäger, vielleicht sprechen Sie einmal 
mit Frau Kraft, damit einmal ein Gespräch mit Herrn 
Remmel geführt wird. Wie wäre es denn, wenn aus 
dem Umweltressort, das mit über 750 Stellen sicher 
reichlich besetzt ist, einmal eine Hundertschaft der 
Blümchen- und Vogelzähler zusammengestellt wer-
den würde? Von denen gibt es wohl genug. Sie wä-
ren an dieser Stelle mit Sicherheit besser eingesetzt 
als die Polizei, die Dringenderes zu tun hat. 

(Heiterkeit und Beifall von der CDU) 

Herr Minister Jäger, ich möchte einen letzten Satz 
dazu sagen; dann ist meine Redezeit zu Ende. Sie 
haben angekündigt, dass Sie auf die Blitzmarathons 
verzichten wollen. Die Blitzmarathons, die auf Ihre 
Erfindung zurückgehen, waren eine große Fehlent-
scheidung. Die Innenministerkonferenz hat das 
Scheitern der Blitzmarathons festgestellt. Ich erwar-
te heute von Ihnen, dass Sie hier das sofortige Aus 
der Blitzmarathons erklären und sie endgültig und 
für immer abblasen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Tun Sie Ihre Arbeit. Hangeln Sie sich nicht nur von 
einer Maßnahme zur anderen, sondern erstellen Sie 
ein Gesamtkonzept, das Sie bis zum Jahr 2020 
auch mit Schuldenbremse erreichen können. Dann 
haben Sie Ihr Geld verdient. Leider ist das bis heute 
bisher nicht der Fall. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lohn. – Als nächste Rednerin hat für die 
grüne Fraktion Frau Kollegin Düker das Wort. 

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Witzel, 
ich nehme an – schließlich ist Herr Lürbke heute 
nicht da –, dass Sie für Ihren Fachpolitiker den An-
trag eingebracht haben. Ihrem Kollegen Herrn 
Lürbke glaube ich tatsächlich seinen durchaus eh-
renhaften Anspruch, sich hier im Landtag für mehr 
Sicherheit einsetzen zu wollen. Aber bei Ihnen, Herr 
Witzel, wirkt das – freundlich formuliert – doch et-
was unglaubwürdig. Denn Sie waren 2005 bis 2010 
Mitglied des Landtags, als die FDP den Innenminis-
ter gestellt hat. 

(Ralf Witzel [FDP]: Unverschämt!) 
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Ich zitiere hierzu – es handelt sich um keinen Grü-
nen; er ist ganz unverdächtig – den damaligen Chef 
der Deutschen Polizeigewerkschaft NRW, Rainer 
Wendt. Er gehört bekanntermaßen nicht zur grünen 
Kernklientel und sagte während der Regierungszeit 
Ihres Innenministers, die Polizei in NRW funktionie-
re nicht wegen, sondern trotz dieses Innenministers 
gut. Dem habe ich nichts hinzuzufügen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Witzel, in Ihrer Regierungszeit wurden unter 
Ihrem Innenminister – Herr Lohn, das gehört zur 
Wahrheit dazu; Sie vergessen immer mindestens 
die Hälfte der Wahrheit – in 2006 500 – in Worten: 
fünfhundert – Polizeianwärterinnen und Polizeian-
wärter eingestellt. Versprochen wurden damals im 
Wahlkampf 1.000. 2007 wurde dieses Wahlverspre-
chen erneut gebrochen. Das ist noch keine zehn 
Jahre her, Herr Lohn, und die demografische Ent-
wicklung war auch damals schon bekannt. Das wis-
sen Sie ganz genau. 

(Ralf Witzel [FDP]: Abbauplan!) 

2007 waren es noch einmal 500 Polizeianwärterin-
nen und Polizeianwärter. Diese Zahl lag aber deut-
lich unterhalb des erforderlichen Nachersatzes, da-
mit die Polizeistärke überhaupt hätte erhalten wer-
den können. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Ich möchte gar nicht davon sprechen, dass Sie ei-
gentlich damals schon über Bedarf hätten einstellen 
müssen. Denn, wie gesagt, schon damals war die 
demografische Entwicklung bekannt, auch wenn 
Herr Wolf sie immer in den Schubladen gelassen 
hat. 

(Beifall von Matthi Bolte [GRÜNE]) 

Also lautet das Fazit: Am Ende Ihrer Regierungszeit 
steht bei der Polizei ein Minus. 

Ich sagte es bereits: 2006 haben Sie 500 Polizei-
anwärterinnen und Polizeianwärter eingestellt. Das 
ist knapp zehn Jahre her.  

Wo stehen wir jetzt? – Im Jahr 2015 stellt die rot-
grüne Landesregierung nachweislich der Ergän-
zungsvorlage zum Haushalt 2015 1.892 Polizeian-
wärterinnen und Polizeianwärter ein. Ganz grob be-
trachtet ist das fast eine Vervierfachung der Einstel-
lungszahl in Ihrer Regierungszeit, Herr Lohn und 
Herr Witzel. 

Insofern ist Ihr Antrag, Herr Witzel – freundlich for-
muliert –, unglaubwürdig. Ich könnte auch sagen, es 
ist ziemlich dreist,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

dass Sie meinen, Ihnen würde hier jemand abneh-
men, dass Sie sich ehrlich und ernsthaft dafür ein-
setzen, dass das Personal bei der Polizei aufge-
stockt wird. Nein, das glaubt Ihnen hier niemand. 
Herrn Lürbke, wie gesagt, nehme ich das ab. 

(Ralf Witzel [FDP]: Das ist eine bodenlose 
Unverschämtheit, was Sie hier vortragen!) 

Denn er hat die Gnade der späten Geburt und kann 
nicht genau wissen, was hier damals tatsächlich 
passiert ist. – So weit die Zahlen. 

Ich will es mir aber nicht zu einfach machen, will 
Ihnen nicht nur die Zahlen um die Ohren hauen und 
sagen: Das reicht jetzt. Jetzt brauchen wir nichts 
mehr zu machen. – Das gehört nämlich auch zur 
Klarheit und Wahrheit dazu, Herr Lohn: Selbst die 
Einstellungszahlen, die wir jetzt beschlossen haben, 
werden nicht reichen.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Kollegin, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Lohn? 

Monika Düker (GRÜNE): Ich tue das immer gerne. 
Im Gegensatz zu Ihnen, Herr Lohn, ist mir das nicht 
lästig. Bitte schön. 

Werner Lohn (CDU): Frau Düker, herzlichen Dank. 
Es ist mir unerklärlich, wie ich eben vergessen 
konnte, noch auf Ihre Zwischenfrage einzugehen. 

Monika Düker (GRÜNE): Tja, so ist das. 

Werner Lohn (CDU): Aber dafür haben wir jetzt die 
Gelegenheit. 

Können Sie mir bitte erklären, wie Sie zu dem Er-
gebnis kommen, zu Zeiten von CDU und FDP sei in 
der Polizeiausbildung reduziert worden, obwohl – 
ich hatte es eben bereits gesagt – in 2004 die Ein-
stellungszahlen von Ihnen auf 480 reduziert wurden 
und wir diese in 2008 auf 1.100 heraufgesetzt und 
damit mehr als verdoppelt haben? Wie kommen Sie 
zu dem Ergebnis, dass die von Ihnen vorgenomme-
ne Reduzierung um mehr als die Hälfte – wir haben 
die Zahl anschließend mehr als verdoppelt – eine 
Reduzierung durch CDU und FDP wäre? Das kann 
nur grüne Logik sein, die mit Wahrheit nichts zu tun 
hat. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Monika Düker (GRÜNE): Herr Lohn, Sie sollten Ih-
re Reden, die Sie hier schon vor Jahren gehalten 
haben, nicht einfach abschreiben. Genau die glei-
che Debatte – ich kann sie Ihnen heraussuchen – 
haben wir vor ein paar Jahren schon einmal geführt. 

Ihre Rechnung, dass damals zu rot-grünen Regie-
rungszeiten Stellenabbau betrieben wurde, hat ei-
nen ganz einfachen Hintergrund: Erstens hatten 
wir – es war streitig – hier die 41-Stunden-Woche 
für Beamtinnen und Beamte eingeführt. Das war 
ziemlich hart, aber das war schon damals ein Kon-
solidierungsbeitrag. Diese 41-Stunden-Woche auch 
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bei den Polizistinnen und Polizisten brachte ein 
Stellenäquivalent von 2.000 Stellen. Einen Teil da-
von – nicht die kompletten 2.000 Stellen – haben wir 
befristet für zwei Jahre mit verrechnet. 

(Werner Lohn [CDU]: Weil Sie abgewählt 
wurden!) 

Insofern war es kein Stellenabbau, wie Sie es dar-
stellen. 

Zweitens vergessen Sie bei dieser Zahl immer, 
dass wir in diesen Zeiten den Regierungsumzug 
von Bonn nach Berlin verrechnet haben. Dabei sind 
Aufgaben für die Stadt Bonn, verbunden mit einem 
hohen Stellenäquivalent, weggefallen. 

(Dirk Schatz [PIRATEN]: Und das jedes 
Jahr? Interessant!) 

Der Abbau, den Sie hier so proklamieren, hat 
schlicht und einfach etwas mit Aufgabenverlagerung 
und damit zu tun, dass wir das kompensiert haben. 
Ja, es waren harte Einschnitte durch eine 41-
Stunden-Woche und durch eine Erhöhung der Le-
bensarbeitszeit. 

Den Teil der Wahrheit lassen Sie immer wieder 
weg, aber wahrscheinlich werden wir diese Ausei-
nandersetzung nicht das letzte Mal geführt haben. 
Daher ist es gut, dass Sie mir Gelegenheit gegeben 
haben, diese immerwährenden Falschdarstellungen 
hier zu korrigieren. Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN – Ralf Witzel 
[FDP]: Nach Ihrer Logik ist die Polizei über-
besetzt, oder was?) 

Zurück zur Frage, was eigentlich mehr nötig ist, als 
einfach mehr Personal einzustellen. Herr Witzel, da 
gibt es einen ganz keinen Nebensatz in Ihrem An-
trag, und das ist schade. Denn da bleiben Sie jede 
Antwort auf die spannende Frage schuldig. Sie 
schreiben, dass wir mehr Polizei brauchen – das ist 
immer einfach und schön –, aber da steht auch drin: 
Neben mehr Polizei brauchen wir auch einen not-
wendigen Prozess der Aufgabenkritik und der 
Überprüfung von Synergieeffekten. 

Was sagen Sie denn dazu? Dieser Frage müssen 
wir uns doch alle stellen, wenn wir uns nicht vor der 
Verantwortung drücken wollen. 

Es gab mal Zeiten, da hatte Ihr innenpolitischer 
Sprecher – Horst Engel hieß er – mutige Vorschlä-
ge. Er sich nämlich dazu bekannt und gesagt, wir 
müssen unter Umständen die Polizeistrukturen an-
packen, unter Umständen Behörden zusammenle-
gen – das konnten Sie damals in Ihrer Regierungs-
zeit auch nicht umsetzen – und schauen, wie wir 
auch bei der Aufgabenkritik weiterkommen. 

(Ralf Witzel [FDP]: Wir haben doch Polizei-
präsidien zusammengelegt!) 

So, jetzt liegt ein Kommissionsbericht auf dem 
Tisch, zu dem es Vorschläge gibt. Ich habe von 

Ihnen noch kein Wort dazu gehört – auch nicht von 
Ihnen, Herr Lohn –, wie man sich dieser viel schwie-
rigeren, aber aus meiner Sicht unabdingbar not-
wendigen Herausforderung stellen will, wie man 
denn innerhalb der Strukturen Effizienzgewinne 
schafft, wie man durch Aufgabenkritik unter Um-
ständen auch bei den Kernaufgaben der Polizei 
schaut, welche Aufgaben übertragen werden kön-
nen oder schlicht und einfach wegfallen; Stichwort: 
Bagatellverkehrsunfälle und Objektschutz.  

Ich glaube, wir brauchen mal eine ehrliche Debatte, 
ob wir es uns wirklich noch leisten können – ich sa-
ge es mal ungeschützt, aber diese ehrliche Debatte 
würde mich interessieren –, überall bei der Bestrei-
fung im niedrigschwelligen Bereich, bei der Bestrei-
fung so vieler Objekte Beamte des gehobenen 
Dienstes im Streifenwagen einzusetzen. Ich möchte 
diese Debatte mal führen, anstatt ständig über das 
Thema „Mehr Polizei“ zu reden, das überhaupt nicht 
weiterführt. Denn genau die Zahl, die wir ausbilden 
können, wird jetzt von Rot-Grün eingestellt.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Kommen Sie 
bitte zum Ende.  

Monika Düker (GRÜNE):Vielmehr müssten wir – 
davor drücken Sie, Herr Lohn, und Sie, Herr Witzel, 
sich – die sehr viel schwierigere Debatte führen, wie 
wir innerhalb der Strukturen der Polizei eine besse-
re Ablauforganisation hinkriegen und eine ehrliche 
Aufgabenkritik führen. Darauf würde ich mich freu-
en. Leider hat das heute nicht geklappt.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Danke, Frau 
Kollegin Düker. – Für die Piratenfraktion erteile ich 
Herrn Kollegen Schatz das Wort.  

Dirk Schatz (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Was 
musste ich gestern – Herr Lohn hat es schon ge-
sagt – in der Presse lesen? – Blitzmarathon im 
Herbst aufgrund von Überlastung der Polizei abge-
sagt.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Wer mich kennt, der weiß, dass ich diesen Mara-
thon für Blödsinn halte. Von daher finde ich das gut. 

Ich bin nur ein wenig überrascht, denn: Seit Jahren 
rede ich mir den Mund fusselig, wie sinnlos diese 
Aktion ist und dass sie letztlich nur wichtige Res-
sourcen verschwendet. Im selben Zeitraum musste 
ich mir vom Minister immer wieder anhören, dass 
das alles kein Problem sei und diese Marathons ei-
gentlich überhaupt keine Mehrbelastung darstellten. 
Alles sei immer von langer Hand geplant und finde 
deshalb mehr oder weniger im normalen Dienstbe-
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trieb statt. Mehrarbeit, also eine Mehrbelastung, fal-
le im Grunde nicht an.  

Jetzt kann ich das sagen, was ich am liebsten sage: 
Ich habe es ja gleich gesagt. Aber weil wir von der 
Opposition sind, dürfen wir nicht recht haben. Des-
halb ziehen Sie diesen Blödsinn trotz der Mehrbe-
lastung und obwohl es empirisch nicht nachgewie-
sen ist, dass es überhaupt einen Nutzen bringt, seit 
Jahren konsequent durch. Wie ich gehört habe, soll 
es nächstes Jahr weitergehen.  

Bei der Bundeswehr – auf der Tribüne sitzen meh-
rere Kameraden – gibt es ein Sprichwort, das ich in 
parlamentarisch angemessener Weise wiederzuge-
ben versuche. Es lautet: Wenn schon Mist, dann 
Mist mit Schwung. – Das ist genau die Art und Wei-
se, mit der Minister Jäger mit unserer Polizei um-
geht.  

Besonders deutlich zeigt sich das bei dem Thema 
„Einstellungszahlen“. Nur die Konsequenzen, die 
daraus erwachsen können, sind meines Erachtens 
bei diesem Thema weitaus gravierender als bei et-
was vergleichsweise Lapidarem wie dem Blitzmara-
thon. Seit Jahren predigen wir, dass wir mehr Poli-
zei auf der Straße brauchen – und das unabhängig 
vom demografischen Wandel, der nur noch er-
schwerend hinzukommt.  

Gleichzeitig – genau da liegt aus unserer Sicht die 
Beratungsresistenz des Ministers – sagen wir seit 
demselben Zeitraum auch, dass eine Erhöhung der 
Einstellungszahlen nicht um jeden Preis erfolgen 
darf. Weder die Qualität der Ausbildung noch die 
der Bewerber darf darunter leiden. Aber genau die-
se Gefahr ist hier geradezu offensichtlich.  

Ich möchte Beispiele nennen: 

In den Behörden fehlen schon jetzt vorne und hinten 
die Tutoren, also die Menschen, die die Auszubil-
denden in der so wichtigen praktischen Ausbildung 
anleiten und ausbilden. Wie ich vernommen habe, 
machen Sie jetzt Folgendes: Aufgrund von Kapazi-
tätsproblemen, die wegen der hohen Einstellungs-
zahl in den Trainingszentren, wie zum Beispiel in 
Selm-Bork, vorhanden sind und in Zukunft noch 
größer werden, sind Sie mehr oder weniger ge-
zwungen, die Ausbildung künftig so umzustrukturie-
ren, dass Ausbildungsinhalte aus dem Training her-
ausgenommen und in die Praxis verlagert werden – 
wohlgemerkt in die Praxis, in der die Tutoren ohne-
hin schon fehlen.  

Sie verlagern das Problem also nur, und das in ei-
nen Bereich, der aus meiner Sicht für die Ausbil-
dung sogar noch ein bisschen wichtiger ist als das 
Training. Unter diesen Umständen muss es jedem 
normal denkenden Menschen förmlich ins Auge 
springen, dass eine erhebliche Gefahr der Quali-
tätsminderung in der Ausbildung besteht. Sie bilden 
immer mehr Menschen aus, ohne die Kapazitäten 
dafür zu haben. Obwohl Sie das wissen, weil wir es 

Ihnen – wie auch heute – immer wieder sagen, tun 
Sie nichts dafür, um das zu ändern.  

Allerdings ist es aus meiner Sicht viel gravierender, 
dass Sie befürchten müssen, dass die Qualität der 
Anwärter zukünftig leiden könnte. Seit einigen Jah-
ren stagnieren die Bewerberzahlen auf konstant 
niedrigem Niveau. Die Zahl der Neueinstellungen 
hingegen – das hat Frau Düker gerade richtig ge-
sagt – hat sich seit 2007 nahezu vervierfacht. Wir 
haben also bei gleichbleibender Bewerberzahl eine 
Vervierfachung der Einstellungszahlen. Man muss 
wirklich kein Genie sein, um das Offensichtliche zu 
erkennen. Selbstverständlich besteht unter diesen 
Umständen eine große, konkrete Gefahr, dass die 
Qualität der Auszubildenden leidet.  

Was machen Sie dagegen, Herr Minister? – Mal 
wieder nichts. Sie beharren seit Jahren darauf, die 
Bewerberzahl durch andere Maßnahmen zu erhö-
hen, obwohl wir Ihnen schon lange aufgezeigt ha-
ben,  

(Zuruf von Minister Ralf Jäger [SPD]) 

wie es funktionieren könnte. Das Ergebnis Ihrer Un-
belehrbarkeit sehen wir jetzt. Herr Minister, lassen 
Sie endlich die Einstellung von Bewerbern der 
Haupt- und Realschulen wieder zu! Damit können 
sie den Pool der potenziellen Bewerber auf einen 
Schlag nahezu verdoppeln. Tun Sie etwas gegen 
die Gefahr, dass durch die grundsätzlich richtige 
Erhöhung der Einstellungszahlen die derzeit doch 
noch hohe Qualität unserer Ausbildung zukünftig 
leiden könnte!  

In Richtung der Kolleginnen und Kollegen der FDP 
sage ich aber auch ganz klar, dass all die eben von 
mir geäußerte Kritik in Ihrem Antrag ebenfalls keine 
Berücksichtigung findet. Sie fordern im Prinzip ein-
fach nur pauschal eine Erhöhung der Einstellungs-
zahlen, ohne sich über die Folgen Gedanken zu 
machen. Das ist nicht im Sinne des Erfinders. Das 
ist der Grund, warum wir sagen: Die Forderungen 
des Antrags sind zwar richtig, aber es fehlt noch 
sehr viel an Substanz. Deswegen werden wir uns 
enthalten. – Ich bedanke mich.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Schatz. – Für die Landesregierung erteile ich 
Herrn Minister Jäger das Wort.  

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn Sie „Immer zweimal mehr wie 
du“ bei YouTube eingeben, sehen Sie einen kleinen 
Animationsfilm von der Filmmanufaktur aus Sach-
sen. Da beschimpfen sich zwei Weihnachtstassen 
nicht ganz jugendfrei, schaukeln sich immer weiter 
hoch, und am Schluss sagt die eine Tasse zur an-
deren: Immer zweimal mehr wie du. – Daran werde 
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ich erinnert, wenn ich Ihren Antrag lese. Sie haben 
im Mai 1.800 Einstellungen gefordert. Jetzt stellen 
wir 1.892 ein. Nun fordern Sie 1.950. – Immer 
zweimal mehr wie du.  

(Beifall und Heiterkeit von der SPD) 

Meine Damen und Herren, Kollege Bialas hat völlig 
recht. Ein solcher Antrag gibt uns immer wieder die 
Gelegenheit, ein wenig mit Legendenbildung aufzu-
räumen, tatsächlich in die Historie einzusteigen und 
mal miteinander zu diskutieren: Wo kommen wir ei-
gentlich her?  

Wir kommen aus einer Zeit, in der mein Vorvorgän-
ger Fritz Behrens 2005 eine Demografiearbeits-
gruppe initiiert hat, deren Bericht 2006 fertig war. 
Als ich 2010 ins Amt eingeführt wurde, wurde mir 
als Erstes dieser Bericht vorgelegt, der übrigens von 
einer schwarz-gelben Landesregierung vier Jahre 
unter Verschluss gehalten worden ist. In diesem Be-
richt stand ziemlich klar, auf welche Personalsituati-
on die Polizei in Nordrhein-Westfalen zusteuert.  

Sie können das hin- und herrechnen und versu-
chen, anders darzustellen, aber die Steigerungen in 
den Jahren zwischen 2005 und 2010 kamen deut-
lich zu spät. Ihre Personalpolitik war völlig unzu-
reichend. Sie war mutlos. Sie war kraftlos, und sie 
war ziellos, Herr Witzel. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Letztendlich haben Sie trotz besseren Wissens ei-
ner demografischen Entwicklung, die sich am Hori-
zont abzeichnet, nicht frühzeitig gegengesteuert. 

Was haben wir dann getan? Wir haben die Einstel-
lungszahlen im Jahre 2010 sofort auf 1.400, dann 
auf 1.500, auf 1.620 und inzwischen auf 1.892 junge 
Kommissaranwärterinnen und -anwärter erhöht.  

(Dirk Schatz [PIRATEN]: Ohne die Kapazitä-
ten dafür zu haben! Super!) 

Das ist eine unglaubliche Leistung.  

Herr Witzel, Sie sind in Vertretung für Ihren Kolle-
gen ans Pult getreten und nicht so sehr mit der Sa-
che vertraut, was ich Ihnen auch gar nicht vorwerfen 
will, denn das liegt in der Natur der Sache. Aber klar 
ist: So viele Anwärterinnen und Anwärter hat das 
Land Nordrhein-Westfalen seit Bestehen der zwei-
geteilten Laufbahn noch nie eingestellt, Herr Witzel. 
Noch nie! Ich bin dem Parlament und vor allem den 
Fraktionen, die die entsprechenden Haushalte mit-
getragen haben, außerordentlich dankbar, dass sie 
uns in einer schwierigen Zeit, in der sich die Gesell-
schaft rasant verändert und damit auch die Krimina-
lität rasant verändert, für die veränderten Aufgaben-
stellungen ausreichend Polizeibeamtinnen und -be-
amte zur Verfügung gestellt haben. 

Sie sagen jetzt, das sei alles viel zu wenig. Herr 
Schatz von den Piraten sagt, das sei alles viel zu 
viel und darunter leide die Qualität der Ausbildung. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP] – Dirk Schatz 
[PIRATEN]: Man kann die Kapazitäten ja er-
höhen! Das ist ja richtig!) 

Wir machen das, was wir mit den regierungstragen-
den Fraktionen besprochen haben. Ich meine, dass 
das genau der richtige Weg ist. 

Um auf die Ausbildung zu kommen: Das ist in der 
Tat eine Herkulesaufgabe für diejenigen, die in der 
nordrhein-westfälischen Polizei die Ausbildung zu 
organisieren haben, die aus drei Modulen besteht.  

Dazu zählt die Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung, Herr Lohn. Das sind nicht mehr Polizei-
schulen. Da denken Sie, glaube ich, 20 Jahre zu-
rück. Wir haben eine Fachhochschule für öffentliche 
Verwaltung mit einem Studiengang mit Bachelorab-
schluss, mit dem Bereich Training und Einsatztrai-
ning in Selm-Bork, also dem Standort des LAFP, 
und in der Tat mit Praxisanteilen mit Tutoren in den 
Polizeibehörden.  

Wer so viele Menschen ausbildet in Nordrhein-
Westfalen wie kein anderes Bundesland, stellt in der 
Tat diejenigen, die die Ausbildung organisieren 
müssen, vor eine echte Herausforderung. Aber das 
geflügelte Wort dieser Tage, Herr Schatz, lautet 
sinngemäß: Wir werden das schaffen – ohne Quali-
tätsverlust bei der nordrhein-westfälischen Polizei. 

(Dirk Schatz [PIRATEN]: Das ist mathema-
tisch gar nicht möglich!) 

Meine Damen und Herren, wenn man sich den Ein-
zelplan 03 anschaut, kann man feststellen – nicht 
nur in Bezug auf die Einstellungen bei der Polizei, 
sondern insgesamt –: In Nordrhein-Westfalen wird 
an der Sicherheit nicht gespart, im Gegenteil. In 
Nordrhein-Westfalen wird in die Sicherheit inves-
tiert. 

Diese Debatte hier, Herr Lohn und Herr Witzel, 
zeigt: Das Zerrbild, das Sie hier zu zeichnen versu-
chen, glaubt Ihnen hier im Parlament keiner. Das 
glaubt Ihnen vor allem auch bei der Polizei nie-
mand. 

(Werner Lohn [CDU]: Das wissen Sie doch 
gar nicht!) 

Sie sollten hier weniger die Backen aufblasen und 
mehr Demut zeigen, was das an Leistung dieser 
Landesregierung in den letzten fünf Jahren bedeutet 
hat. – Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Minister, 
vielen Dank. Auf der Zielgeraden war noch der 
Wunsch von Herrn Kollegen Lohn, Ihnen eine Frage 
stellen zu dürfen, eingetroffen. Dem werden Sie si-
cherlich nachkommen, oder? 
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Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Wie immer.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Bitte, Herr 
Lohn. 

Werner Lohn (CDU): Vielen Dank, Herr Minister. – 
Es ist schon eine erstaunliche Leistung, über Ein-
stellungszahlen und Personalpolitik zu sprechen, 
ohne als Minister eine einzige Zahl zu nennen. 
Denn Ihre Aussagen waren zwar beleidigend und 
unwahr, aber konkret waren sie nicht. 

Konkret würde mich interessieren: Was machen Sie 
mit den Blitzmarathons? Sie haben angekündigt, für 
2015 gibt es keinen mehr wegen Erfolglosigkeit und 
zu hohen Personaleinsatzes. Ist der Blitzmarathon 
jetzt endgültig abgeblasen oder fangen Sie im 
nächsten Jahr wieder mit dem Theater an?  

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Sie mögen ja darüber reden, wie Sie wollen. Das ist 
Ihnen unbenommen. Aber ich sage Ihnen, Herr 
Lohn: 421 Tote auf nordrhein-westfälischen Straßen 
sind 421 … 

(Werner Lohn [CDU]: Sind nicht verhindert 
worden!) 

– Sind nicht zu verhindern, sagen Sie? 

(Dirk Schatz [PIRATEN]: Sind nicht verhindert 
worden, hat er gesagt!) 

Das sind 421 Tote zu viel.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Dirk Schatz [PIRATEN]: Was macht der 
Blitzmarathon dagegen? Gar nichts! – Ralf 
Witzel [FDP]: Daran ändert der Blitzmarathon 
nichts!) 

Killer Nummer eins ist zu schnelles Fahren.  

Sie wissen, dass die Organisation TISPOL, die eu-
ropäische Vereinigung der Polizei in der Verkehrssi-
cherheit, für Mai nächsten Jahres einen europawei-
ten Blitzmarathon plant, der im Übrigen auch in 
Australien und in Norwegen und in vielen anderen 
Ländern der Welt erfolgreich durchgeführt wird. Sie 
können sicher sein, dass wenn TISPOL diesen eu-
ropaweiten Blitzmarathon nächstes Jahr durchführt, 
Nordrhein-Westfalen auch wieder dabei sein wird. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister, für die Beantwortung der Frage. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
FDP-Fraktion hat direkte Abstimmung beantragt 
über den Inhalt ihres Antrags in Drucksache 
16/9788. Ich darf fragen, wer dem FDP-Antrag zu-
stimmen möchte. Den darf ich um das Handzeichen 
bitten. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Damit stelle ich fest, dass der Antrag der 
FDP-Fraktion Drucksache 16/9788 mit den Stim-
men von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen 
die Stimmen von CDU und FDP bei Enthaltung der 
Piratenfraktion abgelehnt worden ist. 

Ich schließe die Beratung zu Tagesordnungs-
punkt 9. 

Ich rufe auf: 

10 Gesetz zur Änderung des WDR-Gesetzes und 
des Landesmediengesetzes Nordrhein-West-
falen (15. Rundfunkänderungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9727 

erste Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster 
Rednerin zur Einbringung des Gesetzentwurfs für 
die Landesregierung Frau Ministerin Dr. Schwall-
Düren das Wort. Bitte, Frau Ministerin. 

Dr. Angelica Schwall-Düren, Ministerin für Bun-
desangelegenheiten, Europa und Medien: Herr Prä-
sident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich freue mich, dass ich heute dem Landtag die No-
vellierung des WDR-Gesetzes und des Landesme-
diengesetzes vorstellen kann. Mit diesen Gesetzen 
reagieren wir auf zum Teil aktuelle Bedarfe und tra-
gen veränderten Rahmenbedingungen Rechnung. 

Wie Sie wissen, haben wir zur Vorbereitung nicht 
nur den WDR und seine Gremien einbezogen, son-
dern wir haben vor allem eine vierwöchige Online-
konsultation vorgeschaltet.  

Die Beteiligung war aus unserer Sicht hervorragend 
und lag mit 1.200 Kommentaren und über 1.700 
Bewertungen noch deutlich über der beim Landes-
mediengesetz. Wir haben hierbei bewusst einen 
anderen Weg, nämlich den über konkrete Fragen 
anstelle eines Referentenentwurfes, gewählt und 
sehen uns nun durch das Ergebnis bestätigt.  

Meine Damen, meine Herren, viele der Anregungen 
haben wir in den vorliegenden Entwurf übernom-
men, etwa zum Thema „Transparenz“ oder bei der 
Präzisierung des Programmauftrags.  

Lassen Sie mich zunächst festhalten: Der West-
deutsche Rundfunk hat in den vergangenen 60 Jah-
ren Überragendes geleistet. Er war und ist für uns 
alle unverzichtbar und hat insbesondere durch seine 
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starke regionale Ausrichtung für eine große Identifi-
kation der Bürger und Bürgerinnen mit ihrem WDR 
gesorgt.  

Damit dies so bleibt, sieht der Gesetzentwurf unter 
anderem folgende Änderungen vor, die ich mit Blick 
auf die Uhr nur stichwortartig anspreche.  

Wir modernisieren das Gesetz: weg vom Pro-
gramm, hin zum Angebot unter Betonung von Te-
lemedien und Apps.  

Wir ermutigen zur Kooperation durch ein klares Ja 
zu auch medienübergreifenden Kooperationen mit 
öffentlich-rechtlichen Anstalten und Privaten.  

Wir stärken die Unabhängigkeit der Gremien. Die 
Landesregierung hält die Aufsicht durch die ehren-
amtlich tätigen Gremien nach wie vor für unver-
zichtbar für eine große Akzeptanz des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks und ist für das Engagement 
der Berufenen sehr dankbar.  

Damit dies auch künftig effektiv geleistet werden 
kann, halten wir die Stärkung der finanziellen Unab-
hängigkeit und die Personalhoheit der Gremien für 
erforderlich.  

Außerdem, meine Damen und Herren, sollen die 
Aufgaben des Rundfunkrates auf die Bereiche Ko-
operationen und Kontrolle von größeren Pro-
grammbeschaffungen durch Tochterunternehmen 
erweitert werden.  

Den Verwaltungsrat wollen wir zu einem Experten-
gremium machen. Diese Forderung wurde in der 
Konsultation ebenso erhoben wie die nach Transpa-
renz, die der Entwurf ebenso umsetzt.  

Die Sitzungen des Rundfunkrates sollen in Zukunft 
öffentlich sein, und im Rahmen der ausgeweiteten 
Veröffentlichungspflichten sind auch außer- und 
übertarifliche Vereinbarungen offenzulegen.  

Last but not least wird durch die Aufnahme weiterer 
Mitglieder der staatliche Einfluss in den Gremien 
des WDR reduziert – weit über die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts hinaus. Die Vorgaben 
des höchsten deutschen Gerichts zu Themen wie 
„Dynamisierung“ und „Vielfaltssicherung“ werden 
ebenfalls umgesetzt.  

Ich möchte abschließend noch darauf hinweisen, 
dass die Webseite der Onlinekonsultation weiterhin 
online verfügbar ist. Im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens können Sie so auch weiterhin da-
rauf zurückgreifen. Alle Kommentare und Bewer-
tungen sind über eine Open-Data-Schnittstelle her-
unterladbar.  

Meine Damen und Herren, jetzt liegt es an Ihnen, 
den Gesetzentwurf weiter zu beraten, um das Ge-
setz zu einem guten Abschluss für die Zukunft des 
Westdeutschen Rundfunks zu bringen.  

Ich danke Ihnen allen für die Zusammenarbeit in 
den vergangenen fünf Jahren. Dies ist, wie Sie wis-

sen, meine letzte Einbringungsrede. Ich danke 
Ihnen für die konstruktive Kritik und die Lösungsori-
entierung bei der Zusammenarbeit.  

Ich wünsche Ihnen allen privat und beruflich für die 
Zukunft alles Gute. – Herzlichen Dank.  

(Lang anhaltender lebhafter Beifall von allen 
Fraktionen und der Regierungsbank) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Schwall-Düren, nicht nur für Ihre 
Rede, sondern im Namen des Landtags Nordrhein-
Westfalen für das, was Sie für unser Land als Minis-
terin geleistet haben. Ich weiß, dass die Abgeordne-
ten sehr gerne mit Ihnen debattiert haben. Ich wün-
sche Ihnen im Namen des gesamten Parlaments für 
das, was vor Ihnen liegt, sehr herzlich alles Gute. 
Wir freuen uns auf ein hoffentlich baldiges Wieder-
sehen. – Vielen herzlichen Dank.  

(Anhaltender Beifall von allen Fraktionen und 
der Regierungsbank) 

Jetzt geht es weiter in der Debatte. Nächster Red-
ner ist für die SPD-Fraktion der Kollege Vogt.  

Alexander Vogt (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! Heute ist ein Tag, der im Zeichen 
des Wandels steht: auf der einen Seite eine ganz 
persönliche Veränderung für Sie, sehr geehrte Frau 
Ministerin, auf der anderen Seite ein Gesetzentwurf, 
der die Vorgaben für den WDR so verändern soll, 
dass er auch für die Zukunft gut gerüstet ist.  

Seit Jahrzehnten trägt der WDR zur Medien- und 
Meinungsvielfalt in NRW und in Deutschland bei. 
Gemeinsam mit privaten Sendern und Verlagen 
leistet er einen wichtigen Beitrag für unsere Demo-
kratie. Mit der Zeit aber wandeln sich Rahmenbe-
dingungen – auch für Medienunternehmen –: geän-
dertes Nutzungsverhalten, neue Angebote, neue 
Ansprüche an Transparenz und die zunehmende 
Digitalisierung. Den WDR an die neuen Rahmenbe-
dingungen anzupassen, ihn so aufzustellen, dass er 
auch zukünftig erfolgreich arbeiten kann – dazu bie-
tet der eingebrachte Gesetzentwurf eine gute 
Grundlage.  

Meine Damen und Herren, schauen wir uns einige 
zentrale Punkte des Gesetzentwurfs genauer an. 
Was finden wir zu verändertem Nutzerverhalten? 
Immer mehr Menschen schauen ihre Sendung 
dann, wenn es ihnen zeitlich passt: online und in 
Mediatheken.  

Der Gesetzentwurf trägt dieser gesellschaftlichen 
Entwicklung Rechnung. Er setzt auf die Idee, dass 
Angebote verbreitet werden sollen, anstatt nur linea-
res Programm auszustrahlen. Diese inhaltlichen 
Angebote sollen die Menschen erreichen über TV, 
Radio und auch über das Internet.  
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Ein weiteres wichtiges Thema im Gesetzentwurf ist 
die Stärkung der binnenpluralen Kontrolle, also wie 
der WDR intern kontrolliert wird. Diese Kontrollfunk-
tion wird beim WDR durch den Rundfunkrat und 
durch den Verwaltungsrat vorgenommen. Dort brin-
gen sich Menschen aus Kirchen, Gewerkschaften, 
Arbeitgeberverbänden und vielen weiteren Organi-
sationen ein. Ihre Arbeit soll gestärkt werden.  

Wie von Ministerin Schwall-Düren schon erwähnt, 
hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil 
zum ZDF-Staatsvertrag beschlossen, dass die 
Gremien durchlässiger werden sollen und die soge-
nannte Versteinerung aufgebrochen werden müsse. 
Diesen Vorgaben des Gerichts kommt der Gesetz-
entwurf für den WDR nach.  

Vertreter von neuen Organisationen haben die Mög-
lichkeit, für jeweils eine Periode in den Rundfunkrat 
entsandt zu werden, und auch Einzelbewerber kön-
nen durch den Rundfunkrat selbst hinzugewählt 
werden. Auch die Amtszeitbeschränkung auf maxi-
mal drei Perioden ist vorgesehen. Damit wird eine 
wesentlich höhere Durchlässigkeit erreicht.  

Die Anforderung an die Tätigkeit in den Gremien 
steigt. Dies gilt insbesondere für den Verwaltungs-
rat. Der Gesetzentwurf sieht vor, Experten mit be-
stimmten Kenntnissen und Qualifikationen in den 
Verwaltungsrat zu berufen und die Kontrollfunktion 
somit zu stärken.  

Eine Stärkung der Kontrolle bei größeren Pro-
grammbeschaffungen von Tochterunternehmen des 
WDR ist ebenfalls Ziel des Gesetzes. Das ist nicht 
nur mit Blick auf die Diskussion über die Gottschalk-
Verträge eine wichtige Neuerung. Mehr Transpa-
renz, öffentliche Sitzungen und Offenlegung von 
Unterlagen sowie Kooperation im journalistischen 
Bereich sind auch für uns wichtige Punkte des Ge-
setzes.  

Meine Damen und Herren, wir werden in den 
nächsten Monaten den Gesetzentwurf intensiv be-
raten. Dankenswerterweise stehen uns hierzu auch 
die Informationen der erfolgreichen Onlinekonsulta-
tion der Landesregierung zur Verfügung, wie Frau 
Ministerin eingangs schon erwähnt hatte. Darüber 
hinaus erreichen uns jetzt schon eine ganze Reihe 
von Zuschriften, die uns empfehlen, weitere Ände-
rungen am WDR-Gesetz vorzunehmen. Dies reicht 
von der Gremienzusammensetzung bis hin zur Ein-
schränkung von Werbung und Sponsoring. Wir 
werden uns diese Forderungen und Ideen alle ein-
gehend ansehen und beraten.  

Sehr geehrte Frau Ministerin, die Gesetzeseinbrin-
gung möchte ich nutzen, um Danke zu sagen. Liebe 
Angelica Schwall-Düren, danke für deine Arbeit, die 
du seit 2010 hier geleistet hast. Beständigkeit, Herz-
lichkeit und hohe Professionalität zeichnen dein Tun 
hier für uns in unserem Bundesland und für die Me-
dienpolitik aus. Du warst für uns immer fachlich und 

auch menschlich eine Bereicherung und darüber 
hinaus eine ausgezeichnete Streiterin für die Sache. 

Wir wünschen dir das Allerbeste. Mach es gut!  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Vogt. Für die CDU-Fraktion erteile ich 
Herrn Kollegen Prof. Dr. Dr. Sternberg das Wort. 

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! Die Landesregierung bringt einen 
Gesetzentwurf ein, von Staatssekretär Eumann of-
fensichtlich jetzt schon weiß, wie er verabschiedet 
werden wird. Denn am 3. September erläuterte er 
beim Medientreff in Köln, was nach der Verabschie-
dung des neuen WDR-Gesetzes Sache ist. Aller-
dings kommt der Gesetzentwurf heute ins Parla-
ment, und das Gesetz wird hier und nirgendwo an-
ders verabschiedet. Nicht noch einmal so eine 
Überrumpelung wie damals beim Mediengesetz! 

Herr Kollege Vogt, ob dieser Entwurf wirklich auf die 
neue Medienwirklichkeit reagiert – daran habe ich 
doch erhebliche Zweifel. Zumindest die Ersetzung 
des Wortes „Programm“ durch „Angebot“ ist dafür 
ein bisschen dürftig.  

Wenn man einen Blick auf das ZDF-Urteil wirft, stellt 
man fest: Es hat die Besetzung des WDR-
Rundfunkrates kaum berührt. Denn auch nach dem 
geltenden Gesetz gibt es da kein Problem mit zu 
großer Staatsnähe.  

Der Rundfunkrat wird aber deutlich vergrößert. Mei-
ne Frage: Sind 47 Mitglieder nicht ohnehin schon 
sehr viel? Warum soll das aufgebläht werden auf 
58? Oder soll damit dessen Entmachtung kaschiert 
werden? Übrigens entstehen allein durch diese 
Aufblähung Kosten von etwa einer Viertelmillion Eu-
ro pro Jahr. 

Es gibt viele Fragen zu der Besetzung, die da jetzt 
vorgesehen ist. Diese werden wir im Ausschuss 
diskutieren. Das gilt zum Beispiel für die Frage, was 
die neuen Kombinationen sollen. Mich hat beson-
ders die Kombination von Bühnenangehörigen und 
Filmbüro amüsiert. Wie man auf diese aparte Kom-
bination gekommen ist, weiß ich auch nicht. Ande-
res hingegen ist durchaus sinnvoll.  

Ferner können sich sieben neue Verbände beim 
Landtag bewerben. Wird das Ganze dann wirklich 
politikferner als bisher? Zwei Mitglieder soll der 
Rundfunkrat auf Bewerbung hinzuwählen können. 
Wen repräsentieren die eigentlich? Oder ist das al-
les eher ein modischer Gag?  

Erstaunt hat mich, dass eine Vertretung der vielen 
Muslime in diesem Land offenbar weniger wichtig ist 
und nicht vor die Klammer gezogen wurde.  
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Aber der Entwurf zeigt: Aufblähen, um das Ent-
machten zu verdecken. Das ist Methode. Denn nur 
noch für Programmfragen ist diese riesige Vertre-
tung von 58 Personen dann zuständig. Alle Auf-
sichtsfunktionen liegen künftig beim Verwaltungsrat. 
Wollen Sie das wirklich? Die gesellschaftlichen 
Gruppen im Rundfunkrat haben dann nicht mehr die 
Aufsicht über den WDR. Dafür sind künftig nicht die 
die Gesellschaft repräsentierenden Gremien zu-
ständig, sondern ein professionalisierter Verwal-
tungsrat.  

Dass der Verwaltungsrat professionalisiert werden 
soll – why not? Das kann man bei einem Kontroll-
gremium für ein Unternehmen mit immerhin 1,5 Mil-
liarden € Jahresetat durchaus einsehen. Aber wa-
rum diese Anforderungen für alle? Wenn das so 
festgelegt wird, dann hätte zum Beispiel der ehema-
lige Vorstandsvorsitzende der Telekom, René 
Obermann, keine Chance. Der dürfte dann nicht 
Verwaltungsratsmitglied werden.  

Oder werden hier wieder Tricks angewandt, um 
personalpolitische Absichten zu verfolgen, wie wir 
das bei der Tischvorlage zum Mediengesetz über 
eine scheinbar harmlos neue Voraussetzung für die 
Vertragsverlängerung mit der Absetzung des Direk-
tors der LfM, Dr. Brautmeier, erleben mussten? 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, kommen 
wir zur Frage nach der Werbefreiheit, die offenbar 
nicht nur mich erstaunt hat. Gerade die Werbefrei-
heit kann zur Unterscheidbarkeit des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks beitragen.  

Die Fraktionen von SPD und Grünen haben am 
16. Juni dieses Jahres einen Antrag eingebracht, zu 
dem wir uns enthalten. Es gibt in dieser Frage of-
fenbar einen politischen Konsens. Aber wie wollen 
Sie Ihre vollmundige Formulierung im Antrag „Es ist 
nun Zeit zum Handeln“ im Gesetz umsetzen?  

Wir dürfen den WDR weder überlasten, noch dürfen 
wir ihn schlechter stellen als andere ARD-Sender. 
Der neue Intendant setzt sich bewundernswert für 
echte Einsparungen ein. Vielleicht finden wir eine 
Formulierung, mit der das Ziel der Werbefreiheit des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks WDR ohne mo-
mentane Zusatzbelastungen genannt und erwähnt 
werden kann. Ich denke, da werden wir zu reden 
haben. 

Kommen wir zu einer weiteren Ungereimtheit. Das 
Grimme-Institut soll künftig direkte Zuweisungen 
vom WDR erhalten. Das kann doch wohl nicht wahr 
sein! Da wird ein inzüchtiges System aufgebaut. Der 
WDR zahlt an ein Institut und holt sich das Invest-
ment über die Grimme-Preise wieder zurück. Aber 
der neue Aufsichtsratsvorsitzende ist zugleich auch 
Fernsehdirektor beim WDR. Das ist schon sehr in 
sich bezogen.  

Die Mediennutzung befindet sich auch beim WDR in 
einem rasanten Umbruch. Eine Formulierung, die 
das Gesetz auf neue Sachverhalte hin zukunftsfest 

machen würde, ist ein Desiderat im Gesetz. Bei je-
dem WDR-Gesetz, das wir verabschieden, geht es 
um einen Sender, der in seinem öffentlich-
rechtlichen Anspruch gestärkt zu werden verdient.  

Auch im WDR hat sich über viele Jahre der sich 
selbst eingeredeten Konkurrenz zu den Privaten ei-
ne Orientierung an der Quote durchgesetzt, die wie 
ein Gift das Denken von Machern und Redaktionen 
bestimmt. In dieser Situation ist es unsere Aufgabe, 
deutlich zu machen, dass der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk seine Legitimation nicht aus der Bespa-
ßung möglichst vieler bezieht, sondern aus der Er-
füllung seiner Kultur- und Bildungsaufgaben.  

Dieses Gesetz wird bei einer Antwort zu dieser 
Kernfrage keine Hilfe sein. Es dient auch nicht grö-
ßerer Staatsferne, sondern es ist ein weiterer Bau-
stein in dem Versuch, die Medienlandschaft im Griff 
der Landes- und Parteipolitik zu halten. Wir werden 
im Ausschuss zu diskutieren haben.  

Bevor ich schließe, noch ein Dank an die zuständi-
ge Ministerin Frau Dr. Schwall-Düren. Sie haben in 
der Zusammenarbeit immer die Rollenverteilung 
von Exekutive und Legislative beachtet – ich 
wünschte mir das übrigens auch von Kollegen, die 
vorhin geredet haben, in dieser Weise. Das möchte 
ich ganz besonders loben und hervorheben. In Ihrer 
noblen und zurückhaltenden Art haben Sie zwi-
schen Sachauseinandersetzung und persönlichem 
Respekt immer zu unterscheiden gewusst. Auch 
von uns vielen Dank und alle guten Wünsche. Ad 
multos annos! – Vielen Dank!  

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Dr. Sternberg. – Für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen spricht Herr Kollege Key-
mis.  

Oliver Keymis (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent! „Demokratieabgabe“ hat Jörg Schönenborn 
den Rundfundbeitrag genannt, als er dafür gewor-
ben hat, dass wir vom Rundfunkgebührenmodell, 
bezogen auf Geräte, auf ein haushaltsbezogenes 
Modell umgestiegen sind.  

60 Eurocent pro Tag kostet uns der öffentlich-
rechtliche Rundfunk in seiner Gesamtheit in der 
Bundesrepublik Deutschland. Ein Anteil davon wird 
an den WDR abgeführt. Der Westdeutsche Rund-
funk ist gleichwohl der größte unserer Landessen-
der, und er sitzt in Nordrhein-Westfalen.  

In NRW haben wir nicht nur den größten öffentlich-
rechtlichen Sender, sondern wir haben mit RTL 
auch den größten Privatsender mit Sitz in Nord-
rhein-Westfalen. Nachdem wir uns mit dem Lan-
desmediengesetz beschäftigt haben, debattieren wir 
nun über das WDR-Gesetz – dank der Einbrin-
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gungsrede und der Einbringungsarbeit von Frau Mi-
nisterin Schwall-Düren und vor allem auch von ih-
rem Team, bei dem ich mich sehr herzlich bedan-
ken möchte: bei der Staatskanzlei, bei den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern, die diesen Entwurf vorge-
legt und sich mit viel Mühe ans Werk gemacht ha-
ben. 

Ich will fünf Punkte nennen, die jedenfalls aus mei-
ner Sicht ganz entscheidend zur erfolgreichen Bera-
tung beitragen werden. Ich bin sicher: Wir werden 
erfolgreich miteinander beraten, auch mit den kriti-
schen Einwendungen, die gerade der Kollege 
Sternberg von der Opposition schon angeführt hat.  

Zunächst einmal möchte ich für die Onlinekonsulta-
tionen danken. Das ist ein Verfahren, das nicht ge-
wöhnlich, sondern neu ist, und das in Nordrhein-
Westfalen schon erfolgreich beim Landesmedien-
gesetz erarbeitet wurde. Es war aus meiner Sicht 
auch hier beim WDR-Gesetz sehr hilfreich, weil – 
Sie haben es gesagt, Frau Ministerin –, ganz viele 
Reaktionen und Anregungen gekommen sind, und 
zwar mehr als beim Landesmediengesetz. Das 
zeigt, dass der WDR eben als Landessender auch 
in der Wahrnehmung vieler von Interesse ist, und 
der Umgang mit ihm und dem, was wir ihm gesetz-
lich aufzugeben haben, ebenso.  

Zum Zweiten – und das finde ich wichtig – haben 
wir insgesamt unter dem Stichwort „Mehr Netz“ im 
Gesetz neue Entwicklungen beschrieben bekom-
men. Wir haben das Verstärkungsgebot im Hinblick 
auf die Kooperation. Sie alle wissen, was damit ge-
meint ist, wenn es heißt: Der WDR, der NDR und 
die „Süddeutsche Zeitung“ haben gemeinsam re-
cherchiert. – Sie alle haben auch schon registriert, 
dass so manches, was wir durch die öffentlich-
rechtlichen Medien auf dieser Kooperationsbasis 
herausgefunden und erfahren haben, für unsere 
weiteren Debatten von großem Interesse und von 
inhaltlichem Belang ist.  

Unter dem Stichwort „Mehr Transparenz“ haben wir 
wichtige Hinweise im Gesetz, die sich unter ande-
rem darauf beziehen, dass wir künftig einen öffent-
lich tagenden Rundfunkrat haben werden. Das wie-
derum führt dazu, dass die Leute, wenn es sie inte-
ressiert, an den Beratungen eines bisher nichtöf-
fentlich tagenden Gremiums teilhaben können.  

Wir haben als Vorschlag auch ein Mehr an Gremi-
enkompetenz im Gesetz, was ich gut finde, da es 
wichtig ist, dass die Gremien insgesamt in der 
Überwachungsfunktion, in ihrem Auftrag, Kontrolle 
auszuüben, gestärkt werden.  

Wir haben – das finde ich ebenfalls wichtig – einen 
gestärkten Verwaltungsrat. Das ist sicherlich ein 
ganz wichtiger Punkt. Den hat sogar Kollege Stern-
berg hervorgehoben; in seinem ansonsten sehr kri-
tischen Beitrag war das ein positiver Punkt. Ich den-
ke, dies teilen wir. 

Wir haben damit einen Gesetzesvorschlag, den wir 
natürlich noch intensiv miteinander beraten werden. 
Er ist heute eingebracht worden und wird unseren 
Beratungen vorbehalten sein, vor allen Dingen im 
Hinblick darauf, ob wir noch über Änderungen zu 
diskutieren haben. Der Bedarf mag aus Sicht der 
Regierungskoalitionsfraktionen möglicherweise 
nicht viel sein, etwas mehr aus Sicht der Oppositi-
onsfraktionen. Das ergibt sich ein bisschen aus der 
Rollenverteilung. 

Insgesamt jedoch haben wir meines Erachtens eine 
interessante Novelle vorliegen, über die wir ange-
regt und vielfältig diskutieren können. Am Ende ist 
bisher kein Gesetz so in die Beratungen hineinge-
gangen, wie es später dann verabschiedet wurde. 
Insofern bleibt uns das jetzt als Parlamentarier über-
lassen.  

Ich will noch auf den Begriff der „Versteinerung“ 
eingehen. Darauf bin ich gestoßen, und dieser Be-
griff wird im Entwurf, verehrte Regierung, auch zi-
tiert. Das ist ein Begriff, der mich irgendwie stört, 
weil er suggeriert, dass das, was beim ZDF galt, 
auch beim WDR gegolten hätte. Ich weise das ein 
Stück von uns. I 

Ich habe bisher den Eindruck, dass wir in Nord-
rhein-Westfalen eben nicht wie beim ZDF-
Fernsehrat versteinerte Gremien vorgefunden ha-
ben, sondern einen Sender, der insgesamt in weiten 
Teilen seiner Konstruktion dem entspricht, was das 
sogenannte ZDF-Urteil vom 25. März 2014 nun 
auch für das ZDF vorgegeben hat. Insofern ist Nord-
rhein-Westfalen da ein Stück Vorbild gewesen, und 
wir verbessern mit dem Gesetzentwurf jetzt noch 
bestimmte Beteiligungs- und Gremienaspekte. Das 
ist auch gut so.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Frau Ministerin, dieses sind meine letzten Sekun-
den – die Redezeit ist gerade abgelaufen –, aber 
quasi auch Ihre heute im Amt, die wir gemeinsam 
damit verbringen, dass Sie noch einen Vorschlag in 
Ihrer Verantwortung hier lassen.  

Ich möchte mich dem sehr langen und sehr herzli-
chen Applaus mit einem ganz kurzen Dank an-
schließen. Ich möchte mich noch einmal im Namen 
meiner Fraktion ausdrücklich für die gute Kooperati-
on bedanken, ganz besonders im Namen meines 
Kollegen Stefan Engstfeld, der mir das aufgetragen 
hat.  

Ich darf Ihnen, Frau Ministerin, liebe Angelika, auch 
ganz persönlich danken für die Zusammenarbeit in 
den letzten fünf Jahren. Das waren angenehme Ko-
operationen; es waren bereichernde Begegnungen. 
Vor allen Dingen habe ich in der Medienministerin 
auch immer die Europaministerin erlebt und umge-
kehrt.  

Das hat mich besonders gefreut, weil ich glaube, 
dass die Offenheit, mit der man diese Themen be-
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rät, und die europäische Dimension, die Medienpoli-
tik immer hat, in dieser Verbindung ganz besonders 
gut untergebracht waren. – Herzlichen Dank per-
sönlich von mir, im Namen meiner Fraktion und von 
Stefan Engstfeld. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Keymis. – Für die FDP-Fraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Nückel das Wort. 

Thomas Nückel (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Sehr geehrte Frau Ministerin Schwall-Düren, ich 
möchte mit dem beginnen, womit Herr Keymis ge-
endet hat. Ich bedauere es sehr, dass Sie sich aus 
der ersten Linie zurückziehen, und ich möchte Ihnen 
danken für Ihre ruhige, unaufgeregte und, wie ich 
finde, auch sehr uneitle Art sowie für den Stil Ihrer 
Auseinandersetzung, bei der man immer die große 
Wertschätzung gegenüber dem politischen Gegner 
erkennen konnte.  

Für dieses stilvolle Arbeiten möchte ich Ihnen im 
Namen meiner Fraktion danken. Ich wünsche Ihnen 
für den neuen Lebensabschnitt, der Sie sicherlich 
zu neuen Ufern und auch Zielen führen wird, von 
ganzem Herzen viel Erfolg und viel Glück.  

(Beifall von allen Fraktionen) 

Damit Sie an Ihrem letzten Tag als Ministerin nicht 
enttäuscht sind, geht es jetzt im Text so weiter, wie 
Sie es von mir gewöhnt sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Bun-
desverfassungsgericht hat mit seinem ZDF-Urteil 
vom März 2014 eine wegweisende Entscheidung 
über die Aufsichtsstrukturen der öffentlich-recht-
lichen Sender getroffen. Der Einfluss der Politik auf 
die nach wie vor mit erheblicher publizistischer 
Macht ausgestatteten Rundfunkanstalten muss zu 
Recht begrenzt werden. Gebetsmühlenartig wurde 
das ja auch von den Vertretern von SPD und Grü-
nen gerade wiederholt.  

Aber das kann leider nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass SPD und Grüne in Nordrhein-Westfalen exakt 
in die entgegengesetzte Richtung marschieren. Die 
Rigorosität und Härte, mit der Rot-Grün die politi-
schen Interessen in der Medienpolitik und über die 
Medienpolitik durchsetzen will, nimmt, wie ich finde, 
bedrohliche Züge an. Es gibt immer wieder diesen 
Drang, dem Medienbereich die Zügel anzulegen – 
kurzum: Kontrolle statt Konzept. Das ist der Humus 
für ein langsam wachsendes Gängelband. 

Das haben wir am Landesmediengesetz schon be-
merkt; Kollege Sternberg hat darauf hingewiesen. 
Übrigens: Heute auf den Tag genau in 365 Tagen 
muss der Direktor der Landesanstalt für Medien, 
weil er politisch nicht genehm war, seinen Schreib-

tisch räumen, da man die Bedingungen für sein Amt 
verändert hat. 

Wir sehen das ganz deutlich beim vorgelegten Ent-
wurf des WDR-Gesetzes: Da wird zwar immer auf 
das ZDF-Urteil Bezug genommen. Da fällt immer 
das Wort „Transparenz“; ohnehin verwenden Rot-
Grüne gerne die Wörter „Transparenz“ und „Partizi-
pation“. Aber ich glaube, Sie meinen nur die eigene 
Partizipation. 

(Beifall von der FDP) 

Denn was machen Sie? – Sie blähen den Rund-
funkrat auf. Er wird ein wenig mehr auf Rot-Grün 
gebürstet. Und dann verlagern Sie noch, weil Sie, 
glaube ich, wissen, dass es in einem solchen Gre-
mium schwierig wird mit der Arbeit, bedeutende Tei-
le der operativen Aufsicht auf das kleine Kämmer-
lein namens Verwaltungsrat. Und der soll jetzt im 
Grunde die Geschicke leiten.  

Ich fürchte, Sie haben damit die Intention des Urteils 
völlig verkannt. Der Verwaltungsrat besteht aus 
neun Mitgliedern. Sieben werden durch Mehrheits-
beschluss des Rundfunkrates gewählt, aber neun 
Personen entsprechen mit Sicherheit nicht den 
möglichst unterschiedlichen Perspektiven und Er-
fahrungshorizonten aus allen Bereichen des Ge-
meinwesens, denen – wie es im ZDF-Urteil gefor-
dert wird – diese Personen entsprechen sollen. 

Aus unserer Sicht ist es ein Versuch, den WDR ein 
bisschen der gesellschaftlichen Kontrolle zu entzie-
hen. Ich glaube, das steht auch nicht mit der Ver-
fassung im Einklang. Gut – böse Zungen beim 
WDR behaupten, Sie wollen mit der „kleinen KEF“. 
wie man sie vielleicht bald nennen wird, den Inten-
danten lebendig einmauern. Herr Eumann liest 
möglicherweise Edgar Allan Poe – mag sein.  

Ich möchte noch über die zunehmende Zweckent-
fremdung von Beitragsmitteln reden, mit denen Sie 
Ihre politischen Vorhaben aufgrund der gescheiter-
ten Haushaltspolitik dieses Landes sozusagen um 
die Ecke querfinanzieren wollen. 

Die Filmschule, um das deutlich zu sagen, gehört 
ins Wissenschaftsressort. Oder bei Grimme: Ihre 
Vorhaben bedrohen in fataler Weise die Unabhän-
gigkeit des Grimme-Preises, und es droht das Re-
nommee von Grimme ins Provinzielle gezogen zu 
werden. Man hängt am Tropf von NRW, ist zu 
WDR-zentriert. Der WDR ist da aber kein unabhän-
giger Mitspieler. Er fördert sich jetzt selbst bei 
Grimme. Das sagen nicht nur Produzenten, das sa-
gen uns auch viele Medienkritiker. 

Dann die Scheinheiligkeit beim Thema „Werbung“! 
SPD und Grüne wollten ja zumindest symbolisch 
die Spitze der Entwicklung hin zu werbefreiem 
Rundfunk setzen. Wir hatten ja sogar zwei Anträge, 
einen im Dezember 2013 und einen im Juni 2015. 
Aber auch hier machen Sie wieder das Gegenteil – 
Stichwort: 90 Minuten. Sie sind also nicht an der 
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Spitze der Werbefreiheitsbewegung, sondern Sie 
machen den WDR zur Spitze bei der erlaubten 
Werbung.  

Und Staatssekretär Eumann – lassen Sie mich das 
noch zum Schluss erwähnen – wartet ja laut „RP“-
Interview von heute auf einen neuen Staatsvertrag. 
Komisch – der NDR hat es auch ohne Bundesrege-
lung hinbekommen, seine Werbezeiten im Hörfunk 
deutlich zu reduzieren. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Nückel. – Für die Piratenfraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Schwerd das Wort.  

Daniel Schwerd (PIRATEN): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren auf der Tribüne und im Stream! 
So gut es mit dem Landesmediengesetz funktioniert 
hat, so sehr ist es jetzt mit dem WDR-Gesetz in die 
Hose gegangen. Transparenz, Staatsferne, Partizi-
pation – weit gefehlt. Ein Gesetz ändern zu wollen, 
und dabei all die Chancen, die sich jetzt geboten 
haben, liegen zu lassen – das ist schon eine reife 
Leistung. 

Lassen Sie mich ein paar Beispiele anbringen. Zwar 
soll es in Zukunft verpflichtend sein, die Entschei-
dungen des Rundfunkrats im Internet zu veröffentli-
chen, aber wenn es nach Ihnen geht, hat dieser viel 
weniger Befugnisse als zuvor. Nach Ihren Plänen 
soll in Zukunft nicht mehr der Rundfunkrat für Jah-
resabschlüsse und den Geschäftsbericht zuständig 
sein, sondern der Verwaltungsrat. De facto erhält 
damit der Verwaltungsrat die totale Kontrolle über 
Finanzen und Personalangelegenheiten des WDR. 
Dieser Verwaltungsrat tagt natürlich nicht öffentlich. 

(Zuruf von den PIRATEN: Aha!) 

Der Rundfunkrat hingegen wird personell aufge-
bläht. Man senkt also die Staatsquote dadurch, 
dass man nicht weniger Politiker entsendet, sondern 
einfach viel mehr sonstige Mitglieder hinzufügt. Das 
ist grotesk. Warum aber ein Gremium auf nunmehr 
58 Mitglieder vergrößern, das dann weniger oft zu-
sammentreten soll und dem man auch noch einen 
Teil seiner ohnehin geringen Kompetenzen ab-
nimmt?  

Zudem erlauben Sie dem Landtag, sieben zusätzli-
che Mitglieder frei zu bestimmen. Wohin das führt, 
konnten wir bei der Medienkommission schon be-
obachten: Die Plätze werden als verlängerte Parla-
mentsbank betrachtet, als Verhandlungsmasse zwi-
schen den Parteien, und sie werden mit den Mit-
gliedern opportuner Gruppen besetzt. So stellen Sie 
den politischen Einfluss im Rat durch die Hintertür 
wieder her. 

Qualifikation ist nach wie vor kein personelles Aus-
wahlkriterium. Auch die Zusammensetzung der 36 
Verbände, die der Gesetzentwurf vorsieht, um Re-
präsentanten zu entsenden, wird den Anforderun-
gen nicht gerecht. Es fehlt beispielsweise an Vertre-
tern aus Gruppen, die den digitalen Wandel in unse-
rer Medienwelt vorantreiben. Wo sind denn die 
Netzbürger repräsentiert? Wo sind denn die Bürger-
rechte im digitalen Raum repräsentiert? Wo sind 
muslimische Verbände repräsentiert? 

Im Übrigen fehlt mir auch ein Ausschuss zu dem 
Thema „Digitalisierung im Rundfunkrat“. Von der 
Beschränkung auf die klassischen audiovisuellen 
Medien müssen wir uns bekanntlich lösen. 

Nicht zuletzt finde ich die Vergütung für die Mitglie-
der des Rundfunkrats verhältnismäßig hoch. Man 
könnte sich auch hierbei an der Medienkommission 
orientieren: Die tagt auch nicht seltener, ist kleiner, 
und es wird hier mit Sicherheit genauso qualifizierte 
Arbeit geleistet wie im Rundfunkrat. 

Gewundert habe ich mich über die Regelung, dass 
der Rundfunkrat selbst zwei Personen hinzuwählen 
können soll, die ihm aber vorher nicht angehört ha-
ben dürfen. Hat man etwa Angst vor Qualifikation 
und Erfahrung? Traut man dem Rat die Entschei-
dung selbst nicht zu? 

Lassen Sie mich noch ein paar Worte zu dem The-
ma „Partizipation“ sagen. Wünschenswert wären die 
Stärkung des Programmausschusses und die zu-
sätzliche Einführung eines Publikumsrates – das 
wäre wegweisend gewesen –, der neben dem 
Rundfunkrat einen Teil der Programmaufsicht hätte 
übernehmen können, und der eine direkte Verbin-
dung zwischen dem Sender einerseits und dem 
Publikum andererseits darstellen könnte. Diese 
Chancen wurden verpasst. 

Auch zu einer Reduzierung der Werbezeiten, wie 
beim NDR, konnte man sich nicht durchringen. Ob-
wohl Werbeeinnahmen nur einen verschwindend 
geringen Anteil der Einnahmeseite ausmachen, will 
man darauf wohl nicht verzichten. Möchte man dem 
Intendanten Spielgeld für fragwürdige Großhonora-
re à la Gottschalk erhalten? 

Letztlich bleibt festzuhalten, dass dieser Gesetz-
entwurf keine Verbesserung darstellt – im Gegen-
teil. Es wurden nicht nur alle notwendigen Reformen 
außer Acht gelassen, sondern der Entwurf stellt so-
gar einen Rückschritt dar. Dementsprechend kann 
unser Fazit heute nur vernichtend ausfallen. 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk steht vielfach in 
der Kritik. Selbst die Legitimationsfrage wird gestellt. 
Wir sind uns in diesem Hause alle einig, dass wir 
einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk wollen. Aber 
dann muss auch ein Höchstmaß an Transparenz, 
Ausgabendisziplin, Staatsferne und Partizipation 
herrschen. Sonst sind seine Akzeptanz und damit 
auch seine Existenz gefährdet. 
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(Beifall von den PIRATEN) 

Frau Dr. Schwall-Düren, an dieser Stelle auch von 
mir noch ein paar Worte an Sie: Ich möchte Ihnen 
auch im Namen unserer Fraktion ganz herzlich 
danken. Losgelöst von allen inhaltlichen Differenzen 
fand ich die Arbeit mit Ihnen immer außerordentlich 
angenehm. Der Umgang war immer sehr fair. Dafür 
möchte ich Ihnen herzlich danken, und ich wünsche 
Ihnen alles Gute, viel Glück und Erfolg. – Danke 
schön. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schwerdt. – Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/9727 an den Ausschuss für Kul-
tur und Medien. Wer möchte dieser Überwei-
sungsempfehlung folgen? – Gibt es Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Da-
mit ist die Überweisungsempfehlung einstimmig an-
genommen. 

Ich schließe die Beratung zu TOP 10 und rufe auf: 

11 Der Landtag von Nordrhein-Westfalen würdigt 
den Einsatz der Bundeswehr für ein friedli-
ches und vereintes Europa 

Antrag 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP  
Drucksache 16/9790 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen Mar-
quart das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Thomas Marquardt (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Kameradinnen und Kameraden und Gäste auf der 
Zuschauertribüne! Heute würdigen wir als Landtag 
von Nordrhein-Westfalen die deutsche Bundeswehr 
für ihren unermüdlichen Einsatz für ein friedliches 
und vereintes Europa.  

60 Jahre nach der Gründung sagen wir heute als 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ein Danke-
schön an die vielen Soldatinnen und Soldaten und 
auch an die vielen Zivilangehörigen der Bundes-
wehr, die mit großem Einsatz ihren Dienst für die 
Bundesrepublik Deutschland und auch für das Land 
Nordrhein-Westfalen verrichten.  

Bundespräsident Joachim Gauck hat während sei-
ner Antrittsrede im Juni 2012 gesagt – ich zitiere –: 

„Sie schützen und verteidigen das, was uns am 
wichtigsten ist, auch über die Grenzen unseres 
Landes hinaus: Freiheit und Sicherheit, Men-
schenwürde und das Recht jedes Einzelnen auf 
Unversehrtheit. Sie handeln dabei im Auftrag ei-
ner freiheitlichen Demokratie. Sie sind als 
‚Staatsbürger in Uniform‘ Teil dieser Gesell-
schaft, Sie stehen mit Ihrem Dienst für diese Ge-
sellschaft ein.“ 

Der Bundespräsident charakterisiert damit nach 
meiner Meinung sehr treffend, warum die Bundes-
wehr ein so wichtiger Teil unserer Gesellschaft ist 
und bleiben muss. 

Mit dem heute hier zur Abstimmung stehenden An-
trag zur Würdigung des Einsatzes der Bundeswehr 
für ein friedliches und vereintes Europa setzen wir 
als Landesparlament ein besonderes Zeichen. 

Auch wenn die politische Zuständigkeit für die Bun-
deswehr vor allem beim Deutschen Bundestag liegt, 
ist die Bundeswehr doch ein Teil von uns allen in 
Nordrhein-Westfalen. Hier sind zahlreiche Institutio-
nen beheimatet. Das Landeskommando Nordrhein-
Westfalen mit Sitz in Düsseldorf, das Kommando 
Streitkräftebasis, das Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleistungen, die Flugbereit-
schaft oder auch das I. Deutsch-Niederländische 
Korps in meinem Wahlkreis in Münster – um nur ei-
nige zu nennen – sind wichtige Dienststellen der 
Bundeswehr, die hier in Nordrhein-Westfalen be-
heimatet sind. 

Eine Verbindung zwischen der Bundeswehr und 
dem Land Nordrhein-Westfalen ist daher auch und 
gerade in der aktuellen Zeit auf der parlamentari-
schen Ebene sehr wichtig. Ich freue mich, dass wir 
es in gemeinschaftlicher Zusammenarbeit mit der 
CDU, der FDP und der Fraktion von Bündnis 90/Die 
Grünen geschafft haben, einen fraktionsübergrei-
fenden Antrag zur heutigen Beratung zu erarbeiten 
und die heutige parlamentarische Begegnung mit 
der Bundeswehr gemeinschaftlich ins Leben zu ru-
fen. Dies zeigt, meine sehr verehrten Damen und 
Herren: Die Bundeswehr in Nordrhein-Westfalen hat 
den festen Rückhalt seines Landesparlaments. 

(Beifall von der SPD und der CDU – Verein-
zelt Beifall von den GRÜNEN) 

Erst vor wenigen Wochen überreichte Ministerprä-
sidentin Hannelore Kraft in Münster das Fahnen-
band des Landes Nordrhein-Westfalen an das I. 
Deutsch-Niederländische Korps im Beisein des nie-
derländischen Königs Willem-Alexander. Diese 
höchste Ehrung, die einem Militärverband in Nord-
rhein-West-falen überreicht werden kann, unter-
streicht einmal mehr, wie wichtig die Arbeit unserer 
Streitkräfte für unser Land ist. Dafür möchte ich der 
Landesregierung danken. 

Ein weiteres Zeichen für die Verbundenheit unseres 
Parlaments mit der Bundeswehr ist die Übernahme 
der Patenschaft für die Fregatte 125, die im Früh-
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jahr vom Stapel gelaufen ist. Heute sagen wir ge-
meinschaftlich Danke für staatsbürgerliches Han-
deln in Uniform im Auftrag der freiheitlichen Demo-
kratie für unsere Gesellschaft. 

Mit der heutigen Beschlussfassung dieses Antrags 
unterstreichen wir die starke Verbundenheit der 
Bundeswehr zu unserem Bundesland. Um diese 
Verbundenheit zu untermauern, findet im Anschluss 
an das heutige Plenum die parlamentarische Be-
gegnung mit der Bundeswehr in der Bürgerhalle 
statt. Ich freue mich auf gute Gespräche und den 
Austausch mit Ihnen, liebe Abgeordnete und verehr-
te Soldatinnen und Soldaten. 

Ich möchte aber auch der Landtagsverwaltung und 
dem Landeskommando NRW für ihre Arbeit dan-
ken. Sie haben in der Vorbereitung Großartiges ge-
leistet. 

Ich freue mich über die Zustimmung zu dem Antrag 
und auf die parlamentarische Begegnung. – In die-
sem Sinne: Glück auf! 

(Beifall von der SPD, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Marquardt. – Nun spricht für die CDU-
Fraktion Herr Kollege Golland. 

Gregor Golland (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Kameradin-
nen und Kameraden auf der Besuchertribüne! „Wir. 
Dienen. Deutschland.“ ist das Leitmotiv der Solda-
tinnen und Soldaten unserer Bundeswehr. In einem 
parteiübergreifenden Antrag würdigen wir heute das 
60-jährige Bestehen der Bundeswehr und danken 
den Soldatinnen und Soldaten für ihren Einsatz für 
Frieden und Freiheit im In- und Ausland. 

(Beifall von der CDU, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Dieser Konsens ist gut. Er zeigt, wie anerkannt und 
bedeutend Auftrag und Anspruch unserer Streitkräf-
te sind. 

Wir gedenken heute auch derer, die im Einsatz für 
ihr Land und ihren Auftrag gefallen oder verletzt 
worden sind. Ihr Opfer war nicht umsonst. 

Gleichzeitig muss uns bewusst sein, dass auch in 
Zukunft der Einsatz für Frieden und Freiheit Opfer 
kosten wird. Aufgabe der Politik muss es daher 
sein, den Auftrag der Bundeswehr klar zu definieren 
und sie dann personell und materiell bestmöglich 
auszustatten. 

Genauso wichtig ist aber eine breite politische Rü-
ckendeckung und gesellschaftliche Akzeptanz für 
unsere Soldaten in der Heimat und im Auslandsein-
satz – 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der SPD) 

dies umso mehr vor dem Hintergrund globaler Ent-
wicklungen, die Deutschland zu Recht mehr Ver-
antwortung und Engagement abverlangen werden. 

Die Bundeswehr ist unerlässlicher Garant der Si-
cherheit Deutschlands und seiner Verbündeten. Sie 
hat in den vergangenen 60 Jahren unsere Freiheit, 
unsere Demokratie, unsere Werte und unsere Art 
zu leben verteidigt und geschützt. Sie war und ist 
dabei stets eine Parlamentsarmee aus der Mitte der 
Gesellschaft. Der Leitsatz des „Staatsbürgers in 
Uniform“ und die Grundsätze der Inneren Führung 
gibt es in dieser Form und Verankerung – zumin-
dest soweit ich weiß – bei keinen anderen Streitkräf-
ten demokratischer Staaten. 

Daher sollten alle demokratischen Parteien den 
Soldatinnen und Soldaten Dank und Anerkennung 
entgegenbringen. Das möchte ich heute im Namen 
der CDU-Landtagsfraktion ausdrücklich tun. Wir 
stehen an Ihrer Seite. Danke, dass Sie Deutschland 
dienen! 

(Beifall von der CDU und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Golland. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht nun Herr Kollege Abel.  

Martin-Sebastian Abel (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Erlauben Sie mir, dass 
ich zu diesem Antrag eine sehr persönliche Rede 
halte. Sie hat mit meiner Geschichte und vor allem 
mit der meiner Mutter zu tun. 

1989 – kurze Zeit vor dem Fall der Mauer – brach 
meine Mutter mit mir in Leipzig-Markkleeberg auf, 
um über die deutsche Botschaft in Prag in die Bun-
desrepublik zu fliehen. Das Ticket hatte sie bis 
Brünn gebucht. Das Reisegepäck bestand, um kei-
ne Aufmerksamkeit zu erregen, aus einem Koffer 
und einem Rucksack. Nach einer über achtstündi-
gen Fahrt erreichten wir den Prager Hauptbahnhof. 

Mit Glück, vor allen Dingen aber mit Hilfe eines Ta-
xifahrers, der einige Schleichwege hinauf zur ande-
ren Seite Prags kannte und vor allen Dingen wuss-
te, wo die Kontrollpunkte waren, gelang es, mit dem 
Taxi bis auf wenige Hundert Meter an die Rückseite 
der Botschaft heranzukommen. Von hier aus ging 
es zu Fuß weiter. Letztlich halfen uns dann Mitarbei-
ter des Roten Kreuzes, auf das Gelände der Bot-
schaft, die stark überfüllt war, zu kommen. 

Auch hier hatten wir großes Glück. Der Aufenthalt 
war nicht lang. Nach kurzer Zeit wurde ein Trans-
port zusammengestellt, der direkt aus Prag in den 
Westen fuhr, ohne – wie die anderen Züge wenige 
Wochen zuvor – durch die DDR zurückzumüssen. 
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Über die Bundesaufnahmestelle Gießen wurden wir 
schließlich der Notunterkunft auf dem Truppen-
übungsplatz Stegskopf in Daaden zugewiesen. Die 
Gemeinde im Norden von Rheinland-Pfalz nahm im 
Oktober 1989 knapp 2.000 Männer, Frauen und 
Kinder auf. Es waren viele Helferinnen des Deut-
schen Roten Kreuzes und Soldaten der Bundes-
wehr vor Ort, die die Versorgung und die Betreuung 
in der Notunterkunft organisierten. 

Meine Damen und Herren, einer dieser Soldaten ist 
heute extra aus Rheinland-Pfalz angereist. Das ist 
der Oberstabsfeldwebel Bertold Korstian, der oben 
auf der Tribüne neben meiner Mutter Platz genom-
men hat und dieser Debatte folgt. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Herr Korstian, Ihnen und Ihren Kolleginnen, die da-
mals Dienst hatten – Sie haben uns damals freund-
lich aufgenommen und alles möglich gemacht – sa-
ge ich ein herzliches Dankeschön für Ihre Arbeit. 
Das gilt natürlich auch für die vielen ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer, die damals dort ihren Dienst 
verrichtet haben. Vielen Dank! 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Ich will mich auch ganz persönlich für diese Begeg-
nung bedanken, die vor allem der Kollege Falk 
Heinrichs von den Sozialdemokraten ermöglicht hat. 
Falk, Herr Korstian war Gast in einer deiner Besu-
chergruppen. Er hatte damals einen Artikel in der 
„Rhein-Zeitung“ anlässlich des Mauerfalls vor 25 
Jahren gelesen. Da hatte die „Rheinische Post“ un-
sere Geschichte veröffentlicht. Du hast über dein 
Büro den Kontakt realisiert und so auch ermöglicht, 
dass meine Mutter, Herr Korstian und ich uns heute 
das erste Mal bewusst kennenlernten. Dafür vielen 
Dank! 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, ganz zum Schluss: Vor 
zwei Wochen war zu lesen, dass der Truppen-
übungsplatz in Daaden nach 25 Jahren wieder 
Flüchtlinge beherbergen wird. Ich will ganz be-
stimmt keine Parallelen zu aktuellen Ereignissen 
oder zu den Biografien derer ziehen, die jetzt in die-
sen Tagen hier zu uns nach Deutschland kommen. 
Ich wünsche mir aber – das ist, glaube ich, auch An-
lass dieses Antrags –, dass sich die vielen Men-
schen, die bei uns ankommen und in diesen Tagen 
in vielen Städten den ersten Kontakt zum deutschen 
Militär bzw. zur Bundeswehr bekommen, später – in 
20 oder 25 Jahren – so wie wir daran zurückerin-
nern können. Ich wünsche mir an dieser Stelle, dass 
sie das in guter Erinnerung behalten. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Abel, für diese sehr persönliche Rede. – Als 

nächster Redner spricht für die FDP-Fraktion Herr 
Kollege Alda. 

Ulrich Alda (FDP): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Sehr geehrte Kameradinnen 
und Kameraden! Ich weiß nicht, ob der Landes-
kommandeur, General Gorgels, anwesend ist. Je-
denfalls begrüße ich ihn schon einmal. 

Ich vertrete hier meinen Kollegen Marc Lürbke hier, 
der sich heute Morgen mit 39 Grad Fieber entschul-
digt hat. Er konnte kaum sprechen. Jedenfalls habe 
ich irgendwie verstanden, dass er krank ist. Das hat 
für die Kollegen im Saal den Vorteil, dass sie nicht 
auf eine Höhe von 2,07 m gucken müssen; bei mir 
ist es niedriger. 

(Heiterkeit von allen Fraktionen) 

Meine Damen und Herren, im Mai 1955 wurde die 
Bundeswehr als Parlamentsarmee gegründet. Am 
12. November 1955 erhielten die ersten Rekruten – 
man weiß noch, wie umstritten das damals war – 
ihre Ernennungsurkunden. 

Seither hat sich die Bundeswehr stetig gewandelt. 
Vieles wurde an sicherheitspolitische Herausforde-
rungen angepasst oder aufgrund gesellschaftlicher 
Veränderungen erneuert. 

Unsere Parlamentsarmee hat im Laufe der Jahre 
immer mehr Aufgaben bekommen. Sie sieht sich 
permanent neuen Themen, Herausforderungen und 
einer gestiegenen Verantwortung ausgesetzt. 

Der vorliegende Antrag ist aus Sicht der Freien De-
mokraten daher absolut notwendig. Er findet unsere 
volle Unterstützung. Wir als Freie Demokraten be-
kennen uns ausdrücklich zur Bundeswehr. 

Die Leistungen und der Einsatz der Bundeswehr 
sind sehr vielfältig. So beteiligt sich die Bundeswehr 
gegenwärtig an insgesamt 16 Auslandseinsätzen. 
Dazu zählen unter anderem der Resolute Support in 
Afghanistan, die Kosovo Force im Kosovo oder die 
Ausbildungsunterstützung im Irak. 

All diese Einsätze fordern nicht nur die Expertise 
unserer Bundeswehr: Nein, sie fordern das persön-
liche Engagement einer jeden Soldatin und eines 
jeden Soldaten. Die Anforderungen an die Kamera-
dinnen und Kameraden sind somit beträchtlich und 
die Gefahren nicht zu unterschätzen. Wir müssen 
den Soldatinnen und Soldaten daher größten Res-
pekt für ihren Einsatz zollen. 

Aber nicht nur im Ausland, sondern auch innerhalb 
der Grenzen unserer Bundesrepublik leistet die 
Bundeswehr herausragende Arbeit und Unterstüt-
zung für die Bevölkerung. Meine Vorredner haben 
das zum Teil schon – auch sehr persönlich – un-
termalt. 

Ich möchte lediglich die Hochwasserkatastrophe im 
Jahr 2013 oder den Sturm „Ela“ im vergangenen 
Jahr als Beispiele nennen. Unsere Soldatinnen und 
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Soldaten leisten unermüdliche Hilfe und Unterstüt-
zung bei der Beseitigung von Gefahren und Bedro-
hungen. Dieser Einsatz für unser Land, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, sollte von uns mit 
höchstem Dank und Anerkennung gewürdigt wer-
den.  

Aber auch bei der Bewältigung der Flüchtlingskri-
se – auch das haben zum Teil die Vorredner schon 
angesprochen – können wir gegenwärtig auf die Hil-
fe der Bundeswehr zählen. So sind etwa 150 Ange-
hörige der Bundeswehr für das BAMF abgestellt – 
zwar befristet, aber immerhin abgestellt. In Düssel-
dorf und Dortmund sind 60 Soldatinnen und Solda-
ten im Einsatz. Bei der Bevölkerung ist dieses kaum 
bekannt. 

Dazu werden unzählige Fahrzeuge der Bundeswehr 
mit Fahrern zur Verfügung gestellt, um Flüchtlinge 
zu transportieren. Sanitätskräfte der Bundeswehr 
sind eingesetzt, um bei der medizinischen Versor-
gung zu helfen. Und nicht zu vergessen: vielfach 
sind Flüchtlinge in Kasernengeländen unterge-
bracht. 

Meine Damen und Herren, die Bundeswehr ist Teil 
unserer Gesellschaft. Sie ist fest in unseren Struktu-
ren verankert. Wir brauchen sie. 

Es bleibt abschließend festzuhalten: Unsere Bun-
deswehr braucht die beste Ausrüstung. Unsere 
Bundeswehr muss geschützt werden vor Kritik aus 
Strömungen, die unserem Land Militarismus unter-
stellen wollen. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen: Die Freien 
Demokraten solidarisieren sich mit der Bundeswehr, 
und zwar nicht nur mit der gelben Schleife, sondern 
tatsächlich mit der Seele. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und freue 
mich sehr auf unser Zusammentreffen und den Par-
lamentarischen Abend heute hier im Hohen Hau-
se. – Danke sehr. 

(Beifall von der FDP, der SPD, der CDU und 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Alda. – Nun spricht für die Piratenfraktion der Frak-
tionsvorsitzende, Herr Marsching. 

Michele Marsching (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine 
Damen und Herren auf der Tribüne und zu Hause! 
Liebes Digitalistan! In Art. 87a GG heißt es – ich zi-
tiere –: „Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung 
auf.“ 

Die Bundeswehr hat durchaus Verdienste, die wir 
auch gerne würdigen – ebenso wie das Technische 
Hilfswerk, wie die Feuerwehr und wie die Polizei. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Heute jedoch sieht die deutsche Verteidigungsar-
mee leider anders aus. Circa 7.500 Soldatinnen und 
Soldaten sind auf dem Balkan, in Zentralasien, im 
Mittelmeer und bis ans Horn von Afrika aktiv. Darun-
ter sind auch offensive Kampfeinsätze. Im Mittel-
meer zum Beispiel beteiligt man sich an der men-
schenrechtswidrigen Militarisierung des Kampfes 
gegen Schlepper. 

Fakt ist leider auch: Die verteidigungspolitischen 
Richtlinien von 2011 zeigen den Umbau der Bun-
deswehr auf. Die Streitkräfte werden zu weltweit je-
derzeit offensiv einsetzbaren Kampftruppen umge-
baut. Somit ist die Bundeswehr zu einem außenpoli-
tischen Macht- und Interessenwahrnehmungs-
instrument gemacht worden. Frei nach Horst Köhler 
kann ich sagen: Die Bundeswehr muss notfalls 
auch unsere Handelsrouten freischießen. 

Diesen Umbau zu einer aggressiven Armee, zu ei-
ner Angriffsarmee wollen wir Piraten nicht. 

(Beifall von den PIRATEN – Minister Michael 
Groschek: Quatsch ist das!) 

Auch den Einsatz im Inneren lehnen wir ab – und 
Einsätze im Inneren werden in diesem Antrag ge-
lobt. Wir geben nicht unsere Stimme her für eine 
Bundeswehr, die sich an grundrechtswidrigen 
Drohnenangriffen beteiligt. Wir geben nicht unsere 
Stimme her für einen Lobhudelei-Antrag des Estab-
lishments an das Establishment; 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Unverschämt! – 
Zurufe von der SPD) 

denn wir sind nicht Teil des Establishments. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Im Übrigen sei für alle Zuschauerinnen und Zu-
schauer und die Öffentlichkeit da draußen noch ge-
sagt: Die Wahrheit ist doch auch, dass dieser An-
trag genau heute nur deswegen gestellt wird, damit 
man schön beim Parlamentarischen Abend mit den 
Bundeswehrvertretern Schnittchen essen kann. Da-
bei machen wir nicht mit. 

(Zurufe von der SPD – Beifall von der SPD – 
Weitere Zurufe von der SPD und der CDU) 

– Dann bleibt mehr über; ich weiß. – Dabei machen 
wir nicht mit. Denn bei uns heißt es nicht: „Drones 
welcome – killing your families.“ Da bleibt uns das 
Essen im Hals stecken. – Ich wünsche ohne uns 
einen guten Appetit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Als nächster Redner 
spricht für die Landesregierung Herr Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Angesichts des Tagesordnungspunktes hat-
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te die Landesregierung eigentlich entschieden, kei-
ne Stellungnahme abzugeben. Nach diesem Wort-
beitrag, der Zeichen der Pluralität von Meinungen in 
diesem Parlament ist, finde ich aber trotzdem, dass 
nicht jede Meinung unwidersprochen bleiben muss, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Deutsche Armeen haben in unserer Geschichte zu 
dunklen Kapiteln beigetragen. Daraus hat die Bun-
desrepublik Deutschland mit ihrer Verfassung 1949 
Lehren gezogen. Diese Bundeswehr ist die rechts-
staatlichste Armee in der Geschichte Deutschlands. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP – Michele Marsching [PIRATEN]: 
Kein Widerspruch!) 

Sie verteidigt Verfassung, Demokratie und Rechts-
staat in diesem Land. Sie ist dem Grundsatz der zi-
vilen Führung unterstellt. Die Soldatinnen und Sol-
daten sind Bürger in Uniform und haben für ihre Ar-
beit, die sie im Auftrag von Parlamenten erledigen, 
Respekt und Wertschätzung verdient. 

B(eifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Ich habe mich selbst davon überzeugen können, 
wie im Kosovo nordrhein-westfälische Polizei, Bun-
despolizei und Angehörige der Bundeswehr mit da-
für gesorgt haben, dass rechtsstaatliche Strukturen 
in diesem Land eingekehrt sind und dass Justiz und 
Polizei als wesentliche Säulen des Rechtsstaates 
aufgebaut werden können. 

Darüber hinaus sage ich auch angesichts der Gäs-
te, die wir oben auf der Tribüne haben: Sei es Oder-
Flut, sei es Ela-Sturm oder sei es aktuell die Unter-
bringung von Flüchtlingen – wir danken der Bun-
deswehr und den Soldatinnen und Soldaten sehr 
herzlich für ihre helfenden Hände. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der SPD, der CDU, den GRÜNEN 
und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Jäger. – Als nächster Redner spricht Herr 
Nettekoven für die CDU-Fraktion.  

Jens-Peter Nettekoven (CDU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Gäste auf der Tribüne! Als aktiver Soldat war ich im 
Jahr 2011 für viereinhalb Monate in Afghanistan. Als 
Personenschützer des Generalinspekteurs der 
Bundeswehr, General Kujat, war ich im Dezember 
2011 live im Deutschen Bundestag dabei, als die 
Abgeordneten entschieden haben, dass deutsche 
Soldaten nach Afghanistan entsandt werden. 

Unsere Kolleginnen und Kollegen im Deutschen 
Bundestag haben damals wie heute schwierige 

Entscheidungen getroffen, die nicht nur uns Solda-
ten, sondern auch unsere Familien betreffen. 

Während Vater, Ehemann, Sohn, Tochter, Bruder, 
Schwester, Onkel, Tante oder Freund im Auslands-
einsatz sind, gibt es hier, in unserem Land, Men-
schen, die hoffen, dass alle Soldatinnen und Solda-
ten gesund an Körper und Seele zurückkehren. 

Es gibt für uns vieles, was hier selbstverständlich 
ist. Ich erinnere nur an fließendes Wasser, Zigaret-
ten, Cola und daran, sein Kind oder seine Frau in 
den Arm zu nehmen. 

Ich habe in den viereinhalb Monaten 16 Soldaten 
zum Flughafen gebracht, die nicht mehr gesund zu-
rückkamen. Ein Soldat, mit dem ich an einem Tag 
Fußball gespielt habe, ist einen Tag später, am 28. 
Mai 2011, bei einem Anschlag in die Luft gesprengt 
worden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als aktiver Soldat 
kann ich Ihnen nur eines sagen: Ich bin froh, in 
Frieden und Freiheit zu leben, und danke unseren 
Soldatinnen und Soldaten für ihren/euren Einsatz 
für unser Land. – Vielen Dank. 

(Langanhaltender Beifall von allen Fraktionen 
und der Regierungsbank) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Nettekoven. Auch Ihnen danke ich für diese 
sehr persönlichen Worte. – Als nächster Redner 
spricht noch einmal für die Piratenfraktion der Frak-
tionsvorsitzende Herr Marsching. 

Michele Marsching (PIRATEN): Vielen Dank, Herr 
Präsident! Ich möchte noch einige Worte hinzufü-
gen, weil ich glaube, dass ich vorhin einfach falsch 
verstanden wurde. 

(Widerspruch von der SPD und der CDU) 

– Doch, doch; das ist so. Den Respekt, das Lob und 
die Anerkennung für die Soldaten drücken wir 
durchaus aus. Denn die einzelnen Soldatinnen und 
Soldaten können nichts für die Probleme, die ich ge-
rade angesprochen habe. Die angesprochenen Auf-
träge kommen von der Politik. Wir haben also kein 
Problem mit der Bundeswehr und auch kein Prob-
lem mit den Soldaten der Bundeswehr, sondern 
wenn, dann haben wir ein politisches Problem. Da-
rauf wollte ich hinweisen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN – Daniel Sieveke 
[CDU]: Sie sind das Problem!) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Meine Damen und 
Herren, es liegen keine weiteren Wortmeldungen 
vor. 

Damit kommen wir zur Abstimmung. Die antragstel-
lenden Fraktionen von SPD, CDU, Bündnis 90/Die 
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Grünen und FDP haben direkte Abstimmung bean-
tragt. 

Daher stimmen wir über den Inhalt des Antrags 
Drucksache 16/9790 ab. Wer stimmt diesem Antrag 
zu? – Das sind SPD, CDU, Grüne, FDP und zwei 
Abgeordnete der Piraten. Wer stimmt gegen diesen 
Antrag? – Die restliche Fraktion der Piraten, soweit 
im Hause vorhanden. Gibt es Enthaltungen? – Ent-
haltungen sind nicht zu sehen. Damit ist der Antrag 
Drucksache 16/9790 von den antragstellenden 
Fraktionen und mit zwei Stimmen aus der Piraten-
fraktion angenommen. 

(Beifall von der SPD, der CDU und der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe auf: 

12 Nordrhein-Westfalen muss verstärkt Plan-
feststellungen für Bundesfernstraßenbrücken 
vorantreiben 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/9799 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die an-
tragstellende Fraktion der CDU Herrn Kollegen 
Voussem das Wort. 

Klaus Voussem (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! In einem Gedicht von 
Wilhelm Busch ist folgender Vers zu lesen: 

„Einszweidrei, im Sauseschritt  
Läuft die Zeit; wir laufen mit.“ 

Die Zeit der rot-grünen Landesregierung läuft seit 
2010 – aber von Sauseschritt ist keine Spur. Statt-
dessen hinkt die Landesregierung der Zeit hinterher. 

Hier nur ein Beispiel: Sie, Herr Minister Groschek, 
haben vergangene Woche in einem Interview fol-
genden Satz gesagt – ich zitiere mit Genehmigung 
des Präsidenten –: 

„Wir haben mindestens ein Jahrzehnt der Bau-
stelle vor uns. Wir müssen mehr reparieren und 
an Engpassstellen ausbauen.“ 

Die Frage, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ist nur: Warum ist dieses Jahrzehnt der Bau-
stellen nicht schon längst angebrochen? Wann soll 
dieses Jahrzehnt denn endlich beginnen? Wann 
wird endlich mehr repariert und ausgebaut? 

Halten wir uns doch noch einmal die verlorenen fünf 
verkehrspolitischen Jahre in Nordrhein-Westfalen 
vor Augen: Hätte die rot-grüne Landesregierung 
den Kurs der Vorgängerregierung weitergeführt, 
dann wäre das Jahrzehnt der Baustellen schon zur 
Hälfte vorbei. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Marc Herter 
[SPD]) 

An allen Ecken und Enden fehlen die Planfeststel-
lungen, um genügend Bundesmittel abzurufen. An 
Ausreden und Ablenkungsmanövern aber fehlt es 
der Landesregierung nicht. Sie, Herr Minister Gro-
schek, haben das am vergangenen Wochenende 
wieder einmal unter Beweis gestellt. In dem erwähn-
ten Interview in der „Neuen Westfälischen“ vom 26. 
September 2015 haben Sie gesagt – ich zitiere mit 
Genehmigung des Präsidenten noch einmal –: 

„… wenn wir einen Planungsvorrat von einer Mil-
liarde Euro anlegen, haben wir 100 Millionen Eu-
ro gebunden, die bei Schule, Polizei oder Justiz 
fehlen.“ 

Das ist ein Musterbeispiel einer Ausrede und fügt 
sich nahtlos in Ihre Ausredenreihe ein. Erst war die 
Vorgängerregierung schuld. Dann gab es angeblich 
nicht genug Ingenieure. Dann war es der Bund. Nun 
ist es der Anteil des Landes an den Planungskos-
ten.- Damit aber muss doch jedes Land umgehen; 
andere Bundesländer können das auch.  

(Beifall von der CDU) 

Dafür macht eine Regierung, wenn sie fähig ist, eine 
vorausschauende Haushaltsplanung, und sie stellt 
eine mittelfristige Finanzplanung auf. Aber was tut 
die rot-grüne Landesregierung in Nordrhein-
Westfalen? – Sie lebt von der Hand in den Mund 
und verkonsumiert die sprudelnden Steuereinnah-
men, anstatt Investitionen zu tätigen und voraus-
schauend zu planen. Das ist das Versäumnis dieser 
Landesregierung, und ein Ende ist nicht in Sicht. Zu 
leiden haben darunter die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen und die Wirtschaft, die durch Sie im 
Stauland Nummer eins ausgebremst werden.  

Herr Minister Groschek, wenn Sie mir nicht glauben, 
glauben Sie vielleicht unserem Bundespräsidenten 
Joachim Gauck, der am 9. Juni 2015 sagte:  

Politik muss Infrastruktur und eine auskömmliche 
Grundfinanzierung von Bildung und Forschung be-
reitstellen. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU] – Zuruf 
von der FDP: Genau!) 

Sie, Herr Minister Groschek, haben jedoch in Ihrem 
Interview versucht, Infrastruktur und Bildung gegen-
einander auszuspielen, und das geht nicht. Das 
werden wir Ihnen nicht durchgehen lassen.  

(Beifall von der CDU und Christof Rasche 
[FDP]) 

Meine Damen und Herren, Bundesverkehrsminister 
Dobrindt gab Anfang dieses Monats bekannt, dass 
in den nächsten drei Jahren 500 Millionen € zusätz-
lich für die Sanierung maroder Bundesfernstraßen-
brücken bereitgestellt werden. Dafür werden die Mit-
tel bis 2018 von den bereits angekündigten 1,5 Mil-
liarden € auf 2 Milliarden € erhöht.  
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Darüber hinaus sagte der Bundesverkehrsminister 
zu, dass jede Sanierungsmaßnahme einer Brücke, 
bei der Baurecht vorliegt, auch finanziert wird.  

Deshalb haben wir heute diesen Antrag gestellt. 
Wieder einmal erhöht der Bund trotz Haushaltskon-
solidierung und trotz Milliardenhilfen für Flüchtlinge 
die Mittel für die Infrastruktur. Das ist erstens eine 
Leistung, die es zu würdigen gilt, und zweitens eine 
Aufforderung an die Landesregierung, endlich ge-
nügend Projekte zur Baureife zu führen.  

Zudem fordern wir die Landesregierung auf, alle 
Planungen mit und ohne Baureife offenzulegen. Die 
Zeit der Ausreden und Vorwürfe an den Bund muss 
ein Ende haben.  

Schließen möchte ich mit einem weiteren Zitat von 
Ihnen, Herr Minister Groschek, vom April dieses 
Jahres:  

„Wir werden im kommenden Jahrzehnt auf den 
Straßen bauen, bauen, bauen.“ 

(Minister Michael Groschek [SPD]: Jawohl!) 

Aber, Herr Minister, damit dieses Jahrzehnt endlich 
anbrechen kann, müssen Sie erst einmal planen, 
planen, planen.  

(Beifall von der CDU und Christof Rasche 
[FDP]) 

In diesem Sinne, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, bitte ich um Zustimmung zu unserem An-
trag. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU und Christof Rasche 
[FDP]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Voussem. – Für die SPD-Fraktion spricht Herr Kol-
lege Breuer.  

Reiner Breuer (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich freue mich sehr darüber, dass die 
CDU-Fraktion heute diesen Antrag in das Plenum 
eingebracht hat. Denn sie gibt mir Gelegenheit, an 
meinen letzten beiden Plenartagen zwei Punkte 
deutlich zu machen:  

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Erstens. Ich weiß die Verkehrspolitik in Nordrhein-
Westfalen in guten Händen und kann guten Gewis-
sens mein Amt im Landtag aufgeben und in Kürze 
das des Bürgermeistes der Stadt Neuss aufneh-
men.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Zweitens. Ich bin mir ziemlich sicher, meine Damen 
und Herren von der CDU, dass Sie noch lange in 
der Opposition bleiben werden, wenn Sie weiterhin 

nicht die Interessen Nordrhein-Westfalens richtig 
berücksichtigen, Herr Kollege Voussem.  

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Wie „verschemmert“  

(Beifall und Heiterkeit von der SPD und den 
GRÜNEN) 

muss man eigentlich sein, wenn man als Nordrhein-
Westfale die Verkehrspolitik des CSU-Regionalpo-
litikers Dobrindt so über den grünen Klee lobt, wie 
Sie das mit Ihrem Antrag heute erneut tun. Ihnen 
muss doch aufgefallen sein,  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Wenn Sie als 
Bürgermeister so weitermachen, …!) 

dass das Problem weniger in der Planfeststellung 
liegt als daran, dass die vielen Straßen in Nord-
rhein-Westfalen nicht im Wahlkreis von Herrn 
Dobrindt liegen und deswegen nicht in Angriff ge-
nommen werden.  

(Beifall von der SPD) 

Sie müssen ja mal sehen, in Bayern, in Oberau, in 
Garmisch-Partenkirchen, werden 500 Millionen € 
versenkt, verbrannt für Ortsumgehungen mit teuren 
Tunneln.  

(Klaus Voussem [CDU]: Dafür gab es auch 
Planungen!) 

Mit diesem Geld könnten wir die 21 Ortsumgehun-
gen, die wir zum Bundesverkehrswegeplan ange-
meldet haben, in einem Rutsch bauen. Der Bund 
verweigert hingegen weiterhin seine Unterstützung, 
auch wenn es um weit fortgeschrittene Projekte 
geht. Ich erinnere an das Investitionspaket, bei dem 
zunächst 128 Millionen € nach Nordrhein-Westfalen 
fließen sollten und man uns abspeisen wollte. Dabei 
hätte man die sofortige Vollziehung für weitere Pro-
jekte von 240 Millionen € anordnen können, wenn 
wir die Bundesfinanzzusagen erhalten hätten.  

Sie wollen natürlich weiterhin den Eindruck eines 
Staulandes erwecken,  

(Klaus Voussem [CDU]: Ich weiß nicht, was 
Sie jeden Morgen erleben!) 

eines verkehrs- und baupolitischen Stillstands.  

Genau das Gegenteil ist der Stand. Wir sind nicht 
Stauland Nummer eins, sondern Bauland Nummer 
eins. Wir reparieren, und Sie schwadronieren. Das 
ist die Wahrheit.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Bei allen Schwierigkeiten sind wir in Nordrhein-
Westfalen weiterhin mobil, und wir investieren.  

Wir haben den Landesbetrieb Straßen.NRW fit und 
wettbewerbsfähig gemacht. 900 Millionen € Bun-
desmittel werden in diesem Jahr durch den Lan-
desbetrieb verbaut. Es kommen Investitionspaket, 
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Brückensanierungsprogramm und die Landesstra-
ßenbaumittel hinzu. Die 6.000 Beschäftigten des 
Landesbetriebs verbauen in diesem Jahr wieder 
über 1 Milliarde € auf die Straße und sichern 
dadurch die Mobilität in Nordrhein-Westfalen.  

Mit dieser Mobilitätsoffensive haben wir es ge-
schafft, hier wieder Schwung reinzubringen. Der Mi-
nister höchstselbst hat sehr stark daran mitgewirkt, 
dass der Stellenabbau, den Sie hergestellt haben, 
wieder eingeschränkt wird. 771 Stellen sind unter 
Herrn Verkehrsminister Wittke eingespart worden – 
darunter auch sehr viele Planerinnen und Planer. 
Heute leiden wir unter Ihrem Verkehrsminister Witt-
ke, der im Bund den Mund weit aufmacht.  

Die Planungskapazitäten haben wir der DEGES 
übertragen und weiteren Dritten. Wir haben den 
Landesbetrieb optimiert, und wir haben die Straßen 
priorisiert, die wir weiterplanen wollen. Den Mut ha-
ben Sie in all den Jahren nie aufgebracht.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, dadurch schaffen wir es 
auch voraussichtlich bis 2017, über 2 Milliarden € 
für neue Projekte in Nordrhein-Westfalen zu akqui-
rieren.  

(Zuruf von Klaus Voussem [CDU]) 

Wir gestehen aber auch zu, die Planungsreserve 
muss weiter aufgebaut werden. Daran arbeiten wir, 
damit wir nicht wieder von Ad-hoc-Programmen des 
Bundes aufgefressen werden.  

Insofern brauchen wir eine verlässliche, eine dauer-
hafte, eine jahresübergreifende Finanzierung der 
Verkehrsinfrastruktur durch den Bund. Daran sollten 
wir besser gemeinsam arbeiten, wie wir es bei den 
Regionalisierungsmitteln für den öffentlichen Perso-
nennahverkehr geschafft haben. Der Landtag hat 
hierzu einen einstimmigen Beschluss gefasst, und 
Herr Groschek hat diesen mit Erfolg im Bund 
durchgesetzt. Wir werden deutlich mehr Geld für 
den öffentlichen Personennahverkehr und für die 
Verkehrswende in Nordrhein-Westfalen erreichen. 
Sie denken sowieso nur in Straße und nicht in ande-
ren Verkehrsmitteln.  

(Zuruf von Christof Rasche [FDP]) 

Wir werden insofern gehalten sein, auch beim Bund 
gemeinsam für die Interessen Nordrhein-Westfalens 
einzutreten. Ich kann nur dringend an Sie appellie-
ren und abschließend betonen:  

Ich habe schon den Eindruck, dass die Fraktionen 
hier im Landtag allesamt das Land Nord-
rhein-Westfalen im Blick haben. Wir müssen uns 
wohl nur entschiedener und deutlicher Richtung 
Berlin artikulieren. Die Wege sind natürlich immer 
unterschiedlich. Das gehört zu einer Demokratie 
dazu und macht sie spannend. Das hat mir hier im 
Landtag besonderen Spaß gemacht. 

Ich möchte deswegen, meine Damen und Herren, 
hier Dank sagen für viele kritische Diskussionen, 
zum Teil auch langwierige Diskussionen, die wir im 
Fachausschuss, aber auch hier im Plenum des 
Landtags zur Verkehrspolitik geführt haben. Natür-
lich haben wir dabei immer die Städte Nordrhein-
Westfalens im Blick, was die Stadtentwicklungspoli-
tik, die Baupolitik und die Wohnungsbaupolitik an-
geht. 

Ich meine, dass wir hier vieles entscheidend voran-
gebracht haben. Die Wohnungsbauförderprogram-
me des Landes Nordrhein-Westfalen, die Woh-
nungsaufsicht, die Mietpreisbremse sind ein paar 
Stichworte, die ich hier nur nennen will. Wir haben 
hier vieles erreicht, und ich hoffe, dass ich einen 
kleinen Beitrag dazu in den letzten Jahren leisten 
konnte. 

Ich möchte jedenfalls Dank sagen für viele interes-
sante Diskussionen und Begegnungen, die ich hier 
im Landtag hatte. Theodor Fontane hat einmal ge-
schrieben – das zum Abschluss –: Abschiedsworte 
müssen kurz sein wie eine Liebeserklärung. – Des-
wegen ein Dankeschön an alle, Tschüss und Glück 
auf! 

(Langanhaltender Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Breuer. Auch von mir im Namen des Präsi-
diums alles Gute für Ihre neues Amt als Bürger-
meister von Neuss. 

Ich kann gleichwohl nicht verhehlen, dass ich, wenn 
ich es ganz hart machen würde, eigentlich eine Rü-
ge über den Rhein bis nach Neuss hinterherschi-
cken müsste. Denn wir haben uns im Hohen Hause 
eigentlich darauf geeignet, eine Verballhornung von 
Namen nicht zu dulden. Ich bitte um Verständnis, 
dass ich es jetzt so erwähne. 

(Reiner Breuer [SPD]: Wenigstens eine Rü-
ge! – Heiterkeit) 

Sie nehmen das mit, werden das im neuen Amt wä-
gen, und wir halten uns weiterhin an die Regeln, die 
wir hier miteinander besprochen haben. 

Als nächster Redner spricht für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen Herr Kollege Klocke. 

Arndt Klocke (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Erst einmal im Namen aller Ob-
leute und Kollegen herzlichen Dank an den Kolle-
gen Breuer für die gute Zusammenarbeit 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

und viel Erfolg für die neue Aufgabe gerade nach so 
einem historischen Wechsel in Neuss nach so vie-
len Hunderten von Jahren konservativer Herrschaft. 
Wir freuen uns auf die Bilder vom Neusser Schüt-
zenfest mit Reiner Breuer, der dann dort die Parade 
abnehmen darf. 
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(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Jetzt zum CDU-Antrag. Ich meine, wir sind von der 
Grundlinie her gar nicht so elementar auseinander. 
Ich kann auch verstehen, dass man, wenn man in 
der Opposition ist, Tätigkeitsnachweise bringen 
muss. Ich hätte Ihnen, lieber Kollege Voussem, 
auch die Pressemitteilung für Ihren Antrag schrei-
ben können: Landtags-CDU macht Dampf bei der 
Brückensanierung.  

Dieser Antrag ist aber angesichts der konkreten Ar-
beit der Landesregierung und des Ministeriums 
überflüssig. Die Aktivitäten laufen. Ich vermute, 
dass der Minister in seiner Rede gleich noch einmal 
die Liste vorstellen wird, welche Autobahn- und 
Bundesstraßenbrücken saniert werden. 

2011, in unserer ersten rot-grünen Regierungszeit – 
damals gab es einen grünen Staatssekretär –, ist 
die erste Bestandsaufnahme vorgelegt worden, die 
aufzeigte, wo es massive Brückenschäden in Nord-
rhein-Westfalen gibt. 

Die grüne Bundestagsfraktion hat vor Kurzem die 
Antwort aus dem Bundesverkehrsministerium auf 
ihre Anfrage zum Zustand der Straßenbrücken in 
den Bundesländern bekommen. Dabei ist noch 
einmal festgestellt worden, dass knapp 240 Stra-
ßenbrücken in Nordrhein-Westfalen dringend sanie-
rungsbedürftig sind und sich 20 in einem völlig un-
genügenden Zustand befinden.  

Das heißt, die Problemlage, die im CDU-Antrag be-
schrieben wird, besteht durchaus. Aber dass Sie 
versuchen, das für eine Lobhudelei an die Bundes-
regierung zu nutzen – auch bei allem Eingeständ-
nis, dass es gut ist, dass der Bund dafür mehr Geld 
in die Hand nimmt –, ist völlig unangebracht. 

Sie schreiben in Ihrem Antrag: Die Bundesregierung 
hat dies erkannt und entsprechend gehandelt. – 
Nach der Daehre-Kommission 2011 und der Bo-
dewig-Kommission 2012, als die Länder parteiüber-
greifend erkannt haben, dass wir ein jährliches Sa-
nierungsdefizit von über 7 Milliarden € haben, hat 
die Große Koalition festgelegt, dass sie pro Jahr 1,5 
Milliarden € in die Hand nimmt. Und jetzt hat sie 
noch einmal ein bisschen draufgesattelt. 

Es ist gut, dass Geld fließt. Aber wenn Sie meinen, 
dass wir zustimmen, obwohl jährlich 5 Milliarden € 
an Sanierungsgeldern fehlen, die vom Bund fließen 
müssten, und weil Sie sagen, dass der Bund das 
erkannt hat – wir führen im Herbst 2015 schließlich 
eine Debatte zu Erkenntnissen, die schon seit 2012 
vorliegen –, lieber Kollege Voussem, dann liegen 
Sie falsch. Wir können nicht zustimmen, und des-
halb können wir bei diesem Antrag auch nicht mit-
gehen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Josef Hovenjür-
gen [CDU]: Das überrascht uns nicht!) 

Ich frage mich – das haben Sie als Forderung an 
die Landesregierung formuliert –, was Sie mit dieser 

1 Milliarde € Planungsreserve beabsichtigen. Wo-
rum geht es denn bei dieser Planungsreserve? Re-
den wir hier über Neubau, über Ausbau oder über 
Sanierung? 

Für uns Grüne ist klar – das ein bisschen in Ab-
wandlung zu dem, was der Minister gesagt hat –: 
Wir müssen in den nächsten Jahren sanieren, sa-
nieren, sanieren. Darum wird es in den nächsten 
Jahren gehen. 

(Christof Rasche [FDP]: Selbst dafür muss 
man planen!) 

Oder reden wir über Straßenneubau? 

(Christof Rasche [FDP]: Ohne Planen geht 
nichts!) 

Reden wir also über die unsinnigen Umgehungs-
straßenprojekte, hinsichtlich derer wir es zum Glück 
hinbekommen haben, gemeinsam mit der Landes-
regierung eine Priorisierung vorzunehmen, damit 
nicht alle Straßenprojekte gleichzeitig weitergeplant 
werden? Vielmehr legen wir jetzt ein Augenmerk 
darauf, was dringend notwendig ist, was angegan-
gen werden muss und wo dringend saniert werden 
muss. Das ist die Leistung dieser Landesregierung 
gewesen, dass wir das klar priorisiert haben. 

Sie bleiben in Ihrem Antrag jede Antwort schuldig. 
Also: Worum geht es bei dieser 1 Milliarde € Pla-
nungsreserve, die jetzt aufgelegt werden soll? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Eller-
brock? 

Arndt Klocke (GRÜNE): Ja, selbstverständlich. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Das ist sehr nett 
von Ihnen. – Bitte schön, Herr Ellerbrock.  

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Kollege Klocke, 
stimmen die Medienberichte, dass Sie gefordert ha-
ben sollen, die Mittel für den Landesstraßenbau im 
Kölner Umfeld oder in Köln bedeutsam zu kürzen 
und stattdessen für den Radschnellwegebau zu 
verwenden? Stimmen diese Mitteilungen in den 
Medien? 

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Das habe ich auch 
gelesen!) 

Arndt Klocke (GRÜNE): Ja, die stimmen. Ich habe 
vorgeschlagen, dass man perspektivisch einen Teil 
der Summe aus dem Topf, mit dem heute Landes-
straßenneubau finanziert wird, in den Bau von Rad-
schnellwegen investiert könnte. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Also alles neben 
der Spur!) 
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– Nein, ich finde die Forderung nicht neben der 
Spur, sondern zukunftsgerichtet. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Schließlich zeichnen sich die Radschnellwege 
dadurch aus, dass sie häufig nicht neben den Stra-
ßen, sondern auf eigener Trassierung liegen, also 
beispielsweise auf ehemaligen Bahntrassen und 
anderen Parzellen geführt werden. 

(Klaus Voussem [CDU]: Auch das muss man 
planen!) 

Das unterscheidet die Radschnellwege von den 
heutigen Radwegen, dass man auf diesen kreu-
zungsfrei unterwegs ist.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Kennt er 
nicht! Hat er noch nie gesehen! – Gegenruf 
von Holger Ellerbrock [FDP]: Kollege, ich fah-
re mehr Rad als Sie!)  

Damit war die Frage, glaube ich, auch beantwortet. 
Ich würde jetzt mit meiner Rede fortfahren bzw. 
gleich zum Schluss kommen. 

Dass wir in den nächsten Jahren Brückensanierun-
gen in erheblichem Maße vor uns haben, ist absolut 
richtig und konzediert. Wir sollten uns auch deutlich 
darauf fokussieren und mehr Gelder akquirieren. 
Dass der Bund das erkannt hat und hier mehr Geld 
gibt, ist zu begrüßen. Aber es ist noch viel zu wenig. 
Die Bundesregierung hält immer noch an der 
schwarzen Null fest, statt zu sagen: Investitionen in 
Mobilität und in die Sanierung sind Zukunftsinvesti-
tionen und das, was wir heute dort investieren, be-
deutet eine Dividende für die nächsten Jahre und 
Jahrzehnte. – Das ist leider im Bund noch nicht er-
kannt worden. 

Mir ist Ihr Antrag, lieber Kollege Voussem, noch viel 
zu wenig auf all die anderen Aspekte ausgerichtet, 
die Zukunftsmobilität bedeutet. Was ist beispiels-
weise mit einem intensiveren Ausbau im Schienen-
bereich? Was ist mit Radschnellwegen? Was ist mit 
Mobilitätsmix etc.? Für mich stecken da viel zu viel 
Straße und viel zu viel Neubau drin und viel zu we-
nig das Setzen auf einen modernen Mobilitätsmix. 
Deswegen können wir diesem Antrag leider nicht 
zustimmen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Klocke. – Nun spricht für die FDP-Fraktion Herr Kol-
lege Rasche. 

Christof Rasche (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Lieber Kollege Breuer, viel 
Glück und Erfolg bei der kommenden Aufgabe in 
Neuss! Das wird bestimmt spannend. Sie haben 
heute hier Ihre Abschiedsrede gehalten. Ich hätte 
Sie mir noch einen Tick objektiver gewünscht und 
noch ein bisschen mehr verbunden mit Respekt vor 

den Kollegen. Aber Schwamm drüber! Viel Glück! 
Wir werden uns bestimmt wiedersehen. 

Kommen wir nun zum Antrag der CDU, der sich mit 
dem Sanierungsstau bei der Infrastruktur in Nord-
rhein-Westfalen befasst. Das ist gut so. Mit dem 
gleichen Thema haben sich die Verkehrsminister 
von 16 Bundesländern in der sogenannten Daehre- 
und der Bodewig-Kommission in den Jahren 2011, 
2012 und 2013 befasst. Sie haben dann unbestrit-
ten festgestellt, dass wir dort alleine einen Sanie-
rungsstau von 40 Milliarden € haben und dass wir 
jährlich im Bundeshaushalt zusätzlich 7 Milliarden € 
brauchen. Das haben sie während der Koalitions-
verhandlungen im Bund eingefordert. All das ist un-
bestritten und viele Unionsverkehrsminister waren 
dabei. 

Jetzt komme ich konkret zum Antrag, und zwar zu-
nächst zur Einleitung. Darin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, befassen Sie sich mit der Bundespolitik. 
Da ist zumindest ein Satz gewagt. Sie schreiben: 
Die Bundesregierung hat erkannt, dass, um diesen 
Verkehrsinfarkt zu vermeiden, saniert werden 
muss. – Sie haben dann noch hinzugefügt: Sie hat 
entsprechend gehandelt. 

Tatsächlich ist bei diesen Koalitionsverhandlungen 
herausgekommen: Für vier Jahre 5 Milliarden mehr. 
Minus Wegekostengutachten, minus Ausfinanzie-
rung von besonderen Maßnahmen in Bayern bleibt 
1 Milliarde, durch vier Jahre dividiert bleiben im Jahr 
250 Millionen. Also: Die eigenen Landesverkehrs-
minister haben 7 Milliarden gefordert. Sie haben 
250 Millionen gegeben. Ich wiederhole es noch 
einmal: Die Aussage, sie haben entsprechend ge-
handelt, ist mehr als gewagt. 

Aber kommen wir zum Beschlussteil! Darin befas-
sen Sie sich, Herr Voussem, mit Landespolitik. Da 
passen die Aussagen wie ein Deckel auf den Eimer. 
Zum einen sagen Sie – das ist die Kernaussage –: 
Es muss, um den endgültigen Verkehrsinfarkt ab-
zuwenden, bedarfsgerecht die Infrastruktur saniert 
werden. – Da sind wir bei Ihnen. Das ist auch die 
Forderung der Daehre- und Bodewig-Kommis-
sionen und das ist noch nicht der Fall.  

Im zweiten Teil des Beschlussteils fordern Sie eine 
Planungsreserve für Bundesfernstraßen von insge-
samt 1 Milliarde €. Auch da gibt Ihnen die FDP-
Landtagsfraktion völlig recht. Auch dem stimmen wir 
zu. In den Zeiten der Vorgänger von Minister Gro-
schek war es eine Selbstverständlichkeit, in allen 
Plänen eine Planungsreserve einzuplanen, weil ers-
tens immer wieder und manchmal sogar überra-
schend Maßnahmen beklagt wurden und für diese 
das Geld dann nicht ausgegeben werden konnte. 
Zweitens gab es auch immer wieder Sonderpro-
gramme des Bundes, auf die man vorbereitet sein 
musste. Man muss Maßnahmen in der Schublade 
haben.  
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Um dieses Ziel zu erreichen, stellt die CDU diesen 
Antrag. Das ist klug und das ist gut. Ich glaube, es 
trifft sogar das Ziel des Ministers persönlich. Auch 
er möchte gerne genügend Planungsreserven ha-
ben, damit das Geld, das der Bund zur Verfügung 
stellt, in Nordrhein-Westfalen ausgegeben werden 
kann. 

Um dieses zu erreichen, stimmen wir dem Antrag 
der CDU zu. Vermutlich werden wir die einzige 
Fraktion sein, die das tut. Aber vielleicht arbeiten wir 
gemeinsam an diesem Ziel. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Für die Fraktion der Piraten hat 
nun Herr Kollege Fricke das Wort. 

Stefan Fricke (PIRATEN): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Zuschauer! Vorne weg: 
Auch wir werden diesem Antrag zustimmen. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Das mag Sie überraschen. Denn bisher gab es 
kaum Anlass dafür, Anträgen der CDU zum Stra-
ßenbau zu folgen. Im Grunde sind die meisten An-
träge der CDU hierzu nicht einmal ernst zu nehmen. 
Insofern unterscheidet sich dieser Antrag kaum von 
früheren, aber er fordert halt nichts Falsches. Die 
Piraten werden also mal über ihren Schatten sprin-
gen. 

Worum geht es eigentlich? Die CDU stellt – für alle 
Anwesenden natürlich total überraschend – fest, 
dass wir in Nordrhein-Westfalen ein Problem mit 
unserer Straßeninfrastruktur haben. Dann folgt das 
unvermeidliche Loblied auf den Bundesverkehrsmi-
nister, der in seiner unendlichen Güte weitere Mittel 
zur Verfügung stellen will, auf dass die Straßen in 
diesem Lande wieder in einen vernünftigen Zustand 
versetzt werden.  

Dass wir beschließen sollen, dass wir das begrü-
ßen, ist wenig zielführend. Irgendwie fühle ich mich 
auch nicht besonders wohl bei dem Gedanken, qua 
Beschluss Mitglied des Alexander-Dobrindt-Fan-
clubs zu werden. Aber die Mitgliedsgebühren sehen 
ja erst einmal gar nicht so unattraktiv aus. Also: 
Was soll‘s? Die von Ihnen versprochenen Milliarden 
hören sich ja nicht schlecht an, auch wenn damit 
noch lange nicht alles finanziert werden könnte, was 
repariert werden muss.  

Wie viel davon dann aber auf NRW entfällt, bleibt 
jedoch abzuwarten.  

Der Bundesverkehrsminister hat da so seine ganz 
eigenen Vorstellungen von gerechter Verteilung auf 
die Länder und die Wahlkreise. Herr Kollege Breuer 
hat es ja schon erwähnt: In seinem eigenen bayeri-
schen Wahlkreis wird schon ein Tunnel geplant, der 
die grasenden Kühe vor unangenehmen Emissio-

nen schützen soll. Dieser Tunnel wird im Volks-
mund nach ihm benannt.  

(Beifall von Michael Hübner [SPD]) 

Ich gestehe: Da habe ich dann doch Schwierigkei-
ten, dem Fanclub beizutreten.  

(Beifall von Marc Olejak [PIRATEN]) 

Aber darum geht es eigentlich nicht. Es geht darum, 
dass wir uns über kaum eine Sache einiger sind als 
darüber, dass die NRW-Straßeninfrastruktur saniert 
werden muss und dass dafür Bundesmittel in genü-
gender Höhe zur Verfügung gestellt werden müs-
sen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Dass dafür auch Planungsreserven aufzubauen 
sind, ist sogar schon bei der Landesregierung an-
gekommen. Das Verkehrsministerium hat schon 
längst entsprechende Schritte unternommen.  

Gleichwohl bleibt die Forderung richtig, auch wenn 
sie, nun ja, ein wenig geschichtsblind daherkommt. 
Wer hat denn noch mal schnell vor allem beim Lan-
desbetrieb Straßen.NRW Personal in großen Men-
gen abgebaut? – Genau, das dürfen sich CDU und 
FDP auf die Fahnen schreiben. Übrigens, das ist ein 
gutes Beispiel für die ziemlich kurzsichtige Lust, 
Geld zu sparen, das hinterher doppelt ausgegeben 
werden muss. Die schwarze Null kommt uns noch 
teuer zu stehen.  

Der damals verantwortliche NRW-Verkehrsminister 
hieß übrigens Oliver Wittke,  

(Zuruf von der CDU: Guter Mann!) 

der ja bekanntermaßen besonders interessiert an 
hochgeschwindigkeitsgeeigneten Straßen ist und 
seit einiger Zeit nur noch Wahlkampfmodus kann.  

Die FDP hält sich sowieso aus jeder inhaltlichen 
Debatte raus, weil sie Angst hat, aufs falsche Pferd 
zu setzen und so 2017 auch aus diesem Landtag zu 
galoppieren. Aber noch mal: Was soll’s?  

Der Antrag benennt nichts Neues und ist überflüssig 
wie ein Schlagloch. Er bleibt bei Altbekanntem. Er 
vergisst die unrühmliche Rolle der alten schwarz-
gelben Landesregierung.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Dann sollten Sie 
ihn ablehnen!) 

Er bezieht nicht kritisch Stellung zur total eigennüt-
zigen Politik des Bundesverkehrsministers, aber er 
fordert auch nichts, was nicht von allen unterschrie-
ben werden kann. 

Deshalb sind wir Piraten heute großzügig und ma-
chen uns kein bisschen lustig über diesen Antrag 
und seine Prosa. Wir sagen: Ja, lasst uns Bundes-
mittel für dringend notwendige Sanierungen akqui-
rieren. Lasst uns dies tun, bevor wieder ein Sach-
zwang dann dazu missbraucht wird, demokratische 
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Rechte der Beteiligung auf dem satanischen Altar 
des „Basta“ zu opfern.  

Kurz: Wir stimmen diesem Antrag zu und wollen 
jetzt aufhören, unsere Zeit mit unnötigem Zeug wie 
diesem Antrag weiter zu verschwenden. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Fricke. – Nun hat für die Landesregierung 
der Minister, der auch für Verkehr zuständig ist, 
Herr Groschek, das Wort.  

(Christof Rasche [FDP]: Endlich mal ein Mi-
nister, der uns erhalten bleibt!) 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Bitte?  

(Christof Rasche [FDP]: Endlich ein Minister 
heute, der uns erhalten bleibt! – Weitere Zu-
rufe) 

– So, ich habe weder Knie noch Rücken und fühle 
mich pudelwohl.  

(Heiterkeit und Beifall)  

Deshalb: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren Abgeordnete! Worum 
geht es? Es geht darum, dass wir Mobilität organi-
sieren und uns endlich von dem traditionellen Spar-
tendenken der Vergangenheit lösen. Dieses Spar-
tendenken in der Verkehrspolitik hat uns in diese 
Sackgasse geführt.  

Straße, Schiene, Wasserstraße, Radschnellweg 
sind nicht spinnefeind, sondern sie ergänzen sich 
sinnvoll. Das zu begreifen und in praktische Politik 
umzusetzen, ist unsere verdammte Pflicht und 
Schuldigkeit. Da haben wir gesündigt, weil wir das 
vernachlässigt haben. Das ist die eigentliche Malai-
se. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wo stehen wir heute? Seit 2013 ist der Stellenab-
bau gestoppt. Zur Ehrenrettung von Herrn Wittke 
muss ich sagen: Er hat nur 620 Stellen abgebaut, 
den Abbau des Restes hat der Kollege Lienenkäm-
per organisiert, also: Ehre, wem Ehre gebührt an 
dieser Stelle.  

Zweite Bemerkung: Seit 2013 gestoppt, seit 2014 
Stellenaufbau, Rekordetats für Vergabe, DEGES-
Mitgliedschaft. Die DEGES plant für uns die A-40-
Rheinquerung, drei A-1-Brücken, viermal Auto-
bahnkreuz Heumar, Brückenbauwerke. Die DEGES 
plant vier Talbrücken A 44. Mehr kann die DEGES 
nicht, und ich fürchte, die DEGES wird zeigen, dass 
sie nicht schneller als unser herausragend guter 
Landesbetrieb ist.  

Der Landesbetrieb plant die Leverkusener Rhein-
querung, vier A-1-Brücken, A-3-Brücke, A-44-
Brücke, sechs Brücken A 45, A 46, A 544, dreimal 
B 55 in Lippstadt, damit HELLA & Co. Weltmeister 
bleiben können, eine zusätzlich bei der B 55, zwei 
weitere Bundesstraßenbrücken.  

Summa summarum planen wir so viel, dass mehr 
überhaupt nicht möglich und später auch gar nicht 
umsetzbar sein wird, wenn die Pläne Baureife ha-
ben. Wir haben 27 Pläne in der Planfeststellung. Wir 
haben 20 in der Planung. Wir haben sechs Knoten 
in der Planung. Also: Was den Planungshochlauf 
angeht, gibt es keinen außerhalb der Oppositions-
bänke, der sagt: Ihr müsst an dieser Stelle mehr 
tun, weil mehr überhaupt gar nicht rational umsetz-
bar ist. Da spielt Geld keine Rolle, sondern die vor-
handene Planungskapazität.  

Zweite Anmerkung: Was ist mit der Baureife? Bau-
reife ist kein Kriterium für verkehrswirtschaftliche 
Vernunft. Auf Bundesebene sind 99 Projekte am 
Bundesverkehrswegeplan vorbei Realität geworden, 
ohne eine erneute verkehrswirtschaftliche Prüfung 
über sich ergehen zu lassen. Da ist Oberau ja nur 
ein Stichwort; es gibt viele andere.  

Auch wir haben Ortsumgehungen genannt, die in 
der eigentlichen Priorisierung im Vergleich zu ande-
ren, in Planung befindlichen Baumaßnahmen nicht 
vorne gestanden hätten. Deshalb reden wir ja in 
Berlin bei der Fortsetzung der Bodewig-Kommission 
auch über die Überjährigkeit.  

Der Bund hat für sich Überjährigkeit organisiert. Die 
Länder brauchen sie dringend. Uns gehört das 
Geld. Hier gehört das Geld hin, und wir müssen 
überjährig entscheiden können, wo das Geld einge-
setzt wird. Nicht Baureife, sondern realer verkehrs-
wirtschaftlicher Bedarf muss das Entscheidungskri-
terium sein – am besten verkehrsträgerübergrei-
fend, weil Nordrhein-Westfalen ein Paradebeispiel 
dafür ist, dass wir Schiene ausbauen müssen für 
Güter und Menschen: RRX, Betuwe, Eiserner 
Rhein, Ruhr-Sieg-Strecke, Münster–Lünen, und 
zwar möglichst schnell, dass wir Straße ausbauen 
müssen, wo es Straßenengpässe gibt.  

Also: Erweiterung auf mehr Spuren wie bei der A1, 
Beseitigung der Engpassstellen an den Kreuzen, 
Lückenschluss A1 – all das muss parallel zur 
Schiene laufen.  

Außerdem müssen wir uns um die maroden Was-
serstraßen kümmern. Hier ist nur der Bund originär 
zuständig. Allein im Ruhrgebiet gibt es ein Investiti-
onsloch von 500 Millionen €. Man kann nicht aus-
schließen, dass demnächst ganze Kanalabschnitte 
gesperrt werden müssen, weil die Düker, Wehre, 
Schleusen und andere technische Einrichtungen 
marode und die Spundwände so löchrig sind wie 
Schweizer Käse. Das ist Berliner Originalverantwor-
tung! 
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Deshalb müssen wir sagen: Wir brauchen eine pa-
rallele Organisation, eine Ertüchtigung der Ver-
kehrswege und natürlich das Etablieren von neuen 
Radschnellwegen. Die Pedelecs sind die eigentliche 
Elektromobilität. Das ist keine Mogelpackung. 1 Mil-
lion Kraftfahrzeuge bis 2020 – diese Million werden 
wir fast allein auf zwei Rädern erreichen. Deshalb 
brauchen wir Radschnellwege, weil darüber Berufs-
pendlerverkehre abgefangen werden können, die 
ansonsten im Stau stünden – entweder auf der 
Schiene oder auf der Straße.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Solch einen Quatsch sollten wir beenden. Mobilität 
organisieren – das ist das rot-grüne Ziel. Das wer-
den wir in dieser und in der nächsten Wahlperiode 
beherzt angehen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Groschek. – Für die CDU-Fraktion hat sich 
noch einmal Herr Kollege Schemmer zu Wort ge-
meldet.  

(Zuruf von der SPD: Da war er aber schnell!) 

Bernhard Schemmer (CDU): Herr Präsident! Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Kurz zwei 
Richtigstellungen: Sie sprechen von der abgebau-
ten Personalmenge zuzeiten der CDU/FDP-Koa-
lition. Das waren 620 Mitarbeiter: Verwaltungsange-
stellte, Straßenwärter – viele Leute. Dass aber von 
2010 bis 2014 unter Rot-Grün 100 Stellen für Bau-
ingenieure abgebaut worden sind, von denen Sie 
dann in 2014 mit einem halben Jahr Verzögerung 
20 wieder eingestellt haben, das gehört auch zur 
ganzen Wahrheit dazu.  

(Minister Michael Groschek: Nein!) 

100 weniger und 20 mehr – da bleibt ein Malus von 
80. 

Letzte Anmerkung von mir: Bei dem, was Sie an 
Planungsreserven angemeldet haben – ich ver-
weise auf Ihre Vorlage 16/3128 –, nämlich Ortsum-
gehung Barntrup – in Ihrer eigenen Planung nicht 
enthalten –, Ortsumgehung Münster, haben Sie 
doch gesehen: Wenn Sie vollziehbares Baurecht 
liefern, bekommen Sie auch Geld. Aber Sie müssen 
erst einmal vollziehbares Baurecht liefern.  

Wenn Sie von den 22 Brückenprojekten mit einem 
Volumen von 861 Millionen € sprechen, dann müs-
sen Sie auch sehen: Da fehlt das vollziehbare Bau-
recht und nicht das Geld des Bundes. Machen Sie 
Ihre Arbeit, schaffen Sie Baurecht, dann werden Sie 
Geld des Bundes bekommen. Und schaffen Sie zu-
dem eine Planungsreserve, damit das auch wirklich 
funktioniert. – Schönen Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Schemmer. – Nun liegen mir keine weiteren Wort-
meldungen vor. Damit kommen wir zur Abstim-
mung.  

Die antragstellende Fraktion der CDU hat direkte 
Abstimmung beantragt. Wer stimmt dem Antrag 
Drucksache 16/9799 zu? – CDU und FDP sowie die 
Fraktion der Piraten, wie es angekündigt war. Wer 
ist gegen den Antrag? – SPD und Grüne. Gibt es 
Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die-
ser Antrag Drucksache 16/9799 mit breiter Mehr-
heit abgelehnt.  

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 

13 Gesetz zur Umsetzung des Kommunalinvesti-
tionsförderungsgesetzes in Nordrhein-West-
falen (KInvFöG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9519 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/9881 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/9810 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache. Für die SPD-Fraktion 
erteile ich Herrn Kollegen Hübner das Wort. 

Michael Hübner (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Lieber Bürgermeister Reiner 
Breuer, lieber Bürgermeister Kai Abruszat, es freut 
mich, dass wir heute ein Thema behandeln, das 
euch beiden ganz konkrete Hilfestellung in euren 
Städten geben soll, die ihr zu führen gedenkt, näm-
lich das Kommunalinvestitionsförderungsgesetz.  

Ich möchte mich bei allen Fraktionen ganz herzlich 
dafür bedanken, dass dies den beiden Kollegen so 
schnell ermöglicht worden ist. Beim letzten Mal hat-
ten wir die erste Lesung, haben dann eine kurze 
Anhörung dazu durchgeführt – die sehr einver-
nehmlich war, wie wir das auch in der vergangenen 
Woche im Kommunalausschuss ausgewertet ha-
ben – und bringen das Ganze heute entsprechend 
auf den Weg.  

Ich habe gerade vom Kollegen Kuper vernommen, 
dass die 10-%-Regelung der CDU dazu letztlich – 
das wird er vielleicht gleich noch einmal darstellen – 
zurückgezogen wird, weil das nämlich nicht ein Kon-
junkturprogramm ist, sondern ein Investitionspro-
gramm, wie ich Ihnen ansonsten gesagt hätte. Das 
kann natürlich ersetzend in den Haushalten einge-
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setzt werden – nicht nur in Neuss und in Stemwede, 
sondern in ganz vielen Kommunen Nordrhein-
Westfalens. Die kommunalen Vertreter haben es 
verdient, dass sie es möglichst schnell zum Einsatz 
bringen können.  

Wir haben ein schnelles Verfahren ermöglicht. Der 
Dank geht an die anderen Fraktionen. Ich freue 
mich auf den Wortbeitrag von meiner Nachfolge-
rin. – Danke für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Hübner. – Für die CDU-Fraktion spricht nun Frau 
Scharrenbach. 

Ina Scharrenbach (CDU): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die Bürgerinnen 
und Bürger unseres Landes merken eigentlich tag-
täglich, wie es in unseren Städten mit der Infrastruk-
tur aussieht. Haushaltskonsolidierung und Haus-
haltssanierung zwingen die Städte und Gemeinden, 
die Stadträte, die Oberbürgermeister dazu, vielfach 
auf Unterhaltungs- und dringend erforderliche Inves-
titionsmaßnahmen zu verzichten bzw. solche in die 
Zukunft zu verschieben.  

Das Verhalten im Zusammenhang mit dem Haus-
halt – notgedrungen oftmals – schadet insgesamt 
auch der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes. 
Deshalb ist es umso begrüßenswerter, dass die 
CDU-geführte Bundesregierung 3,5 Milliarden € an 
die Kommunen, an die Städte und Gemeinden in 
der Bundesrepublik verteilt, um die Infrastruktur zu 
stärken.  

(Beifall von der CDU) 

Auf Nordrhein-Westfalen werden davon 1,1 Milliar-
den € entfallen. Und was können die Städte und 
Gemeinden damit alles tun? – Sie können in Infra-
struktur investieren; sie können in die Krankenhäu-
ser investieren. Damit übernimmt die Bundesregie-
rung erneut eine Beteiligung an Aufgaben des Lan-
des; denn eigentlich sind die Bauinvestitionen in 
Krankenhäuser über die Landesebene zu finanzie-
ren. Auch hier steigt die Bundesregierung wieder 
ein.  

(Zuruf von der CDU: So ist das!) 

Gleichzeitig können dringend erforderliche Straßen-
sanierungen vorgenommen werden, und zwar im 
Zusammenhang mit Lärm. Schon eine heile As-
phaltdecke ist vielfach leiser und verbessert an sich 
das Lärmklima einer Straße. Insofern ist das eine 
sinnvolle Maßnahme und Möglichkeit.  

Ein weiterer Punkt, den die Bundesregierung hin-
einnimmt, und der auch für Nordrhein-Westfalen 
von besonderer Bedeutung ist, sind der altersge-
rechte Stadtumbau und die Möglichkeiten, die den 
Städten und Gemeinden mit diesem Geld geschaf-

fen werden, auch in Bezug auf einen Abbau von 
Barrieren, zum Beispiel im öffentlichen Personen-
nahverkehr.  

Neben diesen Infrastrukturschwerpunkten können 
die Kommunen dieses Geld auch für die Bildungs-
infrastruktur verwenden. Was in Nordrhein-West-
falen im Zusammenhang mit dem Weiterleiten der 
Mittel des Bundes immer noch offen ist, ist die Fra-
ge: Welche Kommunen gehören denn eigentlich 
zum ländlichen Raum, und welche Kommunen kön-
nen damit die dringend notwendigen Investitionen in 
den Breitbandausbau bis 50 Mbit/s vornehmen? 
Denn Sie wissen: Alle Städte und Gemeinden über-
legen derzeit, wie sie diese Mittel verwenden kön-
nen. Aber man muss natürlich wissen, ob man 
selbst zum ländlichen Raum gehört oder nicht.  

Wir haben Ihnen heute einen Änderungsantrag zum 
Kommunalinvestitionsförderungsgesetz vorgelegt. 
Dieser behandelt einen Punkt, den wir bereits in der 
Anhörung thematisiert haben. Es gibt zahlreiche 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen, die den gefor-
derten Eigenanteil von 10 % nicht erbringen kön-
nen, die nicht die Möglichkeit haben, geplante In-
vestitionen aus der mittelfristigen Finanzplanung 
vorzuziehen, sondern die wirklich neue Maßnahmen 
durchführen.  

Deshalb hatten wir schon in der Anhörung um Vor-
schläge bei den Sachverständigen gebeten, wie 
man denn diese Investitionslücke für die Kommu-
nen auflösen kann, um diese Kommunen in die La-
ge zu versetzen, die Mittel des Bundes auch tatkräf-
tig in ihre Infrastruktur zu investieren. Deswegen 
haben wir Ihnen mit dem Änderungsantrag vorge-
schlagen, ein Darlehnsprogramm aufzulegen. 

In der Zwischenzeit, im Laufe des Tages, haben 
wir – was uns sehr freut – Signale aus anderen 
Fraktionen empfangen, die sagen: Es wäre sinnvoll 
gewesen, wenn wir uns darüber vorher hätten ab-
stimmen können; denn wir halten dieses Anliegen 
der CDU-Fraktion für durchaus diskussionswürdig.  

Deshalb haben wir im Laufe des späten Nachmit-
tags entschieden, diesen Antrag heute zurückzu-
ziehen und ihn zum nächsten Plenum ordentlich 
wieder einzubringen, um dann diesen Antrag – ein 
Darlehnsförderprogramm für den zehnprozentigen 
Eigenanteil für die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen – auf den Weg zu bringen.  

Wir werden heute – genauso wie wir das im Kom-
munalausschuss getan haben – dem Gesetzentwurf 
zur Umsetzung des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes in Nordrhein-Westfalen zustimmen. 
Damit heißt es ab der heutigen Beschlussfassung 
für die Städte und Gemeinden, für die Räte, Bür-
germeister und Oberbürgermeister: Sie können die 
Betonmischer anwerfen. Sie können den Infrastruk-
turinvestitionsstau in den Kommunen endlich ange-
hen. Wir sind uns sicher, die Bürgerinnen und Bür-
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ger werden das sofort bemerken. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Scharrenbach, für diese Rede. Noch 
einmal herzlichen Glückwunsch zum heutigen Ge-
burtstag. Das wird sicher ein schöner Abend wer-
den. Aber jetzt müssen wir erst einmal in der Ta-
gesordnung fortfahren. Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht der Kollege Krüger.  

Mario Krüger (GRÜNE): Meine Damen, meine Her-
ren! Herr Präsident! Liebe Zuhörerinnen und Zuhö-
rer! Es sind immerhin noch vier, fünf anwesend. – 
Ich möchte an die Aussagen vom Kollegen Hübner 
anknüpfen. Er hat ja betont, wie schnell das Ganze 
abgehandelt worden ist. Ich möchte betonen, wie 
einmütig das Ganze abgehandelt worden ist. Das 
war nicht zu erwarten angesichts des vorhergehen-
den Streits innerhalb der kommunalen Familie, nach 
welchen Kriterien diese Gelder verteilt werden soll-
ten.  

Dass sich in diesem Zusammenhang alle Fraktio-
nen entschlossen haben, der Empfehlung beizutre-
ten – das heißt, die Schlüsselzuweisungen der letz-
ten fünf Jahre als Verteilmechanismus zugrunde zu 
legen –, hat mich überrascht. Ich freue mich dar-
über, dass diese Einmütigkeit bei allen Fraktionen in 
diesem Zusammenhang vorhanden war. Das zum 
einen.  

Zum anderen würde ich gerne an die Ausführungen 
von Frau Scharrenbach anknüpfen wollen. Sie hat-
ten gerade noch einmal die Rolle des Bundes her-
ausgestellt, dass er entsprechende Hilfestellungen 
gibt, um die kommunale Investitionstätigkeit zu ver-
bessern. Ich möchte Ihnen in Erinnerung rufen, 
dass es einmal die Zusage einer Kostenentlastung 
in Höhe von 5 Milliarden € gegeben hat, und zwar 
durch ein neues Gesetz zur Eingliederungshilfe, das 
ab dem Jahr 2014 eigentlich kommen sollte.  

Wenn es denn im Jahr 2014 gekommen wäre, hät-
ten wir bis 2017 bereits eine Kostenentlastung von 
etwa 14 Milliarden € für alle Länder bzw. für alle 
Kommunen gehabt. Der Anteil in Nordrhein-West-
falen – wenn wir den Königsteiner Schlüssel zu-
grunde legen – betrüge 21 %. Wir würden uns dann 
über eine Summe von 3 Milliarden € unterhalten, 
und nicht über 1,1 Milliarden €.  

Worum geht es? – Es geht darum, dass wir die In-
vestitionstätigkeit im kommunalen Raum ankurbeln 
wollen. Ich würde mit Blick auf die Entscheidungs-
träger vor Ort bei der Frage, welche Maßnahmen 
realisiert werden sollen, empfehlen, behutsam vor-
zugehen – behutsam in der Art und Weise, dass 
nicht neue Vorhaben, die man sich immer schon 
gewünscht hat, umgesetzt werden – wie beispiels-
weise eine Dreifachturnhalle mit entsprechenden 

Zuschauerrängen etc. –, sondern dass man sich 
dort auf den eigenen Gebäudebestand konzentriert 
und versucht, zum Beispiel im Rahmen der Ener-
giesanierung Betriebskostenaufwendungen einzu-
sparen. Denn das wird dann auch haushaltsentlas-
tend sein.  

Zu dem Antrag, der dann zur nächsten Sitzung neu 
eingebracht werden soll: Ich kann nachvollziehen, 
dass man darüber nachdenkt, inwieweit man den 
Kommunen Hilfestellung gibt, die möglicherweise 
Schwierigkeiten haben, ihren kommunalen Anteil in 
Höhe von 10 % leisten zu können. Nur, der Antrag, 
den Sie hier vorgelegt haben, sieht erst einmal vor, 
dass alle Kommunen die Möglichkeiten haben, auf 
eine Darlehnsfinanzierung mit entsprechenden 
Zinsaufwendungen zulasten des Landes zurückzu-
greifen.  

Natürlich wird dann jede Kommune zugreifen. Das 
Ganze ein Stück weit auf die Kommunen zu redu-
zieren, die es wirklich betrifft, müsste die eigentliche 
Aufgabenstellung sein. Ich möchte Sie bitten, in die-
sem Zusammenhang noch einmal darüber nachzu-
denken, inwieweit man hier diesem Anliegen Rech-
nung tragen kann, um dann gezielt eine solche 
Herangehensweise miteinander vereinbaren zu 
können.  

Wir schaffen Klarheit. Deswegen wurde dieser Ge-
setzentwurf schnell innerhalb von einem Monat im 
parlamentarischen Verfahren abgeschlossen. Damit 
gibt es auch eine Belastbarkeit bezogen auf die 
Haushaltsplanung in den kommenden Jahren.  

Noch einmal zu dem, was Sie, Frau Scharrenbach, 
ausgeführt haben und zur Frage, wie man mit den 
einzelnen Bausteinen umgeht, beispielsweise beim 
Thema „Breitbandausbau“. Da bin ich sehr hoff-
nungsvoll, dass in Kürze auch eine entsprechende 
FAQ-Liste des Ministeriums vorliegen wird, abge-
stimmt mit dem Bundesfinanzministerium. Das kann 
dann sozusagen als Handreichung für die Entschei-
dung der Kommunen vor Ort hilfreich sein. So viel 
von unserer Seite. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Krüger. – Für die FDP-Fraktion spricht 
der Kollege Abruszat.  

Kai Abruszat (FDP): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Das Kommunalinvestitions-
förderungsgesetz eignet sich definitiv nicht für Par-
teiengezänk hier im nordrhein-westfälischen Land-
tag. Das ist deutlich geworden. Die FDP-Fraktion im 
Landtag von Nordrhein-Westfalen wird gleich, wie 
auch schon im Fachausschuss, mit guten Gründen 
diesem Gesetz zustimmen.  

Es ist gut, dass das Geld, das aus Berlin stammt 
und für unsere Städte und Gemeinden in Nordrhein-
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Westfalen vorgesehen ist, jetzt auch ankommt, dass 
es verwendet werden kann und einen Teil dazu bei-
trägt, dass der Investitionsstau in unserer kommu-
nalen Familie ein Stück weit abgemildert wird. Des-
wegen ist das heute ein gutes Gesetz. 

Ein bisschen Wasser in den Wein gießen möchte 
ich aber dennoch, weil wegen des Verteilmecha-
nismus nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz 
nicht alle Kommunen davon profitieren können. Ich 
will sagen: Wir haben uns sehr für den Verteilme-
chanismus „Gemeindefinanzierungsgesetz“ ausge-
sprochen, weil es uns wichtig ist, dass wir Rechtssi-
cherheit haben. Wir wollen nicht nur, dass das Geld 
schnell ankommt, sondern auch, dass es rechtssi-
cher ankommt.  

Aber wir sollten hier im Landtag Nordrhein-
Westfalen auch den Blick dafür behalten, dass es 
die eine oder andere vermeintlich reiche Gemeinde 
gibt, die ebenfalls Hilfe gebrauchen könnte, die aber 
keine Hilfe bekommt. 

(Beifall von der FDP) 

Man denke beispielsweise – der Kollege Rasche 
applaudiert gerade – an die Stadt Erwitte – eine 
Stadt, die sich seit Jahren im Nothaushalt befindet, 
die rein rechnerisch aber abundant ist und die 
kommunale Zwangsabgabe zahlen muss. Sie erhält 
aus dem Gesetz heute keinen Cent. Das gehört 
dann auch zur Wahrheit dazu. Nichtsdestotrotz 
werden wir gleichen diesem Gesetz so zustimmen. 

Ich würde mich freuen, Herr Minister, meine Damen 
und Herren, wenn die Landesregierung ihre Bemü-
hungen in Berlin zur Stärkung der kommunalen Fi-
nanzen in Nordrhein-Westfalen auch dadurch ver-
bessern würde, dass sie beim Thema „Eingliede-
rungshilfe“ etwas mehr Tempo an den Tag legen 
und so Erfolge zeitigen würde. Dann hätten auch 
solche Städte wie Erwitte und andere über die um-
lagefinanzierten Systeme noch etwas mehr Spiel-
raum.  

Lassen Sie mich abschließend noch auf ein Detail 
des Gesetzes eingehen. Im Gesetzentwurf steht, 
dass die Prüfung der Verwendungsnachweise auf 
die örtliche Rechnungsprüfung verlagert werden 
soll. Das heißt: Die jeweilige Kommune soll die 
zweckmäßige Verwendung ihrer Fördermittel selbst 
prüfen.  

Ob das eine kluge Entscheidung ist, die wir hier im 
Gesetz zu verankern haben oder zu verankern ge-
denken, darf man zumindest hinterfragen. Ich darf, 
Herr Minister, darauf hinweisen, dass wir in anderen 
Feldern – zum Beispiel bei der Selbstbeaufsichti-
gung im Stadtbahnbau – nicht die besten Erfahrun-
gen damit gemacht haben.  

Auf der anderen Seite will ich aber abschließend 
sagen: Das Gesetz verdient unsere Zustimmung. 
Wir werden gleich bei der Abstimmung das kommu-
nale Investitionsförderungsgesetz als FDP-Fraktion 

mittragen. – Ganz herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Abruszat. – Für die Fraktion der Pira-
ten spricht der Kollege Sommer. 

Torsten Sommer (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
im Saal! Liebe Zuschauer auf der Tribüne und am 
Stream! Ich kann mich meinen Vorrednern an vielen 
Stellen anschließen und denke, dass meine Frakti-
on gut beraten ist, dem Gesetzentwurf ebenfalls zu-
zustimmen. Insgesamt etwa 1,1 Milliarden €, die 
aus dem Bund kommen, werden an die Kommunen 
nach den Schlüsselzuweisungen verteilt. Das GFG 
ist rechtssicher, und das ist das, worauf es an-
kommt.  

Es gab in der Anhörung die eine oder andere Stim-
me, die sich durchaus einen anderen Verteilschlüs-
sel hätte vorstellen können; aber die große Mehrheit 
hat dann doch dem jetzt gewählten Schlüssel zuge-
stimmt. 

(Michael Hübner [SPD]: Einer!) 

– Ja, eine Stimme. Ich weiß, dass Sie gerne Stim-
men herunterfallen lassen, aber dazu kommen wir 
morgen. – Entschuldigung!  

(Beifall von den PIRATEN – Zuruf von der 
SPD) 

– Nein, das hat nichts mit Köln zu tun, aber Kom-
mune ist schon richtig. Wir tippen morgen weiter. 

Aber es ist wahrscheinlich immer so, dass sich eini-
ge übergangen oder nicht gerecht behandelt fühlen, 
wenn es um die Verteilung von viel Geld geht. Jetzt 
geht es aber darum, das Geld schnell in die Kom-
munen zu bekommen. 

Übrigens halten wir diesen 10%igen Eigenanteil – 
das möchte ich im Gegensatz zu meinen Vorred-
nern bemerken – für eine sinnvolle Geschichte; 
denn wir wollen keine Leuchtturmprojekte auf Kos-
ten von Landes- oder Bundesmittel fördern. Wir wol-
len vielmehr, dass die Kommunen ernsthaft mit dem 
Geld umgehen. Deshalb bin ich da sehr kritisch, 
dass wir diesen 10%igen Eigenanteil jetzt als Kre-
ditaufnahme in die NRW.BANK schieben. Ich bin 
sehr gespannt, ob wir da übereinkommen.  

Im Übrigen ist es so, dass viele Kommunen diese 
Investitionsmittel wahrscheinlich dazu nutzen wer-
den, Investitionen, die sie eh getätigt hätten, abzu-
lösen, und die die daraus freiwerdenden Mittel dazu 
nutzen werden, ihren eigenen Haushalt zu konsoli-
dieren. Ich weiß nicht, ob das unbedingt im Sinne 
dieses Gesetzes ist. 
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Im Sinne dieses Gesetzes geht es ja nur um Investi-
tionen an sich. Das darf uns aber nicht den Blick da-
für versperren, dass unsere Kommunen in NRW 
strukturell unterfinanziert sind, und das inzwischen 
seit Jahren. Da müssen wir auch endlich einmal 
herangehen. Ich kann mir – das habe ich schon 
mehrfach gesagt – eine umfassende Konnexität al-
ler Aufgaben der Kommune als ständigen Prozess 
gut vorstellen. Ich bin gespannt, ob wir da auch 
übereinkommen.  

Dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf wird meine 
Fraktion zustimmen. Alles Weitere, was die nächs-
ten Finanzierungswellen angeht, werden wir im 
Ausschuss besprechen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sommer. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Die Landesregierung dankt für die breite Zustim-
mung zu dem Gesetzentwurf. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Die Landesregierung dankt für die breite Zustim-
mung zu dem Gesetzentwurf. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich möchte darauf 
hinweisen, dass die CDU-Fraktion den Ände-
rungsantrag Drucksache 16/9881 zurückgezo-
gen hat. Deshalb ist natürlich heute über diesen An-
trag nicht mehr abzustimmen.  

Wir stimmen über den Gesetzentwurf Drucksache 
16/9519 ab. Der Ausschuss für Kommunalpolitik 
empfiehlt in Drucksache 16/9810, den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/9519 mit den redaktionellen 
Änderungen aus der Vorlage Drucksache 16/3244 
anzunehmen.  

Wir kommen deshalb zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung Drucksache 16/9810. Wer dem 
seine Zustimmung geben kann, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zustim-
men? – Wer enthält sich? – Damit ist die Be-
schlussempfehlung Drucksache 16/9810 ange-
nommen und der Gesetzentwurf Drucksache 
16/9519 unter Berücksichtigung der Vorlage 
Drucksache 16/3244 in zweiter Lesung verab-
schiedet. 

Ich rufe auf: 

14 Viertes Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die kommunalen Versorgungskassen 
und Zusatzversorgungskassen im Lande 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9517 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Kommunalpolitik 
Drucksache 16/9811 

zweite Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, die Reden  
zu Protokoll zu geben. (Siehe Anlage 1) 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ausschuss 
für Kommunalpolitik empfiehlt in Drucksache 
16/9811, den Gesetzesentwurf Drucksache 16/9517 
unverändert anzunehmen. Wir kommen deshalb zur 
Abstimmung, aber nicht über die Beschlussempfeh-
lung, sondern über den Gesetzentwurf Drucksache 
16/9517 selbst. Wer dem seine Zustimmung geben 
kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist auch der Gesetzentwurf Drucksache 
16/9517 in zweiter Lesung unverändert ange-
nommen und verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

15 Achtes Gesetz zur Änderung der gesetzlichen 
Befristungen im Zuständigkeitsbereich des 
Ministeriums für Inneres und Kommunales 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9079 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses 
Drucksache 16/9812 

zweite Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, die Reden  
zu Protokoll zu geben. (Siehe Anlage 2) 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Innenaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 16/9812, den Ge-
setzentwurf Drucksache 16/9079 unverändert an-
zunehmen. Wir kommen somit zur Abstimmung, 
und zwar nicht über die Beschlussempfehlung, son-
dern über den Gesetzentwurf Drucksache 16/9079 
selbst. Wer dem seine Zustimmung geben kann, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann dem 
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nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Gesetzentwurf Drucksache 16/9079 mit den 
Stimmen der SPD-Fraktion, der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und der CDU-Fraktion gegen die 
Stimmen der Piraten und bei Enthaltung der Frakti-
on der FDP in zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

16 Gesetz zur Änderung gesetzlicher Befristun-
gen im Zusammenhang mit der ländlichen 
Bodenordnung 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9078 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses  
für Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Drucksache 16/9813 

zweite Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, die Reden  
zu Protokoll zu geben. (Siehe Anlage 3) 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für 
Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz empfiehlt in der Beschluss-
empfehlung Drucksache 16/9813, den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/9078 unverändert anzuneh-
men. Wir kommen somit zur Abstimmung, nicht 
über die Beschlussempfehlung, sondern über den 
Gesetzentwurf Drucksache 16/9078 selbst. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist der Ge-
setzentwurf Drucksache 16/9078 mit den Stim-
men von SPD, CDU, Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen und der Piraten bei Enthaltung der FDP-
Fraktion in zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

17 Achtzehnter Staatsvertrag zur Änderung 
rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Acht-
zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung 
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 16/9758 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, die Reden  
zu Protokoll zu geben. (Siehe Anlage 4) 

Auch hier kommen wir direkt zur Abstimmung. Der 
Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 16/9758 auf Zustimmung zu 
dem Staatsvertrag an den Hauptausschuss – fe-
derführend – sowie an den Ausschuss für Kultur 
und Medien. Wer kann dem seine Zustimmung ge-
ben? – Wer kann das nicht? – Wer enthält sich? – 
Damit ist diese Überweisungsempfehlung einstim-
mig angenommen. 

Ich rufe auf: 

18 Gesetz zur Neuregelung der Höchstalters-
grenzen für die Einstellung in ein Beamten-
verhältnis im Land Nordrhein-Westfalen und 
zur Entfristung der Altersteilzeitregelung 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9759 

erste Lesung 

Der Minister hat inzwischen mitgeteilt, dass er seine 
Einbringungsrede zu Protokoll gibt. Eine Ausspra-
che ist heute nicht vorgesehen. (Siehe Anlage 5)  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/9759 an den Innenausschuss – 
federführend – sowie an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss. Wer dem seine Zustimmung ge-
ben kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – 
Damit ist die Überweisungsempfehlung einstimmig 
angenommen. 

Ich rufe auf: 

19 Gesetz über die Sicherheit in Häfen und Ha-
fenanlagen im Land Nordrhein-Westfalen (Ha-
fensicherheitsgesetz – HaSiG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9760 

erste Lesung 

Die Landesregierung hat mitgeteilt, dass die Rede 
zu Protokoll gegeben wird. Eine Aussprache ist 
auch bei diesem Tagesordnungspunkt nicht vorge-
sehen. (Siehe Anlage 6)  

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfes 
Drucksache 16/9760 an den Ausschuss für Bau-
en, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr – 
federführend –, an den Ausschuss für Kommu-
nalpolitik sowie an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Energie, Industrie, Mittelstand und 
Handwerk. Wer dem seine Zustimmung geben 
kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
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kann dem seine Zustimmung nicht geben? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen.  

Ich rufe auf: 

20 Gesetz zur Anpassung der Dienst- und Ver-
sorgungsbezüge 2015/2016 sowie zur Ände-
rung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 
im Land Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9807 – Neudruck 

erste Lesung 

Minister Walter-Borjans hat mitgeteilt, dass er die 
Einbringungsrede zu Protokoll gibt. (Siehe Anlage 
7)  

Eine Aussprache ist heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/9807 – Neudruck – an den Haus-
halts- und Finanzausschuss – federführend –, an 
den Unterausschuss Personal, an den Innenaus-
schuss, an den Rechtsausschuss sowie an den 
Ausschuss für Kommunalpolitik. Wer dem seine 
Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer kann das nicht? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

21 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Wahlkreiseinteilung für die Wahl zum Landtag 
Nordrhein-Westfalen (Wahlkreisgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/9794 

erste Lesung 

Eine Aussprache ist auch hier heute nicht vorgese-
hen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/9794 an den Hauptausschuss. 
Wer dem seine Zustimmung geben kann, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist auch die-
se Überweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

22 Nachwahl eines ordentlichen und eines stell-

vertretenden Mitglieds der Medienkommissi-
on der Landesanstalt für Medien Nordrhein-
Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der SPD  
Drucksache 16/9814 

Auch hier ist eine Aussprache nicht vorgesehen. 

Wir kommen direkt zur Abstimmung über den Wahl-
vorschlag Drucksache 16/9814. Wer dem seine Zu-
stimmung geben kann, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Wer kann dem nicht seine Zustimmung 
geben? – Wer enthält sich? – Damit ist auch der 
Wahlvorschlag Drucksache 16/9814 angenom-
men. 

Ich rufe auf: 

23 Über- und außerplanmäßige Ausgaben im 1. 
Quartal des Haushaltsjahres 2015 

Antrag 
des Finanzministeriums 
gemäß Artikel 85 Absatz 2 
Landesverfassung 
Vorlage 16/3170 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/9816 

Auch hier ist eine Aussprache nicht vorgesehen. 

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung. 
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
Drucksache 16/9816, die mit Vorlage 16/3170 bean-
tragte Genehmigung zu erteilen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über die Vorla-
ge 16/3170 und nicht über die Beschlussempfeh-
lung. Wer der beantragten Genehmigung in der Vor-
lage 16/3170 zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Wer möchte dem nicht zustim-
men? – Wer enthält sich? – Damit ist die Beschluss-
empfehlung mit den Stimmen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen bei Enthaltung der CDU-Fraktion, 
der FDP-Fraktion und der Piratenfraktion ange-
nommen und somit die mit Vorlage 16/3170 bean-
tragte Genehmigung erteilt. 

Ich rufe auf: 

24 Über- und außerplanmäßige Ausgaben im 2. 
Quartal des Haushaltsjahres 2015 

Antrag 
des Finanzministeriums 
gemäß Artikel 85 Absatz 2 
Landesverfassung 
Vorlage 16/3168 – Neudruck 

Beschlussempfehlung und Bericht 
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des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/9817 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Haushalts- und 
Finanzausschuss empfiehlt in Drucksache 16/9817, 
die mit Vorlage 16/3168 – Neudruck – beantragte 
Genehmigung zu erteilen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung über die Vorla-
ge 16/3168 – Neudruck – und nicht über die Be-
schlussempfehlung. Wer der beantragten Geneh-
migung in Vorlage 16/3168 – Neudruck – zustim-
men kann, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Beschlussempfehlung mit den 
Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen bei 
Enthaltung der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion und 
der Piratenfraktion angenommen und somit die mit 
Vorlage 16/3168 beantragte Genehmigung er-
teilt. 

Ich rufe auf: 

25 Aufhebung der Immunität eines Mitglieds des 
Landtags 

Beschlussempfehlung 
des Rechtsausschusses 
Drucksache 16/9818  

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen: Der Abgeord-
nete Michele Marsching hat um Erteilung des Wor-
tes zur Abgabe einer Erklärung zur Abstimmung 
gemäß § 47 Abs. 1 unserer Geschäftsordnung ge-
beten. Nach dieser Vorschrift soll die Dauer der Er-
klärung höchstens drei Minuten betragen. – Herr 
Kollege, Sie haben das Wort. 

Michele Marsching (PIRATEN) : Vielen Dank. – 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren auf der Tribüne und zu 
Hause! Ich werde mich so wie meine gesamte Frak-
tion gegen die Aufhebung der Immunität des Kolle-
gen Düngel aussprechen. 

Diese Entscheidung haben wir nicht getroffen, weil 
es sich um einen Kollegen aus den eigenen Reihen 
handelt, 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Nein!) 

sondern weil mit dem heutigen Tag jeder Abgeord-
nete und jede Abgeordnete hier im Haus weiß, dass 
es sich bei den Vorwürfen gegen den Kollegen 
Düngel um die Blockade einer Demonstration von 
Neonazis dreht. Wer heute diesem Beschlussvor-
schlag zustimmt, der nimmt in Kauf, dass ein 
Mensch wegen seines gewaltfreien politischen En-
gagements gegen rechts und der von diesem Par-

lament immer wieder geforderten Zivilcourage juris-
tisch verfolgt wird. 

(Dr. Gerhard Papke [FDP]: Frechheit!) 

Wenn Minister quasi zu einem solchen Verhalten 
aufrufen, dann ist es ein Unding, ein Mitglied aus 
unserer Mitte dermaßen zu behandeln. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den PIRATEN – Zuruf von Sigrid 
Beer [GRÜNE]) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege, für diese Stellungnahme. 

 

Ich möchte vor der Abstimmung noch darauf hin-
weisen, dass verschiedene Abgeordnete der Frakti-
on der Piraten gemäß § 47 Abs. 2 unserer Ge-
schäftsordnung dem Sitzungsvorstand kurze schrift-
liche Begründungen zu ihrem Abstimmungsverhal-
ten überreicht haben. Diese werden in das Plenar-
protokoll aufgenommen. (Siehe Anlage 8) 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Rechts-
ausschuss empfiehlt in Drucksache 16/9818, die 
Immunität des Abgeordneten Daniel Düngel für das 
dort genannte Verfahren aufzuheben. Wer dem sei-
ne Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Das ist überhaupt kei-
ne Würdigung der Situation! – Gegenruf von 
Michele Marsching [PIRATEN]: Genau! Von 
Ihnen!) 

Wer enthält sich? – Damit ist die Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/9818 mit den Stimmen der 
SPD-Fraktion, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
der CDU-Fraktion und der FDP-Fraktion gegen die 
Stimmen der Fraktion der Piraten angenommen. 

Ich rufe auf: 

26 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 33 
gem. § 82 Abs. 2 GeschO 
(§ 79 Abs. 2 GeschO a.F.) 
Drucksache 16/9819 

Die Übersicht 33 enthält vier Anträge, die vom Ple-
num nach § 82 Abs. 2 der Geschäftsordnung an die 
Ausschüsse zur abschließenden Erledigung über-
wiesen wurden. Das Abstimmungsverhalten der 
Fraktionen ist aus der Übersicht ersichtlich. 

Ich lasse nun über die Bestätigung des Abstim-
mungsverhaltens der Fraktionen in den jeweiligen 
Ausschüssen entsprechend der Übersicht 33 ab-
stimmen. Wer kann dem seine Zustimmung ge-
ben? – Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer ent-
hält sich? – Damit sind die Abstimmungsergeb-
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nisse der Ausschüsse in Drucksache 16/9819 
bestätigt worden. 

Ich rufe auf: 

27 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 16/35 

Mit der Übersicht 16/35 liegen Ihnen Beschlüsse zu 
Petitionen vor. 

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Das ist nicht 
der Fall. 

Ist jemand mit den Beschlüssen nicht einverstan-
den? – Das ist auch nicht der Fall. Dann stelle ich 
gemäß § 97 Abs. 8 unserer Geschäftsordnung fest, 
dass damit diese Beschlüsse zu Petitionen in der 
Übersicht 16/35 bestätigt sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit sind wir am 
Ende unserer heutigen Sitzung. 

Ich berufe das Plenum wieder ein für morgen, Don-
nerstag, den 1. Oktober, 10 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen noch einen schönen, angeneh-
men Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 19:38 Uhr 

_______________________________________
 

*) 
Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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Anlage 1 

Zu TOP 14 – „Viertes Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die kommunalen Ver-
sorgungskassen und Zusatzversorgungs-
kassen im Lande Nordrhein-Westfalen“ – 
zu Protokoll gegebene Reden 

Christian Dahm (SPD):  

Die kommunalen Versorgungs- und Zusatz-
versorgungskassen in Nordrhein-Westfalen 
sind eine seit Langem fest verankerte Form 
interkommunaler Zusammenarbeit für den 
Personalbereich der Kommunen und verste-
hen sich deshalb als Partner der kommunalen 
Familie. 

Das Gesetz über die kommunalen Versor-
gungskassen und Zusatzversorgungskassen 
im Lande Nordrhein-Westfalen wurde jedoch 
zwischenzeitlich evaluiert. Dabei wurde fest-
gestellt, dass sich das Gesetz im Grundsatz 
bewährt hat, aber neben redaktionellen Ände-
rungen im Bereich der Aufsicht insbesondere 
eine Finanz- und Versicherungsaufsicht ist, 
die zum Teil außerhalb der Zentralkompeten-
zen des Ministeriums für Inneres und Kom-
munales liegt und nur durch die Einbindung 
von Experten optimiert werden kann. 

Daher schlägt die Landesregierung ein Ände-
rungsgesetz vor, dass zum einen die rechtli-
che Grundlage für die Arbeit der kommunalen 
Versorgungskassen und Zusatzversorgungs-
kassen in Nordrhein-Westfalen sicherstellt. 

Zum anderen können künftig erforderliche 
fachliche Beurteilungen, die im Rahmen einer 
kompetenten Aufsicht notwendig sind, einer 
externen Prüfung durch neutrale – von der 
Aufsichtsbehörde beauftragter – Gutachter 
unterzogen werden. 

Nach meiner Einschätzung bietet der vorlie-
gende Gesetzesentwurf eine gute Grundlage 
für die künftige Arbeit und die absehbaren 
Herausforderungen für die Kassen.  

Zusammengefasst: Dem vorliegenden Geset-
zesentwurf ist inhaltlich nichts hinzuzufügen. 

Gleichlautend ist auch die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Kommunalpolitik, 
dass nämlich der Gesetzesentwurf der Lan-
desregierung (Drucksache 16/9517) unverän-
dert angenommen werden soll. Dieser Be-
schluss wurde mit den Stimmen aller Fraktio-
nen am 25. September 2015 gefasst. 

Insofern empfehle ich dem Landtag heute 
ebenfalls: unveränderte Annahme. 

Ina Scharrenbach (CDU):  

Die CDU-Landtagsfraktion Nordrhein-Westfalen 
wird dem Vierten Gesetz zur Änderung des Ge-
setzes über die kommunalen Versorgungskassen 
und Zusatzversorgungskassen im Lande Nord-
rhein-Westfalen zustimmen. 

Mario Krüger (GRÜNE):  

Die kommunalen Versorgungskassen und Zu-
satzversorgungskassen sind in ihrer jetzigen 
Form schon lange ein gut funktionierendes Bei-
spiel der interkommunalen Zusammenarbeit für 
den Personalbereich der Kommunen. 

Das aktuelle Gesetz ist mit einer Befristung zum 
31.12.2015 versehen. In der jetzt erfolgten Be-
wertung des Gesetzes hat sich gezeigt, dass ne-
ben einigen radaktionellen Änderungen vor allem 
der Bereich der Finanz – und Versicherungsauf-
sicht neu geregelt und den veränderten Bedürf-
nissen angepasst werden muss. 

So können zukünftig erforderliche fachliche Beur-
teilungen, die zum Teil außerhalb der Kompeten-
zen des Ministeriums für Inneres und Kommuna-
les liegen, durch externe Gutachter, die von der 
Aufsichtsbehörde beauftragt werden, hinzugezo-
gen werden. Durch den hier vorliegenden Ge-
setzentwurf, der auch durch die Stellungnahmen 
der angefragten Verbände und Kassen nicht be-
anstandet wurde, kann die rechtliche Grundlage 
für die Arbeit der kommunalen Versorgungskas-
sen und Zusatzversorgungskassen sichergestellt 
werden.  

Darum begrüßen wir von Bündnis 90/Die Grünen 
die Zustimmung aller Fraktionen in diesem Hau-
se. 

Kai Abruszat (FDP):  

Der hier in Rede stehende Entwurf für ein „Ge-
setz über die kommunalen Versorgungskassen 
und Zusatzversorgungskassen“ – V-K-Z-V-K-G – 
ist im Wesentlichen eine technische Angelegen-
heit. 

Das VKZVKG ist bis zum 31. Dezember 2015 be-
fristet und droht daher auszulaufen. Die Evaluie-
rung des Gesetzes hat gezeigt, dass es sich 
grundsätzlich bewährt hat. Eine Verlängerung 
bzw. eine Nachfolgeregelung ist also angezeigt. 

Dass wir Freie Demokraten der pauschalen Ent-
fristung von Gesetzen grundsätzlich kritisch ge-
genüberstehen, ist bekannt. Im vorliegenden Fall 
ist eine Entfristung aufgrund der dauerhaften 
Notwendigkeit einer Versorgungskassenregelung 
allerdings auch für uns tragbar. 

Die im Entwurf vorgesehene gesetzliche Fest-
schreibung, dass die Landschaftsverbände dazu 
verpflichtet werden, die Versorgungskassen mit 
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Personal auszustatten, ist inhaltlich nichts Neues. 
Hier wird lediglich ein bislang per Satzung gere-
gelter Sachverhalt in Gesetzesform gegossen. 
An der Notwendigkeit der Personalbereitstellung 
ändert sich nichts; Versorgungskassen sind nicht 
dienstherrenfähig, und irgendwoher müssen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ja kommen. In-
soweit gibt es auch hier von uns keine Einwände. 

Auch der nun gesetzlich geregelte Anspruch auf 
Sitzungsgeld in Höhe der Sitzungsgelder der 
Landschaftsversammlungen hat eher klarstellen-
den Charakter. Hierdurch wird sichergestellt, 
dass Aufwandsentschädigungen ausschließlich 
als Sitzungsgelder bezahlt werden. 

Bei einem Aspekt waren wir im Vorfeld allerdings 
kritisch. Denn laut Gesetzentwurf soll es der Auf-
sichtsbehörde in Ermangelung eigener Expertise 
zukünftig möglich sein, Stellungnahmen zu Prüf-
berichten, Geschäftsplänen und Finanzierungs-
plänen der Versorgungs- und Zusatzversor-
gungskassen durch Beauftragung externer Gut-
achter einzuholen. Die Kosten hierfür sollen die 
Beaufsichtigten selbst tragen.  

Vor diesem Hintergrund waren wir gespannt da-
rauf, zu erfahren, was die Beaufsichtigten von 
dieser Idee halten. 

Gelegenheit dazu, ihre Meinung kundzutun, hat-
ten sie im Rahmen der schriftlichen Ausschuss-
anhörung. Das Ergebnis war für uns überra-
schend: Keine der befragten Einrichtungen hatte 
hinsichtlich dieser Regelung Bedenken.  

Vor diesem Hintergrund können wir auch in die-
ser Sache zustimmen und das Gesetz in seiner 
Gesamtheit mittragen. 

Torsten Sommer (PIRATEN):  

Der Gesetzentwurf der Landesregierung ist un-
strittig und wird auch von meiner Fraktion mitge-
tragen. Auch der Entfristung stimmen wir in die-
sem Fall zu. 

Im Rahmen der Evaluierung hat sich ergeben, 
dass das Gesetz sich im Grundsatz bewährt hat. 

Neben redaktionellen Anpassungen hat sich wohl 
gezeigt, dass die Aufsicht insbesondere eine Fi-
nanz-und Versicherungsaufsicht ist, die zum Teil 
außerhalb der Zentralkompetenzen des Ministe-
riums für Inneres und Kommunales liegt und nur 
durch die Einbindung von Experten optimiert 
werden kann. 

Ich empfehle deshalb meiner Fraktion die Zu-
stimmung zu diesem Gesetzentwurf. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales:  

Die kommunalen Versorgungskassen und Zu-
satzversorgungskassen in Nordrhein-Westfalen 

sind wichtige Dienstleister für die Kommunen. Sie 
berechnen und zahlen die beamtenrechtlichen 
Versorgungsleistungen für ihre Mitglieder 

Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Mitglieder schaffen sie eine zusätzliche betriebli-
che Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterblie-
benenversorgung. Das ist ein wichtiger Baustein 
für die Stützen unserer Verwaltungen: die Mitar-
beiter in den Verwaltungen. 

Insgesamt verwalten die Kassen ein Vermögen 
von mehreren Milliarden Euro. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll in erster 
Linie das bis zum 31.12.2015 befristete Gesetz – 
sozusagen die „Arbeitsgrundlage“ der Versor-
gungskassen – in seiner Geltung unbefristet ver-
längert werden.  

Neben einigen redaktionellen Anpassungen und 
Klarstellungen soll weiterhin die fachliche Prüfung 
von Prüfberichten, Geschäftsplänen und Finan-
zierungsplänen im Rahmen der Aufsicht durch 
das Ministerium für Inneres und Kommunales op-
timiert werden. 

In § 30 wurde deshalb eine Rechtsgrundlage ge-
schaffen, um in Einzelfällen eine externe Prüfung 
durch neutrale – von der Aufsichtsbehörde zu 
beauftragende – Gutachter vorzusehen. Die zu-
sätzlichen aber notwendigen Aufsichtskosten 
werden von den Versorgungs- und Zusatzver-
sorgungskassen getragen.  

Nachdem der Ausschuss für Kommunalpolitik 
dem Plenum einstimmig die Zustimmung emp-
fohlen hat, bitte ich auch Sie um Ihre Zustim-
mung. 
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Anlage 2 

Zu TOP 15 – „Achtes Gesetz zur Änderung 
der gesetzlichen Befristungen im Zuständig-
keitsbereich des Ministeriums für Inneres und 
Kommunales“ – zu Protokoll gegebene Re-
den 

Thomas Stotko (SPD):  

Mit dem vorliegenden Gesetz werden drei Norm-
bereiche entfristet, die nach ihrer Evaluierung 
deutlich gemacht haben, entfristet werden zu 
können. 

Es handelt sich um das Landeszustellungsge-
setz, das Gesetz über Unschädlichkeitszeugnis-
se und das 2. Euro-Einführungsgesetz. Daneben 
wird das „Städteregion Aachen Gesetz“ redaktio-
nell angepasst. 

In allen vier Fällen wird deutlich: Da, wo Befris-
tungen Sinn machen, werden sie erhalten, wo 
nicht, fallen sie weg. Damit werden wir auch als 
Parlament dem Anspruch gerecht, Gesetze nicht 
zu vergessen und regelmäßig deren Wirksamkeit 
zu überprüfen. 

Insoweit wird die SPD-Fraktion für die Annahme 
des Gesetzes stimmen. 

Kirstin Korte (CDU):  

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregie-
rung ist unpolitischer Natur. Es handelt sich um 
ein rein technisches Gesetz, das eine Entfristung 
des 2. Euro-Einführungsgesetzes, des Landes-
zustellungsgesetzes, des Städteregion Aachen 
Gesetzes und des Gesetzes über Unschädlich-
keitszeugnisse vorsieht.  

Eine Änderung der materiellen Rechtslage ist 
damit nicht verbunden. 

Nachdem die Landesregierung im Innenaus-
schuss dargelegt hat, dass diese Gesetze auch 
in Zukunft allesamt noch benötigt werden, ist die 
Entfristung ihrer Geltungsdauer in der Tat sinn-
voll. Aus diesem Grund wird auch die CDU-
Fraktion dem vorliegenden Gesetzentwurf zu-
stimmen. 

Matthi Bolte (GRÜNE):  

Mit dem Gesetzentwurf für ein Achtes Gesetz zur 
Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zu-
ständigkeitsbereich des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales legt die Landesregierung ein 
weiteres Mantelgesetz vor, in dem die Befristung 
solcher Normen verlängert wird, auf die nach 
sorgfältiger Prüfung nicht verzichtet werden kann. 

Die Landesregierung hat im vorliegenden Ge-
setzentwurf und in den ihm vorausgehenden Be-
richten überzeugend dargestellt, warum Nord-
rhein-Westfalen auch in Zukunft auf das 2. Euro-
Einführungsgesetz, das Landeszustellungsge-
setz, das Städteregion Aachen Gesetz sowie das 
Gesetz über Unschädlichkeitszeugnisse nicht 
verzichten kann. Dementsprechend wurde das 
Gesetz im Innenausschuss von einer sehr breiten 
Mehrheit getragen.  

Ich möchte Sie bitten, dass wir diese überzeu-
gende Mehrheit auch hier im Plenum erreichen. 

Marc Lürbke (FDP):  

Inhaltlich können wir dem Entwurf zustimmen. 
Die FDP-Fraktion lehnt aber die generelle und in 
genannten Gesetzen vollzogene Abkehr von der 
Befristung des Landesrechts ab. 

Mit der Entfristung von Rechtsvorschriften wird 
ein wirksames Instrument abgeschafft, um die 
regelmäßige Kontrolle der Notwendigkeit und 
Wirkung der bestehenden Vorschriften sicherzu-
stellen und Regelungen aufgrund fortschreitender 
Veränderungen anzupassen, zu vereinfachen, zu 
reduzieren oder aufzuheben. 

Die Abgeordneten der FDP-Fraktion lehnen zu-
dem eine Abschaffung von in NRW-Gesetzen 
bestehenden Berichts- bzw. Evaluierungspflich-
ten ab. 

Insoweit verweise ich auf die entsprechende aus-
führliche Protokollerklärung der Abgeordneten 
der FDP-Fraktion nach § 46 Abs. 2 GeschO zum 
Abstimmungsverhalten zum Gesetzentwurf der 
Landesregierung Drucksache 16/178 Plenarpro-
tokoll 16/10 vom 23.10.2012, Seite 479. 

Insoweit muss sich die Fraktion der FDP hier 
enthalten. 

Frank Herrmann (PIRATEN):  

Wir behandeln hier und heute ein Gesetz mit 
dem schönen Namen „Achtes Gesetz zur Ände-
rung der gesetzlichen Befristungen im Zuständig-
keitsbereich des Ministeriums für Inneres und 
Kommunales“. 

Als sogenanntes Artikelgesetz werden hier Ände-
rungen meist formaler Natur in verschiedenen 
bereits bestehenden Gesetzen geregelt. Dabei 
geht es unter anderem um die Aufhebung von 
Befristungen, um die Streichung von Berichts-
pflichten und auch um einige inhaltliche Ände-
rungen. Typisch für diese Landesregierung ist 
dabei, dass das Artikelgesetz ohne großes Auf-
heben durch den Landtag geschleust werden 
soll, mit tatkräftiger Unterstützung der regierungs-
tragenden Fraktionen. 
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Ich möchte mich hier mit meinen Anmerkungen 
auf den Artikel 2, Änderung des Landeszustel-
lungsgesetzes, beschränken. Das Gesetz würde 
ohne eine Änderung zum 31.12.2015 seine Gül-
tigkeit verlieren, schriftliche oder elektronische 
Zustellungen von Behörden hätten keine gesetz-
liche Grundlage mehr, und das möchte die Lan-
desregierung verhindern.  

Skandalös an dem vorliegenden Verfahren ist, 
dass im Gesetzesentwurf an keiner Stelle auf ei-
nen redaktionellen Vermerk im aktuell gültigen 
Landeszustellungsgesetz hingewiesen wird! Die-
ser Vermerk besagt: „Dies ist eine gesetzlich an-
geordnete Evaluierungsverpflichtung. Sie ver-
pflichtet die Landesregierung, dem Landtag 
rechtzeitig vor dem genannten Datum das Er-
gebnis der Evaluierung vorzulegen.“ 

Dieser Pflicht kommt die Landesregierung aber 
offensichtlich nicht nach, und dieses Vorgehen 
kann man ruhig als Skandal bezeichnen! Zumin-
dest wird hier aber deutlich, was die immer wie-
der von der Landesregierung bzw. den regie-
rungstragenden Fraktionen bei neuen Gesetzes-
vorhaben wie eine Monstranz vornweg getrage-
nen Berichtspflichten wert sind: rein gar nichts! 

Berichtspflichten sind oft bei kritischen Geset-
zespassagen zur Beruhigung der Opposition ein-
geführte Maßnahmen, um nach einem Zeitraum 
von meistens fünf bis zehn Jahren eben die Wir-
kung dieser kritischen Passagen nochmals zu 
prüfen und diese eventuell anzupassen. 

Im hier vorliegenden Gesetzesentwurf sieht man 
dann im Ergebnis, was passiert, wenn der Zeit-
punkt für die Evaluation, für die Erstellung des 
Berichts, gekommen ist: Die betreffende Pflicht 
wird einfach nicht beachtet, die als Grenze einge-
tragene Gültigkeitsdauer wird einfach aus dem 
Gesetz gestrichen! 

DAS ist gelebte Demokratie 1.0, meine Damen 
und Herren! 

Wir wissen nicht, was die Evaluation des Lan-
deszustellungsgesetzes ergeben wird und ob der 
Bericht dazu überhaupt in diesem Jahr vorliegen 
wird. Die Formulierung „...kann dem Landtag vo-
raussichtlich bis Ende 2015 vorgelegt werden“ 
verheißt nichts Gutes. Dabei geht es hier um kei-
ne Kleinigkeit, denn der Bericht sollte die Erfah-
rungen mit der Einführung von DE-Mail als zuläs-
siges Verfahren im Bereich der elektronischen 
Zustellung beschreiben! Aber auch ein so wenig 
angewendetes und daher mangels Praxis kriti-
sches Verfahren wie DE-Mail hält die Landesre-
gierung nicht davon ab, ihre gesetzliche Evaluie-
rungspflicht einfach nicht zu beachten. 

Wir können an dieser Stelle unser Missfallen 
über dieses Vorgehen nur durch die Ablehnung 
des hier vorliegenden Gesetzesentwurfs zum 

Ausdruck bringen, und genau das werden wir 
auch tun. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales:  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf legen wir 
als Landesregierung dem Parlament einen Vor-
schlag über die weitere Behandlung befristeter 
Vorschriften vor. 

Dabei sollen zum einen Regelungen, die sich in 
der Praxis eindeutig bewährt haben, von einer 
gesetzlichen Befristung befreit werden. 

Zum anderen soll eine mittlerweile entfallene Be-
richtspflicht aus dem entsprechenden Gesetz ge-
strichen werden. 

Der Gesetzentwurf umfasst die Änderung gesetz-
licher Befristungen von drei Gesetzen, nämlich 
des 2. Euro-Einführungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen, des Landeszustellungsgesetzes, des 
Gesetzes über Unschädlichkeitszeugnisse sowie 
die redaktionelle Anpassung des Städteregion 
Aachen Gesetzes. 

Der Innenausschuss hat in seiner Sitzung am 24. 
September 2015 beschlossen, die Annahme des 
Gesetzentwurfes zu empfehlen.  

Nun noch der bewährte Hinweis: 

Die Entfristung bzw. die Streichung von Berichts-
pflichten bedeuten nicht, dass wir als Landesre-
gierung zukünftig auf die Prüfung und Evaluie-
rung dieser Gesetze verzichten. Ganz im Gegen-
teil: Auch künftig werden wir die Gesetze in unse-
rem Land sorgfältig beobachten. 

Sollte sich daraus der Bedarf für notwendige Än-
derungen und Reformen ergeben, werden wir 
diese im Dialog auf den Weg bringen. 
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Anlage 3 

Zu TOP 16 – „Gesetz zur Änderung gesetzli-
cher Befristungen im Zusammenhang mit der 
ländlichen Bodenordnung“ – zu Protokoll ge-
gebene Reden 

Annette Watermann-Krass (SPD): 

Mit der zweiten Lesung dieses Ausführungsge-
setzes wird die Befristung des Gesetzes aufge-
hoben, weil es weiterhin zwingend notwendig ist. 
Es betrifft das Flurbereinigungsgesetz, das Ge-
setz über die Kosten- und Abgabenfreiheit in Ver-
fahren nach dem Flurbereinigungsgesetz, in 
Siedlungsverfahren sowie im Kleingartenwesen 
und das Gesetz über die durch ein Auseinander-
setzungsverfahren begründeten gemeinschaftli-
chen Angelegenheiten. 

Nach wie vor werden Flurbereinigungsverfahren 
nach dem Flurbereinigungsgesetz dem Gemein-
schaftswaldgesetz und dem Gemeinheitstei-
lungsgesetz in Nordrhein-Westfalen eingeleitet 
und durchgeführt. Ganz überwiegend dienen sie 
der Lösung von Landnutzungskonflikten, aber 
auch der Flächenbereitstellung für Infrastruktur-
projekte oder der Verbesserung der Agrarstruk-
tur. Zurzeit sind rund 300 Verfahren mit einer 
Gesamtfläche von ca. 125.000 ha und knapp 
40.000 Teilnehmern anhängig. Das entspricht ca. 
3,5 % der Landesfläche. 

Die Mitte der 50er-Jahre im Kontext des Flurbe-
reinigungsgesetzes erlassenen Gesetze sind im 
Laufe der Jahre mehrfach geändert und ange-
passt worden. In der Praxis haben sie sich be-
währt, weshalb eine Entfristung notwendig ist. 

Im vorliegenden Gesetzentwurf sind neben der 
Entfristung kaum wesentliche weitere Änderun-
gen vorgesehen. Lediglich in Bezug auf die Be-
zeichnung des zuständigen Ministeriums und mit 
Blick auf Regelungen, die sich in der Praxis nicht 
bewährt haben, werden Änderungen vorgenom-
men. 

Dafür steht aus Sicht der SPD der Zustimmung 
zum vorliegenden Gesetzentwurf nichts entge-
gen. 

Norwich Rüße (GRÜNE):  

Auch aus Sicht unserer Fraktion ist unstrittig, 
dass die vorgelegten Gesetzesänderungen rich-
tig sind, und wir stimmen daher dem Gesetzent-
wurf der Landesregierung zu. 

Der Minister hat schon in seiner Einbringungsre-
de hinreichend begründet, warum diese Entfris-
tung sinnvoll ist und warum wir auch in Zukunft 
die Möglichkeit brauchen, mithilfe der Flurberei-

nigung Probleme im Bereich der Bodenord-
nung zu regeln. 

Zwei Anmerkungen seien mir an dieser Stelle 
erlaubt: 

Zum einen stellt sich für mich schon die Fra-
ge, ob eine Befristung von Gesetzen immer 
sinnvoll ist. In diesem Fall handelt es sich um 
ein Gesetz, das sich im Grundsatz seit Jahr-
zehnten bewährt hat und dessen Notwendig-
keit auch von niemandem infrage gestellt 
wird. Was bei einem vollkommen neuen Ge-
setz Sinn macht – nämlich die Evaluation ge-
troffener, neuer gesetzlicher Regeln –, kann 
bei einem solchen alten Gesetz getrost hin-
terfragt werden. 

Zweitens ist mir schon wichtig, in diesem Zu-
sammenhang darauf hinzuweisen, dass die-
ses Gesetz im Prinzip natürlich auch nur re-
pariert. Es dient dazu, den Eingriff – die Kon-
flikte und die unterschiedlichen Interessen bei 
der Nutzung von Boden – miteinander in 
Ausgleich zu bringen. 

Diese Landesnutzungskonflikte werden in der 
Hauptsache dadurch hervorgerufen, dass wir 
als Gesellschaft immer mehr Boden bean-
spruchen und namentlich der Landwirtschaft 
entziehen. 

Boden ist aber nicht vermehrbar, Boden ist 
ein knappes Gut, mit dem wir sparsam und 
behutsam umzugehen verpflichtet sind. 

Insofern ist der leichtfertige Verlust an land-
wirtschaftlicher Nutzfläche wie zum Beispiel 
beim newPark-Projekt ärgerlich. Und kein 
Flurbereinigungsverfahren der Welt kann ei-
nen solchen Verlust an Fläche für die Land-
wirtschaft ausgleichen. 

Es muss in Zukunft gelten, dass wir uns 
ernsthaft bemühen, landwirtschaftliche Fläche 
nur noch dann für Verkehrs- und Siedlungs-
zwecke zu verbrauchen, wenn es eben gar 
nicht anders geht. 

Bei newPark und bei ganz vielen anderen 
Projekten ginge es aber anders – es liegen 
hinreichend – oder besser gesagt: in über-
großem Ausmaß – gewerblich nutzbare Flä-
chen gerade im Ruhrgebiet brach, die es zu 
reaktivieren gilt. 

Die Flurbereinigung und ihre gesetzlichen 
Grundlagen können diesen grundsätzlichen 
Konflikt nicht lösen. Das ist Aufgabe einer 
mutigen, den landwirtschaftlichen Boden und 
die Natur schützenden Politik. 

Sehr wohl können aber potenzielle Konflikte 
mithilfe dieser Gesetze verarbeitet und Nut-
zungsinteressen gegeneinander abgewogen 
werden. Weil wir diesen Nutzen natürlich 
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auch sehen, stimmen wir – wie schon ein-
gangs gesagt – dem Gesetzentwurf zu. 

Henning Höne (FDP):  

Der nun abschließend zur Abstimmung stehende 
Gesetzesentwurf der rot-grünen Landesregierung 
sieht die Entfristung von drei Gesetzen vor, die in 
der Mitte des letzten Jahrhunderts im Zusam-
menhang mit dem Flurbereinigungsgesetz ent-
standen sind. Dabei handelt es sich um das Aus-
führungsgesetz zum Flurbereinigungsgesetz, das 
Gesetz über Kosten- und Abgabenfreiheit in Ver-
fahren nach dem Flurbereinigungsgesetz, in 
Siedlungsverfahren sowie im Kleingartenwesen 
und abschließend das Gesetz über die durch ein 
Auseinandersetzungsverfahren begründeten 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten.  

Die Notwendigkeit dieser Gesetze ist für die 
Fraktion der Freien Demokraten grundsätzlich 
unstreitig. Eine generelle Entfristung von Geset-
zen lehnen wir aber ab.  

Die Befristung von Gesetzen ist das effektivste 
politische Instrument, um die regelmäßige Kon-
trolle von Notwendigkeit und Wirkung von Geset-
zen sicherzustellen. Damit einher geht die Mög-
lichkeit, die Regelungen aufgrund fortschreiten-
der Veränderungen anzupassen, zu vereinfa-
chen, zu reduzieren oder aufzuheben. Die von 
der Landesregierung gewollte Entfristung führt 
hingegen zu einer Überflutung, sie erschwert 
sinnvolle Weiterentwicklungen. 

Eine Verlängerung der Frist würden wir auch mit-
tragen. Ohne eine Verlängerung würden zum 31. 
Dezember viele Normen ohne Nachfolgerege-
lungen außer Kraft treten. Zuständigkeitsrege-
lungen und Befugnisse zwischen dem Umwelt-
ministerium als obere Flurbereinigungsbehörde 
und den Bezirksregierungen als Flurbereini-
gungsbehörden würden unpräzise. Das ist nicht 
unser Ziel. Inhaltlich besteht beim vorliegenden 
Entwurf Einigkeit. Da wir die grundsätzliche Ent-
fristung von Gesetzen aber aus den genannten 
Gründen ablehnen, werden sich die Freien De-
mokraten der Stimme enthalten.  

Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN):  

Die drei infrage stehenden Gesetze haben sich 
bewährt und werden weiter benötigt. Eine Befris-
tung macht nur dann Sinn, wenn nach Ablauf ei-
nes Zeitraums eine Evaluation durchgeführt wer-
den soll oder Änderungen erforderlich sind. Das 
ist mit Ablauf des Befristungszeitraumes hier 
nicht der Fall; und falls zukünftig Änderungen nö-
tig werden, können sie auf dem normalen ge-
setzgeberischen Weg durchgeführt werden. Ich 
empfehle daher wie schon im Ausschuss Zu-
stimmung. 

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz:   

Zum Gesetzentwurf, über den ich heute zu Ihnen 
spreche, kann ich mich kurz fassen, da Sie die 
wesentlichen Punkte im Plenarprotokoll vom 
2. September nachlesen können. Dennoch 
möchte ich Ihnen in wenigen Sätzen erläutern, 
um was es hier geht. 

Der Gesetzentwurf sieht die dauerhafte Entfris-
tung von drei weiterhin sachlich zwingend not-
wendigen Landesgesetzen im Bereich des Flur-
bereinigungsrechts vor, die am 31. Dezember 
dieses Jahres außer Kraft treten würden, wenn 
wir keine Nachfolgeregelung schaffen. 

Nach wie vor werden in Nordrhein-Westfalen 
Flurbereinigungsverfahren eingeleitet und durch-
geführt. 

Zurzeit sind rund 300 Verfahren auf insgesamt 
ca. 125 000 ha anhängig. Dies entspricht ca. 
3,5% der Landesfläche. 

Das Instrument der Bodenordnung wird genutzt, 
um einerseits eine Verbesserung der agrarstruk-
turellen Verhältnisse in Land- und Forstwirtschaft 
zu bewirken – daher ist die Förderung der Flurbe-
reinigung auch Bestandteil des NRW-Programms 
„Ländlicher Raum 2014 – 2020 – und insbeson-
dere Landnutzungskonflikte, die durch öffentliche 
Planungen ausgelöst werden, agrarstrukturell 
verträglich und flächensparend zu lösen. 

Die drei Gesetze, die mit dem Gesetzentwurf ent-
fristet werden sollen, sind bereits in den 1950er- 
Jahren im Kontext des Flurbereinigungsgesetzes 
entstanden. Im Laufe der Jahre sind sie, wo not-
wendig, geändert und angepasst worden und 
haben sich in der Praxis bewährt. 

Im Einzelnen handelt es sich um 

– das Ausführungsgesetz zum Flurbereinigungs-
gesetz, 

– das Gesetz über Kosten- und Abgabenfreiheit in 
Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz, in 
Siedlungsverfahren sowie im Kleingartenwesen 
und 

– das Gesetz über die durch ein Auseinanderset-
zungsverfahren begründeten gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten. 

Mit dem Ausführungsgesetz zum Flurbereini-
gungsgesetz nutzt das Land NRW die Hand-
lungsspielräume, zu denen es durch das Flurbe-
reinigungsgesetz ermächtigt ist. Ein Verfall die-
ses Gesetzes würde dazu führen, dass die Rege-
lungen zur Spruchstelle für Flurbereinigung und 
zum Flurbereinigungsgericht keine Gültigkeit 
mehr besäßen und die im Zusammenhang mit 
der Verwaltungsstrukturreform geschaffenen Zu-
ständigkeitsregelungen und Befugnisse zwischen 
meinem Haus als oberer Flurbereinigungsbehör-
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de und den Bezirksregierungen als Flurbereini-
gungsbehörden aufgehoben würden. 

Das Gesetz über Kosten- und Abgabenfreiheit in 
Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz, in 
Siedlungsverfahren sowie im Kleingartenwesen 
überträgt die im Flurbereinigungsgesetz geregel-
te Freiheit von Gebühren, Steuern, Kosten und 
Abgaben auf solche aufgrund landesrechtlicher 
Vorschriften. Ein Verzicht auf diese Regelung 
würde überwiegend zu einer aufwändigen Um-
verteilung öffentlicher Mittel führen.  

Das Gesetz über die durch ein Auseinanderset-
zungsverfahren – dies sind die landwirtschaftli-
chen Bodenordnungsverfahren nach preußi-
schem Recht – begründeten gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten stellt einen praktikablen Rechts-
rahmen für die Verwaltung und Vertretung insbe-
sondere der Wege und Gewässer im Gesamt-
handseigentum dar. Da es in NRW noch eine 
Vielzahl solcher Wege gibt, würde der Verfall des 
Gesetzes eine Regelungslücke schaffen. 

Ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Ge-
setzentwurf und danke Ihnen. 
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Anlage 4 

Zu TOP 17 – „Achtzehnter Staatsvertrag 
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staats-
verträge (Achtzehnter Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag)“ – zu Protokoll gege-
bene Reden 

Dr. Angelica Schwall-Düren, Ministerin für 
Bundesangelegenheiten, Europa und Medien:  

Die heutige Verbreitungstechnik ermöglicht, 
wie Sie wissen, Fernsehprogramme geogra-
fisch auseinanderzuschalten und damit zu 
bestimmten Sendezeiten einzelne Teile des 
Verbreitungsgebiets mit jeweils spezifischen 
Inhalten zu versorgen. Die Auseinanderschal-
tung kann auch für Werbung genutzt werden. 
Damit sollen dann gezielt Rezipienten in be-
stimmten Zielregionen angesprochen werden.  

Regionale Werbung dient aber auch dazu, die 
Finanzierbarkeit von regionalen Informationen 
sicherzustellen. Dies gilt für regionale Fern-
sehsender, regionale Hörfunksender, aber 
auch für regionale Zeitungen. 

Hier in Nordrhein-Westfalen haben wir bisher 
den Ansatz verfolgt, dass nur der mit regiona-
ler Werbung Geld verdienen soll, der zumin-
dest auch ein regionales Programm verbrei-
tet. So auch die Regelung im LMG! 

Nun hat das Bundesverwaltungsgericht in ei-
nem Urteil vom Dezember letzten Jahres ent-
schieden, dass nach bisheriger Rechtslage in 
Ermangelung eines konkreten Verbotes im 
Rundfunkstaatsvertrag regionenspezifische 
Werbung grundsätzlich und ohne Einschrän-
kung gestattet ist.  

Mit diesem Staatsvertrag wird nunmehr aus-
geschlossen, dass bundesweite Veranstalter 
ohne Weiteres Zugriff auf regionale Werbe-
märkte haben. Stattdessen wird für jedes 
Land die Möglichkeit geschaffen, die Verbrei-
tung regionenspezifischer Werbung selbst zu 
regeln. 

Die Bestimmung im Staatsvertrag sieht des-
halb ein grundsätzliches Verbot für solche 
Werbung vor; es wird aber eine Öffnungs-
klausel für landesrechtliche Erlaubnisse vor-
gesehen.  

Landesregierung und Landtag waren bisher 
gemeinsam der Meinung, dass die Finanzie-
rung regionaler Verleger und regionaler 
Rundfunkveranstalter auch durch Werbung 
soweit wie möglich abgesichert werden sollte. 
Um das auch in Zukunft zu gewährleisten, 
muss der Rundfunkstaatsvertrag geändert 
werden. 

Ich bitte deshalb um Ihre Zustimmung. 

Lisa Steinmann (SPD):  

Vor uns liegt ein Antrag der Landesregierung auf 
Zustimmung zu einem Staatsvertrag zur Ände-
rung rundfunkrechtlicher Staatsverträge – dem 
Achtzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag. 

Mit der Unterschrift unserer Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft im September folgt NRW der 
Abstimmung aller Länder, regionalisierte Wer-
bung in bundesweit ausgestrahlten Fernsehpro-
grammen zu verbieten. 

Der Landtag NRW startet heute das parlamenta-
rische Ratifizierungsverfahren, damit wir die bei-
den Staatsvertragsnovellen, die Siebzehnte und 
die Achtzehnte, bis zum Jahresende beschließen 
können, um das Inkrafttreten zum 1. Januar 2016 
zu ermöglichen. 

Werbeunterbrechungen gehören im deutschen 
Fernsehprogramm zum Alltag. 

Während wir für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk an einem schrittweisen Werbeverzicht arbei-
ten, ist Werbung für private Sender unverzichtba-
rer Bestandteil zur Refinanzierung des Pro-
gramms. 

Durch moderne Verbreitungstechnik ist es mög-
lich, Fernsehprogramme regional auseinander-
zuschalten. Diese dann parallelen Programm-
fenster werden weitestgehend mit Werbeinhalten 
belegt. 

Das angestrebte staatsvertragliche Verbot regio-
nalisierter Werbung in bundesweit ausgestrahlten 
Fernsehprogrammen soll Rundfunkanbieter und 
Zeitungsverlage im lokalen Bereich schützen und 
ihren Erhalt sichern – Einnahmen aus einem re-
gionalen Werbermarkt sollen zukünftig eben den-
jenigen Inhalteanbietern vorbehalten sein, die mit 
ihren Programmen lokale Vielfalt abbilden.  

Wir überweisen den Antrag der Landesregierung 
heute federführend an den Hauptausschuss und 
mitberatend an den Ausschuss für Kultur und 
Medien. 

Ich freue mich auf den Austausch in beiden Gre-
mien. 

Gestatten Sie mir an dieser Stelle ein paar per-
sönliche Worte: Sehr geehrte Ministerin Schwall-
Düren, liebe Angelika. Ich möchte Dir Dank sa-
gen für die großartige Zusammenarbeit im Medi-
enbereich in den letzten Jahren. Deine Arbeit als 
Ministerin für Bundesangelegenheiten, Europa 
und Medien hat sich mir immer besonders dar-
gestellt, denn Deine bescheidene, unprätentiöse 
Art besticht dabei stets mit Charme und Kompe-
tenz zugleich. Auch im Namen meiner Kollegen 
aus dem Hauptausschuss wünsche ich Dir von 
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ganzem Herzen alles Gute für diese Deine neue 
Zeit! 

Thorsten Schick (CDU):  

Wir begrüßen die Regelungen im Achtzehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag.  

Regionalisierte Werbung im nationalen Fernse-
hen ist eine potenzielle Gefahr für die Werbeerlö-
se regionaler journalistischer Angebote. Deshalb 
ist es richtig, dass die einzelnen Bundesländer 
eine rechtliche Grundlage erhalten, um die Pläne 
von nationalen Fernsehsendern stoppen zu kön-
nen.  

Wir können nicht ständig den Niedergang des 
Lokaljournalismus beklagen, ohne selbst aktiv zu 
werden. Insofern ist der Rundfunkänderungs-
staatsvertrag ein richtiger Schritt.  

Mit einem Schritt ist man allerdings selten am 
Ziel. Deshalb wird beispielsweise die Diskussion 
um das WDR-Gesetz spannend. Welche Rege-
lungen werden dort getroffen, um den Lokalfunk 
konkurrenzfähig zu halten? Der Achtzehnte 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag ist wichtig – er 
ist aber nur ein Punkt unter mehreren.  

Sehr geehrte Frau Ministerin Schwall-Düren, Sie 
legen Ihr Amt nieder. Das war Ihre letzte Rede in 
diesem Haus. Auch im Namen meines Fraktions-
kollegen Prof. Thomas Sternberg möchte ich 
mich bei Ihnen für die Zusammenarbeit bedan-
ken. Ich schätze Ihre ruhige und unaufgeregte 
Art. Diese bei dem einen oder anderen Angriff – 
auch von meiner Seite – zu bewahren, war sicher 
nicht immer einfach.  

Noch mehr dürfte Sie allerdings die eine oder 
andere Vorlage aus dem eigenen Haus aus der 
Fassung gebracht haben. Ich sage nur: „Lan-
desmediengesetz“! 

Insofern kann ich verstehen, dass Sie sich – trotz 
des Ausscheidens aus dem Amt – auf den neuen 
Lebensabschnitt freuen.  

Frau Ministerin Schwall-Düren: Alles Gute und 
vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

Thomas Nückel (FDP):  

Das Gesetz ist eine Feuerwehrmaßnahme, aber 
es steckt kein großes Konzept dahinter. Die gro-
ße Linie fehlt, es ist ein Reparaturgesetz. 

Zur Problemstellung im Detail: Pro7SAT1 brachte 
den Ball ins Rollen mit dem Vorhaben, im natio-
nalen Programm regionale Werbeinseln zu schal-
ten; aber ohne jeden regionalen Programminhalt. 
Warum? Nun, auch das Privatfernsehen sucht 
neue Einnahmemöglichkeiten, ist ja auch der 
Macht der Plattformen und dem Abfließen von 
Werbungen in soziale Medienmedien ausgesetzt.  

Eine bundesweite Rundfunklizenz ist allerdings 
ein Privileg. Die Vergabe einer solchen Lizenz ist 
daher an Voraussetzungen geknüpft, insbeson-
dere mit Blick auf die Einhaltung bestimmter 
Grundsätze. Die Achtung der Menschenwürde 
oder der Jugendschutz sind einige Stichworte. 

Der Rundfunkstaatsvertrag verbindet mit der Er-
teilung einer Rundfunklizenz darüber hinaus auch 
vielfaltssichernde Aspekte. Dazu gehört, dass 
bundesweite Vollprogramme auch die gesamte 
Vielfalt der Gemeinschaft bzw. Deutschlands ab-
decken sollen und sich nicht nur auf bestimmte -
möglicherweise besonders lukrative – Regionen 
konzentrieren. 

Wer das möchte, kann es tun, allerdings nicht un-
ter dem Deckmantel einer bundesweiten Sende-
lizenz. Es liegt auf der Hand, dass das auch für 
den Bereich der Werbung gelten muss. Denn mit 
Blick auf die herausragende Bedeutung der Wer-
bung für private Rundfunkangebote muss eine 
bundesweite Lizenz ausschließen, dass mit nur 
auf eine bestimmte Region zugeschnittener Wer-
bung eine Art „Rosinenpickerei“ stattfindet. 

Deshalb ist die Präzisierung des Rundfunk-
staatsvertrages richtig und geboten. 

Daniel Schwerd (PIRATEN):  

Mit diesem Achtzehnten Staatsvertrag bin ich 
nicht ganz glücklich. Einerseits stimmen wir der 
grundsätzlichen Intention zu, haben aber Beden-
ken bei der Wahl der Mittel und der Formulie-
rung. 

Wir alle sind uns einig, dass Kultur und Medien, 
dass Information keine Ware ist wie jede andere. 
Die Medien- und Meinungsvielfalt, die Unabhän-
gigkeit der Medien, auch gerade die regionale 
Medienvielfalt sind ein wichtiges Gut. Daher ak-
zeptieren wir Eingriffe in die Freiheit des Marktes, 
die genau das sicherstellen sollen. 

Eben deswegen ist es grundsätzlich zu begrü-
ßen, wenn ein regionaler Werbemarkt existiert, 
den regionale Player bedienen können und der 
nicht von überregionalen Programmen abgegrast 
wird. Es besteht sonst die Gefahr, dass auch hier 
große Medienkonzerne den Markt dominieren 
werden und dass die Vielfalt der regionalen An-
gebote darunter leidet. 

Dieser Staatsvertrag stellt es den Ländern frei, 
für regionale Werbung bundesweiter Programme 
Regelungen zu ergreifen oder Bedingungen zu 
stellen. Ein Markt regionaler Werbung kann damit 
also grundsätzlich geschützt werden. 

Damit wird dieser Schutz aber zur Verfügungs-
masse der jeweiligen Regierungsmehrheit und 
gilt nur bis jeweils zum nächsten Mehrheitswech-
sel. Ob das eine gute Lösung ist, wage ich zu 
bezweifeln. Wir werden sehr unterschiedliche 
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Handhabungen von Bundesland zu Bundesland 
sehen.  

Ich bin auch nicht sicher, dass eine gesetzliche 
Einschränkung das Mittel der Wahl ist, regionale 
Medienvielfalt zu sichern. Ich bin gespannt auf 
die Argumente in der weiteren Beratung. 

Auch mit der Formulierung, dass „Werbung Teil 
des Programms“ sei, sind wir nicht glücklich. Aus 
gutem Grund gibt es die Trennung zwischen 
Werbung und redaktionellen oder journalistischen 
Inhalten, aber eben auch zwischen Werbung und 
Unterhaltung, Bildung und weiterem Programm. 
Was Werbung ist, soll als Werbung erkennbar 
und vom sonstigen Programm spürbar abgesetzt 
sein. Das soll bitte auch hier in diesem Staatsver-
trag nicht aufgeweicht werden. 





Landtag   30.09.2015 

Nordrhein-Westfalen 9635 Plenarprotokoll 16/93 

 

Anlage 5 

Zu TOP 18 – „Gesetz zur Neuregelung der 
Höchstaltersgrenzen für die Einstellung in ein 
Beamtenverhältnis im Land Nordrhein-
Westfalen und zur Entfristung der Altersteil-
zeitregelung“ – zu Protokoll gegebene Rede 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales:  

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält eine Neu-
regelung der Höchstaltersgrenzen für die Einstel-
lung in ein Beamtenverhältnis. 

Der Gesetzentwurf ergibt sich aus einer Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts. Das 
Bundesverfassungsgericht hat nämlich entschie-
den – anderes als das Bundesverwaltungsgericht 
in ständiger Rechtsprechung –, dass das Lan-
desbeamtengesetz Nordrhein-Westfalen keine 
hinreichend bestimmte Ermächtigung zur Fest-
setzung von Einstellungshöchstaltersgrenzen für 
Beamte enthält. 

Eine solche Höchstaltersgrenze muss nach der 
Entscheidung aber auf gesetzlicher Ebene gere-
gelt werden. 

Um es gleich vorweg zu sagen: Wir brauchen ei-
ne allgemeine Altersgrenze als Grundlage für die 
Finanzierbarkeit und Funktionsfähigkeit des be-
amtenrechtlichen Versorgungssystems.  

Denn eine angemessene Dienstzeit ist für das 
Lebenszeitprinzip sowie das Alimentationsprinzip 
ausschlaggebend. 

Bei der Neuregelung haben wir alle Gesichts-
punkte sorgfältig abgewogen. 

Der Entwurf sieht nun eine Anhebung der Einstel-
lungsaltersgrenze von bislang 40 auf 42 Jahre 
vor und ermöglicht künftig eine Verbeamtung für 
Menschen mit Behinderung und ihnen gleichge-
stellte Menschen bis zur Vollendung des 45. Le-
bensjahres. 

Aber wir gehen mit den Neuregelungen noch ei-
nen Schritt weiter:  

Mit der Neuregelung wollen wir zugleich auch die 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf er-
möglichen. So haben wir auch die Vorausset-
zungen, unter denen sich die Einstellungsgrenze 
über das 42. Lebensjahr hinaus erhöht, neu ge-
regelt. 

Das Laufbahnrecht ermöglichte auch bisher eine 
Überschreitung der Altersgrenzen – zum Beispiel 
wegen der Geburt oder der Betreuung von Kin-
dern oder der Pflege von Angehörigen, wenn die 
Verzögerung der Einstellung hierdurch kausal 
herbeigeführt wurde. 

Das musste bisher in einem nicht unerheblichen 
Verfahren geprüft werden. Dieses Verfahren wol-
len wir zukünftig wegfallen lassen, indem wir das 
Erfordernis der Kausalität streichen. 

Für den Polizeibereich müssen wir wegen der 
besonderen Anforderungen an die Eignung, Be-
fähigung und fachlichen Leistung, aber auch vor 
dem Hintergrund der niedrigeren Ruhestandsal-
tersgrenze bei der bisher geltenden Altersgrenze 
von 40 Jahren bleiben. 

Die Landesregierung hat unter Hochdruck an ei-
ner Neuregelung gearbeitet und bringt nunmehr 
eine den Vorgaben der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts entsprechende gesetzli-
che Neuregelung für die Einstellung in ein Beam-
tenverhältnis auf den Weg. 

Des Weiteren sieht der Gesetzentwurf eine Ent-
fristung der bestehenden Altersteilzeitregelung 
vor. Diese soll über den 31.12.2015 hinaus zu 
den bestehenden Konditionen Bestand haben. 
Dies ist vor allem für den kommunalen Bereich 
sowie für die Lehrerinnen und Lehrer von Bedeu-
tung.  

Ich bin der Auffassung, dass wir mit dem Ge-
setzentwurf eine sorgfältig ausbalancierte Rege-
lung getroffen haben. 
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Anlage 6 

Zu TOP 19 – „Gesetz über die Sicherheit in 
Häfen und Hafenanlagen im Land Nordrhein-
Westfalen (Hafensicherheitsgesetz – HaSiG) – 
zu Protokoll gegebene Rede 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr:  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll ein seit 
Jahren zwischen der Hafenwirtschaft und der 
Landesverwaltung bestehender Streit über die 
Reichweite der gesetzlichen Verpflichtung zur 
Gefahrenabwehr in Häfen beendet werden. Wo-
rum ging es? 

Das Europäische Parlament und der Rat hatten 
im Jahre 2005 die sogenannte Gesamthafen-
richtlinie beschlossen mit dem Ziel, Maßnahmen 
zur Gefahrenabwehr auf Schiffen und in Hafen-
anlagen auch auf die Häfen auszuweiten.  

Die Umsetzung dieser Richtlinie erfolgte in Nord-
rhein-Westfalen durch das Hafensicherheitsge-
setz aus dem Jahre 2007. Dieses Gesetz weist 
dem Hafenbetreiber weitgehende Aufgaben zu: 
So ist er zur Erstellung eines Gefahrenabwehr-
plans und der Durchführung der in diesem Plan 
darzustellenden Gefahrenabwehrmaßnahmen 
verpflichtet.  

Die Hafenwirtschaft hat sich gegen diese weitrei-
chende Inanspruchnahme, insbesondere gegen 
die Zuweisung von Zugangskontrollen ins Hafen-
gebiet, von Anfang an gewehrt.  

Die unterschiedlichen Rechtsauffassungen zwi-
schen den Hafenbetreibern und der Hafensicher-
heitsbehörde wurden letztendlich in einem 
Rechtsstreit geklärt. Das Oberverwaltungsgericht 
Münster hat in einem Berufungsverfahren ent-
schieden, dass der Hafenbetreiber nicht zu Zu-
gangskontrollen auf öffentlichen Straßen ver-
pflichtet werden könne; hierbei handele es sich 
um eine hoheitlich wahrzunehmende Aufgabe. 

Auch die Europäische Kommission hat im Rah-
men einer Inspektion festgestellt, dass die derzei-
tige Zuweisung von Aufgaben an den Hafenbe-
treiber nicht in Einklang mit der europarechtlichen 
Hafensicherheitsrichtlinie steht und hat zwi-
schenzeitlich ein Vertragsverletzungsverfahren 
eingeleitet. 

Die Landesregierung zieht hieraus nun die Kon-
sequenz:  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird die ge-
samte Gefahrenabwehrplanung in Häfen als ho-
heitliche Aufgabe ausgestaltet.  

Ich bitte, den Gesetzentwurf an die zuständigen 
Ausschüsse zur Beratung zu überweisen. 
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Anlage 7 

Zu TOP 20 – „Gesetz zur Anpassung der 
Dienst- und Versorgungsbezüge 2015/2016 
sowie zur Änderung weiterer dienstrechtli-
cher Vorschriften im Land Nordrhein-
Westfalen“ – zu Protokoll gegebene Rede 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister:  

Die Landesregierung legt Ihnen heute in erster 
Lesung den Gesetzentwurf zur Anpassung der 
Dienst- und Versorgungsbezüge 2015/2016 so-
wie zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vor-
schriften im Land Nordrhein-Westfalen vor. 

Dem Gesetzesentwurf sind intensive und kon-
struktive Gespräche mit den Gewerkschaften des 
DGB und dem DBB vorausgegangen. Sie stan-
den im Zeichen des gemeinsamen Verständnis-
ses, dass wir die angemessene und attraktivi-
tätserhaltende Besoldung unserer Beamten mit 
den Erfordernissen einer soliden und verantwor-
tungsvollen Haushaltsführung in Übereinstim-
mung bringen müssen. 

Für diese dem Ganzen dienende Sichtweise 
danke ich unseren Gesprächspartnern noch ein-
mal ausdrücklich. 

Mit dem jetzt vorgelegten Gesetzentwurf, der ei-
ne – wenn auch zeitlich verzögerte – 1:1 Über-
tragung vorsieht, setzten wir das mit den Ge-
werkschaften und Verbänden am 20. Mai 2015 
erzielte Gesprächsergebnis um. Das hat allen 
Beteiligten Zugeständnisse abverlangt. 

Natürlich haben wir dabei die neuen Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts aus seinem Ur-
teil vom 5. Mai 2015 sorgfältig geprüft und beach-
tet. Das Ergebnis ist detailliert in der Gesetzes-
begründung und den dazugehörigen Anlagen 
dargestellt. Damit wird auch den prozeduralen 
Anforderungen, die das Bundesverfassungsge-
richt aufgestellt hat, vollumfänglich Rechnung ge-
tragen. 

Inzwischen hat auch das erste Verwaltungsge-
richt unter Berücksichtigung der neuen Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts be-
stätigt, dass die Besoldung der Beamten in NRW 
für die Streitjahre 2013/2014 verfassungsgemäß 
ist. Daran, dass das auch für die aktuelle Besol-
dung gilt, besteht kein Zweifel. 

Ich bitte Sie, der Überweisung des Gesetzent-
wurfs an den Haushalts- und Finanzausschuss – 
federführend –, an den Unterausschuss Perso-
nal, an den Innenausschuss, an den Rechtsaus-
schuss sowie an den Ausschuss für Kommunal-
politik zuzustimmen. Dort können dann auch 
noch die Punkte des Gesetzesentwurfs bespro-

chen werden, auf die ich aus Zeitgründen hier 
nicht eingegangen bin. 
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Anlage 8 

Zu TOP 25 – „Aufhebung der Immunität eines 
Mitglieds des Landtags“ – gem. § 47 Abs. 2 
GeschO zu Protokoll gegebene schriftliche 
Begründungen des Abstimmungsverhaltens  

Simone Brand (PIRATEN) :  

Meine Entscheidung, die heutige Aufhebung der 
Immunität eines Abgeordneten im Landtag NRW 
abzulehnen, beruht auf der Tatsache, dass jeder 
Mensch, der sich friedlich gegen Neonazis stellt, 
zukünftig juristisch verfolgt werden kann. Diese 
Form der Einschüchterung ist nicht hinnehmbar. 

Stefan Fricke (PIRATEN) :  

Ich kann der Aufhebung der Immunität meines 
Parteikollegen Daniel Düngel nicht zustimmen. 
Nicht Partei-Kadaver-Gehorsam zwingt mich da-
zu, sondern die feste Überzeugung, dass er sich 
keiner Straftat schuldig gemacht hat. 

Der Antrag, die Immunität aufzuheben, hat für 
mich ein „Geschmäckle“. Da scheint jemand sei-
ne persönliche Inkompetenz kaschieren zu wol-
len und obendrein darauf zu spekulieren, dass da 
„irgendetwas hängenbleiben wird“.  

Der Ruf eines Piraten wird gründlich ruiniert – die 
Richtigstellung erfolgt dann auf der vorletzten 
Seite einer Zeitung in 6-Punkt-Schrift.  

Da spiele ich nicht mit – als aufrechter Demokrat 
und Volkstribun. 

Marc Olejak (PIRATEN) :  

Meine Entscheidung, die heutige Aufhebung der 
Immunität eines Abgeordneten im Landtag NRW 
abzulehnen, beruht auf der Tatsache, dass jeder 
Mensch, der sich friedlich gegen Neonazis stellt, 
zukünftig juristisch verfolgt werden kann. Diese 
Form der Einschüchterung ist nicht hinnehmbar. 

Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN)  

Ich begründe mein Abstimmungsverhalten in der 
Frage der beantragten Immunitätsaufhebung des 
Kollegen Daniel Düngel. Die parlamentarische 
Immunität soll die Mitglieder der Legislative vor 
ungerechtfertigter, darunter politisch motivierter 
Verfolgung durch die Exekutive schützen. Sie ist 
kein Freibrief für Gesetzesbrüche. 

In diesem Fall handelt es sich für mich eindeutig 
um einen politisch motivierten Vorwand. Unab-
hängig von der Absurdität des Vorwurfs, der bei 
einer Aufhebung der Immunität nur in einer kra-
chenden Blamage für die beantragende Staats-
anwaltschaft enden kann, greift hier der basale 
Grund für die parlamentarische Immunität, wes-
halb ich gegen die Aufhebung stimmen werde. 

Dietmar Schulz (PIRATEN) :  

Die Immunität von Abgeordneten ist ein hohes 
Gut. Sie stellt Abgeordnete gleichwohl weder 
über das Recht noch darf politisches Kalkül Ab-
geordnete über rechtsstaatliche Verfahren vor 
ordentlichen Gerichten und unabhängigen Rich-
terinnen und Richtern stellen. Immunität schützt 
unterdessen vor evident fehlerhafter oder gar 
willkürlicher Strafverfolgung, zu der auch Ermitt-
lungsmaßnahmen der politisch weisungsgebun-
dene Staatsanwaltschaften gehören können. 

Als Immunitätsbeauftragter meiner Fraktion (Pira-
tenfraktion) bin ich im Besitz von Kenntnissen 
aus dem zugrunde liegenden Verfahren, hinsicht-
lich derer ich zur Verschwiegenheit verpflichtet 
bin.  

Diese Kenntnisse von Fakten, welche der heute 
zur Abstimmung stehenden Immunitätsaufhe-
bungsfrage zugrunde liegen, veranlassen mich, 
unter Abwägung der mir zur Abwägung in die 
Hand gegebenen Kriterien gemäß Anlage 4 zur 
Geschäftsordnung des Landtags Nordrhein-
Westfalen im derzeitigen Stadium des strafrecht-
lichen Ermittlungsverfahrens der Immunitätsauf-
hebung nicht zuzustimmen, ohne dass hierdurch 
irgendeine tatsächliche oder rechtliche Bewer-
tung eines Tatvorwurfs intendiert ist oder vor-
weggenommen werden soll.  

Zwischen der Entscheidung im Rechtsausschuss 
des Landtags und dem heutigen Tage konnten 
die sich mir stellenden Fragen nicht beantwortet 
werden und Zweifel an der bereits heutigen Auf-
hebung der Immunität nicht ausgeräumt werden.  

Aus diesem Grunde stimme ich gegen die Auf-
hebung der Immunität. 

Daniel Schwerd (PIRATEN) :  

Bei der Abstimmung zur Aufhebung der Immuni-
tät eines Abgeordneten konnte ich der Abstim-
mungsempfehlung des Rechtsausschusses nicht 
folgen.  

Wenn wir eines aus dem dunklen Kapitel der Na-
zidiktatur gelernt haben sollten, dann jenes: Es ist 
dringend notwendig, sich der braunen Brut früh-
zeitig und entschlossen entgegenzustellen! Wenn 
rechte Demagogen Arm in Arm mit Rechtsextre-
men und Rechtsterroristen kommen, muss sich 
jeder Demokrat ihnen entgegenstellen und sa-
gen: Nicht in unserer Stadt! Nicht durch unsere 
Straße! Unsere Nachbarn bedrohst Du nicht! 

Allenthalben fordert man mehr Zivilcourage – und 
dann schützt man braune Horden, die hitlergruß-
zeigend durch unsere Straßen ziehen, während 
Gegendemonstranten mit Mitteln des Strafrechts 
verfolgt werden. Welch fatale Fehleinschätzung 
der Gefahren! 
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Das Demonstrationsrecht ist ein hohes Gut, doch 
was ist mit der Meinungsfreiheit der Menschen im 
Land, die das Nazigift in ihrer Nachbarschaft 
nicht verbreitet sehen wollen? Zählt das automa-
tisch weniger? Was ist mit der wehrhaften Demo-
kratie, die sich den Antidemokraten in den Weg 
stellt? Gilt das nicht mehr? 

Verstehen Sie mich nicht falsch: Hier geht es 
nicht darum, einen Kollegen vor der Durchset-
zung einer gerechten Strafe zu schützen; hier 
geht es darum, alle Menschen zu schützen, die 
sich Nazis in den Weg stellen – egal, ob sie als 
Abgeordneter privilegiert sind oder nicht. Denn 
antifaschistischen Widerstand leistet man nicht 
mit Lichterketten oder Onlinepetitionen – Wider-
stand leistet man aktiv auf der Straße. 

Und nachher soll bitte keiner erzählen, er habe 
von nichts gewusst. 

Torsten Sommer (PIRATEN) :  

Einer Aufhebung der Immunität kann in diesem 
besonderen Fall nicht zugestimmt werden, da es 
sich um ein Verfahren handelt, das gegen die po-
litische Arbeit des Mitgliedes des Landtages von 
Nordrhein-Westfalen gerichtet ist. Die politische 
Arbeit eines Abgeordneten steht dementspre-
chend unter besonderem, verfassungsrechtlich 
abgesichertem Schutz. Dementsprechend kann 
einer Aufhebung, die durch die Staatsanwalt-
schaft (Exekutive) beantragt wird, nicht zuge-
stimmt werden, wenn man sich an die Landes-
verfassung halten möchte. 

Olaf Wegner (PIRATEN) :  

Meine Entscheidung, die heutige Aufhebung der 
Immunität eines Abgeordneten im Landtag abzu-
lehnen, beruht auf meiner Überzeugung, dass ein 
Mensch, der sich friedlich gegen Neonazis stellt, 
aus moralischen Gründen juristisch nicht verfolgt 
werden darf.  

Wo Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zur 
Pflicht. Und ich freue mich über jeden Menschen, 
der sich dieser Pflicht stellt. 
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